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Vorwort

Florian Blank, Annelie Buntenbach & Markus Hofmann

Die Rentenpolitik kommt nicht zur Ruhe. In der aktuellen Wahlperiode
wurden einige Leistungsverbesserungen beschlossen, weitere Vorhaben
aus dem Koalitionsvertrag harren der Umsetzung. In Medien und Öffent-
lichkeit wird darüber gestritten, wie das System der Alterssicherung weiter
entwickelt werden soll. Auch Fachleute sind sich uneins, welche Schwer-
punktsetzungen die Politik vornehmen sollte. Soll der 2001 eingeschlage-
ne Weg der Teilprivatisierung mit Modifikationen weiterverfolgt werden
und Alterssicherung durch eine Mischung aus öffentlicher Rentenversiche-
rung, privater Vorsorge und betrieblicher Altersversorgung erfolgen? Oder
müssen die damaligen Entscheidungen grundlegend korrigiert werden
und muss daher vor allem die gesetzliche Rentenversicherung gestärkt und
weiterentwickelt werden? Doch die Fragen beziehen sich nicht nur auf die
Organisation der Alterssicherung, sondern auch auf die Zielsetzung von
Maßnahmen: Welchen Stellenwert hat Armutsbekämpfung im Verhältnis
zur Lebensstandardsicherung? Und welche Formen von Arbeit sollen auf
welchem Weg zu Ansprüchen in der Alterssicherung führen?

Die Beiträge in diesem Band konzentrieren sich weitgehend auf die ge-
setzliche Rentenversicherung. Sie beinhalten Bestandsaufnahmen und
Vorschläge zur Weiterentwicklung des Alterssicherungssystems, nehmen
aber teils auch private und betriebliche Vorsorge in den Blick. Die Analy-
sen rücken dabei vielfach das Zusammenspiel zwischen Arbeitsmarkt und
Alterssicherung in den Mittelpunkt, behandeln aber beispielsweise auch
die Frage, wie mit Sorgearbeit umgegangen werden soll. Auch wenn sich
viele Beiträge auf Deutschland und die deutsche Diskussion konzentrieren,
bringen drei Beiträge zudem eine europäisch vergleichende Perspektive in
die Diskussion.

Es zeigt, dass schon mit diesem Fokus eine ganze Reihe von Fragen und
Kontroversen verbunden sind, die gerade in der Gesamtschau der Beiträge
deutlich werden. Über die faktischen Entwicklungen herrscht zwar weitge-
hend Einigkeit. Auch scheint auf dieser Grundlage weitgehende Überein-
stimmung zu bestehen, dass das Alterssicherungssystem Defizite aufweist
und weiterentwickelt werden muss. Welche Prioritäten dabei aber gesetzt
werden müssen, welche Begründungen und Beobachtungen für eine Wei-
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terentwicklung der öffentlichen Sozialversicherung herangezogen werden
und welche Instrumente geeignet sind – darüber herrscht kein Konsens.
Vereinfacht gesagt kommt derjenige, der bei seiner Analyse mit der Funk-
tion der Renten als Lohnersatz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
startet, zu anderen Ergebnissen, als derjenige, der das Problem der Alters-
armut ins Zentrum der Analyse stellt. Das bedeutet nun nicht, dass die
Beiträge in diesem Band einander notwendig ausschließende Perspektiven
und Vorschläge beinhalten. Sie machen aber darauf aufmerksam, dass die
gesellschaftliche Wirklichkeit komplex ist und daher eine vermeintlich
einfache, auf Lohnersatz zentrierte Sicherung von Beschäftigten den gesell-
schaftlichen Verhältnissen und den Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt
genauso wenig gerecht wird wie die alleinige Konzentration auf Armuts-
vermeidung.

Die Beiträge verdeutlichen in der Gesamtschau aber auch, was mit einer
Sozialversicherung wie der gesetzlichen Rentenversicherung alles für
machbar gehalten wird. Das zeigt sich nicht zuletzt an den verschiedenen
Beiträgen, die den sozialen Ausgleich in der Rentenversicherung in den
Mittelpunkt rücken. Sicher sind die von den Autorinnen und Autoren aus-
gemachten Probleme nicht alle von heute auf morgen zu lösen und die
Vorschläge nicht einfach umzusetzen und genauso wenig alle zugleich.
Aber in der Summe zeigen die Beiträge, wie sehr die Rentenversicherung
als ein flexibles Instrument der sozialen Sicherung wahrgenommen wird,
das unterschiedlichste Lebenslagen berücksichtigen kann. Welche das sein
sollen – darüber kann wiederum nur in gesellschaftlichen Debatten eine
Einigung erzielt werden.

Die verschiedenen Anforderungen an die Rentenversicherung machen –
sozusagen unter der Hand – einen zentralen Unterschied der öffentlichen
Sicherung zur privaten und betrieblichen Vorsorge deutlich. Bei letzteren
muss die Anpassung an unterschiedliche Lebenslagen im Wesentlichen
vor- oder nachgelagert durch das Förder- und Steuersystem geschehen. So-
zialer Ausgleich im System ist in der sogenannten zweiten und dritten Säu-
le kaum möglich. In diesem Sinne (und nach Auffassung der Herausgebe-
rin und der Herausgeber nicht nur in diesem) erscheint die umlagefinan-
zierte öffentliche Rentenversicherung als besser geeignetes, agileres Instru-
ment um mit gesellschaftlichen Vorstellungen von fairen Alterseinkünften
einerseits, sich wandelnden Lebensläufen, Erwerbsmustern und Familien-
und Haushaltsstrukturen andererseits umzugehen, als die anderen Säulen
der Alterssicherung.

Die Gesamtschau der Beiträge macht noch etwas anderes klar: Die Ana-
lysen legen offen, dass sowohl die Probleme der deutschen Alterssicherung
bekannt sind, als auch eine ganze Bandbreite von Vorschlägen existiert,

Vorwort
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wie das System angepasst werden kann. Es gibt damit in diesem Politikfeld
zwar immer noch genügend Fragen, die einer wissenschaftlichen Bearbei-
tung harren. Aber die aktuelle Situation erscheint doch als hinreichend
klar beschrieben, um daraus politische Schlüsse abzuleiten.

Die Arbeiten an den Beiträgen in diesem Band waren abgeschlossen, be-
vor die Corona-Pandemie Deutschland erreicht hat. Auch wenn die Folgen
der Corona-Pandemie sicher die Sozialpolitik und auch die Alterssiche-
rung beeinflussen werden, sind Herausgeberin und Herausgeber über-
zeugt, dass die Analysen und Vorschläge in diesem Band relevant und ak-
tuell bleiben werden. Rentenpolitische Themen sind gegenwärtig in der
politischen Debatte in den Hintergrund getreten – die Handlungsnotwen-
digkeiten bleiben aber bestehen.

Die gesetzliche Rentenversicherung ist jetzt und in Zukunft die größte
Einkommensquelle im Alter für die Mehrheit der Menschen in diesem
Land. Es gibt aus Sicht der Herausgeberin und der Herausgeber gute
Gründe, für eine Stärkung der Rentenversicherung zu streiten und auch
für kommende Generationen sicherzustellen, dass sie sich auf die Leistun-
gen der Rentenversicherung verlassen können. Dass aber auch über das
„wie“ gestritten werden kann und muss, zeigen die Beiträge in diesem
Band. Wir wünschen eine anregende Lektüre.

Vorwort
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Rentenpolitik: Wo stehen wir?

Florian Blank

Einleitung

In der rentenpolitischen Debatte hat es in den vergangenen Jahren einen
bemerkenswerten Wandel gegeben. Stand lange Zeit die Finanzierbarkeit
der Alterssicherung im Vordergrund, geht es heute auch wieder um die
Fragen, welche Leistungen die Systeme der Alterssicherung erbringen sol-
len und insbesondere wie sich die Rentenversicherung entwickeln soll.
Was vor fünf Jahren kaum vorstellbar schien, ist jetzt Politik der Regie-
rung: Nicht nur wurden kleinere Ergänzungen und Korrekturen vorge-
nommen, sondern auch die bis 2025 befristete Stabilisierung des Rentenni-
veaus beschlossen und die „Kommission Verlässlicher Generationenver-
trag“ eingesetzt, die über die weitere Zukunft der Rentenversicherung be-
raten soll. Zwar lässt sich aus guten Gründen bemängeln, dass damit noch
längst nicht genug getan ist, aber: Der 2001 durch mehrere umfassende
Gesetzesänderungen eingeschlagene Pfad scheint nicht mehr sakrosankt.

Dieser Beitrag bietet einen Überblick über die rentenpolitischen Ent-
wicklungen der vergangenen zwei Jahrzehnte. Dabei wird argumentiert,
dass sich die Rentenpolitik nach einer Phase des umfassenden Um- und
Rückbaus der Alterssicherung (2001–2012) nun in einer Zwischenphase
befindet. Mit „Zwischenphase“ ist gemeint, dass die politischen Entschei-
dungen seit 2012 nicht mehr eindeutig dem Muster der vorherigen Phase
folgen, zugleich aber auch kein klarer Bruch mit der vorherigen Politik
stattgefunden hat oder eine erneute grundlegende Richtungsentscheidung
festzuhalten ist. Die Zwischenphase ist außerdem durch einen Wandel in
der politischen Diskussion geprägt: Forderungen nach Leistungserweite-
rungen – mit Blick sowohl auf eine allgemeine Rentenniveaustabilisierung
als auch auf Armutsbekämpfung – werden nicht nur von Verbänden oder
Teilen der parlamentarischen Opposition angemahnt, sondern sind bis
weit in die Regierungsparteien hinein wieder diskutabel und fanden ihren
Weg in den aktuellen Koalitionsvertrag und in die Gesetzgebung.

Inwieweit diese Offenheit für weitere Vorschläge und zur Diskussion
auch künftig zu konkreter Politik führt, oder ob nach einem Innehalten
letztlich der ab 2001 eingeschlagene Weg weiterverfolgt wird, muss offen

1.
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bleiben. In diesem Beitrag werden zwei mögliche Richtungen der Weiter-
entwicklung gegenübergestellt, die sich in der gegenwärtigen Debatte ab-
zeichnen: Zum einen eine Weiterführung der bisherigen Politik, die das
bestehende Alterssicherungssystem und seine Grundannahmen bestätigt,
jedoch an einzelnen Stellen weitere Ergänzungen und kleinere Korrektu-
ren vornimmt; zum anderen ein Bruch mit der Politik seit 2001, der einen
Teil der Änderungen der Jahre 2001ff. zurücknimmt, ohne aber einfach
den vorherigen Zustand wiederherzustellen.

Die Phase des Rückbaus 2001–2012

Bereits in der Zeit der konservativ-liberalen Regierung unter Helmut Kohl
wurden mehrfach Maßnahmen beschlossen, die die öffentliche Alterssiche-
rung schwächten. Hierzu zählen eine Änderung der Rentenanpassungsfor-
mel mit dem Ziel einer Dämpfung der jährlichen Rentensteigerungen
(Abkehr von der Bruttoanpassung) und die Anhebung von Altersgrenzen
bzw. die Abschaffung der speziellen Altersrenten für Frauen und Arbeits-
lose. Maßnahmen des sozialen Ausgleichs wurden teils eingeschränkt und
eine Reform der Erwerbsunfähigkeitsrenten beschlossen. In diese Zeit fal-
len allerdings auch die Anerkennung von Kindererziehungszeiten („Müt-
terrente“) und die Schaffung der Rente nach Mindestentgeltpunkten (An-
hebung von geringen Pflichtbeiträgen im Zeitraum 1973–1991 unter be-
stimmten Bedingungen).

Viele der Einschränkungen wurden durch die rot-grüne Regierung be-
reits kurz nach ihrem Amtsantritt zurückgenommen oder außer Kraft ge-
setzt. Ab 2000/2001 folgte dann aber eine Reihe von Entscheidungen, die
die Politik der Vorgängerregierung wieder aufnahm und fortführte. Insbe-
sondere die Reform von 2001 gilt als Paradigmenwechsel, also eine grund-
legende Neuorientierung der Politik, die über eine einfache Anpassung
oder Neuausrichtung der bekannten Instrumente hinausgeht (Schmähl
2011). Diese Reform wurde vom zuständigen Minister Walter Riester als
„die größte Sozialreform, die in der Nachkriegszeit gemacht worden ist“
bezeichnet (Riester laut Bundestags-Plenarprotokoll 14/147: 14429C). Aus-
schlaggebend für diese rentenpolitischen Maßnahmen war die Sorge um
die Entwicklung der Beitragssätze. Die Rentenpolitik folgte damit nicht
mehr dem Ziel der Sicherung des Lebensstandards im Rentenalter, son-
dern dem der Beitragssatzstabilität.1

2.

1 Für eine detaillierte Darstellung der einzelnen Gesetzesänderungen s. Steffen 2020.
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Die Reformen setzten an mehreren Stellen an. Zentral war die Ände-
rung der Rentenanpassungsformel (2001 und 2005). Durch die Einfüh-
rung neuer Faktoren in diese Formel wurde die Bindung der jährlichen
Anpassung der Renten an die Lohnentwicklung geschwächt: Zunächst
wurde der „Riesterfaktor“ eingefügt, in den ein weitgehend willkürlich ge-
setzter Altersvorsorgeanteil und Änderungen des Beitragssatzes zur Ren-
tenversicherung eingehen, und später der Nachhaltigkeitsfaktor, durch
den Veränderungen im Verhältnis von Rentenvolumen und Beitragsvolu-
men (in der Form von Äquivalenzrentnern und Äquivalenzbeitragszah-
lern) abgebildet werden. Ziel der Einfügung dieser Elemente war die
Dämpfung des Wachstums der Renten und Rentenausgaben und damit
auch der Beiträge. Der Grundsatz, dass Rentnerinnen und Rentner an der
Wirtschaftsentwicklung, gemessen am Wachstum der Löhne, teilhaben
sollen, gilt seither nur noch eingeschränkt. Diese Entscheidung schlägt
sich in einem sinkenden Sicherungsniveau vor Steuern (zumeist kurz als
Rentenniveau bezeichnet) nieder, also einem sich verschlechternden Ver-
hältnis der sogenannten Standardrente zum Durchschnittsentgelt (s. Abb.
1).2 Als Sicherungslinien wurden 2005 die Niveauuntergrenzen von 46 %
(2020) und 43 % (2030) festgelegt, bei deren Unterschreiten die Bundesre-
gierung geeignete Maßnahmen vorzuschlagen hat. Im Ergebnis sind aber
durch die positive Arbeitsmarktentwicklung der letzten Jahre die erwarte-
ten Senkungen des Rentenniveaus nicht voll eingetreten. Im Gegenteil hat-
ten die Faktoren in manchen Jahren sogar eine die Renten steigernde Wir-
kung (Steffen 2019).

2 Das Sicherungsniveau vor Steuern misst das Verhältnis einer Rente, die sich aus 45
Jahren Beitragszahlung zum Durchschnittsentgelt ergibt (= Standardrente), zum
Durchschnittsentgelt. Von Rente und Durchschnittsentgelt werden Sozialversiche-
rungsbeiträge abgezogen, vom Durchschnittsentgelt zudem noch die Aufwendun-
gen für die private Vorsorge. Steuern werden nicht berücksichtigt; s. Steffen 2018.

Rentenpolitik: Wo stehen wir?
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Entwicklung des Sicherungsniveaus vor Steuern in der gesetzli-
chen Rentenversicherung und des Gesamtversorgungsniveaus
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Sicherungsniveau vor Steuern, tatsächliche Entwicklung und Vorausberechnung nach RVB 2019 und
Bundestags-Drucksache 19/16954

Gesamtversorgungsniveau lt. RVB 2019

Haltelinie 48 % bis 2025

Differenzen:
2001-2019: -4,4 Punkte (-8,4%)
2001-2033: -8,0 Punkte ( -15,2%)
2001-2045: -9,4 Punkte (-17,9%)

Quellen: BMAS 2019, Bundestags-Drucksache 19/16954; RVB: Rentenversiche-
rungsbericht; zu den Annahmen zum Gesamtversorgungsniveau s. RVB 2019,
Übersicht B 8.

Die Absenkung des Rentenniveaus wurde begleitet durch eine Übertra-
gung des Sicherungsziels – der Lebensstandardsicherung im Alter – auf
mehrere „Säulen“ der Alterssicherung. Durch staatlich geförderte private
oder betriebliche Vorsorge sollen Beschäftigte und ihre Familien das alte
Sicherungsniveau erreichen können.3 Zuvor galt, dass das Ziel der Lebens-
standardsicherung für langjährig Versicherte durch die öffentliche Renten-
versicherung allein erreicht werden kann. In den Rentenversicherungsbe-
richten wird seit den Reformen auch das kombinierte Sicherungsniveau
aus gesetzlicher Rentenversicherung und privater Vorsorge als Gesamtver-
sorgungsniveau ausgewiesen, wobei der Aussagewert des Gesamtversor-
gungsniveau allerdings fraglich ist, u.a. da der Beitrag der privaten Vorsor-
ge nur für den Rentenzugang ausgewiesen wird und sich die Annahmen
zu Verzinsung (4 % p.a.) und Kosten (10 %) als problematisch herausge-
stellt haben (Blank et al. 2016, S. 5–6). Mit der Individualisierung der Ver-

Abbildung 1:

3 Zur aktuellen Entwicklung der privaten Vorsorge s. Kruse/Scherbarth 2019; zur be-
trieblichen Altersversorgung s. Wiß in diesem Band.
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antwortung für die Alterssicherung war zugleich eine Kostenverlagerung
verbunden, da die zusätzliche Alterssicherung nicht in der paritätisch fi-
nanzierten öffentlichen Rentenversicherung umgesetzt wird, sondern in
einem ersten Schritt allein von den Beschäftigten zu tragen ist, die je nach
Umsetzung ihrer Vorsorge staatliche Zulagen oder steuerliche Förderung
in Anspruch nehmen oder auf Arbeitgeberzuschüsse zurückgreifen kön-
nen.

Während diese Maßnahmen die Architektur des Rentensystems insge-
samt berührten, indem sie den Wert der Ansprüche aller Beitragszahlerin-
nen und -zahler sowie der Rentnerinnen und Rentner gemessen an den
Löhnen mindern, betrafen weitere Änderungen nur Teile der Versicherten
und Leistungsbezieherinnen und -bezieher. Die Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeitsrenten wurden durch die Erwerbsminderungsrente abgelöst, der
Berufsschutz damit aufgehoben. Die Hinterbliebenenrenten wurden modi-
fiziert. Maßnahmen des sozialen Ausgleichs wurden gekürzt, etwa die Be-
wertung von Bildungszeiten. Rentenrechtlich abgewertet wurde speziell
auch Arbeitslosigkeit. Der Bezug von Arbeitslosenhilfe war noch mit ent-
sprechend hohen Beiträgen und daraus folgenden Ansprüchen verbunden,
die Beiträge aus dem Arbeitslosengeld II fielen dagegen geringer aus.
Schließlich wurden Zeiten des ALG-II-Bezugs Anrechnungszeiten, mithin
Zeiten, für die keine Beiträge geleistet werden.4

Die steuerrechtliche Behandlung von Renten wurde 2005 neu geordnet:
Der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung bedeutet, dass schrittweise
Beiträge zur Rentenversicherung bei der Einkommenssteuer absetzbar ge-
macht werden und im Gegenzug Renten zunehmend zu versteuern sind.
Hoch umstritten war (und ist bis heute) die Anhebung des Rentenalters.
Altersgrenzen waren für einzelne Rentenarten bereits unter der Regierung
Kohl angehoben worden. Unter der großen Koalition wurde 2007 dann
die schrittweise Anhebung der Altersgrenze auch für die Regelaltersrente
auf 67 beschlossen, die im Jahr 2031 abgeschlossen sein wird.5

Schließlich wurde mit der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung eine Leistung geschaffen, die dem Sozialhilferecht zugeordnet
wurde. Ihr Ziel war es ausweislich der Gesetzesbegründung, verschämte
Armut zu bekämpfen. Im Unterschied zur Hilfe zum Lebensunterhalt lie-
gen die Freigrenzen für den Rückgriff auf das Einkommen von Kindern
und Eltern deutlich höher.

4 Zur Entwicklung des sozialen Ausgleichs im Zeitverlauf s. Köhler-Rama 2018.
5 Nicht behandelt werden in diesem Band die Änderungen in der Organisations-

struktur der Rentenversicherung. S. hierzu Klenk 2012, S. 86–91.
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Hintergrund dieser Maßnahmen, gerade der Senkung des Rentenni-
veaus und der Anhebung der Altersgrenze, war die Sorge um die Entwick-
lung der Beitragssätze. Angesichts des demografischen Wandels aber auch
unter dem Eindruck hoher Arbeitslosigkeit wurde die Finanzierbarkeit der
umlagefinanzierte Rentenversicherung in Frage gestellt. Als problematisch
wurden hohe bzw. steigende Beitragssätze gesehen, da diese als „Lohnne-
benkosten“ den Faktor Arbeit verteuern und damit eine geringere Nach-
frage nach Arbeit bewirken würden (Bäcker 2006, Schmähl 2009). Der
„Standort Deutschland“ würde so gefährdet – und damit wiederum auch
die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme.6

Im Ergebnis muss festgehalten werden, dass die Rentenversicherung in
Deutschland durch die Entscheidungen in dieser Phase geschwächt wor-
den ist. Bereits im Zeitraum 2001–2019 ist das Rentenniveau um 4,4 Punk-
te gesunken (-8,4 %), in einer Vorausberechnung der Bundesregierung
wird von einem Rückgang um 9,4 Punkte (-17,9 %) bis 2045 ausgegangen
(Bundestags-Drucksache 19/16954, S. 13). Dieser Abbau wird auch in inter-
nationalen Vergleichen der Leistungen von Alterssicherungssystemen
sichtbar, in denen Deutschland teils deutlich hinter anderen westeuropäi-
schen Ländern zurückbleibt (OECD 2019). Gleichzeitig macht der Rück-
bau der Elemente des sozialen Ausgleichs eine lange, erfolgreiche Erwerbs-
beteiligung umso notwendiger, um individuell ausreichende Ansprüche
zu erwerben.

Die Zwischenphase 2012–2019

Auf die Phase der großen Umbauten folgte ab 2012 eine bis heute andau-
ernde Phase relativer Ruhe. Der Zeitpunkt 2012 ergibt sich aus zwei Grün-
den: Zum einen wurde mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2011 die Versiche-
rungspflicht für ALG-II Empfänger in der Rentenversicherung beendet
und damit ein (vorläufiger?) Schlusspunkt unter die Leistungsverschlechte-
rungen in der Rentenpolitik gesetzt. Zum anderen wurden 2012 Vorschlä-
ge aus dem CDU-geführten Bundesministerium für Arbeit und Soziales
und aus dem SPD-Parteivorstand vorgelegt, die auf eine Besserstellung von
manchen Personen mit niedrigen Renten abzielten, also Leistungsverbesse-
rungen zur Diskussion stellten. Die seither andauernde Phase wird hier als
„Zwischenphase“ bezeichnet. In dieser Phase wurde der zuvor eingeschla-
gene Weg nicht grundsätzlich durch neue Reformen korrigiert. Es kam

3.

6 Zur Analyse und Einordnung dieses Arguments s. Blank et al. 2017, S. 323–325.
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aber zu einzelnen Leistungsverbesserungen, die eine Relativierung der al-
leinigen Beitragsorientierung bedeuten. Insbesondere die Stabilisierung
des Rentenniveaus bis 2025 kann als ein Innehalten gesehen werden. Da-
rüber hinaus hat ein Wandel in der politischen Diskussion stattgefunden.
Zunehmend wird das alleinige Ziel der Beitragssatzstabilität wenn nicht
ganz in Frage gestellt, so doch durch Forderungen nach angemessenen
Leistungen ergänzt und zwar nicht nur von Seiten der „üblichen Verdäch-
tigen“, sondern bis weit in die Regierungsparteien hinein: So äußerten sich
im Frühjahr 2016 die damaligen Parteivorsitzenden von CSU (Horst See-
hofer) und SPD (Sigmar Gabriel) befürwortend gegenüber neuen Leis-
tungszielen in der Rentenversicherung (zu höheren Altersbezügen für alle
bzw. einer Stabilisierung des Rentenniveaus).

Erste Anzeichen für eine neue Bereitschaft, Leistungsverbesserungen zu
diskutieren, gab es in der Politik bereits während der Amtszeit der Ministe-
rin von der Leyen (CDU), während der von Ministerium, CDU und SPD
Vorschläge einer Lebensleistungsrente, Zuschussrente bzw. Solidarrente
vorgelegt und diskutiert, jedoch nicht umgesetzt wurden. Dabei ging es
um die Frage, wie bestimmte Gruppen von Bezieherinnen und Beziehern
von Niedrigrenten besser gestellt werden könnten, d.h. eine Leistung ober-
halb der Grundsicherung erhalten könnten (Blank 2012). Die Debatte um
aktuelle und kommende Altersarmut und ihre Bekämpfung hat seither
nicht mehr aufgehört und ist acht Jahre später immer noch nicht abge-
schlossen. Im Koalitionsvertrag der großen Koalition wurde 2017 eine
„Grundrente“ vorgeschlagen. Ein im Frühjahr 2019 vorgelegter, davon ab-
weichender Vorschlag aus dem sozialdemokratisch geführten Sozialminis-
terium wurde in der Folge kontrovers diskutiert. Im Februar 2020 lag nun
der Referentenentwurf eines Gesetzes vor (BMAS 2020). Ein zentraler
Streitpunkt in der Diskussion um die Grundrente war, ob geringe Renten
bei bestimmten rentenrechtlichen Voraussetzungen direkt aufgewertet
werden sollen (ähnlich der Rente nach Mindestentgeltpunkten) oder aber
zusätzlich durch eine Bedürftigkeits- oder Einkommensprüfung eine Ver-
engung auf einen speziellen Personenkreis vorgenommen werden soll. Der
Koalitionskompromiss sieht nun eine Einkommensprüfung auf Haushalts-
ebene vor, nicht aber eine darüber hinaus gehende Prüfung der Bedürftig-
keit. Das Instrument der Grundrente rückt nicht die Armutsbekämpfung
in den Vordergrund, sondern die Besserstellung von Personen mit gerin-
gen Alterseinkünften, die eine bestimmte Vorleistung erbracht haben.

Während das Projekt einer Art „Basissicherung“ zwar seit Langem dis-
kutiert wird, aber noch unvollendet geblieben ist, sind mit dem „Renten-
paket 2014“ und dem „Rentenpakt 2018“ kleinere und größere Leistungs-
ausweitungen vorgenommen worden. Zu nennen sind hier die „doppelte
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Haltelinie“, also die Garantie, dass bis 2025 das Sicherungsniveau vor Steu-
ern 48 % nicht unterschreiten und der Beitragssatz 20 % nicht über-
und 18,6 % nicht unterschreiten wird. Zur Sicherung dieses Ziels werden
auch Mittel aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt. Angesichts
der Rückwirkungen von Beitragsentwicklungen in der Rentenversiche-
rung und in anderen Zweigen der Sozialversicherung auf das Rentenni-
veau ist es möglich, dass diese Regelung auch tatsächlich greifen wird – vor
der Reform erstellte Vorausberechnungen zum Sicherungsniveau vor Steu-
ern ließen einen Korrekturbedarf nur für das Jahr 2025 erwarten (BMAS
2017). Selbst wenn diese Regelung im Zeitraum 2019–2025 kaum greifen
sollte, ist ihr symbolischer Wert nicht zu unterschätzen, da mit ihr das po-
litische Eingeständnis einhergeht, dass die Rentenanpassungsformel einer
Überprüfung bedarf. Zur Diskussion um die weitere Zukunft der Renten-
versicherung wurde eine „Kommission Verlässlicher Generationenvertrag“
einberufen, die ihren Bericht im Frühjahr 2020 vorlegen soll.

Deutliche Verbesserungen wurden bei der Erwerbsminderungsrente
vorgenommen (Verlängerung der Zurechnungszeiten). Aufgewertet wur-
den die schon vorher bestehenden Kindererziehungszeiten für vor 1992 ge-
borene Kinder („Mütterrenten“), wobei allerdings die Finanzierung aus
dem Beitragsaufkommen kritisiert wird. Die sogenannte „Rente mit 63“
erleichterte die Möglichkeit eines abschlagsfreien vorzeitigen Zugangs in
die Altersrente für besonders langjährig Versicherte, indem die Altersgren-
ze von 65 auf 63 herabgesetzt wurde (diese Altersgrenze steigt dann schritt-
weise wieder auf 65). Noch auf der Agenda der aktuellen Koalitionsregie-
rung steht der Einbezug Selbständiger in die Rentenversicherung.

Die politischen Entscheidungen brachten – bei aller Kritik im Detail –
durchaus sinnvolle Ergänzungen. Rentenpolitik wurde damit nicht mehr
allein als Kostenbegrenzungspolitik gesehen, sondern wieder (auch) als
Leistungspolitik verstanden. Festzuhalten ist aber auch, dass die Grundfra-
ge nach dem angemessenen Sicherungsniveau nach wie vor nicht geklärt
ist – dass sie sogar umstrittener ist als noch vor einigen Jahren.

Hintergründe der rentenpolitischen Entscheidungen

Geschahen die wichtigsten Entscheidungen der ersten Phase vor dem Hin-
tergrund hoher Arbeitslosigkeit, hat sich das wirtschaftliche Umfeld in der
zweiten Phase deutlich geändert. Sinkende Arbeitslosigkeit bzw. ein deut-
licher Anstieg sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung führten zu stei-
genden Beitragseinnahmen und entgegen den Erwartungen zu sinkenden

4.
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Beitragssätzen7, wodurch Entscheidungen über kleinere Leistungsverbesse-
rungen sicher erleichtert wurden. Zugleich profitierte die Rentenpolitik in
der zweiten Phase von den Maßnahmen der ersten insofern, als dass weiter
reichende Entscheidungen erst einmal als unnötig erschienen. Schließlich
wurden in der öffentlichen Diskussion zunehmend die Folgen der renten-
politischen Maßnahmen der ersten Phase problematisiert – die zweite Pha-
se ist damit eine Phase der Reflektion bzw. der kleinteiligen Korrektur und
Weiterentwicklung. Zwei Stränge der öffentlichen Diskussion sind hervor-
zuheben, die die politische Diskussion bis in die Regierungsparteien hin-
ein beeinflusst haben.

Massive Kritik wurde und wird fast ununterbrochen am Mehr-Säulen-
Modell der Alterssicherung geübt, mit unterschiedlichen Betonungen und
Handlungsempfehlungen.8 So ist festzuhalten, dass die private Vorsorge
und betriebliche Altersversorgung längst nicht den Grad der Durchdrin-
gung erreicht haben, der erhofft wurde. Teils wird auf Verteilungswirkun-
gen hingewiesen, die sich aus der Finanzierung und auch aus der Förde-
rung ergeben (Abkehr von der Parität in der Finanzierung in Hinblick auf
das Ziel der Lebensstandardsicherung). Aus verbraucherpolitischer Sicht
lässt sich die Unübersichtlichkeit des Wohlfahrtsmarktes für Vorsorgepro-
dukte kritisieren, die eine sinnvolle Entscheidung zwischen verschiedenen
Verträgen erschwert. Grundsätzlicher wird auf die Risiken der kapitalge-
deckten Vorsorge hingewiesen, und bemängelt, dass die Umstellung auf
ein teilkapitalgedecktes System sozialpolitisch und volkswirtschaftlich
nicht sinnvoll sei (s. Blank et al. 2017). Nicht zuletzt werden die Berech-
nungen der Bundesregierung und die zugrunde liegenden Annahmen als
zu optimistisch kritisiert, denen zufolge private Vorsorge im Umfang von
4 % des Bruttoeinkommens ausreicht, um ein angemessenes Gesamtversor-
gungsniveau zu erreichen (s.o.). Umkehrschluss dieser Kritik sind Vor-
schläge zu einer Verbesserung des bestehenden Systems beispielsweise aus
verbraucherpolitischer Perspektive durch ein standardisiertes Vorsorgepro-
dukt (vzbv 2019, Stellpflug 2019), darüber hinaus aber das Beharren auf
der Überlegenheit eines einheitlichen, öffentlichen, umlagefinanzierten
Systems.

Wie der erste Strang der Kritik bezieht sich auch der zweite auf Refor-
men der ersten Phase, allerdings mit einer anderen Stoßrichtung. Hierbei
geht es um die – auch medial immer wieder problematisierte – Sorge vor

7 S. den Beitrag von Geyer in diesem Band.
8 Einen Überblick über aktuelle Diskussionen bieten Fasshauer et al. 2018 und Stell-

pflug et al. 2019.
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zunehmender Altersarmut, die sich aus dem Zusammenspiel von renten-
politischen Entscheidungen und Lebensläufen ergibt, die auf die eine oder
andere Art vom Normalarbeitsverhältnis bzw. vom Standardrentner ab-
weichen. Tatsächlich sind Indikatoren zu Altersarmut und Grundsiche-
rungsbezug in den letzten Jahren gestiegen und Vorausberechnungen las-
sen einen weiteren Anstieg in den kommenden Jahren als plausibel er-
scheinen (vgl. Geyer et al. 2019). Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Be-
kämpfung setzen an verschiedenen Stellen an. Zu unterscheiden sind hier
Vorschläge, die die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
verbessern (etwa durch Freibeträge für bestimmte Arten von Altersein-
kommen), sie aber eher selten einfach anheben wollen, und Vorschläge,
die eine Stärkung der Rentenversicherung sowie eine Verbesserung der so-
zialen Ausgleichs in der Rentenversicherung anstreben, um eine „struktu-
relle Armutsfestigkeit“ (Dedring et al. 2010) zu gewährleisten (vgl. auch
Blank 2019).

Beide Diskussionsstränge, die auch über die Medien (teilweise reiße-
risch und polemisch) immer weiter am Leben gehalten werden, haben da-
zu beigetragen, dass die Alterssicherungspolitik permanent unter Rechtfer-
tigungsdruck geblieben ist und nach einer Phase der Dominanz des Kos-
tenarguments die Leistungsfrage wieder auf der Agenda ist. Problematisch
ist an der Debatte, dass die beiden genannten Stränge der Kritik in der
Tendenz dazu führen, Zukunftsfragen der Alterssicherung auf einzelne
Probleme oder Lebenslagen zu verengen, nicht jedoch das Gesamtdesign
des Alterssicherungssystems zu problematisieren. So wird bei der Frage
nach angemessenen Leistungen die Armutsfestigkeit fokussiert und die
Kritik an der Teilprivatisierung führt nicht zu verteilungspolitischen Fra-
gen oder einer grundsätzlich Kritik an der Finanzierung durch Kapitalde-
ckung, sondern zu einer „Rentenmarktpolitik“.

Wie weiter?

Aus der aktuellen Debatte lassen sich zwei Wege herausarbeiten, die im
deutschen Rentensystem eingeschlagen werden können. Beide Wege sind
in der aktuellen Debatte angelegt in dem Sinne, dass sie (oder wesentliche
Bestandteile) von Parteien und Verbänden vertreten oder gefordert wer-
den.

Der erste Weg besteht in einer Fortsetzung der seit 2001 verfolgten Poli-
tik. Das bedeutet für die Rentenversicherung nach 2025 die weitere Sen-
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kung des Sicherungsniveaus, eine schrittweise Anhebung des Rentenalters9

und weitere kleinere Korrekturen (durchaus auch Verbesserungen für
manche Personengruppen im Detail). Verbesserungen sind auf diesem We-
ge auch im Bereich der privaten Vorsorge möglich, indem beispielsweise
auf die Kritik am Vorsorgemarkt durch die Einführung von Standardpro-
dukten reagiert wird. Kompatibel mit diesem Weg sind Maßnahmen zur
Milderung von Altersarmut. Dabei stehen jedoch nicht eine echte Verbes-
serung der Grundsicherung oder eine echte Grundrente im Vordergrund,
sondern eine Besserstellung von Personen mit speziellen Anspruchsvoraus-
setzungen etwa durch erweiterte Freibeträge in der Grundsicherung. Sozia-
le Sicherung im Alter wird damit weiter individualisiert und das öffentli-
che Engagement konzentriert sich auf die Rahmensetzung für private Akti-
vitäten und auf den unteren Rand der Leistungsbezieherinnen und -bezie-
her.

Der zweite Weg rückt die Stärkung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung in den Vordergrund. Er umfasst die Weiterentwicklung der Renten-
versicherung zur Erwerbstätigenversicherung, die Stabilisierung und An-
hebung des Rentenniveaus und verbesserte Maßnahmen des sozialen Aus-
gleichs, insbesondere bei Arbeitslosigkeit. Im Vordergrund stehen dabei
nicht die Korrektur oder Verbesserung des Mehrsäulensystems, sondern
das Zurückdrängen der individuellen Vorsorge in eine ergänzende Rolle.
Armutsbekämpfung ist bei diesem zweiten Weg nicht die erste Priorität;
Altersarmut wird aber durch eine gestärkte Rolle der gesetzlichen Renten-
versicherung insgesamt mit beeinflusst wie auch durch Maßnahmen des
sozialen Ausgleichs, die die Erwerbszentrierung der Rentenversicherung
mildern. Das Gesamtbild ist damit geprägt durch Alterssicherung als „So-
zialeigentum“, durch öffentliche Verantwortung und Umsetzung.

Auch im Falle des zweiten Weges, der Stärkung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, bleibt eine Reihe wichtiger Fragen offen. Zunächst ist das
Verhältnis zur Arbeitsmarktpolitik immer wieder zu prüfen: Was kann in
der Rentenversicherung ausgeglichen werden, was bleibt Sache des Ar-
beitsmarktes? Maßnahmen des sozialen Ausgleichs korrigieren insbesonde-
re fehlende, geringe oder auch gering entlohnte Erwerbsarbeit. Diese Maß-
nahmen sind immer wieder neu zu justieren, da sich beispielsweise das
Verständnis von rentenrechtlich relevanter Arbeit ändert (Aufwertung von
Familienarbeit), aber auch die gesellschaftliche Bewertung von Arbeitslo-
sigkeit einem Wandel unterworfen ist.

9 Wie etwa von der Deutschen Bundesbank (2019) ins Spiel gebracht.
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Wie gestaltet sich die Finanzierung der Alterssicherung angesichts des
demografischen Wandels? Der erste Weg bedeutet eine weitgehend Verla-
gerung der Kosten auf die Beschäftigten durch weitere Privatisierung bei
gleichzeitiger Abwertung der öffentlichen Renten. Die Kosten der Alte-
rung der Gesellschaft werden damit aus dem öffentlichen System verscho-
ben – um den Preis niedriger öffentlicher Leistungen. Die Stärkung der
Rentenversicherung dagegen führt zur Debatte über den richtigen Finan-
zierungsmix, der neben einem sachgerechten Zuschuss aus Bundesmitteln
als wesentliche Finanzierungsquelle die paritätisch getragenen Beiträge
enthält. Der Umfang und der Zeitraum, in dem diese angesichts des demo-
grafischen Wandels steigen werden, hängt von politischen Entscheidungen
(etwa über den Übergang zur Erwerbstätigenversicherung oder über Leis-
tungsausweitungen), aber ebenso von der Arbeitsmarktentwicklung, ge-
nauer: von der Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung ab. Eine gute Arbeitsmarktpolitik, die vorhandene Beschäftigungspo-
tentiale ausschöpft, trägt maßgeblich dazu bei, dass sich demografische
Entwicklungen in einem beherrschbaren Maße in das Verhältnis von Leis-
tungsbezieherinnen/-beziehern und Beitragszahlerinnen/-zahlern überset-
zen (Türk et al. 2018, Logeay et al. in diesem Band). Dennoch bleiben mit
der Weiterentwicklung der Rentenversicherung verteilungspolitische Fra-
gen verbunden, die die öffentlichen Haushalte, Beschäftigte und Arbeitge-
ber wie auch spezifische Personengruppen (etwa Beamte und Selbstständi-
ge im Übergang zur Erwerbstätigenversicherung) betreffen.

Offen sind in Bezug auf den zweiten Weg weiterhin Fragen, die den
Umgang mit der privaten Vorsorge in einem System mit starker gesetzli-
cher Rentenversicherung berühren. Hier muss ein Einstieg in den Ausstieg
ermöglicht werden, der jedoch den bisherigen Sparerinnen und Sparern
gerecht werden muss. Das Beschränken der Förderung auf bis zu einem
Stichtag abgeschlossene Riester-Verträge und das Einfrieren sowohl der
Förder- wie auch der Eigenbeträge wäre ein zu prüfender Weg.

Schließlich bleibt die Frage nach den Akteuren und dem Umfeld, die
eine Stärkung der Rentenversicherung umsetzen bzw. begünstigen kön-
nen. Die aktuelle Debatte um Reformen profitiert von der entspannten Ar-
beitsmarktlage und Finanzsituation der Rentenversicherung. Kann der
Druck für weit reichende Reformen aufgebaut und aufrechterhalten wer-
den, wenn die nächste Krise droht? Angesichts der aktuellen politischen
Mehrheitsverhältnisse braucht es zudem Unterstützung bis weit ins bür-
gerliche Lager, um die entsprechenden Maßnahmen umzusetzen. In den
kommenden Debatten sind Verbände und Politik gut beraten, die Gefahr
einer Verengung der Diskussion auf die Bekämpfung von Altersarmut zu
sehen und entsprechend weitere rentenpolitische Programme und Forde-
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rungen zu formulieren. Denn Rente ist nicht allein zur Armutsbekämp-
fung da, sie dient der Lebensstandardsicherung für die große Mehrheit der
Bevölkerung.
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Rentenversicherung oder Kapitalmarkt?
Lebensstandardsicherung als Aufgabe einer zukunftsfähigen
Alterssicherungspolitik

Gerhard Bäcker

Alterssicherung – mehr als Armutsvermeidung

Über Monate hinweg (letztlich über Jahre hinweg) ist die rentenpolitische
Diskussion durch den Komplex „Grundrente“ geprägt worden.1 Noch sind
viele Fragen offen. Vor allem bleibt abzuwarten, wie die Einkommensan-
rechnung, die die Rentenversicherung in Zusammenarbeit mit den Fi-
nanzbehörden vornehmen soll, geregelt werden kann und wie die Gegen-
finanzierung aussehen soll2. Es ist jedoch davon auszugehen, dass bei der
Rentenberechnung unter bestimmten Bedingungen (Versicherungsjahre,
Mindest- und Maximalschwelle der Aufstockung, Kürzungsprozentsatz,
Einkommensanrechnung auch in Paar-Haushalten) eine Aufwertung von
niedrigen Entgeltpunkten für langjährig Versicherte durchgeführt wird, so
dass niedrige Renten aufgestockt werden und damit näher an das Niveau
der Grundsicherung im Alter heranreichen bzw. dieses auch übersteigen.
Im Zusammenwirken mit der Einführung von Freibeträgen bei der
Grundsicherung nicht nur wie bislang für Renten aus einer zusätzlichen,
sondern additiv auch aus der verpflichtenden Altersvorsorge in der öffent-
lichen Rentenversicherung wird es zudem dazu kommen, dass viele Ältere
(auch im Rentenbestand!) eine deutliche Verbesserung ihrer Einkommens-
lage erreichen.3 Hinzu kommen sollen Freibeträge beim Wohngeld. Eine

1.

1 Über Jahre hinweg, da schon in den zurückliegenden Legislaturperioden verschie-
dene Ansätze einer Grundrente diskutiert wurden, die aber allesamt nicht umge-
setzt werden konnten.

2 Vgl. dazu das Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 2019
(Sozialbeirat 2019).

3 Durch diese Form einer vorleistungsabhängigen Berechnung eines Grundsiche-
rungsanspruchs zählen zukünftig auch ein Großteil jener Rentner*innen, die auf
Grund der bislang vollen Einkommensanrechnung keine Grundsicherung bezo-
gen haben, zum Kreis der Leistungsberechtigten und -empfänger. Allerdings nur
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genaue Bestimmung des begünstigten Personenkreises und des zu erwar-
tenden Gesamteinkommens wird man allerdings erst vornehmen können,
wenn ein Gesetzentwurf vorliegt.4

Wie auch immer die konkreten gesetzlichen Regelungen aussehen wer-
den, sie werden Rückwirkungen haben auf ein zweites rentenpolitisches
Diskussionsfeld, das mit den Stichworten „Lebensstandardsicherung“ und
„Rentenniveau“ umschrieben werden kann. Im Frühjahr 2020 wird hier
die von der Bundesregierung eingesetzte Rentenkommission „Verlässli-
cher Generationenvertrag“ ihren Bericht vorlegen. Entsprechend dem Auf-
trag der Kommission geht es um Fragen der langfristigen Finanzierbarkeit
und Ausgestaltung der Alterssicherung allgemein und der Rentenversiche-
rung im Besonderen. Es werden Aussagen zu erwarten sein, welche Bedeu-
tung dem Ziel der Lebensstandardsicherung zukommen soll, welche Ent-
wicklung das Leistungsniveau der Rentenversicherung nimmt und wie die
Rollenverteilung zwischen der Rentenversicherung einerseits und den ka-
pitalbasierten Systemen andererseits aussehen soll.

Diese Fragen stehen im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen. Wie
zu zeigen sein wird, stehen sich kontroverse Positionen gegenüber, die im
Kern auf Grundsatzentscheidungen über die Zukunft des Sozialstaates hin-
auslaufen. Zugleich ist zu erwarten, dass die Regelungen zur Hochwertung
von Entgeltpunkten und zur Einführung von Freibeträgen bei der Grund-
sicherung und beim Wohngeld Anlass geben zu einer neuen Bestimmung
der Sicherungsziele und des Leistungsniveaus der Rentenversicherung.

Wenig kontrovers – zumindest auf den ersten Blick – scheint die Zielbe-
stimmung zu sein, dass Alterssicherung mehr ist und mehr sein soll als Ar-
mutsvermeidung und es nicht ausreicht, wenn das Gesamteinkommen im
Alter nur ein wenig über dem Grundsicherungsniveau liegt. Einer Alters-
rente kommt vielmehr die Funktion zu, einen Ersatz für das Erwerbsein-
kommen zu leisten: Nach Aufgabe der Berufstätigkeit soll ein Einkom-
mensabsturz nach dem Altersübergang verhindert und der im Laufe des
Erwerbslebens erarbeitete und erreichte Lebensstandard weitgehend beibe-
halten werden können. Es geht auch und gerade für die Mitte der Gesell-
schaft um Einkommenskontinuität im Lebensverlauf, die Möglichkeit
einer verlässlichen Einkommensplanung und um die Absicherung auch
des Risikos von Erwerbsminderung und der Hinterbliebenenversorgung.

dann, wenn bezogen auf das gesamte Einkommen im Haushalt Bedürftigkeit be-
steht. Zudem muss zuvor verwertbares Vermögen aufgelöst werden, der Freibetrag
liegt bei 5.000 Euro pro Person.

4 Zu einer ersten Modellrechnung vgl. Steffen 2020.
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Die große Gruppe von Beschäftigten im mittleren und gehobenen Ein-
kommenssegment steht zwar auch in Zukunft nicht vor der Gefahr, im Al-
ter unmittelbar in Armut zu geraten und auf die Grundsicherung angewie-
sen zu sein (vgl. Bäcker 2016a, S. 63 ff.). Aber die Sorge ist, infolge einer
unzureichenden Alterssicherung den gewohnten Lebensstandard erheb-
lich einschränken zu müssen5, d.h. vor allem die steigenden Mieten und
die hohen Kosten einer pflegerischen Versorgung nicht mehr verkraften
zu können.

Diese Aufgabe der Lebensstandardsicherung stellt sich nicht nur zum
Zeitpunkt des Übergangs vom Arbeitsleben in den Rentenbezug, sondern
im Verlauf der gesamten Altersphase, die bis zu drei Jahrzehnte dauern
kann. Entscheidend ist also neben der Einkommenshöhe im Rentenzu-
gang auch die laufende Anpassung der Alterseinkommen, um deren preis-
bedingte Wertminderung zu vermeiden und die Teilhabe an der allgemei-
nen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung zu ermöglichen. Eine sol-
che Anpassung ist das Kennzeichen der mit der Rentenreform von 1957
eingeführten lohnbezogenen Rentendynamik.6

Rentenversicherung, Lebensstandardsicherung und Rentenniveau

Allerdings erweist es sich alles andere als einfach, das Ziel der Lebensstan-
dardsicherung zu konkretisieren. Zwar geht es allgemein gesehen um eine
als „ausreichend“ angesehene Relation zwischen Erwerbseinkommen und
Renten. Aber entscheidend für die gesetzlichen Renten ist, dass sie den ge-
samten Lebenslauf der Versicherten abbilden, dass ihre individuelle Höhe
von der Dauer der versicherungspflichtigen Beschäftigung und von dem in
dieser Zeit erzielten Einkommen abhängt. Es gilt das Prinzip der Teilhabe-
äquivalenz: Die in jedem Versicherungsjahr erworbenen und bei der Ren-
tenberechnung schließlich addierten Entgeltpunkte widerspiegeln die in-

2.

5 Die gerade im mittleren Einkommensbereich verbreitete Erwerbstätigkeit neben
einem Bezug der Regelaltersrente („Arbeit trotz Rente“) ist nach den vorliegenden
Forschungsbefunden nicht zuletzt ein Indiz für die Notwendigkeit, eine stark vom
Arbeitseinkommen und bisherigen Lebenszuschnitt abweichende Altersrente auf-
zustocken, um sich z.B. einen Urlaub noch leisten zu können (vgl. Schmitz 2018,
S. 99 ff.; Bäcker/Schmitz 2017, S. 229 ff.).

6 Selbst bei einer niedrigen Inflationsrate führt eine fehlende Dynamisierung zu
einem erheblichen Kaufkraftverlust. Ein Beispiel: Eine Rente in konstanter Höhe
von 1.000 Euro hat bei zwei Prozent Inflation pro Jahr nach 10 Jahren nur noch
einen Wert von rund 820 Euro und nach 20 Jahren von rund 673 Euro.
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dividuelle Höhe des verbeitragten Einkommens im Verhältnis zum jeweili-
gen Durchschnittseinkommen. Wurde in einem Jahr genau im Durch-
schnitt verdient, so errechnet sich ein Entgeltpunkt in der Höhe von 1,0.
Lag der Lohn unterhalb des Durchschnitts, z.B. bei 80 %, hat der Entgelt-
punkt die Höhe von 0,8. In die Gesamtberechnung gehen damit sowohl
niedrige Einkommenspositionen am Beginn des Berufslebens wie auch die
in der Regel höhere Einkommenspositionen am Ende des Berufslebens
ein. Abgesichert wird also die relative Einkommensposition im gesamten
Versicherungsverlauf und nicht, wie bei der Beamtenversorgung, das Ein-
kommen vor dem Berufsaustritt. Die auf das letzte Einkommen bezogene
„Lohnersatzrate“ kann deshalb sehr unterschiedlich ausfallen. Wenn bei-
spielsweise das Einkommen vor dem Renteneintritt recht hoch ist und die
persönliche lebensdurchschnittliche Einkommensposition übersteigt,
dann fällt die Lohnersatzrate geringer aus. Bei einem Absinken der relati-
ven Einkommensposition am Ende des Berufslebens tritt das Gegenteil
ein. Hinzu kommt die strenge Verknüpfung zwischen Rentenanwartschaf-
ten und Versicherungsdauer. Wer nur wenige Jahre eingezahlt hat, kann
keine Rente erwarten, die auch nur ansatzweise an das letzte Einkommen
anschließt.

Das Sicherungsziel der Rentenversicherung bewegt sich in diesem Rah-
men von individueller Rentenberechnung und allgemeiner Rentenanpas-
sung (siehe weiter unten) und lässt sich durch die Maßgröße „Rentenni-
veau“ beziffern. Seit 1992 (Rentenreform 1992) gelten 45 Versicherungs-
jahre als Norm für ein „erfülltes“ Arbeitsleben. Und der Zielwert des Ren-
tenniveaus wurde damals bei rund 70 % eines vergleichbaren Nettoarbeit-
nehmereinkommens angesetzt. Das heißt: Eine modellhaft ermittelte soge-
nannte Standardrente mit 45 Entgeltpunkten (im Verlauf von 45 Jahren
wurde also durchschnittlich verdient) sollte bei 70 % des aktuellen durch-
schnittlichen Nettoeinkommens der Arbeitnehmer liegen.

Bei dieser Berechnung von Höhe und Entwicklung des Rentenniveaus
werden Nettogrößen (Nettorenten und Nettolöhne) miteinander vergli-
chen, da es um die tatsächlich verfügbaren Einkommen geht. Allerdings
können seit 2005 bei diesem Vergleich die Steuerabzüge nicht mehr be-
rücksichtigt werden. Denn die seitdem geltende, schrittweise steigende Be-
steuerung der Renten variiert nach dem Jahr des Rentenzugangs: Je später
der Rentenbeginn, desto höher fällt der Anteil der Rente aus, der der Be-
steuerung unterliegt. Im Ergebnis kann also von keiner für alle Rentner
gleichen Steuerbelastung ausgegangen werden, so dass die Nettogrößen
vor Steuern, aber nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen einander
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gegenübergestellt werden müssen. In der Fachterminologie ist vom „Net-
torentenniveau vor Steuern“ bzw. „Sicherungsniveau vor Steuern“ die Re-
de.

Der Zielwert von 70 % lässt erkennen, dass das Sicherungsniveau seit
Einführung der lohndynamischen Rente also niemals bei 100 Prozent lag;
vielmehr galt eine Versorgungslücke von etwa 30 % als akzeptabel, die ent-
weder verkraftet werden muss oder durch ergänzende private und betrieb-
liche Vorsorgeleistungen auszugleichen ist. So lag das Nettorentenniveau
im Schnitt der 1980er und 1990er Jahre bei knapp 70 Prozent (mit einer
Schwankungsbreite zwischen 72 % und 66,9 %), was einem Nettoniveau
vor Steuern von etwa 52 Prozent entspricht (Schäfer/Schmitz 2018,
S. 21 ff.).
Da die Höhe des Rentenniveaus auf einer Modellrechnung beruht, lassen
sich die Annahmen variieren:

• Werden – in Reaktion auf die Heraufsetzung der Altersgrenzen – bei
den Versicherungszeiten mehr als 45 Jahre unterstellt, z.B. 47 Jahre, so
fällt das Rentenniveau rechnerisch höher aus. Das ändert aber nichts
am Entwicklungsverlauf des Niveaus (siehe unten) und an der Höhe ir-
gendeiner Rente.

• Statt des Vergleichs von Durchschnittswerten (Standardrente und
durchschnittliches Arbeitnehmereinkommen) können auch andere
Konstellationen modelliert werden, indem z.B. eine Rente mit einer
Einkommensposition von 70 % (45 Versicherungsjahre x 0,7 EP = 31,5
EP) einem Arbeitnehmerverdienst von 70 % des Durchschnitts gegen-
übergestellt wird. Das so berechnete Niveau unterscheidet sich nicht
von dem oben genannten Bezug auf die Standardrente.

Anhaltender Rückgang des Rentenniveaus

Die Entwicklung des Rentenniveaus im Zeitverlauf hängt im Wesentli-
chen von der jährlichen Rentenanpassung ab. Die absolute Höhe der indi-
viduellen Renten errechnet sich durch die Multiplikation der Summe der
persönlichen Entgeltpunkte mit dem aktuellen Rentenwert. Der aktuelle
Rentenwert ist eine Euro-Größe, er wird jährlich (zum 01.07.) in Anpas-
sung an die Entwicklung der Arbeitsentgelte neu festgestellt. Bleibt die
Anhebung des aktuellen Rentenwerts hinter der Lohnentwicklung zurück,
so sinkt das Rentenniveau. Dies bedeutet nicht, dass die Renten in ihren

3.
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absoluten Beträgen sinken (dies ist per Gesetz ausgeschlossen). Sie können
durchaus weiter steigen – allerdings verlieren sie in der Relation zu den
durchschnittlichen Löhnen an Wert.

Bei der Maßgröße des Rentenniveaus handelt es sich insofern um einen
statistischen Indikator, der vor allem dazu dient, den Entwicklungsverlauf
von Löhnen und Renten miteinander vergleichen zu können. Der Position
von Rürup, der das Rentenniveau als „leere Monstranz“ bezeichnet (Rürup
2019), muss deshalb widersprochen werden; das Rentenniveau ist eine un-
verzichtbare „Kontrollinstanz“ (Schäfer/Schmitz 2018, S. 23), um überprü-
fen zu können, ob die Rentnergeneration (Zugangs- wie Bestandsrentner)
am allgemeinen Einkommens- und Wohlstandszuwachs beteiligt wird
oder nicht. Dieser Teilhabeanspruch hat nicht nur Bedeutung für die aktu-
elle Rentnergeneration, sondern auch für die nachrückenden Kohorten,
die jetzt Beitragszahler sind und sich darauf verlassen müssen, im Alter ein
ausreichendes Leistungsniveau zu erhalten.

Das Absinken des Rentenniveaus prägt die Situation der Rentenversi-
cherung seit der Jahrtausendwende. Der Rückgang hat dabei schon vor
2000 eingesetzt, u.a. wirken sich hier die mehrfachen Anpassungsreduktio-
nen aus. Weitreichende Folgen haben aber vor allem die Modifikationen
der Rentenanpassungsformel, die im Zuge der Einführung der Riester-
Rente im Jahr 2001 und durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetz von 2004 er-
folgt sind:
• Veränderungen der Abgabenbelastung, die nicht die Alterssicherung

betreffen (wie direkte Steuern, Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Ar-
beitslosenversicherung), finden keine Berücksichtigung mehr.

• Anpassungsmindernd angerechnet werden Veränderungen des Bei-
tragssatzes zur Rentenversicherung (in voller Höhe, also einschließlich
des Arbeitgeberanteils).

• Zusätzlich angerechnet wird der private Beitrag für die staatlich geför-
derte zusätzliche Altersvorsorge. Unabhängig davon, ob er tatsächlich
geleistet wird, wird ein Vorsorgebeitrag von 4 % des Bruttoeinkom-
mens unterstellt. Dieser anpassungsdämpfende Vorsorgefaktor wird als
„Riester-Faktor“ bezeichnet.

• Durch den Einbau eines „Nachhaltigkeitsfaktors“ in die Rentenanpas-
sungsformel wird die Entwicklung des zahlenmäßigen Verhältnisses
von Rentenbeziehern (sog. Äquivalenzrentner) und versicherungs-
pflichtig Beschäftigten (Äquivalenzbeitragszahler) anpassungsmin-
dernd wirksam. Sinkt − wie aus demografischen Gründen zu erwarten
– der Rentnerquotient (Äquivalenzrentner zu Äquivalenzbeitragszah-
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lern), fallen die Rentenerhöhungen niedriger aus. Die jährliche Verän-
derung wird zu einem Viertel (α =0,25) bei der Rentenanpassung be-
rücksichtigt.7

Diese Veränderungen machen die Anpassungsformel hochkompliziert.
Wichtig sind aber nicht die Details, sondern das Ergebnis: Die Rentener-
höhungen werden abgebremst und von den Einkommenszuwächsen der
Aktiven mehr und mehr abkoppelt. Das Nettorentenniveau vor Steuern
lag im Jahr 2018 noch bei 48,1 % und wird sich nach den Vorausberech-
nungen des Rentenversicherungsberichts 2019 bis 2033 auf 44,6 % verrin-
gern (Bundesregierung 2019). Gegenüber 2009 (Niveau von 52 %) ent-
spricht dies einem Rückgang von 19,2 %. Mit anderen Worten: Ohne diese
Eingriffe würde die Standardrente entsprechend höher ausfallen.

Dieser Abwärtstrend ist Ergebnis des 2001 eingeleiteten sog. „Paradig-
menwechsels“ in der Rentenpolitik. Als übergeordnetes Ziel gilt seitdem,
die Beitragsbelastungen für die Versicherten und die Arbeitgeber zu be-
grenzen. Das Gesetz schreibt vor, den Beitragssatz – trotz der demografi-
schen Belastungen – bis zum Jahr 2025 unter 20 % und bis 2030 unter
22 % zu halten. Es dominiert der Grundsatz einer „einnahmeorientierten
Ausgabenpolitik“. Hinsichtlich des Sicherungsziels gilt bis 2025 (geregelt
im GRV-Leistungsverbesserungsgesetz von 2018) eine Haltelinie von 48 %
und bis 2030 von 43 %. Für die Zeit danach, in der der Nachhaltigkeitsfak-
tor stark anpassungsmindernd wirkt, gibt es keine Begrenzung mehr, die
den Trend nach unten stoppen könnte. So prognostizierte das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales einen weiteren Rückgang bis auf 41,6 %
im Jahr 2045 (BMAS 2016). Verschärfungen ergeben sich zusätzlich da-
durch, dass die Renten dann voll besteuert werden.

Das Ziel der Lebensstandardsicherung setzt seitdem zwingend zusätzli-
che Leistungen aus der privaten und/oder betrieblichen Vorsorge voraus.
Die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung allein können und
sollen das Ziel der Lebensstandardsicherung auf keinen Fall mehr errei-

7 Die gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt insbesondere in den Jahren zwischen
2015 und 2018 hat zu einem deutlich gestiegenen Beschäftigungsniveau geführt.
Die Zahl der Äquivalenzbeitragszahler hat sich zeitweise stärker entwickelt als die
Zahl der Äquivalenzrentner, so dass das Rentenniveau stabilisiert worden ist.
Wenn es bis 2024 keinen (konjunkturellen oder strukturellen) Beschäftigungsein-
bruch gibt, kann erwartet werden, dass die „Haltelinie“ von 48 % auch ohne die im
Gesetz vorgesehenen zusätzlichen Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt nicht unter-
schritten wird. In den Jahren danach lässt sich aber die dann stark steigende Zahl
der Äquivalenzrentner nicht mehr durch einen weiteren Beschäftigungszuwachs
ausgleichen.

Rentenversicherung oder Kapitalmarkt?

31



chen. Leitbild ist die Lebensstandardsicherung aus mehreren Säulen. Ne-
ben die umlagefinanzierte Alterssicherung tritt – schrittweise und zu im-
mer größeren Anteilen− die kapitalmarktabhängige Alterssicherung. Be-
triebliche und private Alterssicherung dienen also nicht mehr primär der
Ergänzung der umlagefinanzierten Alterssicherung, sondern als Ersatz. Fi-
nanziert werden muss der Aufbau der privaten Vorsorge von den Versi-
cherten bzw. Beschäftigten selbst, allerdings unterstützt durch staatliche
Förderleistungen (steuerliche Freibeträge und Zulagen); als Zielgröße der
Förderung gelten vier Prozent des Einkommens, eine paritätische Arbeit-
geberbeteiligung wie bei der gesetzlichen Rente ist dabei nicht vorgesehen.

Sinkendes Rentenniveau, Grundsicherungsbedarf und Grundrente

Ein kontinuierlich sinkendes Rentenniveau bedeutet nun nicht nur, dass
die Rentenanpassung hinter der Lohnentwicklung zurückbleibt. Zugleich
erhöht sich auch die Wahrscheinlichkeit, dass trotz einer langjährigen Ver-
sicherungsdauer eine wachsende Zahl von Renten (Zahlbeträge) das Be-
darfsniveau der Grundsicherung im Alter (einschließlich der Kosten der
Unterkunft) nicht erreicht oder nur wenig darüber liegt. Um dies zu ver-
deutlichen, können Modellrechnungen vorgenommen werden (vgl. Abbil-
dung 1). Geht man z.B. von einer lebensdurchschnittlichen Entgeltpositi-
on von 70 % aus, dann waren im Jahr 2009 – bei einem damaligen Netto-
Rentenniveau vor Steuern von 52 % – 37,4 Versicherungsjahre erforder-
lich, um das Grundsicherungsniveau zu erreichen. Sinkt nun das Renten-
niveau bis 2045 auf unter 41,6 % ab, dann reicht selbst diese lange Versi-
cherungsdauer bei weitem nicht mehr aus. Erforderlich wären dann 47,7
Jahre.

Unterstellt wird bei dieser Modellrechnung, dass die Anpassungssätze
von Grundsicherungsbedarf und aktuellem Rentenwert gleichgerichtet
verlaufen. Das Gegenteil dürfte allerdings der Fall sein: Denn nach gelten-
dem Recht fällt die jährliche Erhöhung der Regelbedarfe der Grundsiche-
rung höher aus als die von der Lohnentwicklung abgekoppelte Anpassung
der Renten. Die Fortschreibung der Regelbedarfe orientiert sich seit 2011
nicht mehr an der Erhöhung des aktuellen Rentenwerts, sondern an einem
Mischindex, der auf der jährlichen Lohn- und Preisentwicklung im Ver-
hältnis von 30 % zu 70 % basiert. Erst in einem fünfjährigen Turnus, wenn
die neuen Daten aus der Einkommensstatistik (Einkommens- und Ver-
brauchstichprobe, EVS) vorliegen, erfolgt dann eine Neubewertung der
Regelbedarfe. Verschärfend kommt hinzu, dass die von der Grundsiche-
rung übernommenen Kosten der Unterkunft infolge der Krise auf dem

4.
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Wohnungsmarkt rapide – d.h. sehr viel stärker als der aktuelle Rentenwert
– ansteigen. Schließlich ist damit zu rechnen, dass die Beitragssätze zur
Kranken- wie auch zur Pflegeversicherung in den nächsten Jahren und
Jahrzehnten steigen werden, so dass die Nettorenten vor Steuern (Zahlbe-
träge) geringer als unterstellt ausfallen.

Wenn eine gesetzliche Rente den Grundsicherungsbedarf unterschrei-
tet, bedeutet dies trotz der zukünftigen Anrechnungsfreibeträge nicht, dass
auch Anspruch auf Grundsicherungsleistungen besteht. Denn es ist zu be-
rücksichtigen, dass die Einkommenslage stets im Kontext des Haushalts zu
bewerten ist. Bei älteren Menschen ist hier in erster Linie an die verbreitete
Konstellation der (Ehe-) Paar-Haushalte zu denken: Die Einkommen bei-
der Partner fließen in den gemeinsamen Haushalt ein. Die niedrige Rente
der Frau und die üblicherweise höhere Rente des Mannes bilden zusam-
men das verfügbare Gesamteinkommen. Und im Todesfall des Ehepart-
ners/der Ehepartnerin ergänzen Hinterbliebenenrenten die eigene womög-
lich niedrige Rente.

Absehbar sind jedoch Legitimations- und Akzeptanzprobleme der Ren-
tenversicherung, wenn nach jahrzehntelanger Beitragspflicht die individu-
elle Rente nicht oder nur kaum höher liegt als die vorleistungsunabhängi-
ge Grundsicherung im Alter und sich kein Unterschied mehr ergibt zu
Personen, die keine oder keine entsprechend hohen Beiträge geleistet ha-
ben.

Dieses Problem einer Überschneidung von niedrigen Renten und
Grundsicherungsniveau auch bei langjähriger Beitragszahlung wird durch
die geplante Kombination von Grundrente und Freibeträgen bei der
Grundsicherung und beim Wohngeld zweifelsohne gemildert. Die Ent-
geltpunkte werden angehoben und zugleich besteht infolge der Freibeträ-
ge ein erweiterter Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung und des
Wohngelds. Rentner*innen, die die Voraussetzung von 33 Versicherungs-
jahren erfüllen, werden dadurch gleich mehrfach bessergestellt.
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Überschneidung von Grundsicherungsbedarf und Rente bei sin-
kendem Rentenniveau nach Entgeltposition und Beitragsjahren,
2009–2045
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s. Sozialpolitik-aktuell.de 2020): Grundsicherung im Alter: Bedarf für Alleinstehen-
de (Regelbedarf und bundesdurchschnittliche Kosten der Unterkunft) im Jahr
2015: 747 Euro; Rente: Nettorente vor Steuern, Beitragsabzüge (Krankenversiche-
rung und Pflegeversicherung der Rentner) Werte für 2015; Niveau: 2009, 2015
(Deutsche Rentenversicherung), 2025 (Rentenversicherungsbericht 2015), 2030
(Niveausicherungsklausel), 2045 (Bundesregierung)

Es ist zu erwarten, dass dieses Ergebnis bei der Diskussion über den Be-
richt der Rentenkommission dazu verleiten wird, eine Absenkung des
Rentenniveaus nach 2025 zu rechtfertigen, da sich die Folgewirkungen als
weniger dramatisch oder gar unproblematisch herausstellen. Bei einer sol-
chen Relativierung ist jedoch Widerspruch erforderlich:
• Die Freibeträge ändern nichts daran, dass Grundsicherungsansprüche

den Zustand von „Bedürftigkeit“ im Haushaltskontext voraussetzen.
Wenn das Einkommen eines Partners/einer Partnerin zu hoch ist, leis-
tet die Grundsicherung nicht. Und auch ein vorhandenes Vermögen
muss vorrangig eingesetzt werden; anrechnungsfrei bleibt lediglich ein
Schonvermögen von 5.000 Euro.

• Durch die Absenkung des Rentenniveaus wird der Wert der Entgelt-
punkte, also auch im Falle der Hochwertung, hinter der allgemeinen

Abbildung 1:
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Einkommens- und insbesondere hinter der Entwicklung des Grundsi-
cherungsniveaus zurückbleiben. Der Effekt der Hochwertung wird da-
mit umso geringer, je stärker das Rentenniveau fällt.

• Die Aufwertung der Entgeltpunkte erreicht jene nicht, die mit ihrer le-
bensdurchschnittlichen Einkommensposition die Maximalschwelle
von 0,8 EP überschreiten.

Vor allem der letzte Punkt ist von grundsätzlicher Bedeutung: Wenn sich
die öffentliche Alterssicherung auf die Absicherung am unteren Ende der
Einkommensverteilung konzentriert (vgl. Klammer/Wagner 2020) und
Renten und Grundsicherung schrittweise verschmelzen (vgl. Steffen
2019a; Schäfer 2014), besteht Gefahr, dass das Ziel der Lebensstandsiche-
rung im Bereich mittlerer und auch höherer Einkommen aus den Augen
verloren und immer stärker auf die private Altersvorsorge verschoben
wird.

Anhebung der Regelaltersgrenze und Rentenniveau

Wie skizziert, lassen sich bei der Berechnung des Rentenniveaus nicht nur
die zu vergleichenden Verdienstpositionen variieren, sondern auch die
Zahl der Versicherungsjahre. Wenn statt der 45 Jahre 47 Jahre oder mehr
unterstellt werden, erhöht sich allein rechnerisch gesehen das Rentenni-
veau, bei weniger als 45 Versicherungsjahren verringert es sich. In der ak-
tuellen Debatte häufen sich nun die Aussagen, das Absinken des Rentenni-
veaus könne durch verlängerte Beitragszeiten gleichsam ungeschehen ge-
macht werden. Nach dieser Argumentation sinkt bei einer um zwei Jahre
längeren Erwerbstätigkeit „das GRV-Verbersorgungsniveau bei Rentenein-
tritt nicht von heute knapp 48 % auf 44½ % im Jahr 2029, sondern nur
halb so stark auf 46 ½%“ (Deutsche Bundesbank 2016, S. 70). Ähnlich
rechnet das Institut der deutschen Wirtschaft (2016): „Weist der Standard-
rentner im Jahr 2030 aufgrund der Rente mit 67 zwei Beitragsjahre mehr
auf als heute, steigt das Rentenniveau vor Steuern von 44,6 auf 46,6 Pro-
zent“.

Allerdings handelt es sich hier um eine Fehlinterpretation des Rentenni-
veaus oder sogar um eine gezielte Irreführung. Denn wie auch immer ver-
fahren und gerechnet wird, entscheidend ist, die Vergleichsgrößen kon-
stant zu halten, um die Veränderung über die Zeit erkennen zu können.
Wenn bei der Entwicklung im Zeitverlauf von einer unterschiedlichen
Beitragsdauer ausgegangen wird (45 Jahre im Ausgangsjahr und 47 Jahre
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im Endjahr), wird die tatsächliche, nach unten gerichtete Entwicklung des
Rentenniveaus zu verdeckt. Einen „dynamisierten Standardrentner“ (Sach-
verständigenrat 2016, S. 321) gibt es nicht.

Von diesen „Rechentricks“ zu unterscheiden ist die Frage, ob die Folgen
des sinkenden Rentenniveaus durch eine Erhöhung der Beitragsjahre im
Gefolge einer weiteren Anhebung der Regelaltersgrenze ausgeglichen wer-
den können. Unsere Analyse zeigt, dass eine verlängerte Beschäftigungs-
und Beitragsdauer die Auswirkungen des sinkenden Rentenniveaus auf die
zu erwartende Höhe der individuellen Rente in einem nur sehr begrenzten
Ausmaß kompensieren kann. Die vorstehende Abbildung verdeutlicht,
dass Beschäftigte im Bereich unterdurchschnittlicher Entgelte bereits aktu-
ell und erst recht in der Zukunft keine Chance haben, eine Rente oberhalb
des Grundsicherungsniveaus zu erreichen, da derart lange Versicherungs-
jahre schlicht unmöglich sind (Bäcker/Jansen/Schmitz, S. 120ff.). Der zu
erwartende Rückgang des Rentenniveaus ist dabei so groß, dass selbst eine
Verlängerung der Versicherungsdauer um 3 Jahre keine Entlastung bringt.
Bei einem Rentenniveau von 41,6 % im Jahr 2045 sind bei einer Entgeltpo-
sition von 70 % zusätzliche 6,9 Jahre gegenüber dem Stand von 2015 erfor-
derlich, um eine Rente oberhalb des Grundsicherungsniveaus zu errei-
chen.

Eine weitere Heraufsetzung der Regelaltersgrenze löst also die Folgewir-
kungen des sinkenden Rentenniveaus keineswegs. Entscheidender noch
aber ist, dass die als Problemlösung vorgestellte Verschiebung der Alters-
grenze nach oben völlig an der Frage vorbei geht, ob die Arbeitneh-
mer/-innen hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Konstitution und ihrer be-
ruflichen Leistungsfähigkeit auch tatsächlich in der Lage sind, länger zu ar-
beiten. Und es ist ungewiss, wie sich der Arbeitsmarkt über 2030 hinaus
entwickelt. Auf einen Automatismus, der sicherstellt, dass die Unterneh-
men immer Arbeitsplätze in ausreichender Zahl für die (weiterarbeiten-
den) Älteren bereitstellen, kann nicht gesetzt werden (vgl. dazu Bäcker
2018b, S. 997 ff.). Zu berücksichtigen sind die Unwägbarkeiten auf der An-
gebotsseite hinsichtlich der Größenordnung von Zuwanderung und Er-
werbsbevölkerung, genauso wie auf der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes
hinsichtlich der Entwicklung der Zahl und Struktur der Arbeitsplätze.
Von maßgebender Bedeutung für die Arbeitsnachfrage in den nächsten
Jahren und Jahrzehnten ist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung: Wel-
ches Wachstum ist zu erwarten, in welche Richtung weisen die Digitalisie-
rung der Arbeitswelt und die Arbeitsproduktivität?
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Private und betriebliche Altersvorsorge – hohe Erwartungen und
ernüchternde Realität

Die Frage ist, ob und inwieweit die Versorgungslücken durch den Ausbau
der zweiten und dritten Säule der Alterssicherung gefüllt werden bzw.
werden können (vgl. u.a. Schmähl 2012; S. 391 ff.; Steffen 2012, 413 ff).
Grundlegende Voraussetzung dafür ist zunächst, dass alle Versicherten tat-
sächlich betrieblich und/oder privat ausreichend, frühzeitig und zugleich
dauerhaft vorsorgen. Die empirischen Informationen dazu sind zwar äu-
ßerst spärlich, die wenigen vorliegenden empirischen Befunde lassen je-
doch erkennen, dass dazu nur ein Teil der Beschäftigten entweder in der
Lage oder bereit ist. So hat zwar die Zahl der Riester-Verträge (durch Zula-
gen und Steuervergünstigungen) in den Jahren bis 2015 bis auf 16,6 Mio.
stark zugenommen. Seitdem gibt es – trotz steigender Bevölkerungs- und
Beschäftigungszahlen – keinen Zuwachs mehr. Und 2019 ist sogar ein
Rückgang erkennbar, der sich in den nächsten Jahren fortsetzen dürfte. Da
eine Person mehrere Verträge abschließen kann, liegt die Zahl der Perso-
nen mit einem Vertrag noch niedriger. Die geförderte private Altersvorsor-
ge steckt ersichtlich in einer Krise.

Allerdings kommt es nicht allein auf die Verbreitung der Riester-Verträ-
ge an. Viele Beschäftigte (insbesondere im öffentlichen Dienst und in den
Großunternehmen der Privatwirtschaft) weisen eine zusätzliche Absiche-
rung im Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge auf. Zwar hat die Zahl
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten mit einer betrieblichen
Altersvorsorge in den letzten Jahren leicht zugenommen, da aber gleichzei-
tig die Zahl der Beschäftigten noch stärker gestiegen ist, sinken die Anteils-
werte (vgl. BMAS 2019, S. 14 f.) Insgesamt können trotz der finanziell auf-
wendigen Förderung allenfalls 60 % der Beschäftigten (einschließlich Mi-
nijobber) irgendeine zusätzliche Alterssicherung aufweisen. Außen vor ste-
hen vor allem jene, die sich im unteren Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
segment verorten lassen. Auch die mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz
von 2017 verbundenen Erwartungen einer deutlichen Ausdehnung von
Betriebsrenten im Rahmen des sog. Sozialpartnermodells (mit reinen Bei-
tragszusagen) haben sich bislang nicht erfüllt.

Selbst wenn der Verbreitungsgrad bei der zusätzlichen Altersvorsorge
höher läge, so fehlen doch verlässliche Informationen über die Höhe der
zu erwartenden Rente. Die vorliegenden Daten über die Zahl von Verträ-
gen beziehen sich nämlich nur auf einen Zeitpunkt (2. Quartal 2019) und
lassen keinerlei Aussagen über die Leistungshöhe zu, die sich ja erst im
Zeitverlauf der Vorsorge zeigen. Denn die Höhe einer kapitalfundierten
Rente hängt grundlegend davon ab, wie hoch die Sparbeträge sind und
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wie lange eingezahlt wird. Nur eine langjährige, kontinuierliche Einzah-
lung – beginnend mit dem Berufseintritt und endend mit dem Berufsaus-
tritt – garantiert eine hohe Rente. Die vorliegenden Daten geben darüber
keine Auskunft. Unklar ist, ob es sich um langfristig bediente oder Neuver-
träge handelt, in welchem Lebensalter sich die Vertragsnehmer befinden,
welche Höhe die Sparbeträge aufweisen8 und ob Verträge ausgelaufen
oder gekündigt sind. Allein die Information, dass mittlerweile mehr als ein
Fünftel (!) der Verträge „ruhend gestellt“ sind (vgl. BMAS 2020), also aktu-
ell nicht mehr bedient werden, lässt erkennen, dass sich hier erhebliche
Absicherungslücken auftun.

Welche konkrete Höhe eine kapitalgedeckte Rente zum Auszahlungsbe-
ginn und während des gesamten Auszahlungszeitraums aufweisen wird,
lässt sich nicht prognostizieren. Die Rendite einer kapitalfundierten Alters-
vorsorge steht und fällt mit der Entwicklung auf den Kapitalmärkten. Für
eine einzelne Person kommt es dabei nicht auf irgendwelche Durch-
schnittsrenditen an, was zählt ist die schlussendliche Verzinsung, also der
Vergleich zwischen den Einzahlungsbeginn und dem konkreten Auszah-
lungsbeginn (vgl. vor allem Fachinger 2018, S. 173 ff.). Angesichts der
wohl dauerhaften und weltweiten Niedrigzinsphase werden die Renditen
„sicherer“ Altersvorsorgeverträge in Zukunft ausgesprochen niedrig ausfal-
len. Die Reduktion der Garantiezinsen für Neuverträge deutet an, wohin
die Reise geht. Und in Abzug gebracht werden müssen die hohen Ver-
triebs- und Akquisitionskosten. Sicherheit gewährt bei Riester-Produkten
allein die Nominalwertgarantie: Mindestens alle geleisteten Beiträge ein-
schließlich der Zulagen müssen bei Beginn der Auszahlungsphase zur Ver-
fügung stehen.

Die Bundesregierung zeigt sich in ihren jährlichen Rentenversiche-
rungsberichten von diesen systemischen Schwächen der kapitalbasierten
Altersvorsorge unbeeindruckt. Ausdrücklich festhaltend an dem Ziel einer
Lebensstandardsicherung mit einem Sicherungsniveau von 52 % (vor Steu-
ern) wird vorgerechnet, dass im Mehrsäulenmodell das Gesamtversor-
gungsniveau – basierend auf der Standardrente und einer Riester-Rente –
bis 2033 diesen Zielwert nur knapp unterschreitet bzw. zwischenzeitlich
sogar übersteigt (2025: 53,2 %; 2033: 51,7 %; vgl. Bundesregierung 2019,
Übersicht B 8). Schaut man genauer hin, dann handelt es sich bei dieser

8 Der Förderstatistik der Zulagenstelle ist zu entnehmen, dass zum Auswertungs-
stichtag 15.05.2018 unter den 11 Mio. Geförderten nur rund 53 % die volle Förde-
rung erhalten und gut 20 % weniger als die Hälfte des Vorsorgebeitrags von vier
Prozent des Bruttoeinkommens leisten (vgl. Bundesministerium der Finanzen
2019).
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Modellrechnung lediglich um eine Schönrechnerei. Denn die Modellan-
nahmen gaukeln eine irreale Welt vor: Seit 2002 wird flächendeckend und
zeitlich lückenlos geriestert, seit 2008 mit einem Vorsorgeaufwand von
vier Prozent des Durchschnittsentgelts (volle Sparleistung und Zulagen),
und die Realverzinsung des Altersvorsorgekapitals liegt langfristig bei vier
Prozent pro Jahr. Zu einem Erkenntnisgewinn führen diese Berechnungen
eines Gesamtversorgungsniveaus deshalb nicht (vgl. Steffen 2019b; Schäfer
2015). Zudem bleibt unberücksichtigt, dass die geförderten Riester-Renten
– anders als bei der Rentenversicherung – weder die Risiken von Erwerbs-
minderungen und Hinterbliebenenversorgung abdecken noch mit einer
expliziten Anpassungsdynamik ausgestaltet sind. Das Gesamtversorgungs-
niveau im Jahr des Rentenzugangs lässt nicht erkennen, dass mit einem
Rückgang im Laufe des Rentenbezugs gerechnet werden muss.

Lebensstandardsicherung durch Obligatorium und Standardprodukt?

Trotz aller Negativerfahrungen mit der Teilprivatisierung der Alterssiche-
rung mehren sich in der aktuellen Debatte die Stimmen (nicht zuletzt von
Mitgliedern der Rentenkommission der Bundesregierung), die den Para-
digmenwechsel bekräftigen und an dem Konzept eines sinkenden Renten-
niveaus und einer Lebensstandardsicherung mit Leistungen aus mehreren
Säulen festhalten wollen. Um den Grundgedanken eines Ausgleichs des
sinkenden Rentenniveaus zu „retten“, soll vom bisherigen Prinzip der Frei-
willigkeit (gefördert durch finanzielle und steuerliche Anreize) abgewi-
chen und eine Verallgemeinerung der kapitalmarktabhängigen Altersvor-
sorge erreicht werden, bei der dann auch die Grenzen zwischen privater
und betrieblicher Vorsorge verschwimmen. Die Modelle wie auch die ent-
sprechenden Bezeichnungen sind vielfältig: Bekannt sind vor allem die
Konzepte „Vorsorgekonto“ (vgl. Stellpflug et al. 2009; zur Einschätzung:
Thiede/Rieckhoff 2019, S. 193 ff.), „Deutschland Rente“ (Hessisches Minis-
terium der Finanzen 2017; zur Einschätzung Bäcker 2016b, S. 143 ff.) und
„Extra-Rente“ (VZBV 2019). Zu unterscheiden ist hinsichtlich der Auswei-
tung zwischen einer Absicherungspflicht (Obligatorium) für alle sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten oder einer (eingeschränkten) Freiwil-
ligkeit, bei der die Beschäftigten zwar durch den Arbeitgeber automatisch
angemeldet werden, aber die Möglichkeit des Widerspruchs haben
(opting-out).

Verknüpft ist diese Orientierung hin zu einer möglichst flächendecken-
den Verbreitung der zusätzlichen Altersvorsorge mit der Vorstellung, ein
staatlich organisiertes Standard- oder Basisprodukt (oder auch mehrere,
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nach Risikoklassen differenzierte) Produkte bereit zu stellen, in das die Be-
schäftigten automatisch einbezogen werden und einzahlen – gegebenen-
falls mit der Möglichkeit des opting-out. Die Regelungen in einzelnen
skandinavischen Ländern und auch in Großbritannien dienen hier als Vor-
bild. Statt der unübersichtlichen, teuren und renditeschwachen Vorsorge-
produkte, die von Banken und Versicherungen im Rahmen der Riester-
Förderung angeboten werden, soll dieses Standardprodukt einfach, trans-
parent und kostengünstig sein. Die Verwaltung der individuellen Vorsor-
gekonten wie auch die Kapitalanlage soll durch eine staatliche bzw. öffent-
liche Institution (z.B. Rentenversicherung oder Bundesbank) erfolgen.
Durch die Ermöglichung, auch weltweit in Aktien und Fonds zu investie-
ren und auf Garantien hinsichtlich Auszahlungshöhe und Kapitalwerter-
halt weitgehend zu verzichten, sollen die Renditen auch im Niedrigzins-
umfeld ausreichend hoch ausfallen.
Ein solch umfassender Einstieg der Alterssicherung in die Welt der Kapi-
tal- und Finanzmärkte wirft jedoch mehr Fragen und Probleme auf als
Antworten und Lösungen zu bieten:

• Selbst ein alle Erwerbstätigen einbeziehendes Obligatorium würde
nicht zu einer flächendeckenden Absicherung führen. Denn Personen,
die wegen Krankheit, Behinderung, Kindererziehung, Pflege oder Ar-
beitslosigkeit zwischenzeitlich oder gar längerfristig nicht berufstätig
sind, bleiben im Alter unversorgt oder unterversorgt.

• Einen Solidarausgleich kennt die private Vorsorge nicht. Es herrscht
das reine Äquivalenzprinzip von Beitrag und Leistung. Beitragszahlun-
gen des Bundes oder anderer Versicherungsträger für Zeiten von u.a.
Krankengeldbezug, Elternschaft, Arbeitslosigkeit und Pflege gibt es
ebenso wenig wie Ausgleichselemente bei der Rentenberechnung für
Zeiten geringer Verdienste (Höherwertung, Zurechnungszeiten, An-
rechnungszeiten). Zu einer Umverteilung führt lediglich die staatliche
Förderung durch Zulagen bzw. Steuervergünstigungen (Sonderausga-
benabzug). Durch die Abhängigkeit der Höhe der Zulagen vom Ein-
kommen und vor allem nach der Kinderzahl zeigt sich eine soziale
Komponente. Auf der anderen Seite führt die steuerliche Förderung,
die bei Beziehern hoher Einkommen günstiger ist als die Zulagenförde-
rung, zu starken Mitnahmeeffekten, da die private Altersvorsorge ohne-
hin erfolgt.

• Schwierig ist es, neben dem Alter auch die Risiken Erwerbsminderung
und Tod (Hinterbliebenenrenten) abzudecken. Dies ist zwar durchaus
möglich, wäre aber wohl mit deutlichen Abstrichen beim Leistungsni-
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veau der Altersrenten verbunden. Und ungelöst ist, wie eine ausrei-
chend hohe private oder betriebliche Rente bei Erwerbsminderung ge-
währleistet werden soll, wenn die Erwerbsminderung bereits in jünge-
ren Jahren eintritt und keine Möglichkeiten bestanden hat, ausrei-
chend lange vorzusorgen.

• Wenn die Betriebe die individuellen Sparleistungen in einem mehr
oder minder obligatorischen System an die Kontenverwaltungsstelle
weitergeben, so ist dies sicher ein einfaches und betriebs- wie branchen-
übergreifendes Verfahren. Aber es fragt sich, welcher Unterschied dann
überhaupt noch zur Finanzierung der Rentenversicherung durch Bei-
träge besteht. In beiden Fällen mindern sich die Einkommen – aller-
dings werden bei der zusätzlichen Vorsorge nur die Beschäftigten belas-
tet, weil nicht zu erwarten ist, dass sich die Arbeitgeber paritätisch be-
teiligen.

• Angesichts der aktuellen und auch zukünftigen Probleme auf den in-
ternationalen Kapitalmärkten ist es gewagt, von hohen Anlagerenditen
auszugehen. Wenn tatsächlich alle Beschäftigten in Deutschland (und
auch in vielen anderen Staaten) zusätzlich vorsorgen, dauerhaft mit et-
wa vier Prozent ihres Einkommens, errechnen sich riesige Anlagevolu-
mina, die auf den Märkten untergebracht werden müssen. Der Verweis
auf Anlagen in Aktien, verbunden mit einem weitgehenden Verzicht
auf Garantien, ist zwar mit Chancen, aber auch mit unwägbaren Risi-
ken verbunden. Renditen lassen sich eben nicht garantieren; und sie
unterscheiden sich je nach Jahr des Beginns der Einzahlung und der
dann folgenden Auszahlung. Deshalb ist es bei kapitalgedeckten und
damit kapitalmarktabhängigen Altersvorsorgeleistungen systemisch
überhaupt nicht möglich, ein definiertes Leistungsziel „Lebensstan-
dardsicherung“ (mit einer Maßgröße) vorzugeben. Erst recht ist nicht
abschätzbar, ob und inwieweit die kapitalmarktabhängigen Renten im
Laufe der Ruhestandsphase an die allgemeine Einkommens- und Preis-
entwicklung angepasst werden (vgl. Fachinger et al. 2015, S. 303 ff.).

Langfristige Stabilisierung des Rentenniveaus als vorrangige Aufgabe

Die Analyse der Schwachstellen der privaten und betrieblichen Altersvor-
sorge lässt erkennen, wie problematisch es ist, die kapitalmarktabhängige
Alterssicherung als tragende Säule zu verstehen und zu etablieren. Be-
triebsrenten, private Leibrenten und andere Vorsorgeprodukte können die
Leistungen der umlagefinanzierten Rentenversicherung ergänzen aber
eben nicht ersetzen. Dies ist der entscheidende Punkt, der in der aktuellen
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Debatte über die Zukunft des „Drei-Säulen-Modells“ zu beachten ist. Re-
formvorschläge, die die kapitalfundierte Altersvorsorge ausweiten und re-
vitalisieren wollen, zugleich aber den kontinuierlichen Rückgangs des
Rentenniveaus akzeptieren, sind Scheinlösungen, die die Risiken von feh-
lender Lebensstandardsicherung verstärken statt zu mindern. Sie gleichen
einer Therapie, die die Wirksamkeit einer falschen Medizin durch eine hö-
here Dosis verbessern will.

Wenn Konsens darüber besteht, dass es Aufgabe des Sozialstaates ist, im
Alter den Lebensstandard auf einem verlässlichen Niveau zu sichern, führt
an einer Stärkung der gesetzlichen Rentenversicherung kein Weg vorbei.
Es war deshalb ein wichtiges Signal, dass die große Koalition eine Halteli-
nie beim Rentenniveau – allerdings nur bis zum Jahr 2025 – fixiert hat. Bis
dahin soll das Niveau bei 48 Prozent gehalten werden. Die im RV-Leis-
tungsverbesserungsgesetz von 2018 formulierte Begründung, die die Bun-
desregierung für diese Niveaustabilisierung nennt, gilt zweifelsohne auch
für die Jahre danach: „Ein angemessenes und stabiles Sicherungsniveau vor
Steuern ist wichtig für die Akzeptanz der gesetzlichen Rentenversicherung.
Es muss generationenübergreifend vertrauensbildende Zusagen geben“
(Bundesregierung 2018, S. 1). Weitergehende Forderungen in Richtung
einer Wiederherstellung des vor der Jahrtausendwende bestehenden Ni-
veaus liegen zwar nahe, sind aber allein aus finanziellen Gründen wohl un-
realistisch, da über Jahre hinweg die Rentenanpassung stärker als die
Lohnentwicklung ausfallen müsste – verbunden mit stark steigenden Bei-
tragssätzen. Viel wichtiger ist die Aufgabe, eine Stabilisierung auch nach
2025 sicherzustellen, in einer Zeit, in der die geburtenstarken Jahrgänge
das Rentenalter erreichen und die Ausgaben entsprechend stark nach oben
weisen.

Diese Orientierung schließt nicht aus, die Bedingungen einer ergänzen-
den, aber eben nicht ersetzenden privaten und betrieblichen Vorsorge zu
verbessern (vgl. im Detail Fassauer/Petersen/Rieckhoff 2018, S. 119 ff). Ins-
besondere die Entwicklung eines übersichtlichen, preisgünstigen und öf-
fentlich verwalteten Vorsorgeproduktes würde die Position Verbraucher
stärken – stößt verständlicherweise auf keine Gegenliebe des Finanz- und
Versicherungssektors, da sich daran ja kaum verdienen lässt (vgl. Bäcker
2016b, S. 144). Verwegen wäre es allerdings, sich hiervon „Renditewun-
der“ zu versprechen. Eine Abkopplung von der allgemeinen Entwicklung
des Kapitalmarkts ist nicht möglich.

Die Finanzierungsbedingungen infolge der Alterung der Gesellschaft er-
weisen sich als nicht einfach. Der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung liegt aktuell mit 18,6 % so niedrig wie seit über zwanzig Jahren
nicht mehr (1999: 20,3 %). Nach der 2016 vom BMAS vorgelegten Berech-
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nung würde er bei einer Fortgeltung der Haltelinie von rund 48 % bis auf
etwa 26,9 % steigen. Von Dramatik sollte aber nicht gesprochen werden.
Denn die Entwicklung vollzieht sich über einen Zeitraum von mehreren
Dekaden, sprunghafte Beitragssatzanstiege muss es deshalb nicht geben.
Wichtig für die Zahlungsbereitschaft und Zahlungsfähigkeit im generati-
ven Übertragungsprozess ist dabei, welche Höhe die individuellen Ein-
kommen haben, die in Zukunft erwirtschaftet werden. Die Einkommens-
entwicklung entscheidet, ob es gelingt, steigende Beitragsbelastungen auch
ohne Realeinkommensverluste zu verkraften. Zu berücksichtigen sind also
die gesamtwirtschaftlichen Trends, nämlich die Zuwachsraten von Be-
schäftigung, Sozialprodukt, Produktivität und Arbeitseinkommen. Eine
einfache Rechnung kann den Zusammenhang verdeutlichen: Wenn ein
jahresdurchschnittlicher Anstieg der durchschnittlichen pro-Kopf Arbeit-
nehmereinkommen (brutto) von real 1,5 % unterstellt wird, errechnet sich
in 40 Jahren eine Erhöhung um gut 80 %. Bei einer Erhöhung von 1 % im
Jahresdurchschnitt sind es immer noch rund 50 %. Der Verteilungsspiel-
raum wächst und trotz steigender Beitragssätze kommt es zu Reallohnstei-
gerungen. Unter diesen Bedingungen, also aus einem steigenden Wohl-
stand heraus, müssen und können die demografischen Veränderungen be-
wältigt werden.

Vor allem aber ist nach dem Sinn von vorgeschlagenen Alternativen zu
fragen (vgl. Bäcker 2018a, S. 172 ff.). Soll der Lebensstandard in der Ruhe-
standsphase gesichert werden, dann müssen bei einem sinkenden Renten-
niveau anderweitige Maßnahmen ergriffen werden, um diese Ziele zu er-
reichen. „Kostenlos“ ist dies nicht zu haben. Auch der geforderte Ausbau
der kapitalfundierten Systeme ändert daran nichts. So sind die Sparbeträge
bei der Riester-Rente, die Beiträge zu einem Standardprodukt wie auch die
arbeitnehmerfinanzierte betriebliche Altersversorgung im Rahmen der
Entgeltumwandlung mit Einkommensabzügen von mindestens vier Pro-
zent verbunden, die allerdings nur die Arbeitnehmer und nicht die Arbeit-
geber belasten. Warum sind höhere Beitragssätze in der Rentenversiche-
rung „unbezahlbar“ (Axel Börsch-Supan in der Süddeutschen Zeitung vom
23.04.2018; Börsch-Supan/Rausch 2018), die Einkommensabzüge im Rah-
men einer (weitgehend) verpflichtenden privaten Vorsorge aber nicht? Bei
der Suche nach einer Antwort auf diese Frage ist es wohl nicht falsch, auch
auf die Geschäftsinteressen des Finanzsektors zu verweisen.

Höhere Beitragssätze zur Rentenversicherung dürfen deshalb nicht zum
Tabu erklärt werden. Es bleibt die Einsicht, dass sich das realwirtschaftli-
che Problem des demografischen Umbruchs, dass mehr Ältere müssen
durch weniger Jüngere versorgt, werden müssen, nicht durch die Wahl
einer anderen Finanzierungsform umgehen lässt. Es ist ein Gebot der poli-
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tischen Ehrlichkeit, dies zu verdeutlichen, statt die höhere Belastung der
Arbeitnehmer in den Modellen der privaten Vorsorge gleichsam zu verste-
cken.
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Rentenpolitik zwischen Rollenbildern und Respekt:
Verletzen Grundrente & Co. die Grundprinzipien der
Gesetzlichen Rentenversicherung – oder helfen sie vielmehr,
ihr Sicherungsversprechen einzulösen?

Ute Klammer

Einleitung

Die gesetzliche Alterssicherung mit ihrer weit über 100jährigen Geschichte
steht seit Jahren von unterschiedlichen Seiten unter Druck: Plädieren die
einen für weitere Reduzierungen der Leistungshöhe mit Blick auf das Aus-
gabenvolumen, die steigenden Kosten durch die Alterung der Gesellschaft
und insbesondere die hiermit verbundenen Belastungen des Faktors Arbeit
durch Sozialbeiträge, wird von anderer Seite auf die problematischen Fol-
gen der seit 2001 eingeleiteten Rentenniveauabsenkungen in der GRV auf-
merksam gemacht. Der im Gegenzug postulierte, freiwillige Aufbau der
betrieblichen und privaten Vorsorge als „zweiter und dritter Säule“ der Al-
terssicherung ist deutlich hinter den Erwartungen zurückgeblieben und er-
weist sich nicht als geeignet, die Ungleichheit von Alterseinkommen zu
vermindern und armutsgefährdete Personengruppen vor Armut im Alter
zu schützen. Dabei trifft das Risiko, keine armutsvermeidenden Rentenan-
sprüche1 aufbauen zu können, nicht nur Personen, deren Biografie durch
besondere „Wechselfälle des Lebens“ wie Verschuldung, Scheidung oder
Fluchtmigration geprägt ist. Vielmehr gelingt es auch Menschen, deren Er-
werbs- und Familienleben entlang gängiger gesellschaftlicher und sogar
politisch geförderter Normvorstellungen verlaufen ist, oft nicht (mehr),
genug Rentenansprüche aufzubauen, um im Alter vor Armut und Ange-
wiesenheit auf Grundsicherung geschützt zu sein. Gründe dafür sind bei-
spielsweise, dass sie Arbeit zu Niedriglöhnen oder in Teilzeitbeschäftigung
oder längere Phasen vorwiegend Familienarbeit ausgeübt haben. So stellt
sich immer dringlicher die Frage: Wie kann im Rentensystem ein aus-
kömmliches Leben im Alter auch für diejenigen sichergestellt werden, die

1.

1 Hierunter werden hier Rentenansprüche oberhalb des Grundsicherungsniveaus
(als gesellschaftlich definierter Schwelle „bekämpfter Armut“) verstanden.
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angesichts der (arbeitsmarkt)politischen und gesellschaftlichen Entwick-
lungen aufgrund niedriger Erwerbseinkommen, aber auch familienbeding-
ter Erwerbseinschränkungen momentan keine armutsvermeidenden Ren-
tenansprüche erzielen (können)?

Der Beitrag beleuchtet diese Fragestellung in mehreren Schritten. Zu-
nächst werden Fakten zur Entwicklung niedriger Alterssicherungsansprü-
che betrachtet. Anschließend werden Studienergebnisse zur Wahrneh-
mung von sozialer Ungleichheit und Armutsrisiken reflektiert und es wird
gefragt, welche Erwartungen und Gerechtigkeitsvorstellungen die Men-
schen in Deutschland in Bezug auf den Sozialstaat und insbesondere die
Alterssicherung haben. Hieran schließt sich eine Diskussion ausgewählter
Handlungsansätze an, die dazu beitragen können, die Lebensleistung von
Personen zu honorieren, die sich im Alter mit geringen Rentenansprüchen
oder finanzieller Abhängigkeit konfrontiert sehen, obwohl sie gesellschaft-
lich akzeptierten und sogar staatlich unterstützten Lebens- und Erwerbs-
modellen gefolgt sind. Als staatliches Rentensystem der ersten Säule, so die
Argumentation, steht die GRV vor der Aufgabe, auch für diese Gruppe ein
„Sicherungsversprechen“ einzulösen, wenn sie nicht Gefahr laufen will,
weiter an Akzeptanz und Vertrauen zu verlieren.

Fakten und Prognosen: Armut und finanzielle Abhängigkeit im Alter

Zurecht wird immer wieder darauf verwiesen, dass ältere Menschen in
Deutschland – auch dank des existierenden Alterssicherungssystems – ge-
genwärtig (zumindest nach Daten des Mikrozensus) keinem vermehrten
Armutsrisiko ausgesetzt sind. Die Quote der älteren Grundsicherungsemp-
fänger liegt deutlich unter denjenigen jüngerer Altersgruppen und beson-
derer Problemgruppen wie alleinerziehender Mütter. Die Quote der
Grundsicherungsbezieher*innen im Rentenalter ist jedoch, wie Abb. 1 ver-
deutlicht, im Zeitverlauf immer weiter (wenn auch auf niedrigem Niveau)
gestiegen. 2018 bezogen 3,1 % aller Personen im Rentenalter (3,2 % der
Frauen, 2,9 % der Männer) Grundsicherungsleistungen nach SGB XII. Da-
bei liegt die Bezugsquote bei älteren Frauen seit der Einführung dieser
Leistung höher als diejenige der Männer, allerdings haben sich die Inan-
spruchnahmequoten in den vergangenen Jahren durch einen überpropor-
tionalen Anstieg älterer Männer im SGB XII-Leistungsbezug angeglichen.
Absolut ist die Zahl der Empfänger*innen von Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung seit der Einführung kontinuierlich angestie-

2.
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gen (von knapp 439.000 in 2003 auf knapp 1,06 Mio. 2017), wobei etwa
die Hälfte (2017: 515.000 Personen) die Regelaltersgrenze überschritten
hat.

Empfängerquoten von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung 2003–2018 in % der jeweiligen Bevölkerungsgruppe,
am Jahresende

3,1

3,0

3,2

1,0

1,1

0,8

0,0 0,5 1,0 1,5 2,0 2,5 3,0 3,5 4,0

Regelaltersgrenze und
älter (65+ Jahre)

Voll erwerbsgemindert:
18 Jahre bis unter
Regelaltersgrenze

1,7

2,3
2,5 2,4

2,8
3,0 3,1 3,2

0,3

0,6 0,7 0,7
0,9 1,0 1,0 1,0

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

2003 - 2018

Regelaltersgrenze und älter

18 Jahre bis unter Regelaltersgrenze

Frauen

Frauen

Männer

Männer

Insgesamt

Insgesamt

2018

Quelle: Sozialpolitik-aktuell.de (2020) auf Grundlage von Daten des statistischen
Bundesamtes. Anmerkungen: Bis 2014 zum Stichtag 31.12., ab 2015 für Dezember
des jeweiligen Jahres. Bis 2011 lag die Altersgrenze bei 65 Jahren; ab 2012 wird die
Altersgrenze bis zum Jahr 2031 auf 67 Jahre angehoben; 2018 betrug die Alters-
grenze 65 Jahre und 7 Monate.

Bei der Bewertung der auf den ersten Blick nicht dramatisch erscheinen-
den Zahlen ist jedoch dreierlei zu berücksichtigen.

1. Zum einen ist von einer hohen Nichtinanspruchnahmequote bei älte-
ren Menschen auszugehen; das DIW schätzt den Anteil auf 60 % der
Berechtigten (Buslei et al. 2019). Gründe können z.B. Unwissenheit
über eigene Ansprüche sein oder fehlender Kompetenzen, diese gel-
tend zu machen, Scham oder die (wenn auch oft unbegründete) Furcht
davor, dass die eigenen Kinder überprüft und in Anspruch genommen
werden könnten. Insofern dürfte die Armutsgefährdung im Alter deut-
lich höher liegen, als es die Inanspruchnahme von Grundsicherung ab-
bildet.

2. Vor allem Frauen sind oft trotz niedriger eigenständiger Renten auf-
grund der Berechnung des Grundsicherungsanspruchs auf Basis der Be-

Abbildung 1:
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darfsgemeinschaft angesichts des Einkommens des (Ehe-)Mannes nicht
anspruchsberechtigt. In einer ehelichen Zugewinngemeinschaft – dem
Regelmodell der Ehe in Deutschland – bedeutet dies aber nicht, dass
ein Anrecht auf die Verfügung über die Hälfte des Haushaltseinkom-
mens besteht. Anders sähe dies im Güterstand der „Errungenschaftsge-
meinschaft“ aus, der u.a. in Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg
und Portugal gesetzlicher Güterstand ist. Witwen sind in Deutschland
zwar häufig durch Hinterbliebenenrenten gut gestellt und haben daher
keinen Grundsicherungsanspruch. Jedoch stellen Witwenrenten „An-
sprüche zweiter Klasse“ dar, die zum einen kein Abbild der eigenen Le-
bensleistung sind, zum anderen Handlungsoptionen für das weitere Le-
ben, z.B. in Bezug auf eine neue Heirat, einschränken (vgl. Bundesre-
gierung 2011, 2017).

3. Schließlich muss davon ausgegangen werden, dass der Anteil der Perso-
nen, die einen nicht armutsvermeidenden Rentenanspruch in der GRV
erwerben, durch das Zusammenwirken verschiedener Faktoren wie der
Absenkung des Rentenniveaus, langen Phasen von Erwerbstätigkeit
mit Niedriglöhnen und/oder Teilzeitarbeit, veränderten Familienstruk-
turen, aber auch vermehrter Zuwanderung künftig steigen wird
(Kumpmann et al. 2010).2 Die Studie Altersvorsorge in Deutschland
(AVID) macht insbesondere vier zentrale Risikogruppen aus: Erwerbs-
geminderte, langjährige Geringverdiener, Langzeitarbeitslose und Solo-
selbstständige; hinzu kommen Zugewanderte, denen es oft aufgrund
der nur noch verbleibenden Zeit bis zum Rentenalter oder aber durch
eine unzureichende Integration in den deutschen Arbeitsmarkt nicht
mehr gelingt, armutsvermeidende Alterssicherungsansprüche aufzu-
bauen (Brettschneider/Klammer 2016).

Die Absenkung des Rentenniveaus in der GRV erhöht die Hürde, durch
eigene GRV-Rentenansprüche den allen bei Bedürftigkeit zustehenden An-
spruch auf Grundsicherung zu übertreffen (s. Bäcker in diesem Band): Be-
nötigte ein Durchschnittsverdiener im Jahr 2009 26,2 Versicherungsjahre,
um einen Rentenanspruch auf Höhe des Grundsicherungsniveaus (inklusi-
ve Miet- und Heizkosten) zu erwirtschaften, wird er im Jahr 2030 ceteris
paribus voraussichtlich 32,0 Erwerbs- und Versicherungsjahre dafür benö-
tigen. Für eine Person, die aufgrund niedriger Stundenlöhne oder Teilzeit-

2 Dem stehen gegenläufige Entwicklungen wie die vermehrte Erwerbstätigkeit von
Frauen, gesunkene Arbeitslosigkeit und die Einführung von Mindestlöhnen gegen-
über, die in der Summe jedoch die Tendenz steigender Armutsgefährdung im Al-
ter wohl nicht umkehren können.
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arbeit im Durchschnitt nur halb so viel verdient, waren schon 2009 utopi-
sche 52,4 Erwerbs- und Versicherungsjahre erforderlich; hier wird die
Lücke zwischen GRV-Rentenanspruch und der Höhe der Grundsiche-
rungsleistungen weiter wachsen und ein armutsvermeidender GRV-Ren-
tenanspruch ist auch bei „lebenslanger“ Erwerbstätigkeit niemals zu errei-
chen. Vor diesem Hintergrund liegt die Frage auf der Hand, ob sich für die
Betroffenen Einzahlungen in das GRV-Rentensystem überhaupt noch loh-
nen und ob die Rentenversicherung noch in der Lage ist, Altersarmut in
der Breite zu verhindern.

Wie nehmen Menschen Einkommensungleichheit und Armutsrisiken wahr
und was erwarten sie vom Sozialstaat?

Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland bildet die Sozialstaat-
lichkeit die Grundlage der freiheitlich-demokratischen Grundordnung
(Art. 20 Abs. 1 GG): „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokrati-
scher und sozialer Bundesstaat“. Die Staatsziele Menschenwürde, Men-
schenrechte und Sozialstaatlichkeit genießen im Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland die Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG. So be-
steht die Verpflichtung des Staates, das Existenzminimum zu gewährleis-
ten (Art. 1 I GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 I, 28 I GG).
Kern der Auslegung des deutschen Sozialstaatsgebots war stets auch die
Absicherung gegen die „großen Lebensrisiken“, so wie sie im Rahmen der
fünf Sozialversicherungszweige deutlich wird. Wie aber nehmen die Men-
schen in Deutschland den Sozialstaat und seine Entwicklungen wahr? Eine
Auswertung vorliegender Studien zu den Erwartungen der Menschen an
den Sozialstaat (Brussig/Klammer/Lange 2019) macht deutlich: Es gibt
eine überwältigende Zustimmung für die Zuständigkeit des Staates für die
soziale Sicherung, die in der Bevölkerung der Bundesrepublik seit der Wie-
dervereinigung (1990) durchgängig bei mindestens 85 % lag. Die Auffas-
sung, dass der Staat zuständig dafür ist, grundlegende arbeitsmarktbezoge-
ne Risiken abzusichern, ist besonders hoch bezogen auf das Risiko, auf-
grund eines hohen Alters oder aufgrund von Krankheit nicht mehr arbei-
ten zu können. Demoskopische Umfragen zeigen allerdings ein wider-
sprüchliches Bild: Mehrheitlich werden einerseits Steuer- und Beitragser-
höhungen wie auch eine höhere Staatsverschuldung abgelehnt, zugleich
aber auch Kürzungen sozialstaatlicher Leistungen. Wenn sich auch über
die 1990er Jahre und die Jahre bis 2010 eine etwas rückläufige Unterstüt-
zung für den Sozialstaat feststellen lässt, so lag die Unterstützung doch
stets bei mindestens 80 % der westdeutschen Bevölkerung. In Ostdeutsch-
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land war sie durchgängig noch höher. Seit etwa 2012 steigt die Unterstüt-
zung für den Sozialstaat erneut an: In der westdeutschen Bevölkerung hat
die Zustimmung mit ca. 90 % inzwischen wieder das Niveau vom Anfang
der 1990er Jahre erreicht und deckt sich nun etwa mit den Zustimmungs-
raten in der ostdeutschen Bevölkerung. Offensichtlich wird der Sozialstaat
angesichts der wahrgenommenen Ungleichheit als wichtige Unterstützung
angesehen.

Aktuelle Untersuchungen dazu, was die Menschen im Sozialstaat als
„gerecht“ empfinden, haben Wissenschaftler*innen des DIW vorgelegt
(Eisnecker et al. 2018). Anders als die zuweilen große mediale Aufmerk-
samkeit für Vorschläge eines „bedingungslosen Grundeinkommens“ ver-
muten lassen würde, gibt es über die Parteigrenzen hinweg eine hohe Zu-
stimmung zu Verteilungsprinzipien, die dem (Vor-)Leistungsprinzip fol-
gen. Zugleich gibt es aber auch eine hohe Zustimmung zum Bedarfsprin-
zip: Wer bedürftig ist, dem soll zumindest ein bescheidener Lebensstan-
dard zugesichert werden. Die Befürwortung des Bedarfs- und des Leis-
tungsprinzips ist in Deutschland sogar stärker ausgeprägt als in anderen
europäischen Ländern (Adriaans et al. 2019). Hier zeigt sich die Erwar-
tung, dass der Staat sowohl für eine verlässliche Mindestsicherung Sorge
trägt, als auch die Organisation (vor-)leistungsbezogener Versicherungssys-
teme übernimmt, die helfen, den Lebensstandard von Versicherten bei
Eintreten der großen Risiken wie Arbeitslosigkeit und Alter zu sichern.
Von der Regierung werden Maßnahmen zur Reduzierung von Einkom-
mensungleichheit erwartet. So zeigte sich in einem Survey von Götte
(2015), dass 44 % der Befragten in Deutschland einen Anstieg der Armut
wahrnehmen. Zwei von drei Befragten sehen ein Risiko der Altersarmut;
50 % glauben, den Armen werde in Deutschland genug abverlangt; zwei
von drei Befragten meinen, Reiche sollen mehr abgeben. Im Statista-Dos-
sier „Armut in Deutschland“ (2018) referierte Daten mehrerer Befragun-
gen untermauern, dass ein Großteil der Bevölkerung erhebliche Ungerech-
tigkeiten bezüglich Armut und Ungleichverteilung von Einkommen sieht
und unzufrieden mit den politischen Bemühungen hinsichtlich dieser As-
pekte ist. Nur 39 % fühlten sich für das Rentenalter genügend abgesichert.
Nur 28 % der Befragten trauten der Bundesregierung zu, Altersarmut zu
verhindern. Zugleich sahen die Befragten klar die Regierung in der
Pflicht, Maßnahmen zu ergreifen, um die Einkommensunterschiede zu re-
duzieren (Statista 2018).
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Was ist zu tun? Ausgewählte Handlungsansätze

Bei der Frage, wie die Risiken unzureichender Alterseinkünfte und finan-
zieller Abhängigkeit im Alter angegangen werden können, ist zu berück-
sichtigen, dass Altersarmut immer das Resultat einer individuellen Risiko-
kombination und an verschiedenen Knotenpunkten in Leben eingetrete-
ner Ereignisse ist. Dies können neben Charakteristika der Erwerbsbiografie
auch Merkmale der Familienbiografie, der Gesundheitsbiografie, des Bil-
dungsverlaufs, von Einwanderung, mangelnder Vorsorge oder sonstige
problematische Elemente der Biografie wie Verschuldung, Insolvenz oder
Sucht sein (Tab. 1).

Armut und unzureichende Absicherung im Alter –
Risiken im Lebenslauf

Erwerbsbiografie Familienbiografie Gesundheitsbiografie
• Langzeitarbeitslosigkeit
• langjähriger Niedrigver-

dienst
• langjährige geringfügige Be-

schäftigung
• nicht versicherungspflichtige

Selbstständigkeit
• Schattenwirtschaft

• kindbedingte Unterbre-
chungen

• Angehörigenpflege
• Trennung/Scheidung/

Verwitwung

• Erwerbsminderung
• Behinderung
• sonstige Einschränkungen

Bildungsbiografie Migrationsbiografie Vorsorgebiografie
• fehlender Schulabschluss
• Ausbildungslosigkeit/
• -abbruch
• fehlende Weiterbildung

• später Zuzug
• ursprüngliche Rückkehr-

absicht
• aufenthaltsrechtliche

Probleme
• allgemeine Integrations-

probleme

• fehlender Zugang zu be-
trieblichen/privaten
Vorsorge

• mangelnde Vorsorge-
fähigkeit

• mangelnde Vorsorge-
bereitschaft

• gescheiterte Vorsorge-
strategie

Sonstige Elemente der Biografie
• Verschuldung, Insolvenz
• Kriminalität, Sucht, Obdachlosigkeit
• (Selbst-)Exklusion/Devianz, „Schicksalsschläge“

Quelle: Angelehnt an Brettschneider/Klammer (2016, S. 54).

Entsprechend bedürfen unterschiedliche Ursachen teilweise unterschiedli-
cher Antworten. Nicht alle Wechselfälle des Lebens können innerhalb des
Systems der gesetzlichen Alterssicherung gelöst werden. Die folgenden
Ausführungen konzentrieren sich daher auf den Ausschnitt derjenigen, die
sich mit nicht armutsvermeidenden Rentenansprüchen konfrontiert se-
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hen, obwohl sie als langjährig rentenversicherte Erwerbstätige oder als Sorgear-
beit Leistende ein gesellschaftlich anerkanntes, den Normen und Erwartungen
entsprechendes Leben geführt haben. Im Zentrum steht die Frage, ob das Si-
cherungsversprechen der Rentenversicherung nicht (zumindest) für diese
Fälle Ausgleichsmechanismen innerhalb der Sozialversicherung erforder-
lich macht.

Wie kann die „Lebensleistung“ von Frauen besser abgebildet werden?

Dass das stark erwerbszentrierte deutsche Alterssicherungssystem aufgrund
der Orientierung an der (zumindest früher geltenden) männlichen Norm
dauerhafter Vollzeiterwerbstätigkeit Frauenbiografien nur unzureichend
gerecht wird, ist seit Jahrzehnten bekannt (vgl. z.B. Klammer 2016) und
dennoch immer noch ein Befund, der bei der Betrachtung zukünftiger Re-
formoptionen Beachtung verdient. Da die abgeleiteten Hinterbliebenen-
renten zwar nach wie vor großzügig sind (und damit möglicherweise zur
Fortschreibung traditioneller Geschlechterrollenmodelle beitragen),
gleichzeitig aber aufgrund ihres besonderen Charakters als Zwitter zwi-
schen Versicherungs- und Fürsorgeleistung keinen adäquaten „Ersatz“ für
eigenständige Ansprüche darstellen, muss das Augenmerk auf den Letztge-
nannten liegen. Woran mangelt es also Frauen vor dem Hintergrund der
Folie des männlichen Erwerbslebensverlaufs, der dem „Eckrentner“ der
GRV zugrunde liegt?

Eigenständige GRV-Altersrentenansprüche von Männern und Frauen
in Deutschland (Rentenbestand am 31.12.2018) – Anteile des Zeit-
und des Einkommensfaktors an der geschlechtsspezifischen Rentenlü-
cke

Landes-
teil

Monatsrente in
Euro

Durchschnittliche
Versicherungszeit
in Jahren*

Durchschnittliche
Entgeltpunkte pro
Versicherungsjahr

 Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen
Gesamt 1.223 701 41,53 29,92 1,04 0,75
West 1.224 636 40,53 26,92 1,05 0,73
Ost 1.221 942 44,75 41,16 1,01 0,82
Anmerkung: * Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten bei Rentenberechnung nach
Sozialgesetzbuch (SGB VI). Quelle: BMAS (2019), Rentenversicherungsbericht
2019 auf der Basis der Statistik der GRV Bund, S. 19; eigene Zusammenstellung.
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Wie Tab. 2 verdeutlicht, schlagen bei Rentnerinnen im Westen sowohl
fehlende Versicherungszeiten (Erwerbsunterbrechungen) zu Buche wie
auch unterdurchschnittliche Löhne (Gender Pay Gap). Bei heutigen Rent-
nerinnen im Osten mangelt es kaum an der Dauer der Versicherungszeiten
(Zeitfaktor), während aber auch hier im Vergleich zu Männern eine deutli-
che Diskrepanz in der Höhe des Erwerbseinkommens (Entgeltfaktor) zu
verzeichnen ist.

Zwar wird sich die bisher zu konstatierende negative Korrelation zwi-
schen Kinderzahl und Rentenanspruch bei (westdeutschen) Müttern
durch die gestiegene Erwerbstätigkeit dieser Gruppe, aber auch die verbes-
serte Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der Rente, die auch in
anderen europäischen Ländern zu verzeichnen war (Blank/Blum 2017),
künftig abschwächen. Wenn es darum geht, der „Lebensleistung“ von
Frauen mit niedrigen eigenständigen Rentenansprüchen Anerkennung zu-
kommen zu lassen, sind jedoch weitere Maßnahmen angezeigt. Aus den
Vorschlägen hierzu, die im Rahmen des 1. und 2. Gleichstellungsberichts
(Sachverständigengutachten in: Bundesregierung 2011, 2017) entwickelt
wurden, sollen im Folgenden zwei näher ausgeführt werden: Eine Verbes-
serung der Anrechnung von Pflegezeiten sowie die Einführung eines An-
wartschaftssplittings für (Ehe-)Paare.

Verbesserung der Anrechnung von Pflegezeiten

Bis heute zeigt sich im Rentenrecht eine deutliche Ungleichbehandlung
von Sorgearbeit für Kinder und solcher für Pflegebedürftige. Für nach
1992 geborene Kinder werden den Eltern (in der Regel der Mutter) je drei
Versicherungsjahre auch additiv zu einer Erwerbsarbeit angerechnet, für
früher geborene Kinder inzwischen zweieinhalb Jahre („Mütterrente“, An-
hebung von einem auf zwei Jahre seit Juli 2014 und auf 2,5 Jahre seit
2019), bewertet mit dem Durchschnittseinkommen aller Versicherten. Zu-
dem profitieren Mütter in den sogenannten Kinderberücksichtigungszei-
ten (bis zum vollendeten 10. Lebensjahr des Kindes) zusätzlich bei Aus-
übung einer Teilzeitarbeit oder einer unterdurchschnittlich bezahlten Tä-
tigkeit von einer Aufwertung ihrer Anwartschaften. Im Vergleich dazu
werden Pflegetätigkeiten in wesentlich geringerem Umfang in der GRV
berücksichtigt. Seit Einführung der Pflegeversicherung 1995 wird die
nicht-professionelle häusliche Pflege zwar besser als zuvor rentenrechtlich
abgebildet. Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1a SGB VI besteht für nicht erwerbs-
mäßig tätige Pflegepersonen eine Versicherungspflicht in der GRV. Dabei
richten sich die Beiträge nach dem pflegerischen und zeitlichen Aufwand
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der Pflegepersonen. Mit dem Inkrafttreten des Pflegestärkungsgesetzes II
(PSG II) im Januar 2017 wurde der Rentenanspruch, der aus Pflegearbeit
erwachsen kann, erhöht. 2018 lag er bei ganzjähriger Pflegearbeit je nach
Pflegegrad, Pflegeleistung und Region zwischen 5,57 Euro und 30,90 Euro
pro Monat (Deutsche Rentenversicherung Bund 2020). Die Zahlung von
Renten-Pflichtbeiträgen für pflegende Angehörige durch die Pflegekassen
ist allerdings an zahlreiche Voraussetzungen gebunden.3 So werden keine
Beiträge für Personen gezahlt, die mehr als 30 Stunden erwerbstätig sind –
anders als im Fall der Sorge für Kinder während der ersten drei Jahre. An-
gesichts der im Vergleich zur Kindererziehung geringeren Honorierung
von Pflegetätigkeiten wäre zu prüfen, wie die Anrechnung von Pflegezei-
ten so verbessert werden kann, dass eine gleiche gesellschaftliche Wert-
schätzung für beide Arten von Sorgetätigkeiten zum Ausdruck kommt.
Dies schließt eine stärker additive Anrechnung von Pflegetätigkeiten bei
Kombination mit Erwerbstätigkeit und/oder Rentenbezug ein. Zudem ist
die Beschränkung auf die Pflege naher Angehörige zu überdenken; private,
nicht erwerbsmäßige Pflege sollte auch dann zur Erhöhung von Rentenan-
wartschaften führen, wenn nicht verwandte Personen, z. B. Nachbarn oder
Freunde, gepflegt werden.

Sobald eine Pflegeperson das Rentenalter erreicht hat, wird die Zahlung
der Pflichtbeiträge eingestellt. Dies ist problematisch, denn Pflegetätigkei-
ten verteilen sich anders über den Lebensverlauf als Erwerbstätigkeit; gera-
de Frauen pflegen häufig auch nach Erreichen des Rentenalters. Daher
sollte die Anrechnung im Zuge einer allgemeinen Flexibilisierung des
Rentenübergangs, zu dem schon erste Schritte durch das Flexirentengesetz
von 2016 gegangen worden waren (Bundesregierung 2016), auch auf Pfle-
gende höheren Alters ausgedehnt werden. Anzustreben wäre, dass auch
nach dem Erreichen des gesetzlichen Rentenalters und dem Beginn des
Rentenbezugs weitere Rentenansprüche für Pflege (und Erwerbstätigkeit)
erworben werden können.

3 Ab 2017 gelten nach PSG II folgende Bedingungen, damit Pflege rentenerhöhend
wirkt: Der/die Pflegebedürftige muss einen Pflegegrad von 2 bis 5 haben; die Pfle-
ge muss in häuslicher Umgebung stattfinden; sie muss mindestens zehn Stunden
pro Woche verteilt auf mindestens zwei Tage in Anspruch nehmen.
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Anwartschaftssplitting bei (Ehe-)Paaren

Seit 2002 können Ehepaare statt einer Hinterbliebenenrente aus der GRV
ein sogenanntes Rentensplitting wählen. Haben beide Eheleute jeweils
mindestens 25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten zurückgelegt, können so
die während der Ehezeit erworbenen Rentenanwartschaften partnerschaft-
lich aufgeteilt werden – vergleichbar mit dem Versorgungsausgleich bei
einer Ehescheidung. Im Unterschied zum Versorgungsausgleich werden in
das Rentensplitting allerdings nur GRV-Anwartschaften einbezogen, keine
Anwartschaften aus der zweiten oder dritten Säule. Seit 2005 gibt es die
Splittingoption auch für eingetragene Lebenspartnerschaften. Paare, die
das Rentensplitting wählen, müssen dies in einer gemeinschaftlichen Er-
klärung festlegen. Dem Optionsmodell zufolge wird das Rentensplitting in
folgenden Fällen durchgeführt: wenn beide erstmals Anspruch auf eine Al-
tersvollrente aus der GRV haben; wenn erstmalig ein Partner oder eine
Partnerin einen Altersvollrentenanspruch und der andere die Regelalters-
grenze erreicht hat; wenn ein Partner oder eine Partnerin verstirbt, bevor
diese Voraussetzungen vorliegen. Im Gegenzug entfallen abgeleitete Hin-
terbliebenenrenten (§ 120a SGB VI). Die Möglichkeit eines Splittings der
Anwartschaften hat bisher als freiwillige Option jedoch kaum Wirkung
entfaltet. Aus Gleichstellungsperspektive scheint das Anwartschaftssplit-
ting jedoch gegenüber der abgeleiteten Absicherung über Hinterbliebe-
nenrenten zeitgemäß, da es mit dem Aufbau eigenständiger Rentenansprü-
che korrespondiert. Unabhängig von der innerfamiliären Arbeitsteilung
bauen hier beide Partner in gleichem Ausmaß Rentenanwartschaften auf.
Zwar führt die Teilung der Anwartschaften nicht zu einem höheren Haus-
haltseinkommen im Alter und bei Verwitwung liegt das Versorgungsni-
veau der überlebenden Person oft niedriger als bei heutiger Berechnung.
Jedoch bleiben wie im Scheidungsfall die Anwartschaften erhalten, die
sich aus der Übertragung von Entgeltpunkten ergeben: Ein auf dem Wege
des Rentensplittings erworbener eigenständiger Rentenanspruch entfällt
bei Wiederheirat oder bei Vorliegen von eigenem (Erwerbs-)Einkommen
nicht. Die Sachverständigenkommission für den Zweiten Gleichstellungs-
bericht hat daher empfohlen, ein permanentes Anwartschaftssplitting für
in Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft erworbene Ansprüche als
Regelmodell einzuführen. Dies korrespondiert mit der Empfehlung, die Er-
rungenschaftsgemeinschaft als gesetzlichen Güterstand in Ehe und einge-
tragener Lebenspartnerschaft vorzusehen. In das Anwartschaftssplitting
sollten längerfristig auch Betriebsrentenansprüche sowie Ansprüche aus
berufsständischen Versorgungswerken und der Beamtenversorgung einbe-
zogen werden. Angesichts der Verteilungswirkungen sind allerdings Ver-
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trauensschutz- und Übergangsregelungen zu berücksichtigen, so dass die
Einführung des Splittings als Regelmodell auf neue Ehen und eingetrage-
ne Lebenspartnerschaften begrenzt werden sollte. Ein entsprechendes An-
wartschafts- und Rentensplitting ist ein anspruchsvolles Reformprojekt,
bei dem verschiedene Punkte zu klären sind, wie die Frage, ob alle Ansprü-
che gesplittet oder nur ein Grundbetrag übertragen werden soll, und ob
permanent, beim Eintreten des ersten Rentenfalls oder erst beim Renten-
zugang des zweiten Partners gesplittet werden soll. Insbesondere wäre zu
berücksichtigen und auch zu kommunizieren, dass zwischen den Renten-
eintritten des ersten und des zweiten Partners und nach dem Tod des ers-
ten Partners das Renteneinkommen des Ehepaar-Haushalts niedriger lie-
gen kann als bisher – analog zur schon bestehenden Situation im Schei-
dungsfall. Die Schweiz kann als Beispiel für ein Land genannt werden, in
dem eine entsprechende Übertragung von Rentenanwartschaften zwischen
(Ehe-)Partnern seit langem offenbar erfolgreich praktiziert und akzeptiert
wird.

Wie kann das Sicherungsversprechen für langjährig GRV-Versicherte
eingelöst werden?

Die Frage, wie die Situation von GRV-Versicherten verbessert werden
kann, die trotz langjähriger Versicherungsbiografie und Beitragszahlung
aufgrund ihres unterdurchschnittlichem Einkommen keine Alterssiche-
rungsansprüche oberhalb der Grundsicherung erreichen, war in den ver-
gangenen Jahren wiederholt Thema der politischen Debatte und Gegen-
stand unterschiedlicher Reformvorschläge. Die folgenden Ausführungen
konzentrieren sich auf das zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Beitrags
im Stadium des Referentenentwurfs vorliegende, aktuelle „Gesetz zur Ein-
führung der Grundrente für langjährig in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung Versicherte mit unterdurchschnittlichem Einkommen und für weite-
re Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen“ (Grundrentengesetz
– GruReG, Fassung vom 16.01.2020).

4.2

Ute Klammer

58



Das aktuelle Konzept der Grundrente

Dem Referentenentwurf für das GruReG zufolge (BMAS 2020) sind „zur
Stärkung des Grundversprechens des Sozialstaates und der Leistungsfähig-
keit der gesetzlichen Rentenversicherung insgesamt, insbesondere aber für
langjährig Versicherte mit unterdurchschnittlichem Einkommen, […] fol-
gende Maßnahmen vorgesehen:
1. Die Einführung einer Grundrente für langjährig Versicherte in der ge-

setzlichen Rentenversicherung und
2. die Einführung von Freibeträgen im Wohngeld, in der Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende (SGB II), in der Hilfe zum Lebensunterhalt, in
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII)
und in den fürsorgerischen Leistungen der Sozialen Entschädigung.

Herzstück ist die Grundrente für langjährig Versicherte mit unterdurch-
schnittlichem Einkommen. Sie ist als Rentenzuschlag konzipiert und soll
von einer nachzuweisenden Bedürftigkeit wie in den Fürsorgesystemen
unabhängig sein“ (BMAS 2020, S. 1f.). Anspruch auf Grundrente soll ha-
ben, wer mindestens 33 Jahre „Grundrentenzeiten“ aufweisen kann, „das
sind vor allem Zeiten, in denen Pflichtbeiträge aufgrund einer Beschäfti-
gung, Kindererziehung oder Pflegetätigkeit an die gesetzliche Rentenversi-
cherung gezahlt wurden“. In diesem Fall „soll die Rente um einen ‚Zu-
schlag‘ erhöht werden, wenn die Entgeltpunkte des Erwerbslebens unter-
durchschnittlich, aber nicht ganz gering waren“. Hiermit soll sichergestellt
werden, dass langjährig Pflichtversicherte und auch Fürsorgeleistende im
Alter mehr erhalten als die Grundsicherung nach SGB XII, denn: „Die
Menschen müssen darauf vertrauen können, dass sie nach einem langen
Arbeitsleben – auch bei unterdurchschnittlichem Einkommen – ordent-
lich abgesichert sind und besser dastehen als jemand, der wenig oder gar
nicht gearbeitet und somit wenige oder keine Pflichtbeiträge zur gesetzli-
chen Rentenversicherung gezahlt hat“ (BMAS 2020, S. 1f.).

Die vorgesehenen Anspruchsvoraussetzungen und Regelungen zur Auf-
wertung zeichnen sich durch eine beträchtliche Komplexität aus (vgl. Sozi-
albeirat 2019). An dieser Stelle soll es aber nicht um die Regelungen im
Einzelnen gehen. Genau so wenig steht im Folgenden die Frage im Fokus,
ob die geplante Grundrente tatsächlich ein adäquates Instrument ist, um
der „Lebensleistung“ Fürsorge leistender Frauen gerecht zu werden (zu
einer kritischen Einschätzung s. Deutscher Juristinnenbund 2020). Statt-
dessen geht es um das mit den Grundsicherungsplänen verbundene Ziel,

4.2.1
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„das Vertrauen in das Grundversprechen des Sozialstaats und in die Leis-
tungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung zu stärken“ (BMAS
2020, S. 1).

Grundrente als beitragsfinanzierte Versicherungsleistung?!

Zwei miteinander verknüpfte Fragen liegen auf der Hand: Wie wäre eine
entsprechende Leistung systematisch einzuordnen – und wie wäre sie ggf.
zu finanzieren? Der Ruf nach Steuerfinanzierung vereint bei der Einfüh-
rung entsprechender neuer Leistungen regelmäßig Arbeitgeberseite und
Gewerkschaften im gemeinsamen Ziel, einen weiteren Anstieg der Bei-
tragssätze zu verhindern. Er ist noch nachdrücklicher geworden, seit die
Mütterrente eingeführt wurde und aus den Beiträgen der Versicherten fi-
nanziert wird. Doch der Ruf nach Steuerfinanzierung ist regelmäßig auch
von jenen zu hören, die die Systematik der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung in Gefahr sehen. Sofern „gesamtgesellschaftliche“ Leistungen nicht
aus Steuern, sondern aus Beiträgen finanziert werden, führe dies, so die Ar-
gumentation, zu einer „Verwässerung“ des Konzepts der einkommensbe-
zogenen und beitragsfinanzierten gesetzlichen Rentenversicherung. Dies
verringere die Rendite der eingezahlten Beiträge – auch im Vergleich zu
Formen privater Absicherung – und könne die Akzeptanz der GRV bei
den Versicherten schmälern (so z.B. Schmähl 2019, Ruland 2019).

Allerdings fehlt es ungeachtet einiger vorliegender Arbeiten (als früher
Überblick: Kube 2002) bis heute an einer unumstrittenen Definition, wel-
che Leistungen als „versicherungsfremd“, „gesamtgesellschaftlich“ oder
„nicht beitragsgedeckt“ zu bewerten ist. Dies hat der Sozialbeirat in sei-
nem Gutachten von 2019 als Problem markiert: „Der Sozialbeirat sieht es
als unbefriedigend an, dass die Frage einer sachgerechten Aufteilung der
Finanzierung der Rentenversicherung in Steuer- und Beitragsanteile bis
heute ungelöst ist. […] So gehen die Meinungen darüber auseinander, wie
Leistungen wie etwa die Grundrente in dieser Hinsicht systematisch einzu-
ordnen sind. Der Sozialbeirat hält es daher für geboten, die Frage der sach-
gerechten Finanzierung der Rentenversicherung nach Beitrags- und Steu-
eranteilen grundsätzlich zu klären und nicht weiter diskretionär zu beant-
worten“ (Sozialbeirat 2019, Ziffer 51).

Im Folgenden wird argumentiert, dass Überlegungen zu einem definier-
ten Mindestsicherungsziel für langjährig Versicherte sinnvoll und keines-
wegs systemfremd für eine gesetzliche Rentenversicherung der ersten Säu-
le sind, und dass insofern eine Beitragsfinanzierung für die geplante Grund-
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rente sachgerecht wäre.4 Dies stellt nicht infrage, dass gesamtgesellschaftli-
che Aufgaben über Steuern von der Allgemeinheit getragen werden sollten
– zumindest solange, wie nur ein eingeschränkter Ausschnitt der Bevölke-
rung in der GRV versichert ist und Beiträge entrichtet. So wäre es systema-
tisch richtig, Leistungen wie Kindererziehungszeiten respektive Mütterren-
ten, die der ganzen Bevölkerung offenstehen und niedrigschwellig auch
bei Personen ohne weitere GRV-Versicherungszeiten zu Leistungsansprü-
chen führen,5 über Steuern zu finanzieren. Hingegen ist die Grundrente
bewusst auf langjährig rentenversicherte Personen ausgerichtet und damit
eine exklusive Leistung für einen besonders eng und dauerhaft an die GRV
gebundenen Personenkreis. Angesichts der selektiven Zugangsvorausset-
zungen zur GRV (erinnert sei an Selbständige, geringfügig Beschäftigte,
erst recht Nichterwerbstätige) kann hier nicht von einer Leistung für die
gesamte Gesellschaft gesprochen werden. Zwar gibt es gute Gründe dafür,
das Risiko unzureichender Alterseinkünfte als einen Tatbestand aufzufas-
sen, der eine „gesamtgesellschaftliche“ Aufgabe darstellt und politische In-
terventionen rechtfertigt. Dann müsste eine Leistung zur Verminderung
der Altersarmut jedoch auch anderen Gruppen als langjährig GRV-Versi-
cherten zugutekommen. Dass andererseits beitragsfinanzierte Umvertei-
lung innerhalb der Versichertengemeinschaft der Rentenversicherung in-
härent ist, zeigt insbesondere diejenige zwischen Gesunden und Erwerbs-
geminderten, zwischen Personen unterschiedlicher sozialer Klassen auf-
grund ihrer unterschiedlichen Lebenserwartung (Brussig/Schulz 2019)
oder zwischen Alleinstehenden und Ehepaaren durch die beitragsfinan-
zierte Hinterbliebenenversorgung (schon Schmähl 1998, Rürup 2004).
Diese Umverteilung – auch als Risikoausgleich bezeichnet – ist also keines-
wegs systemfremd im Rahmen einer Sozialversicherung. Dass die Ausge-
staltung der Hinterbliebenenrente strittig ist, ändert nichts an der Tatsa-
che, dass diese Leistung nicht nur existiert, sondern offenbar auch verfas-
sungsgemäß ist. Bei der Grundrente handelt es also sich um eine Leistung,
die exklusiv auf eine bestimmte Versichertengruppe beschränkt ist. „Ar-
mutsvermeidung“ – als gesamtgesellschaftliche Aufgabe – ist zwar für
einen Teil der Berechtigten gewollte Nebenfolge. Doch sie steht nicht im
Vordergrund. Vielmehr kann die Leistung als Versicherung gegen das Risiko,
trotz langjähriger Mitgliedschaft und Beitragszahlung keine armutsvermeiden-

4 Der folgende Teil stützt sich auf einen mit Gert Wagner veröffentlichten Artikel
der Verfasserin (Klammer/Wagner 2020).

5 So reichen zwei Kinder (6 Entgeltpunkte) zur Begründung eines – wenn auch
niedrigen – Rentenanspruchs in der GRV.
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den Alterssicherungsansprüche aufbauen zu können betrachtet werden. Dies
ist – neben der Versicherung gegen Langlebigkeit, gegen Erwerbsminde-
rung und gegen den Tod mit Hinterlassung Hinterbliebener – ein viertes
Risiko, das die GRV zukünftig für die Gruppe der Versicherten abdecken
kann und sollte und insoweit keineswegs eine „versicherungsfremde Leis-
tung“. Wie ausgeführt, ist durch die 2001 eingeleitete Absenkung des Ren-
tenniveaus das Risiko, trotz langjähriger Systemzugehörigkeit und Bei-
tragszahlung keinen Rentenanspruch oberhalb des Grundsicherungsni-
veaus zu erreichen, zunehmend gestiegen und wird weiter steigen. Ange-
sichts der Kombination aus der Absenkung des Rentenniveaus mit der Zu-
nahme von Teilzeitarbeit und Niedriglöhnen kann das Sicherungsverspre-
chen der GRV, vor Armut im Alter zu schützen, für einen steigenden Teil
der Versicherten nicht mehr eingelöst werden. Es ist daher die Frage zu
stellen, ob die Legitimität und Akzeptanz der Rentenversicherung nicht
stärker dadurch gefährdet ist, dass Menschen ihr Leben lang arbeiten, ord-
nungsgemäß einzahlen und dennoch nicht mehr erhalten als andere, die
nie Beiträge entrichtet haben, als es der Fall wäre, wenn innerhalb der Soli-
dargemeinschaft GRV bei Wahrung der Teilhabeäquivalenz eine relative
Besserstellung von Personen mit schwachen Erwerbsbiografien zulasten
besser verdienender Beitragszahler stattfinden würde. Ungleiche Leistungs-
höhen innerhalb der Rentenversicherung tragen dazu bei, „dass die Bei-
tragslast von den Betroffenen akzeptiert wird“ (Wallrabenstein 2019,
S. 312), allerdings kommt es „in keiner Weise auf eine mathematisch exak-
te Äquivalenz der Leistung im Verhältnis zur Beitragshöhe an“ (ebd.). Die-
se lässt sich angesichts vieler relevanter Variablen, zumal im Lebensverlauf,
ohnehin kaum objektiv feststellen. Relevant ist vielmehr das Gefühl der
Fairness sozialstaatlicher Leistungen – im Vergleich zu anderen Versicher-
ten, aber auch im Vergleich zu Nichtversicherten.

Betrachtet man das Risiko, trotz langjähriger Erwerbstätigkeit keine ar-
mutsvermeidenden Rentenansprüche aufbauen zu können, als ein Risiko,
das ex ante jeden Versicherten treffen kann, so stellt seine Absicherung kei-
ne Umverteilung, sondern einen Risikoausgleich zwischen Versicherten
dar, der für viele staatliche Rentensysteme der ersten Säule in Europa und
darüber hinaus durchaus konstitutiv ist.6 Durch die Grundrente könnte
grundsätzlich – auch wenn sie in einzelnen Punkten und angesichts ihrer
Komplexität sicherlich kritisierbar ist – die Legitimation der Rentenversi-
cherung in der Bevölkerung gestärkt werden, insofern bestimmte Folgen

6 Genannt seien bspw. die Rentensysteme der Schweiz, Österreichs oder der Nieder-
lande, wenn sie auch auf unterschiedlichen Finanzierungsregelungen beruhen.
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der Deregulierung des Arbeitsmarktes, die zu niedrigen Löhnen und un-
stetigeren Erwerbsverläufen führen, das Sicherungsversprechen der GRV
in Frage stellen (so auch Köhler-Rama 2019, S. 433ff.). Die Verlässlichkeit
ist zudem bei einem beitragsfinanzierten Risikoausgleich eher gesichert als
bei einer steuerfinanzierten Leistung, da die hieraus erwachsenden An-
sprüche besser geschützt sind. Beiträge in die GRV, die zur Milderung der
sozialen Folgen der Deregulierung beitragen, entlasten zugleich bei den
Steuern, da angesichts des grundgesetzlich verbrieften Sozialstaatsgebots
ansonsten über Steuern zusätzliche Grundsicherungsleistungen zu finan-
zieren wären.

Risiken für unzureichende Alterseinkommen ursachengerecht angehen –
breite Versicherungspflicht einführen!

Sowohl die hier diskutierten Vorschläge zur Verbesserung der Alterssiche-
rung von Frauen unter Anerkennung ihrer „Lebensleistung“ als auch der
aktuelle Plan des Bundesarbeitsministers zur Einführung einer Grundrente
für langjährig GRV-Versicherte „reparieren“ allerdings letztlich die Folgen
eines unzureichenden Erwerbs an Altersrentenansprüchen da, wo das Kind
schon in den Brunnen gefallen ist: am Ende der Erwerbsbiografie. Für eine
vorausschauende, vorbeugende Alterssicherungspolitik muss jedoch – das
kann nicht oft genug wiederholt werden – die Ursachenbekämpfung frü-
her beginnen: Bei der Gestaltung guter Arbeitsbedingungen und Löhnen,
die daran orientiert sind, dass Menschen bis zum Renteneintritt erwerbstä-
tig sein können. Löhne müssen zudem nicht nur zur Bestreitung des ge-
genwärtigen Lebensunterhalts ausreichen, sondern zugleich auch einen
angemessenen Vorsorgebeitrag für eine im Durchschnitt heute rund 20jäh-
rige Rentenphase abwerfen. Im Sinne eines nachhaltigen Rentensystems,
das eine Überbelastung zukünftiger Generationen und (Steuer-)Zahler ver-
meidet, wäre auch – wie anderweitig ausführlich ausgeführt (z.B. Brett-
schneider/Klammer 2016, S. 408–416) – eine umfassende Erweiterung der
Versicherungspflicht auf andere Gruppen und Einkommensarten entlang
des Lebenslaufs zielführend. Mit der von der Bundesregierung geplanten
Versicherungspflicht für Selbständige soll hier eine erste Lücke geschlos-
sen werden. Niedrige (Stunden-)Löhne sollten durch die Einführung einer
Mindestbemessungsgrundlage für Rentenbeiträge auf Arbeitsentgelt (Stef-
fen 2014) kompensiert werden. Für das Ziel, Männern wie Frauen den
Aufbau armutsvermeidender eigenständiger Rentenansprüche zu ermögli-
chen und unerwünschte Verteilungswirkungen zu reduzieren, sollte die
GRV als zentrale Säule der deutschen Alterssicherung gestärkt und zu

5.
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einer universellen Versicherung mit Mindestsicherungsziel ausgebaut wer-
den. Die Sorge vor unzureichenden Rentenansprüchen zu verkleinern, ge-
hört zu einer vernünftigen Gesellschaftspolitik, die nicht nur den Beschäf-
tigten, sondern auch den Arbeitgebern nutzt. Eine durchgängige Versiche-
rungspflicht kann dazu beitragen, nicht nachhaltige Erwerbsverhältnisse
aufzudecken, die bisher akzeptiert werden, da von ihnen kein Beitrag zur
Alterssicherung zu entrichten ist und daher ihre langfristigen individuel-
len und gesellschaftlichen Folgen nicht sichtbar werden. So hilft eine
durchgängige Versicherungspflicht, Defizite beim Aufbau armutsvermei-
dender Alterssicherungsansprüche dort zu identifizieren, wo sie entstehen,
und die gefühlte „Gerechtigkeitslücke“ zu verringern, die dadurch entstan-
den ist, dass zunehmend Personen mit langen Beitragszeiten und solche,
die keine oder nur wenige Beiträge eingezahlt haben, im Alter gleicherma-
ßen auf die Grundsicherung im Alter verwiesen werden.
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Die Frage nach der Gerechtigkeit im Rentensystem

Tim Köhler-Rama

Vorbemerkung

Das staatliche Rentensystem ist – wie die Sozialversicherung insgesamt –
eine Errungenschaft des Industrieproletariats. Als Reaktion auf die Arbei-
terbewegung und das Erstarken der SPD wurde das Rentensystem Ende
des 19. Jahrhunderts vom Staat implementiert, weil klar geworden war,
dass die Reproduktionsbedingungen des Industriekapitalismus unerträg-
lich geworden waren. Das Rentensystem sollte vor allem den Arbeiter vor
allzu großer Not bewahren, dessen Arbeitskraft im Produktionsprozess
verbraucht worden war. In aller Regel war die Rente zu dieser Zeit eine In-
validenrente. Altersrenten waren die Ausnahme. Wenn jemand hart gear-
beitet und dabei seine Gesundheit ruiniert hatte, sollte er besser gestellt
werden, als derjenige Fürsorgeempfänger, der nicht gearbeitet hat. Der
Verbrauch der Arbeitskraft als Bedingung für eine Rente bildete somit den
eigentlichen Grundgedanken des Rentensystems zum Zeitpunkt seiner
Entstehung. Erst viel später, während des massiven Ausbaus des Rentensys-
tems in den 1950er Jahren, wurde die Altersrente zur Norm und der Ge-
danke der Statussicherung im Alter („Rente als fortgesetzter Lohn“) über-
lagerte von nun an den Gedanken der Armutsvermeidung. Historisch gese-
hen enthält das Rentensystem somit die beiden Ziele Armutsvermeidung
und Lebensstandardsicherung. Der folgende Beitrag soll zeigen, dass zwi-
schen den beiden Zielen grundsätzlich eine Konkurrenz besteht, und der
jüngste Anstieg der Altersarmut diese Zielkonkurrenz verschärft und da-
her auch die Frage nach der Gerechtigkeit im Rentensystem neu aufkom-
men lässt. Unmittelbar daran geknüpft ist die Frage, welche Rolle Umver-
teilung und Äquivalenz in der Ausgestaltung des Rentensystems spielen.
Letztlich plädiert der Autor für ein gerechteres Rentensystem, das mithilfe
von mehr Umverteilung innerhalb der Versichertengemeinschaft das Al-
tersarmutsrisiko reduziert und dabei trotzdem als zentrales Institut zur Ei-
genvorsorge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten bleibt.
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Welches Ziel verfolgt das staatliche Rentensystem?

Die Beantwortung der Frage, welches Ziel das Rentensystem in Deutsch-
land prioritär verfolgen soll, hängt davon ab, welche Gerechtigkeitsvorstel-
lung die hiesige Gesellschaft mit dem Rentensystem vorrangig verknüpft.
Letztlich muss in der Gesellschaft eine Einigung über die Frage erzielt wer-
den, welche Art der Gerechtigkeit das Rentensystem produzieren soll.
Oder anders formuliert: Es muss Einigkeit über die Frage erzielt werden,
was eine gerechte Rente ist.

Was ist ein gerechtes Gesundheitssystem? Diese Frage ist einfach und
wenig kontrovers zu beantworten. Jeder soll – unabhängig von seinem
Einkommen – Zugang zu den notwendigen medizinischen Leistungen er-
halten. Der Beitragssatz zur gesetzlichen Krankenversicherung ist für alle
abhängig Beschäftigten gleich, d. h. er bemisst sich unabhängig vom indi-
viduellen Krankheitsrisiko. Im Ergebnis zahlt der Gutverdiener mehr Geld
für denselben Versicherungsumfang, für denselben Leistungskatalog im
Bedarfsfall als der Geringverdiener. Dass dies gerecht ist, wird mehrheit-
lich so gesehen. Offenbar besteht hierzulande also ein breiter gesellschaftli-
cher Konsens dahingehend, dass das Gesundheitssystem und das System
der gesetzlichen Krankenversicherung dazu beitragen sollen, für mehr Be-
darfsgerechtigkeit zu sorgen.

Anders beim Thema Rente. Hier besteht kein Konsens bezüglich der
Frage, ob das Rentensystem vor allem mehr soziale Gerechtigkeit schaffen
soll oder ob es vor allem dem Grundprinzip der Leistungsgerechtigkeit
verpflichtet sein soll. Im derzeit herrschenden Rentensystem bezahlt jeder
Versicherte – analog zum System der gesetzlichen Krankenversicherung –
denselben Beitragssatz, unabhängig von der Einkommenshöhe und unab-
hängig von dem individuellen Langlebigkeits- und Invaliditätsrisiko. Für
denselben Beitragssatz bekommen aber – anders als im Gesundheitssystem
– nicht alle Versicherten dieselbe Leistung im Falle des Risikoeintritts. Der
Gutverdiener bezahlt im Rentensystem – anders als im Gesundheitssystem
– eben nicht ein absolut höheres Beitragsvolumen als der Geringverdiener,
um den Anspruch auf eine armutsvermeidende Rente zu erhalten. Jeder
Versicherte muss unabhängig von seinem Einkommen derzeit 28 Entgelt-
punkte auf seinem Rentenkonto ansammeln, um im Alter eine Rente zu
bekommen, die so hoch ist wie die Grundsicherung, die jeder Bedürftige
erhält, auch derjenige, der keinerlei Vorleistungen erbracht hat bzw. Bei-
träge in das System eingezahlt hat (vgl. Steffen 2019). Der Gutverdiener
mit doppeltem Durchschnittsverdienst muss also rund 14 Jahre arbeiten,
um im Alter die Sozialhilfeschwelle zu überschreiten. Der Geringverdiener
mit halbem Durchschnittsverdienst (2019: rund 1.900 Euro monatlich) da-

2.
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gegen erreicht die notwendigen 28 Entgeltpunkte rechnerisch erst nach 56
Jahren. Im Jahre 2003 waren hierfür noch 8 Jahre weniger notwendig.1 Im
Ergebnis können es Menschen mit geringem Einkommen – und das sind
hierzulande viele Millionen – im gegenwärtigen Rentensystem aufgrund
des stark ausgeprägten Beitragsbezugs der Rentenhöhe (Äquivalenz) also
nicht schaffen, im Alter eine Rente zu erhalten, die höher ist als die Alters-
sicherung einer Person, die keine Vorsorge betrieben hat und im Alter des-
halb auf staatliche Fürsorgeleistungen angewiesen ist. Die Tatsache, dass
das Rentensystem in Deutschland als eines der wenigen Länder innerhalb
der OECD keine systematische Aufwertung geringer Einkommen bei der
Rentenberechnung vornimmt (vgl. OECD 2019, S. 146ff.), wird hierzulan-
de von vielen Menschen (und Rentenexperten!) für gerecht gehalten. Das
bedeutet im Ergebnis, dass die Leistungsgerechtigkeit als Gerechtigkeits-
vorstellung hierzulande im Zusammenhang mit dem Rentensystem tat-
sächlich höher gewichtet wird als das Ziel einer adäquaten Absicherung
benachteiligter Menschen, die außerdem einem relativ hohen Invaliditäts-
risiko und als Folge davon auch einem relativ hohen Sterblichkeitsrisiko
ausgesetzt sind. Die Tatsache nämlich, dass die individuelle Risikolage
beim Beitragssatz und bei der Rentenberechnung nicht berücksichtigt
wird, benachteiligt im Ergebnis Personen mit geringem sozialen Status
doppelt: Sie sind aufgrund ihres geringen Verdienstes nicht nur einem be-
sonders hohen Altersarmutsrisiko ausgesetzt, sondern sie erhalten ihre ge-
ringen Renten auch im Durchschnitt deutlich kürzer als Personen mit ho-
hem sozialen Status.2

Diese Prädominanz des Leistungsgedankens in Bezug auf das System
der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland ist irritierend, nicht
zuletzt deshalb, weil diese Gerechtigkeitsvorstellung so stark abweicht von
denen, die in den anderen Sozialversicherungszweigen vorherrschen. Im
Rentensystem gilt hierzulande bislang: Nicht das Ziel, dass Geringverdie-
ner, Frauen in Teilzeitbeschäftigung und körperlich schwer arbeitende
Menschen im Alter nicht arm sind, ist prioritär, sondern die Realisierung
des Prinzips, dass die Rente einer Person, die im Laufe ihres Arbeitslebens
doppelt so viel verdient hat wie eine andere Person, exakt doppelt so hoch

1 Johannes Steffen spricht in diesem Zusammenhang von einem „Prozess systemi-
scher Verschmelzung“ der Renten- und Grundsicherungssysteme, s. Steffen 2019.

2 Menschen aus den unteren Lohngruppen erhalten aufgrund ihrer geringen Le-
benserwartung überproportional weniger Rentenzahlungen im Verhältnis zu den
eingezahlten Beiträgen. Und der Abstand bei den Lebenserwartungen zu den Bes-
serverdienenden hat in den letzten Jahren weiter zugenommen. Vgl. Haan, Peter et
al. 2019.
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wie die Rente des anderen ausfällt. Dieses Prinzip wird als Äquivalenzprin-
zip bezeichnet und lehnt sich im Grunde an die Idee der Vermögensbil-
dung im Bereich der kapitalfundierten Altersvorsorge an: Wer lange und
viel spart, soll am Ende möglichst viel herausbekommen. Die Stringenz,
mit der dieses Prinzip für das Rentensystem als das grundlegende Prinzip
postuliert wird, ist allerdings deplatziert. Denn das staatliche Rentensys-
tem dient – wie die Sozialversicherung insgesamt – vor allem den abhän-
gig Beschäftigten, die kaum über weitere Ressourcen verfügen als ihre eige-
ne Arbeitskraft, die sie tagtäglich verwerten und reproduzieren müssen.
Hierzu gehört auch die Absicherung gegen große Lebensrisiken im Rah-
men der Sozialversicherung. Wenn das Arbeitseinkommen in immer mehr
Fällen nicht (mehr) ausreicht, um Armut im Alter zu vermeiden, wird das
Beharren auf dem Äquivalenzprinzip im Rentensystem in der sozialpoliti-
schen Debatte zunehmend kontraproduktiv, weil es effektiven Reformvor-
schlägen entgegensteht. Für denjenigen Versicherten, der im Alter trotz
langjähriger Beitragszahlungen arm ist, nützt es nichts, wenn ihm gesagt
wird, dass das Grundprinzip der Äquivalenz im Rentensystem bislang un-
beschadet geblieben ist. Die Vermeidung von Armut für die Fälle, in de-
nen die Verwertung und Reproduktion der Arbeitskraft nicht mehr mög-
lich sind, stellt die eigentliche Essenz der Sozialversicherung dar. Für das
Rentensystem heißt das: Wenn die Altersarmut stark zunimmt – wie das
heute wieder der Fall ist –, müssen die armutsvermeidenden Elemente und
die Mechanismen des sozialen Ausgleichs im Rentenrecht (wieder) ge-
stärkt werden. Das Rentensystem ist keine Sparinstitut, sondern eine sozia-
le Risikoversicherung.

So scheint es zunehmend zweifelhaft, dass sich das Ziel der Statussiche-
rung im Rentensystem (mithilfe des Instruments der Äquivalenz) ange-
sichts einer sich stark veränderten sozioökonomischen Kontextsituation
seit Anfang der 2000er Jahre auch künftig weiterhin höher gewichten lässt
als das Ziel der Armutsvermeidung. Die Armutsgefährdungsquote der
über 65jährigen Personen ist (laut Mikrozensus) im Zeitraum zwischen
2005 und 2018 von 11 % auf knapp 14,7 % angestiegen (BIAJ 2019). Ande-
re Daten weisen höhere Armutsquoten aus. Vor allem bei den Männern in
Ostdeutschland ist seit einigen Jahren ein sehr starker Rückgang der
durchschnittlichen Rentenansprüche bei den jüngeren Geburtsjahrgängen
zu konstatieren. Für diese Gruppe wird vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) ein Anstieg der Altersarmut bis 2030 auf 36 % er-
wartet (Haan et al. 2017). Zentrale Gründe für diese Entwicklung sind die
aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit der 1990er Jahre und früheren 2000er
Jahre zunehmend schlechten Erwerbsbiografien in Ostdeutschland. Je we-
niger soziale Risikolagen wie Ausbildung und Arbeitslosigkeit bei der Ren-
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tenberechnung berücksichtigt werden, desto weniger Einkommenssicher-
heit im Alter bietet das Rentensystem.3 Die immer stärkere Lohnspreizung
und die gestiegene Bedeutung des Niedriglohnsektors wirken immer stär-
ker darauf hin, dass das Ziel der Armutsvermeidung mittels einer stärkeren
Berücksichtigung sozialer Risikolagen und einer systematischen Aufwer-
tung geringer Einkommen bei der Rentenberechnung nach ganz oben auf
die rentenpolitische Agenda rückt. Die lange Diskussion über die (überfäl-
lige) Einführung einer – wie auch immer definierten – „Grundrente“ und
über die Fortführung der Hochwertung geringer Einkommen bei der Ren-
tenberechnung, die es seit 1972 für Zeiten bis 1992 im Rentenrecht gibt,
sind Vorboten hierfür (Köhler-Rama 2019). Das in den 1950er Jahren ein-
geführte Rentensystem in seiner jetzigen Konzeption scheint sich jeden-
falls überlebt zu haben, weil es zu vielen Versicherten zu wenig Schutz vor
Altersarmut bietet.4

Soll das staatliche Rentensystem Armut vermeiden?

Die Tatsache, dass es hierzulande zu der Frage, ob das staatliche Rentensys-
tem Armut vermeiden soll oder nicht, bislang keinen Konsens gibt, liegt
möglicherweise daran, dass das Rentensystem im Grunde eine Art Zwitter-
system ist, das seit über 60 Jahren zwei Ziele zugleich verfolgt: Die Armuts-
vermeidung und die Anerkennung von Lebensleistung. Die Realisierung
beider Ziele zugleich hat viele Jahrzehnte lang zu einer hohen Akzeptanz
des Rentensystems in Deutschland beigetragen. Für ein staatliches Renten-
system als Pflichtversicherungssystem, das auch ausreichend gegen Alters-
armut schützt, spricht vor allem, dass die gesetzliche Rentenversicherung
ein Zweig der Sozialversicherung ist, zu deren Wesen der soziale Ausgleich
zwingend dazu gehört, weil gerade er sie von der Privatversicherung unter-
scheidet (vgl. Rolfs 2000). Armutsvermeidung lässt sich – wie eingangs er-

3.

3 Insbesondere infolge der hohen Niedriglohnquoten in West- und Ostdeutschland
(West: 22,7 %; Ost: 35 %), kommt es zu einem Rückgang der Rentenanwartschaf-
ten im unteren Einkommenssegment. Auch die Anzahl der Entgeltpunkte (EP) des
Medianrentners – also des mittleren Rentners – geht sukzessive zurück. Während
der ostdeutsche Medianrentner (Zugang) im Jahre 1993 noch 51 EP aufwies, wa-
ren es 2016 nur noch 39 EP. Der westdeutsche Medianrentner (Zugang) hatte 1993
noch 47 EP, 2016 waren es noch 44 EP. S. Himmelreicher 2018, S. 337.

4 Ein Beispiel für die Lebensfremdheit des Rentensystems: Der Durchschnittsver-
dienst einer Altenpflege-Fachkraft in Sachsen liegt aktuell bei rd. 2.200 Euro/mtl.
Um auf die 28 EP (Nettorente: 800 Euro) zu kommen, muss sie 40 Jahre durchge-
hend Vollzeit (!) arbeiten.
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läutert – aus historischer Perspektive problemlos als ein originäres Ziel der
gesetzlichen Rentenversicherung beschreiben. Außerdem ist die gesetzli-
che Rentenversicherung noch immer das einzige halbwegs universale
Pflicht-Vorsorgesystem für abhängig Beschäftigte in Deutschland. Nur ihr
kann daher im deutschen Sozialstaat die Aufgabe zugewiesen werden, Al-
tersarmut zu vermeiden. Die einzige Alternative hierzu bestünde darin, das
Thema Altersarmut dauerhaft – wie es bis zur Einführung des Rentensys-
tems bis 1889 der Fall war – an das Fürsorgesystem (seit 2003 euphemis-
tisch: „Grundsicherung im Alter“) zu adressieren. Dies tun zwar viele, da-
gegen spricht aber ganz eindeutig, dass die Grundsicherung nicht armuts-
vermeidend ist, sondern lediglich das Existenzminimum sichert. Wenn
massenhaft langjährig Versicherte und Vollzeit beschäftigte Menschen am
Ende ihres Erwerbslebens absehbar im Fürsorgesystem landen, entwertet
dies nicht nur ihre Lebensleistung (weil hier nur ihre Bedürftigkeit, nicht
ihre Versicherungsbiografie, geprüft wird), sondern eine Pflichtversiche-
rung ist dann verfassungsrechtlich im Grunde nicht mehr legitimierbar
(vgl. Eichenhofer 2019). Die Lösung des Themas Altersarmut lässt sich da-
her unmöglich an das Grundsicherungssystem delegieren.

Gegen diese Argumentation wird angeführt, dass die gesetzliche Ren-
tenversicherung lediglich eine Versicherung darstellt, die wegfallendes
Einkommen im Alter ersetzt. Zuwenig Rente sei die Folge eines zu gerin-
gen Einkommens und schlechter Arbeitsmarktverhältnisse, mit deren
Kompensation das Rentensystem überfordert wäre. Außerdem sei die Ver-
meidung von Altersarmut eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, deren Lö-
sung im Rahmen des Steuersystems erfolgen solle. Das sei gerechter und
effizienter. Der zielgenauen und effizienten Armutsvermeidung diene die
Grundsicherung, weil hier die tatsächliche Bedürftigkeit im Haushaltskon-
text berücksichtigt werde. Wer im Alter nicht arm sein wolle, könne und
müsse zusätzlich privat vorsorgen (vgl. Ruland 2012).

Diese Argumentation übersieht, dass Armutsvermeidung tatsächlich
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, zu deren Lösung allerdings gera-
de das Rentensystem eingeführt wurde. Das innovative Element der Ein-
führung des Rentensystems bestand gerade darin, das staatliche Fürsorge-
system zu überwinden. Mit der Rentenreform von 1957 wurde das staatli-
che Rentensystem dann so konzipiert, dass ein langjährig Vollzeit tätiger
Mensch (zu jener Zeit in der Regel ein Mann) nach einem erfüllten Ar-
beitsleben – damals hieß das 40 Versicherungsjahre – im Alter eine Rente
erhält, die nicht nur ausreicht, Armut zu vermeiden, sondern seinen er-
reichten Lebensstandard zu halten. Seinerzeit wurde dies mit einem Brut-
torentenniveau in Höhe von 60 % assoziiert (vgl. Schmähl 2018, S. 239ff).
Ähnlich wie heute gab es in den 1950er Jahren einen starken Strukturwan-
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del und als Reaktion darauf ein starkes Sicherheitsbedürfnis der Bevölke-
rung. Mit den Prinzipien Lohnersatz, Dynamisierung und Umlagefinan-
zierung kam die sehr populäre Rentenreform 1957 diesem Sicherheitsbe-
dürfnis entgegen. Die Rentenreform von 1957 lässt sich daher auch als
„Armutspolitik auf der Basis des Versicherungsprinzips“ (Göckenjan 2000,
S. 373) beschreiben. Ohne diese Reform hätte der Personenkreis der Ar-
beitnehmer im Alter zwangsläufig zur Armutspopulation gezählt. Für die-
sen Personenkreis bedeutet das Konzept des Lohnersatzes, d. h. die Ein-
kommenssicherung auf ungefähr dem Lebenshaltungsniveau, das im Er-
werbsleben erreicht wurde, „nicht Belohnung oder Privilegierung, son-
dern schlicht Existenzsicherung“ (Göckenjan 2000, S. 374).

Seit 1957 hatte die gesetzliche Rente somit eine existenzsichernde Lohn-
ersatzfunktion. Das bedeutet, dass das Ziel der Armutsvermeidung von Be-
ginn an implizit enthalten war. Wie wichtig das Ziel der Armutsvermei-
dung war, zeigt auch, dass die SPD bereits im Vorfeld der 1957er-Reform
vorgeschlagen hatte, ein „fiktives Mindesteinkommen“ bei der Rentenbe-
rechnung vorzusehen. Voraussetzung sollte sein, dass die Hälfte der Zeit
zwischen Beginn der Versicherung und dem Versicherungsfall mit „Beiträ-
gen belegt“ ist (vgl. Schmähl 2018, S. 249). In diesem Fall sollte bei der
Rentenberechnung mindestens die Hälfte der allgemeinen Bemessungs-
grundlage zugrunde gelegt werden. Eine solche Rente nach Mindestein-
kommen wurde dann allerdings erst 1972 tatsächlich in das Rentenrecht
eingeführt.

Die Entwicklung der Rente: Vom „Einkommenszuschuss“ zur
„Leistungsrente“

Ursprünglich diente wurde – wie eingangs erwähnt – die gesetzliche Ren-
tenversicherung Ende des 19. Jahrhunderts primär als eine Versicherung
gegen die Folgen des Invaliditätsrisikos eingeführt. Die Altersgrenze lag
seinerzeit bei 70 Jahren. Zugleich lag das durchschnittliche Rentenzu-
gangsalter bis zur Jahrhundertwende bei 56 Jahren (vgl. Torp 2019, S. 134).
Da die Altersgrenze nur von wenigen Menschen erreicht wurde, diente die
Rentenleistung während der ersten Jahrzehnte nach Einführung des Ren-
tensystems vor allem der Abmilderung der Folgen von Invalidität. Die
Rentenformel bestand zum einen aus einem Grundbetrag und zum ande-
ren aus einem beitragszeit- und einkommensabhängigen Steigerungsbe-
trag. Die Spreizung der Rentenleistungen war gering. 1890 lag der Durch-
schnittszahlbetrag der Invalidenrente bei 140 Mark, was etwa 20 % des

4.
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durchschnittlichen Bruttolohns entsprach.5 Der Grundgedanke Otto von
Bismarcks in Verbindung mit der Einführung der „Invaliditäts- und Alters-
versicherung“ im Jahre 1889 war es, den Arbeitern einen Rechtsanspruch
auf eine Rente als Gegenleistung für lebenslange Arbeit einzuräumen.
„Bismarcks Idee bei der Einführung der Arbeiterversicherungen war es,
dass das, was ein invalider und deshalb arbeitsunfähiger Arbeiter erhalten
‚muss‘, als ein ihm zustehendes Recht konzipiert wird“ (Wallrabenstein
2009, S. 65–66). Die Invalidenrente war zwar zu gering, um Armut im Fal-
le der Invalidität zu vermeiden, sie milderte aber immerhin die Folgen des
Einkommensausfalls infolge der nachlassenden Erwerbsfähigkeit ab. Vor
allem aber verbesserte sie die Rechtsposition des mittellosen abhängig Be-
schäftigten in einer Zeit immer noch brutaler Ausbeutung der Arbeitskraft
während des expandierenden Industriekapitalismus.

Die nächste große Zäsur des gesetzlichen Rentensystems brachte die be-
reits erwähnte Rentenreform von 1957. Mit der während der Kanzlerschaft
Konrad Adenauers eingeführten „dynamischen Rente“ wuchs das Leis-
tungsniveau der sozialen Sicherung erstmals deutlich über die Bedarfsgren-
ze des Existenzminimums hinaus. Die gesetzliche Rente sollte fortan nicht
mehr nur einen Zuschuss zum Lebensunterhalt, sondern einen echten
Lohnersatz darstellen. Als neues Ziel rückte – vor dem Hintergrund star-
ker Lohnzuwächse in der Zeit des „Wirtschaftswunders“ – die sozialpoliti-
sche Absicherung des erworbenen Lebensstandards und des relativen sozia-
len Status in den Fokus der Alterssicherungspolitik (vgl. Hockerts 1990,
S. 93). Demgemäß wurde eine neue Rentenformel eingeführt. Der Grund-
betrag entfiel. Stattdessen wurde zur Berechnung der Rente die durch-
schnittliche Lohnposition während des gesamten Erwerbsverlaufs die maß-
gebliche Berechnungsgröße. Auf diese Weise wurde das Versicherungs-
prinzip gestärkt. Die Rente bekam den Charakter einer „Leistungsrente“.
Die Spreizung der Rentenzahlbeträge nahm zu. Am meisten profitierten
von der Rentenreform die gutverdienenden Beschäftigten, weil von nun
an nur noch die durchschnittliche individuelle Einkommensposition im
Erwerbsverlauf die Höhe der Rente bestimmte. Zugleich wurde der Ge-
danke der Eigenvorsorge zum Leitgedanken des Rentensystems. Dies
machte zum einen den Steueranteil an der Finanzierung der Rentenausga-

5 2018 lag die durchschnittliche Erwerbsminderungsrente bei 818 Euro, was rd.
26 % des Durchschnittlohns im Jahre 2018 entsprach. Vgl. DRV Bund (2019,
S. 14,36.
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ben bis heute begründungsbedürftig.6 Zum anderen bedeutete dies vor al-
lem eine Stärkung des Äquivalenz- und Leistungsgedankens im Rentensys-
tem (vgl. Wallrabenstein 2009, S. 65–66).

Diese Grundprinzipien der Rentenreform 1957 prägen bis heute das öf-
fentliche Rentensystem. Vermutlich aus diesem Grunde wird in Deutsch-
land bis heute – anders als in vielen anderen Ländern – eine gerechte Rente
vor allem mit einer leistungsgerechten Rente assoziiert. Als Folge davon wird
eine stärkere Umverteilung innerhalb des Rentensystems mehrheitlich
(noch immer) kritisch gesehen. Es ist allerdings fraglich, ob diese majoritä-
re Auffassung angesichts des stark ansteigenden Altersarmutsrisikos auch
künftig Bestand haben wird. Die Geschichte zeigt, dass grassierende Alters-
armut auf so viel Unzufriedenheit in der Bevölkerung stößt, dass in diesem
Fall tiefgreifende sozialpolitische Reformen unumgänglich werden. Ähn-
lich wie zu der Zeit der Einführung des Rentensystems Ende des 19. Jahr-
hunderts, hatte auch die Rentenreform 1957 vor allem das Ziel, kurzfristig
das Problem der massenhaften Altersarmut abzumildern. Historisch gese-
hen war somit das Äquivalenzprinzip immer vor allem ein Mittel zum
Zweck. Es sollte die Aufwertung der Renten und deren Finanzierung in
der Gesellschaft konsensfähig machen. Das wichtigste Element der Reform
für die Menschen war allerdings die rd. 70 %ige (!) Anhebung der laufen-
den Renten, was vor allem mit einer drastischen Anhebung des Beitragssat-
zes von 11 % auf 14 % finanziert wurde. Zur Durchsetzung dieser massiven
Ausweitung des staatlichen Rentensystems gegen den vereinten Wider-
stand der Arbeitgeber, der Versicherungswirtschaft, der Bundesbank und
dem Bundesfinanzministerium war die Proklamierung der Stärkung des
Versicherungsprinzips unerlässlich. Anders formuliert: Ohne die die Stär-
kung des Äquivalenzprinzips wäre die Durchsetzung des eigentlichen Ziels
der Reform, die unmittelbare Beseitigung und langfristige Vermeidung
von Altersarmut, nicht mehrheitsfähig gewesen.

Das Rentensystem enthält seit 1957 somit implizit zwei Ziele – Armuts-
vermeidung und Statussicherung – und zugleich ein legitimations- und ak-
zeptanzstiftendes Prinzip, nämlich das Äquivalenzprinzip. Das Problem,
das sich aus dieser Melange ergibt, lässt sich als „Dualität“ oder „Gerechtig-
keitsdilemma“ beschreiben, denn die beiden Ziele stehen in gewisser Wei-
se konträr zueinander. Effektive Armutsvermeidung bedingt soziale Aus-
gleichsmechanismen innerhalb des Systems im Sinne einer bedarfsgerechten
Rente. Der zähe Streit um die Bedürftigkeitsprüfung im Zusammenhang

6 Im Rentensystem vor 1957 diente der Staatszuschuss der Finanzierung des einheit-
lichen Sockelbetrags der Rente. Dieser entfiel infolge der Rentenreform 1957.
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mit der Grundrente zeigt, dass hierfür bislang keine Mehrheit in Deutsch-
land existiert. Statussicherung bedeutet dagegen eine leistungsgerechte Ren-
te, der nach herrschender Auffassung eine Stärkung von Umverteilungsele-
menten innerhalb des Rentensystems entgegensteht. Wenn das Rentensys-
tem allerdings – ohne allgemeine Leistungsausweitung – das steigende Al-
tersarmutsrisiko mindern soll, müssen interne Umverteilungsmechanis-
men gestärkt werden. Dies stellt einige Versicherte besser, andere schlech-
ter. Das Beitrags-Leistungsverhältnis für die Begünstigten verbessert sich,
für andere verschlechtert es sich. Tatsächlich steht dies dem Äquivalenz-
prinzip entgegen. Die meisten Experten und Beobachter assoziieren daher
mit Umverteilungselementen im Rentensystem sogenannte „versiche-
rungsfremde Leistungen“. Dabei übersehen sie, dass eine effektive Absiche-
rung sozial sehr ungleich verteilter Risiken – und das Invaliditäts- und
Langlebigkeitsrisiko gehören selbstverständlich hierzu – Ausgleichsele-
mente unbedingt notwendig macht.

Mehr Armutsvermeidung bedeutet also zwingend mehr Umverteilung
innerhalb des Rentensystems. Mehr Umverteilung bedeutet Verletzung
des Äquivalenzprinzips. Zugleich setzt eine Statussicherung die Armuts-
vermeidung eigentlich voraus, denn ohne Armutsvermeidung macht Sta-
tussicherung keinen Sinn. Die Realisierung beider Ziele benötigt eine aus-
reichende finanzielle Basis des Rentensystems. Es ist klar: Eine Fortsetzung
der Grundideen von 1957 bedingt in Zeiten des Anstiegs der Lebenserwar-
tung und des sukzessiven Hineinwachsens geburtenstarker Jahrgänge in
das Rentenalter einen Anstieg der Kosten der Alterssicherung. Das heißt:
Die Gesellschaft insgesamt muss mehr Ressourcen aufwenden, um das stei-
gende Langlebigkeitsrisiko und das steigende Invaliditätsrisiko ausrei-
chend zu finanzieren.

Soziale Ausgleichselemente im Rentensystem wurden geschwächt

Das Rentensystem steht vor diesem Hintergrund heute also (wieder ein-
mal) vor der Aufgabe, seine prioritäre Zielsetzung (und damit auch seine
prioritären Funktionsprinzipien) klar zu definieren. Der Paradigmenwech-
sel 2001 mit der Einführung von bindenden Beitragssatzzielen (die inzwi-
schen weit unterschritten wurden) und der Aufgabe eines eindeutigen
Leistungsziels hat dazu geführt, dass die gesetzliche Rente zunehmend nur
noch eine Art – immer häufiger auch so bezeichnete – „Basissicherung“
darstellt. Zugleich ist in der neuen Welt der niedrigen Zinsen die Idee, das
sinkende Rentenniveau mithilfe zusätzlicher ausreichend sicherer Alters-
vorsorgeprodukte zu kompensieren, nachhaltig gescheitert. Immer dringli-
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cher stellt sich daher die Frage, welchen Weg das Rentensystem in
Deutschland künftig gehen soll. Liegt die Zukunft des deutschen Renten-
systems eher in der Adaption von Elementen des österreichischen Systems,
das Anfang der 2000er Jahre die Teilprivatisierung des Rentensystems un-
terlassen hat und stattdessen das System in Richtung einer Bürgerversiche-
rung weiter entwickelt hat (vgl. Blank et al. 2016)? Oder liegt die Zukunft
eher in der Übernahme von Elementen des schwedischen Systems, das of-
fenbar erfolgreich einige Vorteile kapitalgedeckter Systeme mit starker
staatlicher Regulierung implementieren konnte? Eines ist aber ganz klar:
Für eine Realisierung des Ziels der Vermeidung von Altersarmut bedarf es
staatlich organisierter effektiver Umverteilungsmechanismen innerhalb
des Rentensystems zugunsten vulnerabler Gruppen wie Erwerbsgeminder-
te, Geringverdiener (mit einer Überrepräsentanz von Frauen) und Lang-
zeitarbeitslose. Das Problem ist, dass obgleich die sozialen Risiken bei den
jüngeren Kohorten zugenommen haben – d. h. es gibt längere Ausbil-
dungs- und Arbeitslosigkeitszeiten in den jüngeren Kohorten, mehr Zeiten
mit niedrigen Verdiensten wegen Expansion des Niedriglohnsektors, mehr
prekäre Beschäftigungsverhältnisse, sowie mehr und längere Phasen der
Selbständigkeit (vgl. DRV Bund 2020) –, in den letzten 20 Jahren eine gan-
ze Reihe sozialer Ausgleichselemente im Rentensystem gestrichen wurden,
so u. a. die Reduzierung der rentenrechtlichen Bewertung von Schul- und
Hochschulzeiten (vollständiger Wegfall der Bewertung seit 2009) und der
vollständige Wegfall der Bewertung von Zeiten, in denen Arbeitslosengeld
II bezogen wird (seit 2011). Die Konsequenzen dieser Maßnahmen sind
ein sozial ungerechteres Rentensystem und weniger Einkommenssicher-
heit im Alter mit der Folge eines Anstiegs des Altersarmutsrisikos. Insge-
samt wird so das Ziel der Armutsvermeidung immer weniger erfüllt. Zu-
gleich fehlt – anders als in den meisten anderen EU-Staaten – in Deutsch-
land noch immer eine ausreichende Mindestrente für langjährig Versicher-
te und eine systematische Hochwertung geringer Einkommen bei der Ren-
tenberechnung.7 Die Rente nach Mindestentgeltpunkten (nur für Zeiten
bis 1992) und die für 2021 angekündigte Grundrente (mit zu hohen Zu-
gangshürden) werden nicht ausreichen, um das System armutsfest zu ma-

7 Die derzeit noch systematische Hochwertung der Löhne in Ostdeutschland wird
ab 2025 gänzlich entfallen. Das ist angesichts des besonders stark steigenden Alters-
armutsrisikos in Ostdeutschland eine der vielen Paradoxien in der Rentenpolitik
der letzten Jahre.
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chen. Insbesondere reichen diese Elemente nicht aus, die steigenden Ver-
wertungsrisiken der Arbeitskraft in den immer prekärer werdenden Ar-
beitsmärkten zu kompensieren.

Begründet wurden die genannten Kürzungsmaßnahmen im Rentensys-
tem durchweg (auch) mit dem Argument der Stärkung des Beitragsbezugs
der Rente und der Stärkung der Leistungsgerechtigkeit. „Umverteilung ge-
hört in das Steuersystem“, so die Argumentationslogik, die zu kurz greift.
Tatsächlich gibt es im Rentensystem einen inhärenten Zielkonflikt zwi-
schen Armutsvermeidung (mittels sozialer Ausgleichselemente) und Leis-
tungsgerechtigkeit (mittels Stärkung des Beitrags-Leistungsbezugs). Aller-
dings zeigt der Blick in die Rentenhistorie, dass letztlich nur ein Renten-
system, dass die Bevölkerung als sozial- und leistungsgerecht einschätzt, ge-
sellschaftlich akzeptiert wird. Die Rentenreform 1957 war deshalb so er-
folgreich und hat der CDU – einmalig in ihrer Geschichte – ein absolute
Mehrheit bei der Wahl 1957 verschafft, weil sie eine erfolgreiche „Armuts-
politik auf der Basis des Versicherungsprinzips“ (Göckenjan 2000, S. 737)
einführte. Wenn man diese historische Erfahrung auf die aktuelle renten-
politische Diskurslage übertragen möchte, heißt das, dass die Stärkung ar-
mutsvermeidender Elemente nur möglich ist, wenn der Rentenbeitrag an-
gehoben wird und zugleich der Beitrags-Leistungsbezug nicht zu stark ge-
schwächt wird. Das wiederum setzt einen tendenziell steigenden Anteil
von Bundesmitteln an der Finanzierung der Rentenausgaben voraus. Um
das zu begründen, benötigt man nicht die Verwendung des unscharfen Be-
griffs der sogenannten „versicherungsfremden Leistungen“, sondern es ge-
nügt der Gedanke der „Triparität“, der seit Bismarck de facto im Renten-
system realisiert wird. „Triparität“ bedeutet, dass der Bund der „dritte Bei-
tragszahler“ ist und für eine ausreichende Stabilität des Rentensystems
sorgt. Er tut dies, weil die Gesellschaft insgesamt ein Interesse daran hat,
dass das soziale Risiko der Altersarmut im Rahmen eines Pflichtversiche-
rungssystems ausreichend versichert wird und auf diese Weise der soziale
Friede im Land gewahrt bleibt und – als erwünschter Nebeneffekt – die
Fürsorgesysteme entlastet werden. Mit diesen Argumenten setzte Otto von
Bismarcks das Pflichtversicherungssystem erfolgreich gegen viele Wider-
stände der Versicherungsindustrie und der Arbeitgeber durch.

Was tun, wenn Altersarmut wieder zu einem Massenphänomen wird?

Aus der Rentengeschichte lässt sich vor allem lernen, dass die alleinige
Adressierung des Altersarmutsrisikos an das Sozialhilfesystem keine Lö-
sung ist, weil das staatliche Rentensystem in diesem Fall seine Akzeptanz

6.

Tim Köhler-Rama

78



und Legitimation verlieren würde. Es ist ganz einfach: Nach einem erfüll-
ten Arbeitsleben muss eine Rente herauskommen, die oberhalb der Sozial-
hilfe liegt. Ansonsten erfüllt die (Pflicht-)Versicherung nicht ihren eigent-
lichen Zweck. Die Lösung in den meisten OECD-Staaten zur Sicherstel-
lung dieses zentralen Grundgedankens liegt in der Hochwertung niedriger
Einkommen bei der Rentenberechnung, d. h. höheren Ersatzraten für Ge-
ringverdiener. Das wird dort allgemein als gerecht empfunden, weil nied-
riges Einkommen im Niedriglohnsektor ein ungleich verteiltes soziales Ri-
siko darstellt, was in der Regel sogar mit einem höheren Invaliditätsrisiko
und einer kürzeren Lebenserwartung einhergeht.8 So lässt sich eine Stär-
kung sozialer Ausgleichselemente im Rentenrecht zugunsten von Men-
schen, die unter Lohndiskriminierung auf dem Arbeitsmarkt leiden, gut
begründen. Einer Aufstockung geringer Arbeitsentgelte bei der Rentenbe-
rechnung liegt dabei eine ganz andere Konzeption zugrunde als eine gänz-
lich vorleistungsunabhängige Grundrente. „Basic pensions“ in den meis-
ten der 18 OECD-Staaten, in denen eine solche existiert, kollidieren nicht
grundsätzlich mit dem Prinzip der Beitragsäquivalenz, weil sie an die indi-
viduelle Vorleistung in Form von Beiträgen in das Rentensystem anknüp-
fen. Eine Mindestrente mit einer umfassenden Bedürftigkeitsprüfung un-
ter Berücksichtigung des gesamten Haushaltes und sämtlicher Einkom-
mensarten (Means-tested Minimum Pension) würde dagegen dem Grund-
gedanken der Rente als „Lohnersatz“ gänzlich entgegenstehen. In diesem
Fall würde „der Rahmen des zulässigen sozialen Ausgleichs innerhalb der
Versichertengemeinschaft verlassen und die Hinwendung zur Wahrneh-
mung einer Aufgabe öffentlicher Fürsorge (…) vollzogen“, schlussfolgert
der Verfassungsrechtler Wallerath und hält daher die die im Rentenrecht
für Zeiten bis 1972 existierende „Rente nach Mindesteinkommen“ für kei-
ne sogenannte „versicherungsfremde Leistung“ (1990, S. 288). Diese Argu-
mentation spricht klar für eine Ausweitung dieser oder ähnlicher Regelun-
gen im deutschen Rentensystem.

Der internationale Vergleich von Rentensystemen zeigt ebenfalls ganz
eindeutig: Eine effektive Armutsvermeidung und Anerkennung von Le-
bensleistung setzt eine Aufwertung geringer Einkommen bei der Renten-
berechnung voraus und zugleich impliziert sie eine Aufweichung des Sub-
sidiaritätsprinzips für langjährig Versicherte. Eine Bedürftigkeitsprüfung
darf bei ihnen nicht erfolgen, weil die jahrzehntelange Beitragsleistung in

8 Die OECD weist seit vielen Jahren regelmäßig in ihren Statistiken darauf hin, dass
in Deutschland die Ersatzraten für Geringverdiener weit unterhalb des OECD-
Durchschnitts liegen. Vgl. OECD 2019, S. 143ff.
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das Rentensystem, das für sehr viele Menschen das einzige Sicherungssys-
tem zur Vermeidung von Altersarmut darstellt, dadurch fundamental ent-
wertet würde. Die besondere Honorierung langjähriger Beitragszahlungen
ist in jedem Versicherungssystem ein ubiquitäres Phänomen. Begründen
lässt sie sich damit, dass langjährig Versicherte Personen mit ihren Beiträ-
gen in besonderem Maße für die Stabilität des Systems gesorgt haben. Die
eigentliche Alternative zu einer Aufwertung von Entgeltpunkten langjäh-
rig Versicherter mit geringem Verdienst ohne Bedürftigkeitsprüfung ist
eine steuerfinanzierte Aufstockung niedriger Renten mit Bedürftigkeits-
prüfung. Hier werden niedrige Renten – falls kein Vermögen bzw. anderes
Einkommen zur Verfügung steht – auf ein bestimmtes Niveau aufgestockt
und der Aufstockungsbetrag der Rentenversicherung aus Steuermitteln er-
stattet. Bereits Mitte der 1980er Jahre hatte der Berliner Sozialsenator Ulf
Fink (CDU) eine solche Aufstockung der Renten – genannt „Ausgleichszu-
lage“ – vorgeschlagen. Der damalige Bundesarbeitsminister Blüm lehnte
diesen Vorschlag ab, weil er Sozialhilfe und Rentenversicherung zu einem
„Mischsystem“ mache (vgl. Schmähl 2018, S. 801). Zudem gab es Beden-
ken, dass er dem Versicherungsgedanken entgegenstehe und die Gefahr
bestehe, dass der Bund seinen Finanzierungsverpflichtungen nicht nach-
komme, sodass diese bedürftigkeitsgeprüfte Leistung schließlich doch aus
Beiträgen zu finanzieren wäre.9 Gegen eine solche Aufstockung der Rente
nach Bedürftigkeitsprüfung spricht nicht zuletzt – wie Maydell ausführt –
aus verfassungsrechtlicher Sicht der „sozialstaatliche Handlungsauftrag“,
demgemäß das staatliche Rentensystem für den Großteil der Versicherten
„den Lebensbedarf sichernde Leistungen“ gewährleisten muss. Die Sozial-
hilfe sollte nur „im Einzelfall eintreten, sie hat jedoch nicht die Funktion,
die Regelsicherung für ganze Personengruppen zu gewährleisten“ (May-
dell 1990, S. 416). Diese Argumentation mag nicht für eine Grundrente in
Kombination mit einer Einkommensprüfung – also einer Art von „Bedürf-
tigkeitsprüfung light“ – gelten, wie sie nach aktuellen Plänen von der Bun-
desregierung für das Jahr 2021 vorgesehen ist. Allerdings droht eine solche

9 In diesem Sinne formuliert Kolb (1990, S. 210f.): „Wie rasch ließe sich argumentie-
ren, das Rentenniveau sei reduzierbar, weil kleinere Renten, die davon am stärks-
ten betroffen wären, durch die Mindestsicherung aufgefangen würden. Ferner
könnte die Gefahr bestehen, dass der Gesetzgeber bei knappen Haushaltsmitteln
die Kosten für eine solche Mindestsicherung auf die Rentenversicherung über-
wälzt. Als das geeignetere Instrument erscheint deshalb die – auch für Zeiten über
1991 hinaus verlängerte – Rente nach Mindesteinkommen. Sie sichert die der Ren-
tenversicherung mindestens 35 Jahr lang angehörenden Person deutlich über dem
durchschnittlichen Sozialhilfeniveau.“
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Einkommensprüfung nach und nach – ähnlich wie dies bei der Einkom-
mensanrechnung der Hinterbliebenenrenten zu beobachten ist – zu einer
umfänglichen Bedürftigkeitsprüfung zu mutieren, weil immer weitere Ein-
kommensbestandteile bei der Anrechnung Berücksichtigung finden.

Die rentenpolitische Grundfrage lautet heute also (wieder einmal): Soll
die gesetzliche Rentenversicherung Mindestsicherungselemente stärken,
oder soll eine bedürftigkeitsgeprüfte Mindestsicherung innerhalb des Ren-
tensystems eingeführt werden? Letzteres, wie auch die vielfach geforderte
Ausweitung der Freibeträge auf Renteneinkommen im Falle des Grundsi-
cherungsbezugs, würde das staatliche Rentensystem im Ergebnis allerdings
nicht stärken, sondern weiter schwächen, weil der oben erwähnte Prozess
der „systemischen Verschmelzung“ dadurch nicht aufgehalten würde. So-
zialstaatliche Vorsorge sollte ermöglichen, die Bürger in ein möglichst ho-
hes gesetzliches Sicherungsniveau einzubinden, um ihnen einen angemes-
senen Lebensstandard auch im Alter zu gewährleisten. Hierzu sind neben
einer breiten und ausreichenden Aufstockung niedriger Einkommen bei
der Rentenberechnung vor allem ein ausreichend hohes Rentenniveau im
Sinne einer „strukturellen Armutsfestigkeit“ (Dedring et al. 2010) des Ren-
tensystems notwendig.

Fazit

In welche Richtung sollten notwendige Strukturreformen innerhalb des
Rentensystems wirken? Zur Beantwortung dieser Fragen, lohnt sich ein
Blick auf die Spezifika des deutschen Rentensystems. Anders als in den
meisten anderen OECD-Staaten sind die öffentlichen Ausgaben für die Al-
terssicherung in Deutschland (gemessen als Anteil am BIP) in den Jahren
2000–2015 nicht gestiegen, sondern zurückgegangen (vgl. OECD 2019,
S. 199). Dies ist – abgesehen von der sukzessiven Absenkung des Renten-
beitrags seit 2010 – ein Indiz für die Unterfinanzierung des staatlichen
Rentensystems. In Deutschland ist – vielleicht weil der Rentenbeitragssatz
aufgrund der Leistungskürzungen im Rentensystem und der teilweise gu-
ten Arbeitsmarktlage – seit Jahren eine sinkende Tendenz aufweist – diese
einfache Tatsache noch immer nicht angekommen: In einer Gesellschaft,
die altert, müssen die Kosten der Absicherung des Langlebigkeits- und In-
validitätsrisikos zwangsläufig steigen. Eine wichtige Aufgabe der Rentenpo-
litik besteht deshalb darin, für diese Tatsache Akzeptanz in der Gesell-
schaft zu schaffen. Die jüngst von der GroKo beschlossene Garantie, dass
der Rentenbeitragssatz bis 2025 nicht weiter sinken darf, ist daher ein
Schritt in die richtige Richtung. Eine künftige Rentenreform muss vor al-

7.
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lem an den spezifischen Schwächen des deutschen Rentensystems ansetzen
und folgende Elemente enthalten: Eine ausreichend hohes Ersatzrate für
langjährig Versicherte, deutlich höhere Ersatzraten für Geringverdiener so-
wie eine Stärkung der sozialen Ausgleichselemente im Rentensystem. Das
Rentensystem stellt den arbeitenden Menschen im Alter rechtlich besser
als den Fürsorgeempfänger. Und es soll vor allem der Vermeidung von Ar-
mut dienen, wenn die Arbeitskraft im Alter oder im Falle von Invalidität
erloschen ist. Was das Invaliditätsrisiko betrifft, ist die Lage heute nicht
viel besser als vor 130 Jahren. 2018 lag der durchschnittliche Zahlbetrag
einer Erwerbsminderungsrente in Deutschland bei 735 Euro (DRV
Bund 2019, S. 120). Das waren rd. 24 % des verfügbaren durchschnittli-
chen Bruttolohns. 1890 lag dieser Wert bei 20 %.
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Flexibler Arbeitsmarkt, unflexible Renten?
Diskontinuierliche Lebensverläufe und ihre Absicherung im
Alter

Judith Anna Czepek

Flexibler Arbeitsmarkt, unflexible Renten?

In der Alterssicherungspolitik in Deutschland hat sich seit den 1990er Jah-
ren ein zweifacher Paradigmenwechsel vollzogen: Zum einen sollte mit
dem Ende der Frühverrentungspraxis eine Verlängerung der Lebensar-
beitszeit erreicht werden. Zum anderen wurde das Ziel der gesetzlichen
Rentenversicherung auf eine lebensstandardsichernde Rente auf drei Säu-
len der Alterssicherung verteilt. Unter Wahrung der Beitragsstabilität wur-
de die Absenkung des gesetzlichen Rentenniveaus beschlossen. Zur Abfe-
derung der geringeren finanziellen Absicherung durch die gesetzliche Ren-
tenversicherung wurde die sogenannte Riester-Rente als geförderte private
Vorsorge eingeführt.1

Diese beiden zentralen politischen Richtungswechsel haben die Alterssi-
cherung weniger flexibel gemacht und die Abhängigkeit der Rentenein-
kommen von den individuellen Beschäftigungs- und Verdienstchancen auf
dem Arbeitsmarkt erhöht: Wegen der höheren Altersgrenzen und dem
Fehlen der flexiblen Rentenübergänge2 müssen die Beschäftigungschancen
auf dem Arbeitsmarkt gut sein, damit bis zu einem Alter von 67 Jahren
ausreichende Rentenanwartschaften generiert werden können. Die Einfüh-
rung von Zu- und Abschlägen etabliert überdies Anreize, die Lebensar-
beitszeit über das Regelrenteneintrittsalter hinaus zu verlängern. In diesel-
be Richtung weisen Reformen, welche die Beschäftigung nach dem Ren-

1.

1 Vielen Dank für hilfreiche Kommentare und Anmerkungen an Anne Müller,
Friedrich Paun und Florian Blank.

2 Zu den vormaligen flexiblen Rentenübergangsmöglichkeiten zählen neben den
schrittweise ausgelaufenen Rentenarten mit einen früheren Renteneintrittszeit-
punkt wie die Rente für Frauen oder bei Arbeitslosigkeit und Altersteilzeit, die so-
genannte 58er-Regelung und die staatlich geförderte Altersteilzeit, die fast aus-
schließlich geblockt zu einem früheren Erwerbsaustritt genutzt wurde (Czepek
2017).
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teneintritt und parallel zum Rentenbezug fördern sollen (Czepek/Weber
2015). Besonders die Maßnahmen zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit
stärken die Bedeutung des individuellen Arbeitsmarkterfolgs für eine le-
bensstandardsichernde Rente. Außerdem erhöht die gestärkte Äquivalenz
von Beiträgen und Leistungen die Abhängigkeit des staatlichen Rentenein-
kommens von vorher erbrachten Leistungen. Mit der Absenkung des Ren-
tenniveaus und der Anforderung, freiwillig in die betriebliche und private
Altersvorsorge zu investieren, erhöht sich für die Versicherten zudem der
Druck, weitere Vorleistungen zu erbringen, die auf allen drei Säulen der
Alterssicherung vom Einkommen und den Erwerbsbiographien abhängen.

Während die beiden Paradigmenwechsel eine zunehmende Entflexibili-
sierung im System der Alterssicherung bewirkt haben, lässt sich auf dem
Arbeitsmarkt gleichzeitig ein gegenläufiger Trend beobachten (Czepek
2017). Die zunehmende Flexibilisierung des Arbeitsmarktes bringt ein hö-
heres Risiko für unstete Erwerbsbiographien mit sich. Flexible, atypische
Beschäftigungsverhältnisse, insbesondere mehr Minijobs und Teilzeitbe-
schäftigung, Beschäftigung im Niedriglohnsektor sowie der trotz steigen-
der Beschäftigungszahlen beständige Anteil an Langzeitarbeitslosen haben
Auswirkungen auf die Absicherung im Alter.

Ziel dieses Beitrags ist es, zu zeigen, dass eine ungleiche Verteilung in
den Alterseinkommen nicht nur die Konsequenz von rentenpolitischen
Entscheidungen ist, sondern wesentlich und in vielfältiger Art und Weise
von Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt und damit von Richtungsent-
scheidungen in der Arbeitsmarktpolitik abhängt. Ziele wie eine lebens-
standardsichernde Rente, eine Abmilderung des Risikos von Altersarmut
oder die gesellschaftliche Akzeptanz des Alterssicherungssystems müssen
demnach nicht nur in der Renten-, sondern auch in der Arbeitsmarktpoli-
tik adressiert werden.

Der Beitrag zeigt zunächst die institutionalisierte Abhängigkeit von Ar-
beitsmarkt und Alterssicherung. So garantiert die Rentenversicherung
(über-) durchschnittliche Renteneinkommen nur für jene, die gemäß der
Beitragsorientierung und dem Äquivalenzprinzip ausreichende Ansprüche
erworben haben; Abweichungen von der Normalerwerbsbiographie – aty-
pische Beschäftigungsverhältnisse, niedrige Löhne oder Erwerbsunterbre-
chungen – resultieren in entsprechend niedrigeren Renteneinkommen.
Der anschließende Teil ist den Folgen dieser institutionalisierten Verzah-
nung gewidmet: Ungleiche Beschäftigungs- und Verdienstchancen überset-
zen sich direkt in die Alterseinkommen. Die finanzielle Absicherung von
Frauen, von Personen mit Niedriglohn sowie von (Langzeit-) Arbeitslosen
stellen dabei die größten Herausforderungen dar. Im letzten Teil werden
Reformpfade und Möglichkeiten für einen Ausbau des sozialen Ausgleichs
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diskutiert, um die vorher skizzierten Problemlagen anzugehen. Der Re-
formbedarf besteht dabei nicht nur in der Renten-, sondern auch in der
Arbeitsmarktpolitik.

Die institutionalisierte Abhängigkeit der Alterssicherung vom Arbeitsmarkt

Das Ziel, eine lebensstandardsichernde staatliche Rente für die Versicher-
ten zu erreichen, besteht in der gesetzlichen Rentenversicherung bereits
seit 1957 und galt bis zur Einführung der Riester-Rente kurz nach der Jahr-
tausendwende. Das Leistungsversprechen auf Lebensstandardsicherung
orientiert sich an der Standardrente (§ 154 Abs. 3a SGB VI), die sich aus
einem jeweils jährlichen Durchschnittseinkommen in 45 Beitragsjahren
errechnet. Bereits diese hohen Voraussetzungen für eine lebensstandardsi-
chernde Rente weisen auf eine erste Schwierigkeit in der Altersversorgung
hin, da die überwiegende Mehrheit der Versicherten dieses (Vor-) Leis-
tungsziel eines sogenannten Eckrentners verfehlt und demnach schon vor
der Absenkung des Rentenniveaus zu Anfang des Jahrtausends keine Ren-
te in Höhe von etwa 70 Prozent des durchschnittlichen Nettoeinkommens
erwarten konnte. Mit der Einführung der Riester-Rente 2000/2001 wurde
dieses Sicherungsziel der staatlichen Renten zugunsten der Absenkung des
Rentenniveaus und der staatlichen Förderung der freiwilligen privaten Al-
tersvorsorge sowie der Stärkung der betrieblichen Renten aufgegeben.

Im beitragsabhängigen System der gesetzlichen Rentenversicherung
sind die individuellen Renteneinkommen von der Höhe des verbeitragten
Einkommens und der Länge der Versicherungszeit abhängig: Je mehr und
je länger während des Erwerbslebens eingezahlt wird, desto höher fallen
die Leistungen im Alter aus. Dies gilt im Wesentlichen ebenfalls für die
freiwillige betriebliche und private Altersvorsorge. Leistungszusagen aus
Betriebsrenten erfolgen auf Grundlage von Arbeitsverträgen, Betriebs-
oder Tarifvereinbarungen. Die private Vorsorge in der Riester-Rente wird
wesentlich von den Haushaltseinkommen und den daraus folgenden Spar-
beträgen und Förderzulagen sowie von der Laufzeit der Sparverträge be-
stimmt. Dass die jährlichen Rentenzahlungen proportional zu den zuvor
geleisteten Beiträgen sind, erzeugt einen „leistungsbezogenen Individualis-
mus“ (Blank/Schulze Buschoff 2013, S. 314). Eine (über-) durchschnittliche
Rente können demnach nur jene erwarten, die einer ununterbrochenen
Beschäftigung (am besten im selben Betrieb oder derselben Branche) in
Vollzeit nachgehen, mit über den Lebensverlauf steigendem Einkommen
Beiträge entrichten und darüber hinaus freiwillig in die betriebliche und
private Altersvorsorge investieren. Abweichungen von dieser Norm in
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Form von atypischen Beschäftigungsverhältnissen, niedrigen Löhnen, von
Erwerbsunterbrechungen durch Arbeitslosigkeit oder durch die Übernah-
me von Fürsorgeaufgaben wie Erziehung oder Pflege führen entsprechend
zu niedrigeren Rentenansprüchen. Neben Ansprüchen aus verbeitragten
Einkommen gewährt die gesetzliche Rentenversicherung jedoch auch Leis-
tungen, wenn keine (oder nur geringe) Beiträge eingezahlt wurden. Sie
kennt damit außerhalb des Äquivalenzprinzips Formen des sozialen Aus-
gleichs, die in der betrieblichen und privaten Vorsorge gar nicht oder nur
in geringem Umfang vorgesehen sind. Dabei unterliegt der soziale Aus-
gleich in der gesetzlichen Rentenversicherung einem Wandel: So wurden
mit den Reformen der letzten 30 Jahre u. a. die Absicherung in Bildungs-
phasen oder bei (Langzeit-) Arbeitslosigkeit gesenkt, aber die Ansprüche
bei Kindererziehung oder Pflege gestärkt. Zu den Leistungsverbesserungen
in Bezug auf Kindererziehungszeiten zählen prominent die sogenannten
Mütterrenten. Mit den Reformen 2014 und 2019 wurde vorwiegend eine
Gerechtigkeitslücke geschlossen, indem Erziehunsgszeiten für Kinder, die
vor und nach 1992 geboren wurden, einander stärker gleichgestellt wur-
den. Zudem wurden die Rentenanwartschaften bei Teilzeitbeschäftigung,
die parallel zur Erziehung von Kindern unter 10 Jahren erzielt wurden,
aufgewertet, was die eigenständigen Ansprüche von Frauen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung stärkt. Dies erhält ein zusätzliches Gewicht, da
seit den 1990er Jahren abgeleitete Ansprüche aus der Hinterbliebenenver-
sorgung abgebaut wurden. Veränderungen in der Anerkennung von An-
sprüchen jenseits der Erwerbstätigkeit sind eine zentrale rentenpolitische
Stellschraube, die für eine Umverteilung zwischen den sozialen Gruppen,
bspw. zu Gunsten von Müttern, sorgt. Verbessert sich insgesamt die Aner-
kennung, sorgt dies nicht nur für sozialen Ausgleich und Umverteilung,
sondern erhöht zudem die Durchschnittsrente.

Da die gesetzliche Rentenversicherung Leistungen entsprechend den re-
lativen Lebenseinkommen gewährt, bringt ihre grundsätzliche Ausrich-
tung nicht nur eine beabsichtigte ungleiche Verteilung in den Rentenein-
kommen mit sich. Vielmehr garantiert das Prinzip der Teilhabeäquivalenz
lediglich, dass diejenigen mit gleichen Beiträgen gleiche Leistungen erhal-
ten. Damit sichert die gesetzliche Rentenversicherung jedoch weder le-
bensstandardsichernde noch armutsfeste Renten. Dabei stellen die Leistun-
gen aus der gesetzlichen Rentenversicherung für den überwiegenden Teil
der Bevölkerung bisher die hauptsächliche Einkommensquelle im Alter
dar. Die Stärkung der zweiten und dritten Säule schafft nach derzeitigem
Stand keine Abhilfe, da deren Abdeckung deutlich geringer ausfällt, die
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Verteilung zwischen verschiedenen sozialen Gruppen sehr ungleich ist
und viele Riester-Verträge ruhen – mit ungewissen Ersparnissen (Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 2016).

Weil Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt und Leistungen in der Al-
terssicherung eng verzahnt sind, wirken sich neben rentenpolitischen Ver-
änderungen auch Arbeitsmarktreformen auf die Absicherung im Alter aus.
Mit der Einführung von Arbeitslosengeld I und Arbeitslosengeld II änder-
ten sich auch die Beitragsregelungen zur gesetzlichen Rentenversicherung
– insbesondere für Bezieher*innen von Arbeitslosengeld II. Dauert die Ar-
beitslosigkeit nur kurz an und wird Arbeitslosengeld I bezogen, entrichtet
die Bundesagentur für Arbeit Beiträge in Höhe von 80 Prozent des letzten
Bruttojahreseinkommens von Versicherten an die gesetzliche Rentenversi-
cherung. So bleiben gravierende Sicherungslücken in den Versichertenbio-
graphien aus. Für Bezieher*innen von Arbeitslosengeld II wurden die Bei-
träge der Bundesagentur für Arbeit an die gesetzliche Rentenversicherung
jedoch massiv gesenkt, sodass seit 2011 keine Beiträge mehr gezahlt wer-
den. Die Folge längerer Arbeitslosigkeit kann damit häufig eine anhalten-
de Bedürftigkeit über die Erwerbsphase hinaus sein.

Ein Wandel in der Gewährung von Ansprüchen jenseits der abhängigen
Erwerbsarbeit lässt sich als Umdeutung des Leistungsbegriffs interpretie-
ren, in dem sich eine veränderte gesellschaftliche Bewertung von Leistung
widerspiegelt: In Zeiten des demographischen Wandels wird der Unter-
stützung von Eltern, der Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie und der nachhaltigen Finanzierung der Renten im Generationen-
vertrag eine zunehmende Bedeutung beigemessen. Die Fürsorge als gesell-
schaftlich und demographisch notwendige Leistung erfährt durch die ren-
tensteigernde Anerkennung von Fürsorgeleistungen für Kinder und Pflege
eine Aufwertung. Im Kontrast zu Fürsorgeaufgaben erfahren jedoch Zei-
ten, in denen Erwerbsarbeit aus anderen Gründen nicht möglich ist – bei
Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Ausbildung – eine reduzierte Anerken-
nung in der gesellschaftlichen Bewertung.

Entwicklung des Arbeitsmarktes und Konsequenzen für die Absicherung im
Alter

Durch ihre Beitragsabhängigkeit sind die Einkommen im Alter in mehrfa-
cher Hinsicht stark von der Entwicklung des Arbeitsmarktes abhängig: Ers-
tens führt die Zunahme von atypischen, darunter insbesondere sozialversi-
cherungsfreien Beschäftigungsverhältnissen zu einer geringeren Abde-
ckung innerhalb der (erwerbstätigen) Bevölkerung durch das gesetzliche
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Rentensystem sowie zu Lücken in den Versicherungsbiographien und da-
mit zu einer niedrigeren Absicherung im Alter. Zweitens nimmt die Ver-
teilung der Löhne die Verteilung der Alterseinkommen weitgehend vor-
weg. Ein ungleicher Erwerbsumfang und ungleiche Verdienstchancen so-
wie Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt, z. B. von Frauen oder von Per-
sonen mit Migrationshintergrund, übertragen sich direkt auf die Vertei-
lungen der Alterseinkommen und das damit verbundene höhere Risiko
von Armut im Alter. Beschäftigte im Niedriglohnsektor oder Personen, die
nur den Mindestlohn erhalten, haben geringe Chancen, eine ausreichende
Rente zu erzielen oder zusätzlich zu ersparen. So lässt sich zwar eine stei-
gende Erwerbsbeteiligung von Frauen konstatieren, doch diese basiert zu
großen Teilen auf Minijobs ohne Rentenversicherungspflicht sowie vor al-
lem auf Teilzeitarbeit. Beides, die Lücken in den Versicherungsbiographi-
en und die niedrigen Stundenzahlen mit den niedrigen Löhnen, resultiert
am Ende des Erwerbslebens in entsprechend niedrigen Ansprüchen und
Leistungen. Drittens entstehen durch (Langzeit-) Arbeitslosigkeit Lücken
in den Versicherungsbiographien. Viertens birgt die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit und die Inkaufnahme von Abschlägen im Falle einer frühe-
ren Verrentung, verstärkt bei gesundheitlich bedingter Erwerbsminde-
rung, das Risiko geringer Renteneinkommen. Überdies geht die Entwick-
lung des Arbeitsmarktes durch die Dynamisierung der Renten und den
Nachhaltigkeitsfaktor in die Berechnung der ausgezahlten gesetzlichen
Renten ein. Damit bestimmen nicht nur der individuelle Arbeitsmarkter-
folg, sondern auch die Entwicklung der Löhne und das Verhältnis der Bei-
tragszahler*innen zu den Rentenbezieher*innen die Renteneinkommen.

Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist in den letzten Jahr-
zehnten deutlich gestiegen, gleichzeitig haben aber auch atypische Beschäf-
tigungsverhältnisse zugenommen (Statistisches Bundesamt 2019d). Teil-
weise ist atypische Beschäftigung in Bezug auf die Alterseinkommen un-
problematisch, etwa bei befristeten Arbeitsverträgen in Vollzeit. Teilzeitar-
beit oder geringfügige Beschäftigung ist langfristig hingegen schädlich für
die Renteneinkommen. Dies ist insbesondere für Frauen ein Problem:
Laut Mikrozensus sind nahezu 80 Prozent aller Teilzeitbeschäftigten weib-
lich (Statistisches Bundesamt 2019a).

Die entsprechenden Konsequenzen niedriger Ansprüche in der gesetzli-
chen Rentenversicherung für (westdeutsche) Frauen werden durch die
Aufwertung von Beiträgen bei paralleler Teilzeitarbeit und Erziehungszei-
ten zwar abgemildert. Der Beitrag dieser Regelung zur Reduktion des Gen-
der Pension Gap, d. h. der relative Unterschied der Alterssicherungsein-
kommen von Frauen und Männern, wird jedoch als niedrig eingeschätzt
(Grabka et al. 2017, S. 89). Neben der Kindererziehung leisten Frauen auch
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häufiger häusliche Pflegetätigkeiten (Ehrlich/Kelle 2019, Czaplicki 2016),
die als Fürsorgeaufgabe noch weniger Anerkennung in der gesetzlichen
Rentenversicherung erfahren als die Erziehung von Kindern, wenngleich
der Bedarf künftig zunehmen dürfte (Klammer 2017). Ergebnisse von
Brussig et al. (2017) weisen allerdings darauf hin, dass nicht die Anerken-
nung von Kindererziehungs- oder Pflegezeiten per se problematisch ist.
Vielmehr belegen die Autor*innen, dass niedrige Löhne und kurze Ar-
beitszeiten sowie längere Arbeitslosigkeit niedrige Renteneinkommen be-
dingen (Brussig et al. 2017). Demnach folgen niedrige Renten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung eher aus der sogenannten Teilzeitfalle bzw.
dem Klebeeffekt, der sich zeigt, wenn insbesondere Frauen Beruf und Fa-
milien vereinbaren wollen und nicht mehr in Vollzeittätigkeiten zurück-
kehren. Problematisch sind auch Minijobs, da sich Arbeitnehmer*innen
häufig von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. Minijobs sind
für Arbeitgeber in der Rentenversicherung beitragspflichtig, Arbeitneh-
mer*innen können sich aber von den Beiträgen befreien lassen. Am
30.6.2019 übten in Deutschland 7.047.554 Personen eine solche ausschließ-
lich geringfügig entlohnte Beschäftigung aus. Zum Vergleich: Zum selben
Zeitpunkt waren 33.414.400 Personen in sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung. Der Anteil von Frauen und Personen unter 25 und über 65
Jahren in Minijobs ist überdurchschnittlich hoch (Minijob Zentrale 2019:
3ff.). Mit 19 Prozent bei Minijobs im gewerblichen Bereich, bzw. 13,3 Pro-
zent im Privathaushalt (Minijob Zentrale 2019: 3f.) entscheiden sich nur
wenige Minijobber*innen – auch unter 65 Jahren – für Beiträge zur Ren-
tenversicherung, die monatlich bei etwa 16 Euro liegen. Die Rentenan-
sprüche sind entsprechend der maximalen Einkünfte von nur 450 Euro
niedrig, aber Zeiten im Minijob werden nur als vollwertige Beschäfti-
gungszeiten angerechnet und ermöglichen damit u. U. eine Rente vor dem
Regelrenteneintrittsalter, wenn sich Arbeitnehmer*innen nicht befreien
lassen. Wird ein Minijob nur über wenige Jahre und parallel zur Fürsorge
für mindestens ein Kind unter 10 Jahren ausgeführt, gilt versichert dassel-
be wie bei Teilzeitbeschäftigung: Die Beiträge bei Versicherungszeiten von
mindestens 25 Jahren werden um 50 Prozent aufgewertet. Bei einem Ver-
dienst von 450 Euro entspricht dies entsprechend Beiträgen in Höhe eines
675-Euro-Jobs. Dennoch bleiben Minijobs auch dann problematisch, da
nur wenig eingezahlt wird.

Neben der geringfügigen Beschäftigung gibt es in Deutschland insge-
samt ein großes Arbeitsmarktsegment, in dem Beschäftigte keine ausrei-
chenden Rentenansprüche erwerben können. In dieses Segment fielen
2017 7,9 Mio. abhängig Beschäftigte, die mit einem Lohn unterhalb der
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Niedriglohnschwelle3 von 10,90 Euro erwerbstätig waren (Grabka/Schrö-
der 2019). Etwa 1,4 Mio. davon sind Mindestlohn-Jobs (Statistisches Bun-
desamt 2019c). Unter den Niedriglohnbeschäftigten ist u. a. der Anteil von
Frauen, von Personen ohne berufliche Qualifikation und von Ostdeut-
schen überdurchschnittlich hoch (Grabka/Schröder 2019). Wenngleich der
Niedriglohnsektor entsprechend dieser Definition durch die Einführung
und die regelmäßige Erhöhung des Mindestlohns nicht begrenzt werden
konnte, hat dies zumindest dazu beigetragen, dass es im untersten Lohn-
segment auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu Lohnerhöhungen kam (Grab-
ka/Schröder 2019). Im Grundsatz wirkt sich dies positiv auf die Rentenan-
sprüche aus. Doch für die Absicherung im Alter entspringt 2018 rein rech-
nerisch selbst aus einem Niedriglohn von 10,80 Euro und 40 Beitragsjah-
ren nur eine gesetzliche Bruttorente von 713 Euro (Kerschbaumer 2019,
S. 315). Rentenansprüche auf Basis des aktuellen Mindestlohns von 9,19
Euro im Jahr 2019 fallen entsprechend noch geringer aus. Eine aktuelle
Studie zeigt zudem, dass es den meisten Beschäftigten langfristig nicht ge-
lingt, den Niedriglohnsektor zu verlassen (Grabka/Schröder 2019, S. 255f.).
Demnach ist es durchaus realistisch anzunehmen, dass die Lebenseinkom-
men der meisten Beschäftigten im Niedriglohnsektor nicht für eigenstän-
dige Rentenansprüche und eine zusätzliche private Vorsorge ausreichen
werden.

Der Ausbau des Niedriglohnsektors ging mit einer Reduktion der Ar-
beitslosigkeit einher. So ist die Arbeitslosigkeit seit ihrem Höhepunkt 2005
mit 4,8 Mio. deutlich zurückgegangen. Das gilt auch für die Langzeitar-
beitslosigkeit: Die Anzahl an Personen, die länger als zwölf Monate auf der
Suche nach Arbeit sind, ist seit 2011 gesunken. Gleichwohl lag ihr Anteil
an der gesamten Arbeitslosigkeit 2017 bei 35,6 Prozent, das sind über
900.000 Menschen (Bundesagentur für Arbeit 2019). Die Jobsuche stellt
sich für Langzeitarbeitslose vergleichsweise schwierig dar, da geringe oder
fehlende Qualifikationen, gesundheitliche Einschränkungen oder die Be-
treuung von Kindern unter drei Jahren den erfolgreichen Wiedereinstieg
in den Arbeitsmarkt erschweren. Darüber hinaus sind Ältere und Personen
mit Migrationshintergrund überdurchschnittlich häufig langzeitarbeitslos
(Achatz/Trappmann 2011; Lietzmann 2016). Bei älteren Arbeitslosen kom-
men noch deutlich niedrigere Wiederbeschäftigungschancen und bei an-
haltender Arbeitslosigkeit eine Entwertung und sogar ein Abbruch der

3 Als Niedriglohn wird ein Bruttolohn bezeichnet, der unterhalb von zwei Dritteln
des nationalen Medianbruttolohns aller Vollzeitbeschäftigten im jeweiligen Jahr
liegt.
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Versichertenbiographien hinzu, da die Bundesagentur für Arbeit entspre-
chend der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes Beiträge ab 50 Jahren alters-
abhängig maximal nur in den ersten 24 Monaten der Arbeitslosigkeit an
die gesetzliche Rentenversicherung entrichtet. Mit dem Auslaufen der ver-
schiedenen Arten der Frühverrentung und mit der Erhöhung des Regel-
renteneintrittsalters verschärfte sich das Rentenrecht mit Folgen für ältere
Versicherte. Durch die Arbeitsmarkt- und Rentenreformen ist die (potenzi-
elle) Lücke zwischen Erwerbstätigkeit oder zumindest abgesicherter Ar-
beitslosigkeit und dem Renteneintritt größer geworden. Dies erhöht das
Risiko für ältere Versicherte bis zu dem späteren Renteneintritt nicht abge-
sichert zu sein, falls sie nicht beschäftigt sind. So sind die Erwerbsquoten
von Älteren zwar deutlich gestiegen, aber die Wiederbeschäftigungschan-
cen sind niedrig und haben Folgen für die Absicherung im Alter. Verlie-
ren Ältere ihren Arbeitsplatz, ist es für sie – abhängig von der vorherigen
Beschäftigung, Qualifikation, Gesundheit, Beruf und Branche schwierig,
wieder in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung einzusteigen (Sieg-
len 2016, S. 204). Während die Chance, innerhalb von 24 Monaten wieder
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufzunehmen, mit 50 Jah-
ren bei etwa 80 Prozent liegt, sinkt sie ab 60 Jahren sehr stark: bei Män-
nern auf neun Prozent und bei Frauen auf fünf Prozent im Alter von 63
bis 64 Jahren (Homrighausen/Wolf 2018). Trotz des verlängerten Bezugs
von Arbeitslosengeld I steigt damit das Risiko für Personen, die im höhe-
ren Erwerbsalter arbeitslos werden, bis zum Rentenübergang in Arbeitslo-
sigkeit zu verbleiben. Bei einem Alter von etwa 60 Jahren kann dies zu
einer Entwertung der langjährigen Versichertenbiographien führen, da in
den letzten Jahren vor dem Ruhestand von bald 67 Jahren in Arbeitslosen-
geld II keine Beiträge mehr eingezahlt und damit keine Ansprüche mehr
generiert werden. Die steht im Kontrast zu erwerbstätigen Älteren, die in
dieser Zeit viel länger und in der Regel relativ hohe Rentenansprüche er-
werben.

Ein Blick auf die Daten der Deutschen Rentenversicherung zu Renten-
zahlbeträgen und Versicherungszeiten zeigt deutlich das Äquivalenzprin-
zip in dem Verhältnis von eingezahlten Beiträgen und langen Versiche-
rungszeiten zu gewährten Leistungen (Deutsche Rentenversicherung
2019): Während westdeutsche Männer, die 2018 in die gesetzliche Rente
zugegangen sind, im Durchschnitt über 40 Jahre versichert waren und eine
durchschnittliche Rente in Höhe von 1087 Euro ausgezahlt bekamen, fie-
len sowohl die Versicherungszeiten mit fast 33 Jahren als auch die Renten-
zahlbeiträge mit durchschnittlich 688 Euro von Frauen in Westdeutsch-
land deutlich geringer aus. Über einen längeren Zeitraum betrachtet hat
sich der Gender Pension Gap von derzeit 37 Prozent damit bereits deutlich
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verringert. Im Westen sind unter den bisherigen Rentnerinnen viele, die
wenig erwerbstätig waren. Insbesondere früher schieden Frauen in West-
deutschland mit der Geburt von Kindern nicht selten ganz aus dem Ar-
beitsmarkt aus. In jüngeren Generationen steigen Mütter häufig in Mini-
jobs oder in Teilzeitarbeit wieder in den Arbeitsmarkt ein. Dennoch fallen
die Beiträge, Versicherungszeiten und damit Renteneinkommen entspre-
chend geringer aus. Eine höhere Erwerbsorientierung bei besseren Kinder-
betreuungsmöglichkeiten resultiert in geschlossenen Erwerbsbiographien;
Vollzeit- oder vollzeitnahe Arbeitszeiten führen zu entsprechend geringe-
ren geschlechtsspezifischen Unterschieden in Ostdeutschland (Kreyenfeld
et al. 2018). Das spiegelt sich darin wider, dass beide Geschlechter im Os-
ten im Durchschnitt 43,2 Jahre versichert sind und die Rentenzahlbeträge
mit 1066 Euro für Männer und mit 974 Euro für Frauen dichter beieinan-
derliegen (Deutsche Rentenversicherung 2019). Zudem ist der geschlechts-
spezifische Lohnunterschied auf dem Arbeitsmarkt im Westen mit 21 Pro-
zent deutlich höher als im Osten mit 5 Prozent (Statistisches Bundesamt
2019b). Die schlechteren Verdienstchancen von Frauen und der ge-
schlechtsspezifische Lohnunterschied fallen umso mehr ins Gewicht, je
stärker Frauen mit Blick auf den Umfang ihrer Erwerbstätigkeit im Laufe
ihres Lebens in den Arbeitsmarkt integriert sind: Der Gender Pay Gap
transferiert sich direkt in den Gender Pension Gap.

Eine mittelfristige Angleichung der Unterschiede nach Geschlecht so-
wie in West- und Ostdeutschland ist nicht zu erwarten, da das Lohngefälle
anhält (Jansen 2017), die Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland höher liegt
(Bundesagentur für Arbeit 2019) und sich ostdeutsche Frauen in ihren Er-
werbsverläufen den westdeutschen Frauen insofern angleichen, als sie häu-
figer in Teilzeit arbeiten als ältere Generationen (Grabka et al. 2017, S. 95).
Bisher machte das Ost-West-Gefälle in den Löhnen getrennte rentenrecht-
liche Regelungen auch noch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung not-
wendig (Czepek 2015). Die Angleichung der Renten soll bis 2025 abge-
schlossen sein, setzt aber voraus, dass sich das Lohngefälle zwischen den al-
ten und den neuen Bundesländern verringert.4 Allerdings lag der durch-
schnittliche Lohn im Osten 2015 noch bei 80 Prozent des Niveaus des
Westens (Jansen 2017, S. 237). Die Ursachen werden u. a. in der Wirt-

4 Das Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz legt ein neueres Verfahren zur Anglei-
chung der Renten in West- und Ostdeutschland fest. Sofern die Löhne in Ost-
deutschland keine Neuberechnung des Rentenwertes erforderlich machen, entkop-
pelt das neue Verfahren die Angleichung der Renten von der Lohnentwicklung in
West- und Ostdeutschland und erreicht die vollständige Angleichung bis zum Jahr
2025.
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schaftsstruktur mit weniger verarbeitendem Gewerbe, weniger Großbetrie-
ben und mehr Zulieferern – und entsprechend geringer entlohnten Tätig-
keiten, sowie in der schwächeren tarifpolitischen Durchsetzungskraft gese-
hen (Jansen 2017).

Insgesamt verweisen die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt auf Re-
formbedarf sowohl im System der Alterssicherung sowie präventiv auf
dem Arbeitsmarkt, da Arbeit im Niedriglohnsektor, in Minijobs, in Teil-
zeit oder auf Mindestlohnniveau keine ausreichenden Rentenansprüche
generiert und Erwerbsunterbrechungen durch Arbeitslosigkeit das Risiko
für diskontinuierliche Erwerbsbiographien und für niedrige Rentenein-
kommen erhöhen.5

Reformpfade nach der doppelten Preisgabe des Ziels der
Lebensstandardsicherung

Änderungen in der gesetzlichen Rentenversicherung zur Verlängerung der
Lebensarbeitszeit stärken die direkte Abhängigkeit der Versicherten von
ihrem individuellen Beschäftigungs- und Verdienstchancen. Dass das Ziel
einer lebensstandardsichernden Rente auf die drei Säulen der Alterssiche-
rung verteilt wurde, hat diese Abhängigkeit vom individuellen Arbeits-
markterfolg und den Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt sogar noch
verstärkt: Die Privatisierung des Risikos für eine lebensstandardsichernde
Rente macht die Versicherten zusätzlich von betrieblichen Versorgungssys-
temen abhängig und freiwilliges, individuelles Sparverhalten (Riester-Ren-
te) notwendig. Gleichzeitig verringern die Flexibilisierung des Arbeits-
marktes und der Rückbau der Absicherung im Fall von Arbeitslosigkeit
(insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit) die Chancen, eben diese Vorleis-
tungen zu erbringen. Die doppelte Preisgabe des Ziels der Lebensstandard-
sicherung erfolgt erstens durch eine Verstärkung der Erwerbsverlaufsorien-
tierung (und Entflexibilisierung) in der Alterssicherung und zweitens
durch die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes mit den dargelegten Ent-
wicklungen bei Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Löhnen.

Daraus ist zu schlussfolgern, dass Reformen für eine Lebensstandardsi-
cherung im Alter nicht nur in der Rentenpolitik, sondern auch auf dem

4.

5 Dabei bedeutet der hohe Anteil von Frauen in Teilzeitarbeit und Minijobs jedoch
nicht unbedingt Altersarmut im Haushaltskontext. Aber der höhere Anteil von
Frauen in Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung weist auf eine hö-
here Bedürftigkeit von Frauen hin (Klammer 2017).
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Arbeitsmarkt angegangen werden müssen. Dabei gilt es, neben dem Ziel
der Lebensstandardsicherung für große Teile der Bevölkerung in einer
Pflichtversicherung, Altersarmut zu verhindern, die Akzeptanz der Alters-
sicherung zu erhalten und die Gerechtigkeit zwischen Generationen sowie
verschiedenen sozialen Gruppen, wie Gering- und Hochqualifizierten, Ge-
schlechtern oder Nationalitäten, zu wahren. Reformvorschläge müssen
sich außerdem daran messen lassen, ob sie dazu beitragen, die skizzierten
Probleme zu adressieren. Auch künftig wird eine starke Abhängigkeit von
der gesetzlichen Rentenversicherung selbst dann bestehen, wenn für der-
zeitige und spätere Generationen auf dem Arbeitsmarkt die betriebliche
und private Vorsorge eine größere Rolle spielen sollte. Um den zentralen
Herausforderungen in der Alterssicherung in Deutschland zu begegnen,
muss die gesetzliche Rentenversicherung gestärkt werden, denn weder die
betriebliche noch die private Altersvorsorge verfügen über ausreichende
Mechanismen zum sozialen Ausgleich.

Um die Inklusion alle Erwerbstätigen zu gewährleisten, sollten Selbst-
ständige durch eine Versicherungspflicht in das System sozialer Sicherung
integriert werden, da sich insbesondere bei Selbstständigen Sicherungslü-
cken andeuten (Reimann 2015). Darüber hinaus würde eine beidseitige
Rentenversicherungspflicht ohne Option auf Verzicht für Minijobs Lü-
cken in den Versicherungsbiographien schließen. Der Rückbau des Nied-
riglohnsektors trüge dazu bei, im unteren Qualifikations- und Einkom-
mensbereich niedrige Beiträge und damit unzureichende Ansprüche zu
verhindern. In dieselbe Richtung weist die Forderung, dass sich die Höhe
des Mindestlohns zusätzlich daran bemessen sollte, ob aus langen Beitrags-
zeiten eine Rente über dem Grundsicherungsniveau entspringt. Wenn
Löhne nicht nur zum Leben, sondern auch für eine ausreichende Rente
reichen, wird gleichzeitig die Akzeptanz der Alterssicherung gestärkt. Zu-
dem wird das Versprechen auf Leistungsgerechtigkeit eingelöst und bereits
präventiv dem Bedarf an Leistungen der Grundsicherung oder nachträgli-
chen Kompensationsleistungen entgegengewirkt, die nicht durch vorheri-
ge Beiträge gedeckt sind. Über die gesetzliche Rentenversicherung hinaus
stärken höhere Löhne insbesondere am unteren Ende der Lohnverteilung
und eine umfangreichere Tarifbindung die zweite und dritte Säule in der
Altersvorsorge.

Die steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen und die Verbesserung der
Anerkennung von Erziehungs- und Pflegezeiten resultieren in höheren
Ansprüchen, doch Beschäftigung in Teilzeit oder in Minijobs ist für Frau-
en beim Aufbau eigenständiger Rentenansprüche ein Problem. Es bleibt
also eine Herausforderung, gleichzeitig die Integration von Frauen in den
Arbeitsmarkt zu fördern und die Lebensleistung außerhalb der lohnabhän-
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gigen Erwerbsarbeit anzuerkennen, ohne die Leistungsgerechtigkeit in der
gesetzlichen Rentenversicherung zu gefährden. Je mehr der Rückbau der
abgeleiteten Ansprüche in der Hinterbliebenenversorgung voranschreitet,
je häufiger Scheidungen auftreten und je stärker sich partnerschaftliche
Arrangements jenseits der Ehe verbreiten, desto wichtiger wird die eigen-
ständige Absicherung im Alter für Frauen und desto dringlicher ist es,
gleichstellungspolitische Forderungen zu erfüllen (Klammer 2017). Für fa-
milienorientierte Frauen erfordert das Ziel, die eigenständigen Ansprüche
zu stärken, die weitere rentensteigernde Anerkennung von Zeiten bei der
Erziehung von Kindern und bei der Übernahme von häuslicher Pflege. In
der Schweiz, wo der Gender Pension Gap in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung bei nur drei Prozent liegt (Fluder/Kessler 2017, S. 37), werden Er-
ziehungsgutschriften bis zu einem Alter der Kinder von 16 Jahren gewährt
und die Übernahme von Pflegeaufgaben ermöglicht ein fiktives Einkom-
men in gleicher Höhe wie die Kindererziehung. Ferner besteht eine Bei-
tragspflicht im Falle von Nicht-Erwerbstätigkeit. Dies wirkt Versicherungs-
lücken entgegen und bedingt auch bei Frauen lange Beitragsdauern. Eine
Rentenversicherungspflicht mit Mindestbeiträgen wie in der Schweiz oder
z. B. für Mini-Jobs würde effektiv Versorgungslücken auf Grundlage legiti-
mierter Leistungen schließen. Privilegien für Minijobs und kurze Arbeits-
zeiten im Steuerrecht sollten ausgeräumt, für Mütter der Wiedereinstieg
erleichtert, Kinderbetreuung im Kleinkind- und Schulalter ausgebaut und
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie auch außerhalb der Teilzeitarbeit
verbessert werden. Für eine partnerschaftliche Aufteilung zwischen Ehe-
gatten und damit für höhere eigenständige Ansprüche von Frauen sorgt in
der Schweiz zudem das obligatorische Rentensplitting. In Deutschland ist
das Rentensplitting hingegen optional und eine Alternative zur Hinterblie-
benenversorgung. Es bringt Vorteile vor allem jenen, die während der Ehe
oder Partnerschaft nur geringe Ansprüche erworben haben, aber im Falle
des Todes der Partnerin oder des Partners wegen der Einkommensanrech-
nung kaum profitieren würden. Das Rentensplitting, der Versorgungsaus-
gleich und die Hinterbliebenenversorgung könnten attraktiver und unab-
hängiger von den Annahmen zum möglichen, späteren Verlauf der Karrie-
re und der Lebensperspektiven wie einer Wiederheirat gestaltet werden.

Mit der steigenden Frauenerwerbstätigkeit gewinnen geschlechtsspezifi-
sche Ungleichheiten in den Löhnen, in der beruflichen Weiterqualifizie-
rung und Karriere ein zusätzliches Gewicht, z. B. wenn leitende Positionen
bevorzugt nur in Vollzeit vergeben werden, eine leichtere Vereinbarkeit
eher in typischen Frauenberufen gesehen wird und umgekehrt die Karrie-
rechancen in Männerberufen höher liegen. Schlechtere Beschäftigungs-,
Karriere- sowie Verdienstmöglichkeiten und Diskriminierung betreffen je-

Flexibler Arbeitsmarkt, unflexible Renten?

97



doch nicht nur Frauen, sondern lassen sich auf andere benachteiligte sozia-
le Gruppen auf dem Arbeitsmarkt wie Personen anderer Nationalität und
mit Migrationshintergrund übertragen.

Um Sicherungslücken durch Arbeitslosigkeit und insbesondere Lang-
zeitarbeitslosigkeit abzubauen, sollten mehr Mittel für die Qualifizierung
und für geförderte Beschäftigung bereitgestellt werden, um einen Wieder-
einstieg in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu fördern. Mit
Blick auf die schwierige strukturelle Lage von Bezieher*innen von Arbeits-
losengeld II sollte zudem zusätzlich eine Absicherung nicht nur beim Be-
zug von Arbeitslosengeld I erfolgen, um anhaltende Bedürftigkeit und die
Entwertung von Versicherungsbiographien im höheren Lebensalter zu ver-
meiden.

Die Verlängerung der Lebensarbeit wurde als Win-Win-Win Lösung
diskutiert. Unter Wahrung der Beitragsstabilität können Versicherte länger
Rentenansprüche erwerben. Gleichzeitig kann der nachhaltigen Finanzie-
rung der gesetzlichen Rentenversicherung Rechnung getragen werden
(Czepek 2017). Doch eine weitere Verlängerung der Lebensarbeitszeit trü-
ge zu einer noch stärkeren Polarisierung im höheren Lebensalter bei: Die
potenzielle Lücke bis zum Regelrenteneintrittsalter würde für diejenigen
größer, die schlechte Beschäftigungschancen aufweisen, die geringqualifi-
ziert und/oder gering entlohnt sind und in der Folge ohnehin nur niedrige
Leistungen erwarten können. Eine weitere Erhöhung des Regelrentenein-
trittsalters wirft zudem Gerechtigkeitsfragen in Bezug auf die ungleiche
Lebenserwartung auf: Solange Personen, die mit geringen Qualifikationen
lange in einem körperlich anspruchsvollen Beruf tätig waren, eine weitaus
kürzere ferne Lebenserwartung haben als Personen mit Hochschulab-
schluss, kann es keine gerechte pauschale weitere Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit geben. Dies würde die ohnehin bereits stattfindende Um-
verteilung zugunsten derjenigen verstärken, die länger in Ausbildung sind,
später in die Sozialversicherung einzahlen, ein systematisch geringeres Ri-
siko einer Erwerbsminderung tragen und stark von der gestiegenen Le-
benserwartung profitieren. Verbesserte Beschäftigungschancen sind aber
nicht nur Aufgabe staatlicher Politik, sondern auch von Betrieben. Deren
Engagement für Ältere z. B. in der Qualifizierung und im betrieblichen
Gesundheitsmanagement kann derzeit noch nicht mit der demographi-
schen Alterung der Belegschaften mithalten (Bellmann et al. 2018).

Dieser Beitrag belegt die starke Abhängigkeit des Rentensystems in der
eigenen Zielerreichung von den Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt.
Entsprechend bedeutet dies, dass das Rentensystem Defizite unzureichen-
der Beiträge nur bedingt korrigieren kann. Die Konsequenz ist nicht nur,
dass sich politisches und wirtschaftliches Handeln auf dem Arbeitsmarkt
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auf die Absicherung im Alter auswirkt, sondern Reformen in der Arbeits-
markt- und Rentenpolitik nicht getrennt diskutiert dürfen und der Ar-
beitsmarkt so reguliert werden sollte, dass die Menschen sowohl aktuell als
auch zukünftig in Form einer Rente von ihrem Einkommen leben kön-
nen.
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Erwerbstätigkeit im Alter und der Übergang in Rente –
ein Überblick aus der Arbeitsweltberichterstattung

Arthur Kaboth, Susanne Drescher & Martin Brussig

Einleitung

Die letzten Jahrzehnte waren in der Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik von
einem Paradigmenwechsel geprägt, durch den eine Umkehr von der Früh-
verrentung hin zur verlängerten Lebensarbeitszeit eingeleitet wurde. Die
Ziele der sozialstaatlichen Alterssicherung – die Lebensstandardsicherung,
die Vermeidung von (Alters-)Armut und die Milderung von Folgen er-
werbsbedingter Risiken im Lebenslauf für die Alterssicherung – sind
durch diesen Paradigmenwechsel, einhergehend mit dem Absinken des
Rentenniveaus und der mehr oder weniger gescheiterten Umsetzung der
privaten Altersvorsorge, gefährdet. Auch die Zukunftsfähigkeit der gesetz-
lichen Alterssicherung, insbesondere ihre Finanzierbarkeit, hängt von den
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt und der Erwerbsbeteiligung ab. Das
Zusammenspiel von Arbeitsmarkt und Rente ist bereits Gegenstand vieler
politischer und wissenschaftlicher Debatten geworden (Bäcker/Jansen/
Schmitz 2017; Brussig/Knuth/Mümken 2016; Brussig/Zink 2018); vor dem
Hintergrund der sich verändernden Arbeitswelt, etwa durch die Digitali-
sierung, den großen Niedriglohnsektor und die Erosion des Normalar-
beitsverhältnisses, ist es auch gegenwärtig wichtig, die Entwicklungen auf
dem Arbeitsmarkt, im Sinne einer Arbeitsweltberichterstattung, kontinu-
ierlich zu beobachten und auf (zukünftigen) Gestaltungsbedarf hinzuwei-
sen.

Das vorliegende Kapitel bietet einerseits einen Überblick über die Ent-
wicklungen in der Erwerbsbeteiligung Älterer. Diesbezüglich wird erläu-
tert, wie es durch politische Reformen zu Veränderungen auf dem Arbeits-
markt gekommen ist und daraus folgend, welche Entwicklungen es in der
Beschäftigungsstruktur Älterer und im Rentenzugang gegeben hat. Darauf
aufbauend werden andererseits Probleme und Herausforderungen identifi-
ziert. Zudem wird die Erwerbsarbeit nach dem Renteneintritt betrachtet.
Die für das Kapitel vorliegenden Ergebnisse und Erkenntnisse stammen

1.
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vorwiegend aus dem Forschungsprojekt „Altersübergangs-Monitor“, einer
kontinuierlichen Berichterstattung (seit 2004) zur Arbeitswelt und zum Al-
tersübergang.

Erwerbsbeteiligung im Alter

Die Erwerbsbeteiligung Älterer ist seit der Jahrtausendwende stark gestie-
gen (siehe Abbildung 1). Hierin ist jede Art von Erwerbstätigkeit einge-
schlossen, also auch selbstständige, geringfügige und Erwerbsarbeit in Teil-
zeit. Während in den 1990er Jahren die Erwerbsbeteiligung der 55-Jähri-
gen (und älter) noch unter 40 Prozent lag, hat sie sich bis zum Jahr 2018
fast verdoppelt, sodass mehr als zwei Drittel aller Erwerbspersonen im Al-
ter von 55 bis 64 Jahren erwerbstätig waren. Der Anstieg ab dem Jahr 2001
ist sowohl bei den Männern als auch bei den Frauen zu beobachten. Bei
den älteren Frauen hat sich die Quote seit 1992 (23,3 Prozent) sogar nahe-
zu verdreifacht (2018: 66,9 Prozent). Der Ursprung dieser Entwicklung lag
in der Neuausrichtung der Beschäftigungs- und Rentenpolitik seit Anfang
der 1990er Jahre, mit dem Ziel, einerseits die Beitragszeiten der Versicher-
ten zu verlängern und andererseits die Rentenbezugszeiten zu verkürzen.

Erwerbstätigenquoten Älterer (55 bis 64 Jahre) nach Geschlecht,
1992 bis 2018
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Rentenreformen zur verlängerten Lebensarbeitszeit

Der Paradigmenwechsel in der Rentenpolitik wurde nicht erst mit der Ein-
führung der „Rente mit 67“ eingeleitet, sondern bereits mit dem Rentenre-
formgesetz von 1989, das in wesentlichen Teilen 1992 in Kraft getreten ist.
Mit diesem Gesetz wurden ab dem Jahr 2001 die Altersgrenzen von vorzei-
tig beziehbaren Altersrenten auf das Niveau der Regelaltersgrenze von 65
Jahren angehoben, sowie Abschläge bei vorzeitigen Renteneintritt einge-
führt (Schmähl 2011a). Ebenfalls im Jahr 2001 löste die Erwerbsminde-
rungsrente1 die bisherige Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente ab, wobei
die Erwerbsfähigkeit allein maßgeblich für den Leistungsbezug wurde. Mit
dem erwerbsorientierten Konzept wird geprüft, ob und in welchem Maße
die betroffene Person einer Erwerbstätigkeit jeglicher Art auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt nachgehen kann (Bäcker 2012). Im Jahr 2007 folgte
schließlich das Altersgrenzenanpassungsgesetz, welches die stufenweise
Heraufsetzung der Altersgrenze auf das 67. Lebensjahr ab 2012 beinhalte-
te. Zeitgleich, das heißt ab 2012, endete der Zugang in die Altersrente für
Frauen und die Altersrente nach Altersteilzeitarbeit bzw. wegen Arbeitslo-
sigkeit. Diese Möglichkeiten der Frühverrentung wurden für Personen, die
nach 1952 geboren sind, geschlossen. Der Altersübergang wurde somit ent-
flexibilisiert. Darüber hinaus wurde die Altersrente für besonders langjäh-
rig Versicherte (45 Jahre Versicherungszeit und ohne Abschläge) neu ein-
geführt (Schmähl 2011b) und anschließend im Jahr 2014 (Leistungsverbes-
serungsgesetz2) reformiert, sodass das Renteneintrittsalter dieser Altersren-
te vorübergehend auf 63 Jahre herabgesetzt wurde. Aber auch hier wird
das Renteneintrittsalter wie bei der Regelaltersrente stufenweise bis auf 65
Jahre angehoben (Dünn/Stosberg 2014). Mit dem Flexirentengesetz (in
Kraft seit 2017) wurde der Altersübergang schließlich reflexibilisiert, wo-
rauf in Kapitel 6 näher eingegangen wird.

2.1

1 Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit.
2 Das Leistungsverbesserungsgesetz der Rentenversicherung beinhaltete zudem die

Aufstockung von Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder („Mütter-
rente“), die Erweiterung der Zurechnungszeit um zwei Jahre in der Erwerbsminde-
rungsrente und die Erhöhung des Budgets für Rehabilitationsleistungen.
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Arbeitsmarktreformen

Gegenüber der Rentenpolitik blieb die Neuausrichtung der Arbeitsmarkt-
politik in ihrer Absicht zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit und zur
Bewältigung des demografischen Wandels eher ambivalent (Brussig/
Knuth/Mümken 2016). Dennoch können einzelne Veränderungen in der
Arbeitsmarktpolitik als Gründe für die Zunahme der Alterserwerbsbeteili-
gung und als Reformen zur Umkehr der Frühverrentung eingeschätzt wer-
den.

Nahezu zeitgleich mit der Zusammenführung der Arbeitslosen- und So-
zialhilfe in das neue Leistungssystem zur Grundsicherung für Arbeit-
suchende (SGB II/„Hartz IV“) im Jahr 2005 wurde mit dem Gesetz zu Re-
formen am Arbeitsmarkt die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes (SGB III)
insbesondere für Ältere drastisch verkürzt, in den Folgejahren aber wieder
moderat verlängert.3 Nach der Gesetzesänderung gingen die Eintrittsraten
in Arbeitslosigkeit von Älteren deutlich zurück; Arbeitslosigkeit galt bei
Älteren häufig als „Brücke“ in den Ruhestand (Dlugosz/Stephan/Wilke
2009; Knuth/Kalina 2002). Als weiterer Baustein zur Abkehr von den Früh-
verrentungen in der Beschäftigungspolitik wird das Auslaufen der geför-
derten Altersteilzeit im Jahr 2009 gesehen. Die überwiegend im Blockmo-
dell (Beschäftigungs-, dann Freistellungszeit) genutzte Altersteilzeit galt als
Möglichkeit des geförderten Vorruhestands. Dies stand dem Leitbild eines
gleitenden Rentenübergangs über eine schrittweise Reduzierung der Ar-
beitszeit entgegen (Brussig/Knuth/Wojtkowski 2009; Wanger 2009).

Die Förderung von älteren Arbeitslosen im SGB II wurde durch die
Umgestaltung zur aktivierenden Arbeitsmarkpolitik verankert und gleich-
zeitig durch Bundesprogramme unterstützt. Durch die Initiative „Perspek-
tive 50plus“ (von 2005 bis 2015) wurden Langzeitarbeitslose im SGB II ab
dem 50. Lebensjahr durch individuelle und intensive Betreuung auf dem
ersten Arbeitsmarkt integriert. Dabei zeigte sich, dass die Integrationsquo-
ten der Geförderten höher und die Kosten der Förderung niedriger ausfie-
len als die der Regelförderung (Knuth/Stegmann/Zink 2014). Das Pro-
gramm zur Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäftigter Älterer
in Unternehmen (WeGebAU) hat das Ziel, die Lebensarbeitszeit zu verlän-
gern und zugleich die Arbeitslosigkeit Älterer zu vermeiden, in dem in die
Qualifikation dieser Personengruppen investiert wird. Untersuchungen zu
diesen Programmen belegen, dass sich die präventiven Maßnahmen posi-

2.2

3 Ab dem Jahr 2008 wurde die maximale Bezugsdauer bei Arbeitslosen ab 58 Jahren
wieder leicht angehoben (von 18 auf 24 Monate).
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tiv auf den Verbleib in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung ausge-
wirkt haben (Singer 2013). Allerdings investieren überwiegend mittlere
und große Unternehmen und seltener Kleinbetriebe in die Qualifikatio-
nen ihrer Belegschaft (Lott 2011).

Der Paradigmenwechsel in der Rentenpolitik begann früher als in der
Arbeitsmarktpolitik und konzentrierte sich darauf, die Erwerbsphasen zu
verlängern, vorwiegend um die (zukünftige) Finanzierung der Gesetzli-
chen Rentenversicherung über das Umlageverfahren zu gewährleisten. In
der Arbeitsmarktpolitik setzte der Paradigmenwechsel hingegen erst mit
dem Beginn der Jahrtausendwende ein. Dieser Wechsel fällt zudem weni-
ger eindeutig aus als in der Rentenpolitik, insbesondere weil im SGB II
Sonderregelungen für Ältere erhalten geblieben sind, die der Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit entgegenwirken. Dennoch zeigen die angeführ-
ten Regelungen und Programme der Arbeitsmarktpolitik durchaus Ele-
mente, die auf eine verlängerte Erwerbsteilhabe zielen bzw. diese unter-
stützen.

Qualifikationsspezifische Erwerbsbeteiligung

Neben der Neuausrichtung der Beschäftigungs- und Rentenpolitik ist die
Zunahme der Alterserwerbsbeteiligung auf weitere Faktoren zurückzufüh-
ren, welche in komplexen Wechselwirkungen zueinander stehen. Hervor-
zuheben ist diesbezüglich das Qualifikationsniveau bzw. die zunehmend
höheren Bildungsabschlüsse der Beschäftigten; diese Entwicklung resul-
tiert im Wesentlichen, und vor allem bei Frauen, aus der Bildungsexpansi-
on in den 1970er und 1980er Jahren (Ziefle 2017).

In der Abbildung 2 werden die qualifikationsspezifischen Erwerbstäti-
genquoten der 25- bis 54-Jährigen (auf der X-Achse) denen der Personen
im Alter von 55 bis 64 Jahren (auf der Y-Achse) im Vergleich der Jahre
2006 zu 2018 gegenübergestellt. Die abgebildete Diagonale wird als Alters-
lücke bezeichnet. Liegt einer der Datenpunkte auf dieser Diagonalen, be-
deutet dies, dass die Quoten der Altersgruppen gleich groß sind.

In Abbildung 2 wird deutlich, dass die Erwerbsbeteiligung sowohl bei
der jüngeren als auch bei der älteren Altersgruppe vom Qualifikationsni-
veau abhängt. Personen mit niedriger Qualifikation weisen geringere Er-
werbstätigenquoten auf als Personen mit einem hohen Bildungsabschluss.
Qualifikationsübergreifend sind die Quoten der Älteren niedriger als die
der Personen im Haupterwerbsalter (25–54 Jahre), allerdings hat sich die
Alterslücke zwischen beiden Altersgruppen zwischen 2006 und 2018 nahe-
zu geschlossen. Die Erwerbschancen nehmen mit steigender Qualifikation

2.3
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zu und sind, gemessen an der Alterslücke, vor allem bei Älteren mit mittle-
rem Qualifikationsabschluss noch nicht vollständig ausgeschöpft. Das
Qualifikationsniveau kann jedoch kein eigenständiger Faktor zur Erklä-
rung der Zunahme der Alterserwerbsbeteiligung darstellen, denn auch un-
ter den Geringqualifizierten sind die Quoten unter den Älteren beachtens-
wert gestiegen.

Erwerbstätigenquoten und Alterslücke nach Bildungsabschluss
und Altersgruppen im Vergleich 2006 und 2018
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Quelle: Eurostat 2019 (LFS) [lfsa_ergaed]. ISCED11 Kategorien nach Eurostat
(2019): Niedriger Bildungsabschluss ISCED Stufen 0–2: Bis zu Hauptabschluss;
Mittlerer Bildungsabschluss ISCED Stufen 3–4: Oberstufe/Berufsausbildung; Ho-
her Bildungsabschluss ISCED Stufen 5–8: Akademische Abschlüsse. Eigene Dar-
stellung.

Demografie als Ursache?

Die demografische Entwicklung wird oft als Ursache für die finanzielle Be-
lastung der gesetzlichen Alterssicherung angesehen. Das Verhältnis von
Beitragszahlenden zu Empfänger*innen von Leistungen verschiebt sich
und wird sich mit den beginnenden Renteneintritten der geburtenstarken
„Babyboomer“ Generation (1955 bis 1969) weiter verschieben. Allerdings
bleibt häufig unberücksichtigt, dass die demografische Entwicklung auch
zur Zunahme der Alterserwerbsbeteiligung, zumindest vorübergehend,

Abbildung 2:
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beigetragen hat. Vor allem nach der Jahrtausendwende gab es in Deutsch-
land einen demografischen „Rückenwind“ (Mümken/Brussig 2012), auf-
grund dessen sich die Erwerbsbeteiligung Älterer erhöht hat. Er resultierte
daraus, dass in der Altersgruppe der 55- bis 64-Jährigen die jüngeren Jahr-
gänge (mit altersbedingt hoher Erwerbsbeteiligung) zahlenmäßig stärker
waren als die älteren Jahrgänge (mit niedriger Erwerbsbeteiligung). Im
Vergleich zu anderen europäischen Ländern ist der demografische Effekt
in Deutschland im Zeitraum zwischen 2002 und 2008 besonders hoch
(Brussig/Wojtkowski 2008; Mümken/Brussig 2012).

Stabile Wirtschaftsentwicklung und langer Verbleib Älterer in
Beschäftigung

Die stabile Wirtschaftsentwicklung seit 2006, gemessen am Bruttoinlands-
produkt (BIP), hat ebenso zu der Zunahme der Erwerbsbeteiligung Älterer
beigetragen, denn eine positive Konjunktur schafft neue und sichert beste-
hende Arbeitsverhältnisse. Aber auch in diesem Zusammenhang spielen
Wechselwirkungen mit weiteren Faktoren eine Rolle, wie die jüngste Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise zeigte. Zunächst wird aus Abbildung 3 ersicht-
lich, dass (1.) das BIP mit dem Ausgangsjahr 2005 kontinuierlich, mit Aus-
nahme der Finanz- und Wirtschaftskrise zwischen 2009 und 2010, gestie-
gen ist und (2.) die Alterslücke4, unbeeindruckt von der wirtschaftlichen
Entwicklung, auch in Zeiten der Krise kleiner geworden ist (Kaboth/Brus-
sig 2018).

Diese Entwicklung – schrumpfende Alterslücke trotz Wirtschaftskrise –
stellt ein Novum in der Alterserwerbsbeteiligung dar, denn in früheren
Rezessionen der 1970er, 1980er oder 1990er Jahre ist die Beteiligung Älte-
rer am Arbeitsmarkt gesunken und wurde überwiegend durch Frühverren-
tungen organisiert (OECD 2013). Frühverrentungen sind rentenrechtlich
nicht mehr möglich und mithin für die Unternehmen deutlich teurer als
in der Vergangenheit (Brussig/Knuth/Wojtkowski 2009); sie stellen einen
wesentlichen Grund für die sinkende Alterslücke dar. Zugleich haben be-
triebliche und staatliche Maßnahmen während der Krise zur stabilen Er-
werbsbeteiligung Älterer beigetragen, beispielsweise durch die Reduzie-
rung von Arbeitszeit mit Hilfe von Kurzarbeit, Arbeitszeitkonten oder Be-

2.5

4 Die Alterslücke beschreibt die Differenz der Erwerbstätigenquoten (in Prozent)
zwischen den Älteren (55 bis 64 Jahre) und denen im Haupterwerbsalter (15 bis 54
Jahre).
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triebsvereinbarungen (Stein/Aricò 2010). Die hohe Partizipation Älterer
am Arbeitsmarkt resultiert vorwiegend aus dem längeren und ununterbro-
chenen Verbleib in Beschäftigung und nur zu einem kleineren Anteil aus
Neueinstellungen (Brussig/Eggers 2014). Insgesamt haben aber auch die
Neueinstellungen Älterer kontinuierlich zugenommen, allerdings ist das
Arbeitskräftepotenzial noch nicht ausgeschöpft und auch die Rekrutie-
rungsstrategien der Betriebe haben sich weitestgehend noch nicht an die
demographischen Gegebenheiten angepasst (Brussig 2011). Des Weiteren
sind die Eintrittsraten in Beschäftigung in den Beschäftigungsbereichen
hoch, wo die Beschäftigungsstabilität niedrig ist, insbesondere bei Frauen
und Teilzeitbeschäftigten (Brussig/Eggers 2014).

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts (Index, linke Achse) und
der Alterslücke (in Prozent, rechte Achse) 2005 bis 2016
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Quelle: Kaboth & Brussig (2018). Eigene Darstellung.

Struktur der Beschäftigung

Allein eine Erwerbsteilhabe ist jedoch nicht mit einer ausreichenden Absi-
cherung der Beschäftigten im Alter gleichzusetzen. Denn ein Rentenan-
spruch in der gesetzlichen Alterssicherung ergibt sich nicht nur aus der
Dauer der Erwerbsphase, sondern auch aus dem im Erwerbsleben erzielten

Abbildung 3:
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Einkommen. So können besonders viele oder längere Phasen in Teilzeitbe-
schäftigung zu niedrigen Renten aus dem gesetzlichen Sicherungssystem
führen (Brussig/Zink 2018).

Anteile (in Prozent) und Anzahl (in Tausend) von Vollzeit- und Teil-
zeitbeschäftigung an allen Beschäftigten nach Geschlecht im Alter
von 55 bis 64 Jahren, 2000 bis 2018

 2000 2006 2012 2018

Männer Vollzeit 93,3 % (2.442,9) 89,4 % (2.395,8) 89,0 % (3.081,9) 89,5 % (4.025,1)
Teilzeit 6,7 % (176,0) 10,6 % (283,2) 11,0 % (379,9) 10,5 % (470,7)

Frauen Vollzeit 51,7 % (846,2) 48,0 % (943,5) 49,4 % (1.439,7) 48,1 % (1.939,6)
Teilzeit 48,3 % (790,7) 52,0 % (1.021,7) 50,6 % (1.472,6) 51,9 % (2.094,9)

Quelle: Eurostat 2019 (LFS) [lfsa_epgaed]. Eigene Darstellung.

Vor dem Hintergrund der gestiegenen Alterserwerbsbeteiligung wird in
Tabelle 1 die Entwicklung der Beschäftigungsstruktur unter den Älteren
ab dem 55. Lebensjahr dargestellt. Sowohl bei Männern als auch bei Frau-
en hat der Anteil in Teilzeitbeschäftigung zugenommen, allerdings auf un-
terschiedlichem Niveau. Der Anteil älterer Männer in Teilzeitbeschäfti-
gung ist von 6,7 Prozent im Jahr 2000 bis zum Jahr 2018 auf 10,5 Prozent
angewachsen. Diese Entwicklung geht dabei mit einer deutlichen Zunah-
me sowohl der in Teilzeit als auch der in Vollzeit beschäftigten Männer
einher. Die Anzahl der in Teilzeit- und Vollzeit beschäftigten Frauen steigt
von 2000 bis 2018 sogar noch wesentlich stärker, wenngleich sich die Ver-
teilung von Teilzeit und Vollzeit nur wenig ändert. Bei den älteren Frauen
lag der Anteil der Teilzeitbeschäftigung an allen Beschäftigten bereits im
Jahr 2000 bei 48,3 Prozent und steigerte sich bis zum Jahr 2018 auf
51,9 Prozent, sodass jede zweite Frau im Alter von 55 bis 64 Jahren in Teil-
zeit beschäftigt war.

Der generelle Anstieg der voll- und teilzeitbeschäftigten Älteren veran-
schaulicht einen Wandel in der Arbeitswelt: Immer mehr Ältere sind be-
schäftigt, insbesondere immer mehr ältere Frauen. Zugleich geht damit
eine Verbreitung von Teilzeitbeschäftigung einher. Dies kann allerdings
mit einem Nachteil für die Alterssicherung verbunden sein, da durch eine
dauerhafte Teilzeitbeschäftigung nur geringe Rentenansprüche erworben
werden können. In der Folge besteht ein höheres (Alters-) Armutsrisiko,
dem dann insbesondere Frauen ausgesetzt sind.

Da die Bildung als ein wesentlicher Faktor der Alterserwerbsbeteiligung
im vorherigen Kapitel identifiziert wurde, wird sie hier im Rahmen der
Beschäftigungsstruktur wieder aufgegriffen (Abbildung 4). Dabei wird
deutlich, dass der Bildungsabschluss bei den Männern kaum Auswirkun-

Tabelle 1:
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gen auf die Beschäftigungsstrukturen der Jahre 2006, 2012 und 2018 hat.
Bei den Frauen hingegen sind die Anteile mit mittlerer Qualifikation in
Teilzeitbeschäftigung höher als in Vollzeit. Im Beobachtungszeitraum ha-
ben diese Anteile sogar erheblich zugenommen, sodass der Zuwachs der
Erwerbsbeteiligung bei den älteren Frauen überwiegend auf diejenigen
mit mittlerer Qualifikation in Teilzeit zurückzuführen ist. Zudem scheint
ein hoher Bildungsabschluss bei den Frauen die Wahrscheinlichkeit, in
einer Vollzeitstelle beschäftigt zu sein, sichtlich zu erhöhen.

Beschäftigung in Voll- und Teilzeit nach Geschlecht und Bildungs-
abschluss der 55 bis 64-Jährigen, 2006 bis 2018
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her Bildungsabschluss ISCED Stufen 5–8: Akademische Abschlüsse. Eigene Dar-
stellung.

Altersarbeitslosigkeit

Neben einer durch (dauerhafte) Teilzeit geprägte Beschäftigung können
(längere) Phasen von Arbeitslosigkeit das Risiko einer unzureichenden Al-
terssicherung erhöhen, nicht zuletzt da seit 2011 keine Pflichtbeiträge
mehr für ALG-II-Beziehende in der Rentenversicherung erbracht werden

Abbildung 4:
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(Mika/Lange/Stegmann 2014). Für Ältere stellt Arbeitslosigkeit ein beson-
deres Risiko hinsichtlich der gesetzlichen Alterssicherung dar: Auch wenn
unter den Älteren die Wahrscheinlichkeit arbeitslos zu werden gering ist,
ist die Wahrscheinlichkeit arbeitslos zu bleiben besonders hoch. Die Wie-
dereinstellungschancen unter den Älteren sind also sehr gering (Bundes-
agentur für Arbeit 2018). Ältere Arbeitslose können demnach besonders
von kumulierten Dauern in Arbeitslosigkeit betroffen sein. Zudem garan-
tiert eine Zunahme der Alterserwerbsbeteiligung keine Abnahme der Al-
tersarbeitslosigkeit, denn die Anzahl der Arbeitslosen kann zeitgleich stei-
gen, wenn die Anzahl an Nichterwerbspersonen sinkt (Kaboth/Brussig
2020; Mümken/Brussig 2013).

Arbeitslosenquoten nach Altersgruppen, 2009 bis 2018
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Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit unter den Älteren (siehe Abbildung
5) verdeutlicht, dass mit zunehmendem Alter die relative Betroffenheit
von Arbeitslosigkeit zunimmt: Die Arbeitslosenquoten der 60- bis 64-Jähri-
gen sind seit 2013 unter den in der Grafik dargestellten Altersgruppen am
höchsten. Zurückzuführen ist diese Entwicklung insbesondere auf die
Schließung der Frühverrentungsmöglichkeiten, in denen der Rentenein-
tritt – wenn auch mit Abschlägen – bereits mit 60 Jahren erfolgen konnte.

Abbildung 5:
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Aufgrund des inzwischen frühestmöglichen Renteneintritts erst mit
63 Jahren und der stufenweisen Anhebung der Regelaltersgrenze, hat sich
die Arbeitslosigkeit bis ins höhere Erwerbsalter ausgeweitet.

Dabei werden die Arbeitslosenquoten, vor allem bei den 60 bis 64-Jähri-
gen, noch deutlich unterschätzt, denn nach wie vor ist eine vorruhestands-
ähnliche gesetzliche Regelung in Kraft. Nach dieser Regelung wird es Älte-
ren im SGB II ermöglicht, unter erleichterten Bedingungen Leistungen zu
beziehen, auch ohne einer Arbeitsvermittlung, wie sonst erforderlich, zur
Verfügung stehen zu müssen. Diese Sonderregelung für Ältere nach § 53a
Abs. 2 SGB II schließt Personen ab dem 59. Lebensjahr aus der Arbeitslo-
senstatistik aus, die unter Bezug von Leistungen innerhalb der letzten
zwölf Monate keine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung oder eine
Maßnahme der Arbeitsförderung seitens der Arbeitsvermittlung angebo-
ten bekommen haben. Seit dem Jahr 2015 gelten deshalb jährlich etwa
140.000 Personen im Alter von 60 bis 64 Jahren nicht als arbeitslos und
bleiben verdeckt. Zum Vergleich: Insgesamt waren im Jahr 2018 ca.
210.000 Personen in dieser Altersgruppe offiziell arbeitslos (Kaboth/Brus-
sig 2020). Zudem wurden ältere Arbeitslose ab dem 55. Lebensjahr im Ver-
gleich zu allen Altersgruppen zwischen 2010 und 2015 unterdurchschnitt-
lich gefördert, vor allem hinsichtlich qualifizierender Maßnahmen (Wal-
wei 2018).

Renteneintritt

Der Rentenzugang spiegelt kurzfristig wie langfristig wirksame renten-
rechtliche Änderungen wider. Die kurzfristig wirksamen Änderungen ha-
ben in der Anzahl an Rentenzugängen und in dem deutlichen Anstieg des
durchschnittlichen Rentenzugangsalters in Altersrenten vor allem in den
Jahren 2014 und 2015 ihren Niederschlag gefunden. Verantwortlich für
diese Entwicklung war zum einen die Anrechnung eines zweiten Entgelt-
punktes für jedes vor 1992 geborene Kind („Mütterrente“) nach dem RV-
Leistungsverbesserungsgesetz. Durch diese Regelung erwarben einige Per-
sonen, überwiegend westdeutsche Frauen, erstmals eine Rentenzugangsbe-
rechtigung. Zum anderen konnten durch die Reformierung der Altersren-
te für besonders langjährig Versicherte überwiegend Männer, die die Versi-
cherungszeit von 45 Jahren erfüllten, abschlagsfrei in Rente gehen, da das
Rentenzugangsalter vorübergehend auf 63 Jahre herabgesetzt wurde und
diese Rente bei ihrer Einführung rückwirkend häufig im Alter von 64 Jah-
ren beansprucht wurde (Kaboth/Brussig 2019).

4.
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Aber auch die langfristigen Veränderungen im Rentenrecht, beispiel-
weise das Auslaufen frühzeitig beziehbarer Altersrenten, spiegeln sich im
Renteneintritt der Versicherten wider. So ist das durchschnittliche Renten-
eintrittsalter bei den Altersrenten bis 2013, zumindest bei den Männern,
kontinuierlich gestiegen. Nach 2013 stagniert das Renteneintrittsalter trotz
steigender Altersgrenzen, wenn der Einmaleffekt der „Mütterrente“ her-
ausgerechnet wird, und beträgt im Jahr 2017 bei den Frauen 64,4 und bei
den Männern 64,3 Jahre. Im Vergleich zum Jahr 2004 ist dies ein Zuwachs
von mehr als einem Jahr, sowohl bei Männern als auch bei Frauen (Ka-
both/Brussig 2019).

Prozentualer Anteil der Altersrentenarten an allen Altersrenten-
zugängen nach Geschlecht, 2004 bis 2017
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Sowohl die langfristigen als auch die kurzfristigen Umgestaltungen schla-
gen sich im Zugang in unterschiedlichen Rentenarten nieder (siehe Abbil-
dung 6). Insbesondere betrifft dies die Regelaltersrente, in der die stufen-
weise Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre ab der Geburtskohorte
1964 abgeschlossen sein wird. Die Zugänge in die Regelaltersrente sind bei
den Männern seit 2011 und bei den Frauen seit 2015 rückläufig, weil die
vorzeitig beziehbaren Altersrenten, auch mit Abschlägen, häufig in An-
spruch genommen wurden. Inzwischen ist die Altersrente für langjährig
Versicherte der frühestmögliche Rentenzugang (mit 63 Jahren) bei den Al-
tersrenten. Allerdings steigt hier das abschlagsfreie Zugangsalter, wie in
der Regelaltersgrenze stufenweise bis auf 67 Jahre an, sodass für den vor-

Abbildung 6:
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zeitigen Renteneintritt die Abschläge auf bis zu 14,4 Prozent zunehmen
werden. Diesbezüglich bleibt abzuwarten, wie die Versicherten, die die
Beitragszeiten von 45 Jahren (Altersrente für besonders langjährig Versi-
cherte) nicht erfüllen, auf die zunehmenden Abschläge beim frühestmögli-
chen Rentenzugang reagieren werden, und ob der Zeitpunkt für den Ren-
teneintritt aufgrund von zunehmenden Abschlägen aufgeschoben wird.

Der Renteneintritt kann sowohl freiwillig als auch unfreiwillig erfolgen.
Bis zum Jahresende 2016 konnten ältere Beziehende von Arbeitslosen-
geld II vonseiten der Jobcenter verpflichtet werden, vorzeitig eine Rente zu
beantragen, auch wenn diese mit Abschlägen behaftet ist. Seit der Unbil-
ligkeitsverordnung, die zum Jahresbeginn 2017 in Kraft trat, kann eine
Verpflichtung zum Renteneintritt nur dann erfolgen, wenn für die betrof-
fenen Personen keine Hilfebedürftigkeit im Alter entstehen würde (BMAS
2016). Die Unbilligkeitsverordnung ändert nichts daran, dass Menschen
ihren erarbeiteten Rentenanspruch um die Höhe der Abschläge kürzen
müssen. Dabei kann mit quantitativen Daten nur begrenzt nachgewiesen
werden, ob der Renteneintritt selbstbestimmt ist und inwiefern eine Ab-
schaffung der verpflichtenden Inanspruchnahme einer Altersrente auch
mit Abschlägen eine Verhaltensänderung hinsichtlich eines späteren Ren-
teneintritts bei den Beziehenden von Arbeitslosengeld II bewirken würde
(Brussig 2015b).

Arbeit im Rentenalter

Erwerbstätigkeit im Alter endet nicht zwangsläufig mit dem Eintritt in die
Rente. Die Anzahl von Personen, die neben ihrer Rente einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen, hat im letzten Jahrzehnt kontinuierlich zugenommen.
So waren im Jahr 2015 über 1 Mio. Personen im Alter von 65 Jahren und
älter erwerbstätig (Bäcker/Jansen/Schmitz 2017).5 Von Interesse sind vor
allem die Motive der Erwerbstätigkeit, die Tätigkeiten und die Beschäfti-
gungsstruktur der erwerbstätigen Rentner*innen. Aus der Forschungslite-
ratur wird ersichtlich, dass es sich bei den arbeitenden Rentner*innen häu-
fig um geringfügig Beschäftigte mit mindestens einer mittleren Qualifika-
tion handelt, die überwiegend einfache Tätigkeiten ausüben. Nahezu
ebenso häufig sind Selbstständige noch über die Regelaltersgrenze hinaus

5.

5 Zu berücksichtigen ist, dass 2015 die Regelaltersgrenze bei 65 Jahren und vier Mo-
naten lag. Somit sind in die Berechnung auch Personen eingegangen, die noch kei-
ne Altersrente beziehen können.
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erwerbstätig. Die Motive für die Erwerbstätigkeit der Rentner*innen sind
vielfältig und erstrecken sich von finanzieller Notwendigkeit bis hin zu so-
zialer Teilhabe. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich die materiellen und
immateriellen Motive nicht gegenseitig ausschließen, sondern häufig auch
ergänzen (Bäcker/Jansen/Schmitz 2017). Um die Entwicklungen der Wei-
terarbeit Älterer weiter zu fördern, aber auch im Allgemeinen den Alters-
übergang zu reflexibilisieren, wurde die Teilrente mit dem Flexirentenge-
setz (seit 2017 in Kraft) reformiert (Deutscher Bundestag 2016). Welche
Wirkung diese Reform auf die Erwerbsbeteiligung im Rentenalter hat,
bleibt abzuwarten. Überwiegend erfolgt die Weiterbeschäftigung aus im-
materiellen Motiven, die allerdings nicht als Argument für eine weitere
Anhebung der Regelaltersgrenze eingebracht werden sollte, denn die Er-
werbstätigkeit als Rentner*in ist voraussetzungsvoll: Es handelt sich mehr-
heitlich um Rentner*innen mit hoher Qualifikation, gutem Gesundheits-
zustand und geringen Arbeitsbelastungen. Jedoch dürften bei Weitem
nicht alle Rentner*innen diese Voraussetzungen erfüllen (Bäcker/Jansen/
Schmitz 2017).

Fazit: Anforderungen an die Politik, Tarifpartner und Betriebe

Die vorliegenden Ergebnisse verdeutlichen, dass die Bildungsexpansion,
die wirtschaftliche Entwicklung und vor allem die Neuausrichtung der Be-
schäftigungs- und Rentenpolitik zur Zunahme der Alterserwerbsbeteili-
gung beigetragen haben. Zugleich sind allerdings auch Kehrseiten dieser
Entwicklung zu beobachten: Hohe Teilzeitbeschäftigung bei älteren Frau-
en, die Ausweitung der Arbeitslosigkeit bis ins höhere Erwerbsalter und
die geringen Neueinstellungen Älterer. Auch aufgrund dieser Entwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt erfolgen Renteneintritte vor der Regelalters-
grenze und belegen, dass eine (weitere) Heraufsetzung des Rentenalters
nicht zwangsläufig zu verlängerten Erwerbsbiografien führt.

Handlungsbedarfe bestehen in der Reduzierung und Vermeidung von
Arbeitslosigkeit sowie in der Förderung von Qualifikationen. Im Hinblick
auf den Arbeitszeitumfang muss eine lebenslauforientierte Arbeitszeitge-
staltung angestrebt werden, die sowohl den Anspruch nach Vereinbarkeit
mit dem Privatleben erfüllt, als auch Möglichkeiten zur Belastungsreduk-
tionen im Alter bietet, ohne dass dadurch die Gefahr der Altersarmut
steigt. Des Weiteren sollten die Sonderregelung für Ältere nach SGB II und
die Zwangsverrentung abgeschafft werden, die der Verlängerung des Er-
werbslebens entgegenwirken und deren Durchsetzung nicht zum Kernauf-
gabenbereich der Arbeitsvermittlung gehören. Weitere wichtige Stell-

6.
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schrauben, um die steigenden Altersgrenzen zu flankieren, sind eine Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen, eine Reduktion der Arbeitsbelastun-
gen und die Förderung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes (Brussig
2015a, 2018). Es ist kontinuierlich zu überprüfen, welchen verändernden
Bedingungen der Arbeitswelt (z. B. durch Digitalisierung) den Beschäftig-
ten gegenüberstehen und welchen Unterstützungsbedarf Arbeitgeber und
Gewerkschaften (und auch die Rentenversicherungsträger bei der Präventi-
on) leisten können.

Angesichts der aktuellen Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt kann
nicht ausgeschlossen werden, dass die Anzahl von arbeitenden Ruheständ-
ler*innen aufgrund finanzieller Notwendigkeiten zunehmen wird. Diese
Entwicklung würde schließlich zu Legitimationsproblemen der Gesetzli-
chen Rentenversicherung führen (Bäcker/Jansen/Schmitz 2017). Eine Min-
destrente nach langer Erwerbstätigkeit könnte hier ein wirksamer Baustein
sein.

Zusammenfassend liegt die Verantwortung einer verlängerten Lebensar-
beitszeit nicht ausschließlich auf den Schultern der Beschäftigten, sondern
umfasst Akteure auf staatlicher, gewerkschaftlicher und betrieblicher Ebe-
ne. Eine (weitere) Zunahme der Erwerbsbeteiligung Älterer und eine Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit können nur dann ermöglicht werden,
wenn entsprechende Voraussetzungen kooperativ geschaffen werden.
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Die Rente als Bilanz des Lebens – Alterssicherung und Arbeit
von Frauen auf dem Prüfstand

Jutta Schmitz-Kießler

Einleitung

Die Diskussion um die Alterseinkünfte von Frauen hält seit Jahrzehnten
an: Immer wieder wird in der politischen und mehr noch der wissenschaft-
lichen Auseinandersetzung der empirische belastbare Befund diskutiert,
dass die Frauenrenten erheblich vom Ruhestandseinkommen der Männer
abweichen. In der jüngeren Debatte hat das Bundesfamilienministerium
mit dem so genannten Gender Pension Gap (GPG) einen Indikator ver-
wendet, der diese Ungleichheit auf den Punkt bringen soll. Die Maßzahl
beschreibt das Verhältnis der durchschnittlichen persönlichen eigenen Al-
terssicherungsleistung von Frauen zu der von Männern (Flory 2011, S. 7).
Dabei werden sowohl die Einkünfte aus dem gesetzlichen System als auch
Betriebs- und Privatrenten in die Berechnung mit einbezogen. Außerdem
wird das GPG in der Regel getrennt nach Ost- und Westdeutschland be-
rechnet, weil beide Regionen extreme Unterschiede aufweisen: Aktuell
lässt sich das GPG in Westdeutschland auf 48,8 % und in Ostdeutschland
auf 20,1 % beziffern (Hammerschmid/Rowold 2019, S. 441). Weiterführen-
de Analysen belegen außerdem, dass die Rentenlücke bei verheirateten
und verwitweten Frauen, Rentnerinnen mit niedrigem beruflichen Bil-
dungsabschluss, einer höheren Anzahl von Kindern sowie hochaltrigen
Frauen besonders groß ausfällt (Sopp/Wagner 2011).

Darüber hinaus lässt sich belegen, dass die Ursachen für das GPG in ers-
ter Linie mit der Arbeitsmarktintegration zusammenhängen (Hammer-
schmid/Rowold 2019, S. 441). Das ist problematisch, weil es sowohl bei
der Lohnarbeit als auch der unbezahlten Sorgearbeit nach wie vor gravie-
rende Unterschiede zwischen Männern und Frauen gibt. Außerdem haben
die Sozialreformen der letzten zwanzig Jahre in Deutschland dazu geführt,
dass die Alterseinkünfte nicht nur immer deutlicher von der vorherigen
Erwerbsbiografie abhängen, sondern die Arbeitsmarktrisiken in zuneh-
mendem Maße individualisiert werden und voll auf die Rente durchschla-

1.
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gen (siehe den Beitrag von Czepek in diesem Band). Es liegt auf der Hand,
dass es nach wie vor insbesondere Frauen sind, die Gefahr laufen, nur
niedrige (eigene) Alterseinkünfte zu erhalten.

Aber gibt es nicht auch Anzeichen für eine Problementschärfung?
Schließlich hat sich die Frauenerwerbsbeteiligung in den letzten Jahren
stetig erhöht. Auch die vertikale und horizontale Ungleichheit der Ge-
schlechter ist – beispielsweise im Rahmen der Frauenquote – politisch be-
handelt worden. Lassen sich also Fortschritte verzeichnen, so dass perspek-
tivisch damit zu rechnen ist, dass sich die Arbeitsmarktsituation von Frau-
en nachhaltig entspannt und damit auch ihre Möglichkeiten zur eigenstän-
digen Altersvorsorge deutlich gestärkt wird?

Um diese Frage zu beantworten, wird die Situation von Frauen in der
Rente und auf dem Arbeitsmarkt im Folgenden nachgezeichnet. Nach
einer überblicksartigen Skizze der weiblichen Renteneinkommen werden
die wesentliche Merkmale beschrieben, die die Arbeitsmarktsituation von
Frauen kennzeichnen. In der abschließenden Diskussion wird dann argu-
mentiert, dass neben den notwendigen Arbeitsmarktreformen auch (ren-
ten-)rechtliche Neuerungen unabdingbar sind, die gezielt die Lebenslagen
von Frauen verbessern.

Bestandsaufnahme: Frauenrenten

Um die ökonomische Situation von Frauen im Alter zu skizzieren ist es
notwendig, ihre Renteneinkommen aus verschiedenen Perspektiven zu be-
trachten. Dementsprechend werden im Folgenden die Höhe der gesetzli-
chen Renten sowie die Situation in der betrieblichen und privaten Alters-
vorsorge dargestellt. Es sei allerdings vorangestellt, dass ein Blick auf indi-
viduelle Renten immer unvollständig ist und nicht zwangsweise die tat-
sächliche materielle Lebenslage widerspiegelt. Schließlich können niedrige
Versichertenrenten von Frauen im Haushaltskontext durch hohe Renten
eines Mannes oder Partners kompensiert werden. Insofern sind die indivi-
duellen Renten allein noch kein ausreichender Indikator für eine ange-
spannte finanzielle Lage oder Altersarmut. Dennoch ist der Blick auf die
persönlichen Rentenzahlungen wichtig. Denn nur so lässt sich das Prob-
lem verdeutlichen, dass ein Großteil der Frauen nach wie vor von den Ein-
künften des (Ehe-)Mannes abhängig ist. Zur Bestandsaufnahme wird des-
wegen im Folgenden zunächst zwischen Versicherten- und Witwenrenten
unterschieden, bevor die Situation von Frauen in den Systemen der be-
trieblichen und privaten Vorsorge umrissen wird.

2.
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Versichertenrenten der gesetzlichen Rentenversicherung

Die gesetzlichen Renten werden vor allem durch die frühere Position der
Versicherten auf dem Arbeitsmarkt bestimmt (siehe Abschnitt 3). Aus die-
sem Grund weichen Frauenrenten nicht nur stark von den Renten der
Männer ab – die individuellen Rentenzahlungen variieren auch sowohl
unter den Männern als auch unter den Frauen je nach Rentenart beträcht-
lich. Dementsprechend wird die ganze Spannweite von Frauen und Män-
nerrenten nur sichtbar, wenn nicht eine (männliche bzw. weibliche)
Durchschnittsrente betrachtet wird, sondern neben dem Geschlecht auch
nach Rentenarten1 unterschieden wird. Außerdem müssen die Bestands-
renten (also einer Betrachtung aller Rentnerinnen und Rentner) von dem
jeweiligen Beobachtungsjahr neu zugegangenen Renten abgrenzt werden.
Während die Bestandsrenten die Situation von allen Männern und Frauen
darstellen, können die Zugangsrenten als Trendbarometer herangezogen
werden, um kürzer zurückliegende Arbeitsmarktentwicklungen zu beob-
achten. Schließlich geht in die Analyse der Bestandsrenten auch das schon
sehr lange zurückliegende Erwerbsverhalten – und die ebenfalls teilweise
sehr lang zurückliegenden Rollenmuster und geschlechtsspezifischen Ver-
haltensweisen – mit ein, während den Zugangsrenten aktuellere Erwerbs-
biografien zugrunde liegen.

In Abbildung 1 sind zunächst die monatlich gezahlten Bestandsrenten
von Männern und Frauen sowohl für Ost- als auch für Westdeutschland
dargestellt. Insgesamt liegen die Altersrenten der Männer im Jahr 2018 bei
1.130 € (West) bzw. 1.226 € (Ost) und die der Frauen bei 647 € (West)
bzw. 962 € (Ost). Überblicksartig lässt sich außerdem festhalten, dass
• die durchschnittlichen Renten von Frauen in allen Rentenarten (mit

Ausnahme der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit in Ost-
deutschland) geringer ausfallen als die Renten der Männer. Dahinter
steht, dass das Erwerbsverhalten von Frauen und Männern nach wie
vor stark voneinander abweicht (siehe Abschnitt 3).

• die geschlechtsspezifischen Unterschiede in Ostdeutschland deutlich
geringer sind als im Westen Deutschlands. Das lässt sich darauf zurück-
führen, dass Frauen in der ehemaligen DDR deutlich besser in den Ar-

2.1

1 Die Rentenart ist ein wesentlicher Faktor für die Höhe der Rente, da ein Bezug
vorgezogener Renten beispielsweise nur möglich ist, wenn eine lange Versiche-
rungsdauer vorliegt. Insofern ist die durchschnittliche Höhe dieser Renten immer
höher als der durchschnittliche Zahlbetrag einer Regelaltersrente, deren Bezug le-
diglich fünf Versicherungsjahre voraussetzt.
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beitsmarkt integriert waren und zum Teil auch heute noch sind. Die
Renten der Männer weichen in den beiden Landesteilen nicht derart
gravierend voneinander ab.

• die höchsten monatlichen Zahlbeträge im Bereich der Renten für be-
sonders langjährig Versicherte vorzufinden sind. Das ist nicht verwun-
derlich, weil die Voraussetzung für den Bezug dieser im Jahr 2012 ein-
geführten Rentenart darin besteht, 45 Pflichtbeitragsjahre vorzuweisen.
Auch wenn hierzu auch Pflichtbeiträge aus Kindererziehung, Pflege,
Krankengeldbezug oder Wehr- und Zivildienst zählen, können diese
Rentnerinnen und Rentner in der Regel auf besonders langjährige Be-
schäftigungen zurückblicken. Der Zeitfaktor wirkt sich positiv auf die
Höhe der Renten aus.

Durchschnittliche Rentenhöhen im Rentenbestand nach Renten-
art und Geschlecht 2018, Euro

Abbildung1FB Kommentierung und methodische Hinweise > Seiten 2 - 4
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Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund (2019), Rentenversicherung in Zahlen,
eigene Darstellung

Bei der Interpretation muss berücksichtigt werden, dass die Zugangsvor-
aussetzung für die Regelaltersrente lediglich darin besteht, eine Wartezeit
von fünf Jahren erfüllt zu haben. Diese vergleichsweise niedrige Zugangs-
hürde wird beispielsweise auch von Menschen erfüllt, die nur für kurze
Zeit (zum Beispiel zu Beginn ihrer Erwerbstätigkeit, vor einem Wechsel in
eine selbstständige Tätigkeit oder in ein Beamtenverhältnis) in der gesetzli-

Abbildung 1:
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chen Rentenversicherung Beiträge gezahlt haben. Auch bei den Frauen
kann diese Rentenart von denen in Anspruch genommen werden, die ihre
Erwerbstätigkeit schon früh aufgeben haben oder aus anderen Gründen
nur wenige Versicherungsjahre aufweisen können. Dementsprechend fal-
len die Rentenzahlungen hier besonders gering aus.

Die neu zugegangen Renten weisen eklatante Unterschiede zu den lau-
fenden Bestandsrenten insgesamt auf (siehe Abbildung 2). Sie stehen zeit-
lich wesentlich stärker in Verbindung zu den aktuellen Verhältnissen auf
dem Arbeitsmarkt und lassen erkennen, welche Folgen die neueren Ent-
wicklungen (wie Arbeitslosigkeit, prekäre Beschäftigungsverhältnisse,
Niedriglöhne) auf die Rentenhöhe haben. Das gilt sowohl für die alten als
auch die neuen Bundesländer. Außerdem spiegeln sich in den Unterschie-
den rentenrechtliche Änderungen wider. Darüber hinaus wird sichtbar,
dass die Struktur der Durchschnittsrenten im Zugang nicht grundsätzlich
von der der Bestandsrenten abweicht. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass
die Entwicklung der Frauenerwerbsintegration in den vergangenen Jahr-
zehnten nicht stark genug ausgeprägt war, um die geschlechtsspezifische
Rentenlücke sukzessive zu schließen. Stichpunktartig lässt sich festhalten,
dass
• die Zahlbeträge der durchschnittlichen Zugangsrenten von Frauen in

allen Rentenarten unter denen der Männer liegen (mit Ausnahme der
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit in den neuen Ländern);

• die geschlechtsspezifischen Unterschiede in Ostdeutschland aber gerin-
ger ausfallen als im Westen Deutschlands;

• die Zugangsvoraussetzung langer Versichertenzeiten zu durchschnitt-
lich höheren Renten führt, aber

• unter den Altersrenten für besonders langjährig Versicherte kein nen-
nenswerter Unterschied zwischen dem Rentenbestand und dem Ren-
tenzugang besteht. Das liegt aber auch daran, dass diese Rentenart erst
im Jahr 2012 neu eingeführt wurde.
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Durchschnittliche Rentenhöhen im Rentenzugang nach Rentenart
und Geschlecht 2018, Euro

Abbildung2 Kommentierung und methodische Hinweise > Seiten 2 - 4
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eigene Darstellung

Hinterbliebenenrenten der Gesetzlichen Rentenversicherung

Die Darstellung der Versichertenrenten hat gezeigt, dass die eigenständig
von Frauen erwirtschafteten Renten nach wie vor (deutlich) hinter denen
der Männer zurückbleiben. Allerdings können die geringen Renten der
Frauen im Haushaltskontext durch die Alterseinkommen ihrer (Ehe-)Män-
ner ausgeglichen werden. Aber das funktioniert nur im Falle von stabilen
Verbindungen, in denen beide Partner ein ähnliches Alter erreichen. Der
Tod des Ehepartners und vor allem die Scheidung entziehen dieser Kon-
stellation ihre Wirkung. Zwar wird im Fall der Scheidung ein Versor-
gungsausgleich durchgeführt, bei dem die in der Ehe erworbenen Renten-
anwartschaften in der Regel hälftig zwischen den Partnern aufgeteilt wer-
den. Aber dabei wird die häufig asymmetrische Aufgabenverteilung in der
Ehe und die daher zu erwartenden Einkommensverluste in der auf die Ehe
folgende Erwerbsphase, nicht berücksichtigt (vgl. Klammer 2017, S. 364).
Schließlich wirkt sich ein familienbedingter (vorübergehender) Erwerbs-
ausstieg oder eine (geringfügige) Teilzeitbeschäftigung auch dann noch
auf den Erwerbs- und Einkommensverlauf aus, wenn den Betroffenen (in

Abbildung 2:

2.2
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der Regel Frauen) wieder eine Vollzeittätigkeit möglich ist. Im Ergebnis
liegt der sogenannte Gender Lifetime Earnings Gap, das die Lebensein-
kommenslücke zwischen den Geschlechtern misst, bei 49,8 Prozent (Boll
et al. 2017, S. 64). Das bedeutet, dass Frauen im Durchschnitt über ihren
ganzen Erwerbsverlauf hinweg lediglich etwa die Hälfte der männlichen
Erwerbseinkommen realisieren (können). Auch das ist ein Erklärungsfak-
tor für die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Rentenhöhe.

Im Falle einer Ehe bis zum Tod (des Mannes) „erben“ Frauen zwar Hin-
terbliebenenrenten, aber diese Rentenart begreift die Anwartschaften des
Verstorbenen nicht grundsätzlich als gemeinsam erwirtschafteten An-
spruch eines Ehepaares, die dann auf den oder die Hinterlasse/n übertra-
gen werden. Hinterbliebenenrenten haben einen anderen sozialrechtli-
chen Status als eigenständig erworbene Anwartschaften, sie sind rechtlich
als eine Art Zwitter „zwischen einer Versicherungsleistung und einer Für-
sorgeleistung“ (Klammer 2012, S. 175) einzuordnen. Das bedeutet vor al-
lem, dass sie nicht grundsätzlich darauf abzielen, hinterbliebene Frauen so
abzusichern, dass sie ihren Lebensstandard weiter halten können. Es greift
vielmehr das Individual- und Nachrangprinzip: Der Lebensunterhalt
der/des Hinterbliebenen soll eigentlich eigenständig finanziert werden, le-
diglich ein fest definierter Freibetrag kann in jedem Fall weitervererbt wer-
den. Kürzungen und die Anrechnung von eigenem Einkommen sind in je-
dem Fall vorgesehen. So beträgt die große Witwenrente lediglich 55 (in
Altfällen 60) Prozent der Vollrente des Verstorbenen. Eigene Einkünfte
(nicht nur eigene Versichertenrenten und Arbeitsentgelte, sondern nahezu
alle Einkommensarten) oberhalb eines Freibetrags2 werden zu 40 Prozent
auf die Hinterbliebenenrenten angerechnet. Dadurch kann der Anspruch
auf die ausgezahlte Hinterbliebenenversorgung sich mindern oder voll-
ständig ruhen. Das eigene Erwerbseinkommen von Frauen führt beim Tod
des Ehemannes beispielsweise tendenziell zu Kürzungen der Hinterbliebe-
nenrente. Im Falle einer neuen Eheschließung entfallen die abgeleiteten
Ansprüche (anders als eigenständig erworbene) Anwartschaften nach einer
Übergangsfrist außerdem gänzlich3. Dadurch entstehen hohe Opportuni-
tätskosten, die einem Großteil der Betroffenen jedoch gar nicht bewusst
sein dürften (vgl. Klammer 2012, S. 176).

2 Aktuell 872,52 € West und 841,90 € Ost (zuzüglich etwaiger Aufschläge im Falle
von Kindern mit Anspruch auf Waisenrente).

3 Einen Ausnahmefall stellen die im Rahmen des Rentensplittings aufgeteilten Ren-
tenansprüche dar. Bei diesem Verfahren werden die in der Ehezeit erworbenen An-
wartschaften zu gleichen Teilen unter den Ehepartnern aufgeteilt. Allerding ist die-
ses Verfahren nur dann möglich, wenn die Eheleute das Erwerbsleben bereits abge-
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Insgesamt steht die Hinterbliebenenversorgung im Kontrast zu sozial-
und steuerrechtlichen Regelungen, die nach wie vor starke Anreize dafür
setzen, dass in der Familienphase hauptsächlich ein Ehepartner oder eine
Ehepartnerin die Erwerbsarbeit übernimmt (siehe unten). Denn einen
Rechtsanspruch auf die ungekürzten Anwartschaften hat nur derjenige,
der die Anwartschaften auch erworben hat. In seiner Wirkung stellt das
„Anrechnungs-Modell“ folglich vor allem Frauen schlechter. Auch wenn
die Hinterbliebenenrenten im Leistungsvolumen der gesetzlichen Renten-
versicherung (insbesondere für Frauen) nach wie vor eine große Rolle spie-
len, so sind durch diese Regelungen dennoch Versorgungslücken vorpro-
grammiert. Trotzdem scheint ein nennenswerter Teil der Frauen auf diese
Rentenart zu setzen. Das gilt insbesondere für Westdeutschland. Hier wei-
sen die Witwenrenten im Schnitt sogar ein höheres Niveau auf als die Al-
tersrenten von Frauen. Das zeigt sich auch bei der Schichtung der Renten:
Im Jahr 2018 erhielten 23,1 Prozent der Frauen eine eigene Rente mit
einem Zahlbetrag von weniger als 300 €, bei den Witwenrenten waren es
19,2 Prozent. Einen Zahlbetrag von weniger als 600€ findet sich bei der
Hälfte (50,6 %) der Frauenaltersrenten, aber „nur“ bei 41 % der Witwen-
renten. Umgekehrt ist es nur bei höheren Renten, hier sind die Altersren-
ten ein wenig stärker vertreten: Eine Witwenrente von 1.200 € erhalten le-
diglich 3,1 % der Witwen, aber 9,6 % der Frauen mit eigenen Anwartschaf-
ten.

Betriebliche und private Altersvorsorge

Die besondere Abhängigkeit des Rentensystems von der Konstellation auf
dem Arbeitsmarkt gilt nicht nur für die Renteneinkommen aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung, sondern mehr noch für die Einkünfte aus der
betrieblichen und privaten Vorsorge. Im Vergleich zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung ist der interne Solidarausgleich auf diesen beiden Ebenen
zudem schwächer ausgeprägt (betriebliche Altersvorsorge) bzw. gar nicht
vorhanden (private Vorsorge), so dass hier die Erwerbsteilhabe der Frauen

2.3

schlossen haben. Damit sich das Rentensplitting lohnt, muss außerdem in der Re-
gel eine – möglichst wahrscheinliche – Prognose darüber getroffen werden, wel-
cher Partner zuerst verstirbt. Dementsprechend bietet sich das Verfahren nur für
ausgewählte Fälle an.
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vollständig durchschlägt.4 Gleichzeitig – und das gilt für alle Rentnerin-
nen und Rentner in gleicher Weise – sind durch die Reformen der letzten
beiden Dekaden systematische Sicherungslücken entstanden, die nur unter
optimistischen Annahmen durch eine zusätzlich Vorsorge in den auf Frei-
willigkeit beruhenden betrieblichen und privaten Systemen geschlossen
werden können.

Aktuell lässt sich die Situation durch die gegenwärtig gezahlten Be-
triebs- und Privatrenten an die Rentnerinnen und Rentner auf der einen
Seite und den Anteil der aktiven Erwerbsbevölkerung, die betriebliche
oder private Vorsorgeprodukte besparen, beschreiben. Allerdings ist die
Datenlage in der zweiten und dritten Säule wesentlich unübersichtlicher
als im Bereich der gesetzlichen Rente. Schließlich gibt es nicht das eine be-
triebliche oder private Produkt, sondern eine Vielzahl von unterschiedli-
chen Vorsorgemöglichkeiten und Anbietern. Eine Annäherung bietet die
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Abstand von vier Jah-
ren herausgegebene Studie „Alterssicherung in Deutschland“ (ASID), in
der die Gesamteinkommen im Alter erhoben werden. Außerdem erstellt
die Bundesregierung alle vier Jahre den so genannten „Alterssicherungsbe-
richt“, der unter anderem ebenfalls die zusätzlichen Altersvorsorge thema-
tisiert.

Die aktuellsten Daten liegen für das Jahr 2015 vor. Sie zeigen, dass unter
der älteren Bevölkerung ab 65 Jahren in Westdeutschland etwa 31 % der
Männer aber gerade einmal 8 % der Frauen eine Betriebsrente beziehen.
Auch die Zahlbeträge liegen weit auseinander: Während sich die durch-
schnittliche Betriebsrente der westdeutschen Männern auf 606 € beläuft,
liegt die Durchschnittsbetriebsrente der Frauen lediglich bei 246 €. Im Os-
ten Deutschlands spielen Betriebsrenten derzeit faktisch keine Rolle. Le-
diglich 5 % der Männer und nur 1 % der Frauen verfügt überhaupt über
Renteneinkünfte aus der zweiten Säule. Auch die Höhe der durchschnittli-
chen Betriebsrenten fällt mit 210 € (Männer) und 115 € (Frauen) deutlich
geringer aus als im Westen. Darüber hinaus sind unter den jetzigen Rent-
nerinnen und Rentnern private Renten sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland kaum verbreitet. Im Westen Deutschlands beziehen lediglich
5 % der Männer (Ø 493 €) und 2 % der Frauen (Ø 311 €) eine Rente aus
dem privaten System. In Ostdeutschland sind es nur 3 % der Männer

4 Allerdings sind in der Förderung der Riester-Rente bspw. Kinderzulagen vorhan-
den. Damit werden bei der Prämienzahlung soziale Gesichtspunkte berücksichtig;
s. auch den Beitrag von Bäcker in diesem Band.

Die Rente als Bilanz des Lebens

127



(Ø 150 €) und 1 % der Frauen (Ø 172 €), die im Rentenalter über eine pri-
vate Renten- oder Lebensversicherung verfügen (vgl. Bundesministerium
für Arbeit und Soziales 2017).

Nun sagt der gegenwärtige Bezug von betrieblichen und privaten Ren-
ten nichts darüber aus, wie sich die Renten in diesen Systemen in Zukunft
entwickeln werden. Schließlich müssen auch die Reformen und systemati-
sche Förderung der zweiten Säule (etwa durch Entgeltumwandlung oder
Eichel-Förderung) und der dritten Säule (Riester-Rente) erst ihre Wirkung
entfalten. Allerdings lässt sich beobachten, dass die Erwartungen an die be-
triebliche und private Altersvorsorge bislang unerfüllt geblieben sind. Die
Empirie zeigt, dass der Abdeckungsgrad beider Säulen nach wie vor unbe-
friedigend ist und eine hohe soziale Selektivität aufweist. Die aktuellsten
Daten belegen, dass gegenwärtig (2017) etwa 55,6 Prozent der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten bAV-Anwartschaften erwerben (Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 2019b, S. 15). Dabei zeigen sich erheb-
liche Ungleichheiten: Beschäftigte in großen Betrieben und bestimmten
Wirtschaftszweigen (wie die Kredit- und Versicherungswirtschaft, das ver-
arbeitende Gewerbe oder Bergbau/Steine/Erde/Energie) erwerben deutlich
häufiger betriebliche Rentenanwartschaften als Personen, die in kleinen
Unternehmen oder der Dienstleistungsbranche und dem Gastgewerbe tä-
tig sind (vgl. Baumann/Blank 2016, S. 16–137). Allerdings finden sich ge-
nau in den zuletzt genannten Branchen vermehrt Frauen, auch in kleinen
Betrieben sind sie überrepräsentiert. Aus diesem Gründen sind Frauen im
System der betrieblichen Altersvorsorge auch nach wie vor deutlich
schlechter gestellt als Männer.

Darüber hinaus gilt, dass die Verbreitung allein nichts über die Höhe
der eingezahlten Beiträge, die zu erwartenden Renten und deren Anpas-
sung im Zeitverlauf aussagt. Wie hoch die zu erwartenden Renten aus der
betrieblichen Altersvorsorge sind, ist also völlig unklar. Das trifft in noch
stärkerem Maße auf die private Vorsorge zu. Hier ist die Lage noch weitaus
unübersichtlicher: Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales weist
für das Jahr 2018 16,592 Mio. Riester-Verträge aus (Bundesministerium für
Arbeit und Soziales 2019a). Das bedeutet aber nicht, dass auch 16,592 Mio.
Personen privat vorsorgen, denn die Daten werden nicht personenbezogen
erfasst. So zeigen die Daten des Finanzministeriums zur Riester-Förde-
rung, dass im Jahr 2018 lediglich 10,8 Mio. Personen (vorläufige Angabe)
eine Förderung erhielten (Bundesministerium der Finanzen 2019). Setzt
man diese Daten ins Verhältnis zu den etwa 39 Mio. unmittelbar und mit-
telbar Förderberechtigten insgesamt, so kann von einer flächendeckenden
Verbreitung der privaten Altersvorsorge keine Rede sein. Darüber hinaus
schätzt die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht nach Angaben
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der Bundesregierung, dass derzeit rund ein Fünftel aller Riester-Verträge
ruhend gestellt sind, also gar nicht bespart werden (Deutscher Bundestag
2017).

Frauen und Arbeit

Die beträchtlichen Unterschiede zwischen den Alterseinkünften von Män-
nern und Frauen basieren auf der geschlechtlichen Arbeitsteilung in Haus-
halten und der unterschiedlichen Arbeitsmarktsituation von Männern und
Frauen. Denn grundsätzlich gilt, dass die individuelle Rentenhöhe eine
Art Spiegelbild der vorangegangenen Erwerbsbiografie ist. Im Vergleich zu
anderen europäischen Ländern orientiert sich die Rentenberechnung in
Deutschland – trotz erheblicher Reformen und leistungsrechtlicher Ein-
schnitte – nach wie vor stark an dem vorherigen Einkommen. Ohne an
dieser Stelle in die Details der Rentenberechnung zu gehen, lässt sich fest-
halten, dass die Höhe der individuellen Renten durch die Anzahl der Er-
werbsjahre (Zeitfaktor) und der Höhe des Erwerbseinkommens (Einkom-
mensfaktor; vgl. Klammer 2017, S. 361) bestimmt wird. Es gilt außerdem
das Äquivalenz- bzw. Lohnersatzprinzip: Wer lange versicherungspflichtig
gearbeitet und eine gute Verdienstposition erreicht hat, wird eine höhere
Rente erzielen als Beschäftigte, die nur wenige Beschäftigungsjahre aufwei-
sen und/oder wenig verdient haben. Diese Konstruktionslogik führt vor al-
lem für Frauen zu einer erhöhten Gefahr von niedrigen eigenen Altersein-
künften. Dabei beeinträchtigen Arbeitslosigkeit oder (familienbedingte)
Erwerbsunterbrechungen über den Zeitfaktor die Rentenhöhe. Teilzeit,
nur marginal versicherte Minijobs, niedrige Frauenlöhne und ausgebliebe-
ne Karriereentwicklungen dämpfen die Rentenansprüche über den Ein-
kommensfaktor. Beide Faktoren wirken sich regional unterschiedlich aus:
Westdeutschen Rentnerinnen mangelt es im Vergleich zu den Männern
sowohl an Erwerbsjahren (Zeitfaktor) als auch Einkommenshöhe (Ein-
kommensfaktor). Ostdeutsche Rentnerinnen hingegen leiden immer noch
unter den bereits zu DDR-Zeiten vorhandenen geschlechtsspezifischen
Einkommensdifferenzen. Ihnen fehlen zwar nur wenige Beitragsjahre,
aber die durchschnittlich niedrigeren Jahreseinkommen führen nach wie
vor zu niedrigen Frauenrenten (vgl. Grabka et al. 2017, S. 88; Klammer
2017, S. 361).

Bereits diese hier nur überblicksartige Zusammenfassung verweist da-
rauf, dass es sich bei der Arbeitsmarktsituation von Frauen um eine multi-
ple Problemlage handelt. Es geht um weit mehr als die Vorstellung des
klassischen „Drei-Phasen-Models“‘ von Erwerbstätigkeit, Familienphase
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und beruflichen Wiedereinstieg von Frauen, das in dieser Grundform
nicht allein zur Erklärung der weiblichen Erwerbs- und Rentenprobleme
ausreicht (vgl. Clemens 1997, S. 9). Vielmehr sind Frauen auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt nach wie vor mit einer Reihe von Benachteiligungen
konfrontiert, die sich gegenseitig überlagern und ergänzen. Zu den we-
sentlichen Aspekten zählen neben der Dauer und dem Umfang der Er-
werbstätigkeit auch die Verteilung auf Berufe (horizontale Segregation),
der Zugang zu Führungspositionen (vertikale Segregation) und nicht zu-
letzt die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede. Sie werden im Folgen-
den überblicksartig nebeneinandergestellt.

Arbeitszeit

In der sozialpolitischen Debatte sind die Arbeitszeitunterschiede zwischen
den Geschlechtern ein Dauerthema. Allerdings wird die Diskussion mitun-
ter durch Darstellungen verzerrt, die die Frauenerwerbsbeteiligung nur
unvollständig abbilden. Als positive Entwicklungstendenz wird in diesem
Zusammenhang häufig die gestiegene Erwerbstätigenquote der Frauen
herangezogen. Die Zahl gibt an, welcher Anteil der männlich bzw. weibli-
chen Bevölkerung zwischen 15–65 Jahren überhaupt einer Erwerbstätig-
keit nachgeht. Die Entwicklung ist tatsächlich erfreulich: In Westdeutsch-
land waren im Jahr 1991 lediglich 56,5 % der Frauen aber 78,4 % der Män-
ner erwerbstätig. Knapp dreißig Jahre später hat sich diese Bild stark ge-
wandelt: Im Jahr 2018 gingen 71,6 % der Frauen und 80 % der Männer
einer Erwerbstätigkeit nach. Auch wenn die Quoten im Zeitverlauf be-
trächtlichen Schwankungen unterlagen, so hat sich die reine Erwerbsteil-
habe zwischen den Geschlechtern in Westdeutschland stark angenähert.
Im Osten Deutschlands waren die Unterschiede zwischen Männern und
Frauen bereits im Jahr 1991 nicht derart deutlich ausgeprägt. 78,5 % der
Männer und 66,8 % der Frauen waren zu dieser Zeit erwerbstätig. Aber
auch hier ist es zu einer deutlichen Angleichung gekommen. Im Jahr 2018
lag die Erwerbstätigenquote der Männer bei 78,0 %, während die der Frau-
en 73,9 % betrug (Datenquelle: Statistisches Bundesamt 2019, Mikrozen-
sus, eigene Berechnungen).

Allerdings verharrt das weibliche Arbeitsvolumen im Zeitverlauf trotz
der dynamisch wachsenden Frauenerwerbstätigenquote insgesamt auf
einem annährend konstanten Niveau. Das ist darauf zurückzuführen, dass
die Zunahme der Erwerbsbeteiligung der Frauen vor allem auf der wach-
senden Verbreitung von Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen beruht. Im
Jahr 2018 war fast die Hälfte (47,0 %) aller abhängig beschäftigten Frauen
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in Teilzeit tätig. Die Teilzeitquote der Männer lag zum gleichen Zeitpunkt
lediglich bei 11,2 %. Dementsprechend zeigt sich auch über alle Lebens-
phasen hinweg ein deutlicher Unterschied zwischen dem durchschnittli-
chen Erwerbsumfang (in Stunden) von Männern und Frauen. Durch-
schnittlich liegt die wöchentliche Arbeitszeit der Frauen mit 29,8 Stunden
vor allem in Westdeutschland deutlich unterhalb des Vollzeitstandards. Im
Zeitverlauf wird außerdem sichtbar, dass die Arbeitsstunden pro Frau von
1991 (33,2 Stunden) bis 2006 (29,3 Stunden) kontinuierlich zurückgegan-
gen sind und seitdem konstant bleiben (2018: 29,8 Stunden). Auch im Os-
ten Deutschlands sind die normalerweise geleisteten Wochenarbeitsstun-
den von Frauen im Zeitverlauf gesunken, von 38,3 Stunden im Jahr 1991
auf 33,6 Stunden im Jahr 2018.

Die Durchschnittswerte variieren je nach Altersgruppe noch einmal be-
trächtlich. Am größten fallen die geschlechtsspezifischen Arbeitszeitunter-
schiede bei Familien mit kleinen Kindern aus. Darin kommt das Problem
zum Ausdruck, Berufstätigkeit und Familie miteinander zu vereinbaren.
Die nach wie vor fehlende Kinderbetreuungsinfrastruktur mag hier als
Stichwort reichen. Offensichtlich muss die „rush hour des Lebens […] von
den Frauen durch eine geringere Erwerbsbeteiligung entschärft“ werden
(Klammer 2009, S. 58). Das schlägt sich auch in einer geschlechtsspezifi-
schen Zeitverwendung insgesamt nieder. Frauen schultern im Lebensver-
lauf nach wie vor einen Großteil der unbezahlten Haus‐ und generativen
Sorgearbeit. Der Gender Care Gap5 betrug im Jahr 2012/13 52,4 Prozent
(Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der
Bundesregierung 2017, S. 38). Das bedeutet, dass Frauen täglich um die
Hälfte mehr (etwa 1,5 Std pro Tag) unbezahlte Sorgearbeit leisten als Män-
ner. Die lapidare Formulierung, dass Frauen auch heute noch „weniger ar-
beiten“ geht daher fehl. Aber ihre Teilhabe an der bezahlten Lohnarbeit
steht nach wie vor hinter den Männern zurück, und das führt unter den
gegebenen rentenrechtlichen Bedingungen zu einer Schlechterstellung im
Altersvorsorgesystem.

5 Der Gender Care Gap wurde erstmals durch die Sachverständigenkommission
zum zweiten Gleichstellungsbericht errechnet. Es erfasst den relativen Unterschied
in der täglich für Care-Arbeit verwendeten Zeit zwischen Männern und Frauen. Es
gibt an, um wieviel Prozent die Zeit, die Frauen im Durchschnitt pro Tag für Care-
Arbeit aufwenden, die durchschnittliche Dauer der täglichen Care-Arbeit von
Männern übersteigt. Die Kommission empfiehlt, den Indikator zukünftig peri-
odisch zu berechnen, um die unterschiedliche Zeitverwendung zwischen den Ge-
schlechtern sichtbar zu machen (vgl. Sachverständigenkommission zum Zweiten
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017, S. 38).
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Horizontale und vertikale Segregation

Ein weiteres Kennzeichen der Frauenerwerbsbeteiligung ist die nach wie
vor starke horizontale und vertikale Segregation des deutschen Arbeits-
marktes. Das Schlagwort der horizontalen Segregation bezieht sich darauf,
dass sich die sozialversicherungspflichtig beschäftigten Männer und Frau-
en nicht in gleicher Weise auf die verschiedenen Berufe verteilen. Dabei
gelten Berufssegmente mit einem Anteil von mehr als 70 % des jeweiligen
Berufes als Frauen bzw. Männerdomänen (Hobler et al. 2019). Frauendo-
minierte Berufe finden sich vor allem im Bereich der personenbezogenen
Dienstleistungen wie Pflege, Erziehung und Reinigung sowie im Bereich
einfacher Bürotätigkeiten. Technische und verarbeitende Berufe hingegen
werden von Männern dominiert. Eine relative Gleichverteilung findet sich
lediglich im Bereich der Lebensmittel- und Gastgewerbeberufe, Handels-
berufe sowie unternehmensbezogenen Dienstleistungen (Hausmann/Klei-
nert 2014, S. 1).

Grundsätzlich wäre diese Schieflage völlig unproblematisch, ginge die
unterschiedliche Verteilung der Geschlechter auf die Berufe nicht mit
einer systematisch schlechteren Bewertung der frauendominierten Felder
einher. Das bezieht sich nicht nur auf die eklatanten Lohnunterschiede
(siehe 3.3), sondern beginnt bereits im Bereich der beruflichen Ausbil-
dung. Während typische Männerberufe in der Regel betrieblich (und ent-
lohnt) ausgebildet werden, geht eine Vielzahl typischer Frauenberufe (vor
allem im sozialen Bereich) mit einer schulischen und damit auch unbe-
zahlten Ausbildung einher, die durch ein so genanntes Anerkennungsjahr
abgeschlossen wird. Die Schlechterstellung weiblich dominierter Berufe
wird auf diese Weise schon vor dem eigentlichen Eintritt in den Arbeits-
markt institutionell verfestigt.

Neben der Unterscheidung in Männer- und Frauenberufe finden sich
Frauen auf dem Arbeitsmarkt auch häufiger in rangniedrigeren Positionen
oder Statusgruppen. Im Vergleich zu ihrem Beschäftigungsanteil erreichen
sie Führungspositionen deutlich schlechter als ihre männlichen Kollegen
(vertikale Segregation). Das gilt für vollzeitbeschäftigte und in noch stärke-
rem Maße für teilzeitbeschäftigte Frauen (Hobler et al. 2018). Allerdings
erklärt der Beschäftigungsumfang allein die vertikale Segregation nicht.
Unter Schlagworten wie „gläserne Decke“, „statistische Diskriminierung“,
„Old-Boys-Networks“ oder dem „Prinzip der Selbstähnlichkeit“ herrscht in
der wissenschaftlichen Debatte weitestgehend Einigkeit darüber, dass es
nach wie vor eine Reihe von betrieblichen Gründen gibt, die die vertikale
Segregation erklären. Ohne an dieser Stelle in die Details der mitunter hit-
zig geführten Debatte zu gehen lässt sich festhalten, dass sich stereotype
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Rollenerwartungen sowohl von Einstellenden als auch bei Vorgesetzten
hartnäckig halten. In ihrer Sichtweise gelten Frauen häufig als nicht kalku-
lierbares ökonomisches Risiko, weil jede Frau eine potenzielle Mutter ist,
die entweder phasenweise ganz ausfällt oder aufgrund der unterstellten
Doppelbelastung von Berufstätigkeit und Hausarbeit oder Berufstätigkeit
und Familie in ihrem Leistungsvermögen begrenzt ist. Für die Rentenein-
kommen von Frauen sind verhinderte Karrieresprünge deswegen proble-
matisch, weil die fehlenden Lohnsteigerungen zu Beitrags- und damit auch
Leistungseinbußen in der Rente führen.

Lohnunterschiede

Ein drittes Kennzeichen der Frauenerwerbsbeteiligung sind die ge-
schlechtsspezifischen Lohnunterschiede. Auch sie erweisen sich im Zeit-
verlauf als ausgesprochen robust und werden statistisch häufig durch die
Maßzahl des Gender Pay Gaps6 ausgewiesen. Es liegt in den letzten zehn
Jahren im Durchschnitt relativ konstant bei einem Wert von etwa 22 %
(unbereinigt) bzw. 7 % (bereinigt).

Das Statistische Bundesamt berechnet den Gender Pay Gap auf Basis der
vierteljährlichen Verdienststrukturerhebung. Als Bemessungsgrundlage
dient der durchschnittliche Bruttostundenverdienst abhängig beschäftigter
Männer und Frauen. In der so genannten bereinigten Variante wird der Teil
der Verdienstunterschiede herausgerechnet, der auf Unterschieden zwi-
schen den Geschlechtern wie der unterschiedlichen Verteilung auf Berufe,
dem Beschäftigungsumfang, dem Bildungsstand oder der Berufserfahrung
beruht. Häufig folgt daraufhin eine Interpretation, die nur den bereinigten
Gender Pay Gap als gleichstellungspolitisch relevante Größe betrachtet.
Aufgrund der geringen Höhe des bereinigten Gender Pay Gaps wird mitun-
ter auch geschlussfolgert, dass gar kein wesentlicher sozialpolitischer
Handlungsbedarf besteht. Dass durch die Art der Bereinigung gerade die
horizontale Arbeitsmarktsegregation und mit ihr die Abwertung ‚weibli-
cher Berufe‘ aus der Statistik herausgerechnet werden, wird nicht weiter
besprochen. Das ist problematisch, denn Frauen arbeiten in der Regel in
schlechter bezahlten Berufen und Branchen. Genauso gilt andersrum:

3.3

6 Der Gender Pay Gap misst den prozentualen Anteil, den Frauen im Durchschnitt
pro Arbeitsstunde weniger verdienen als Männer. Als Bemessungsgrundlage dient
der durchschnittliche Bruttostundenverdienst abhängig beschäftigter Männer und
Frauen (vgl. Hobler/Pfahl 2017; Klenner et al. 2016).
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Frauenberufe oder Frauenbranchen werden in der Regel schlechter bezahlt.
Allerdings handelt es sich dabei nicht – wie in der neoklassischen Sichtwei-
se häufig unterstellt – um das legitime Ergebnis eines perfekt funktionie-
renden Marktes, der einen „gerechten“ Wert von Arbeit auf der Basis von
neutralen, fair austarierten Angebots- und Nachfrageüberlegungen oder
Produktivitätsunterschieden bestimmt. Im Gegenteil: Die Bewertung von
Arbeit wird nicht nur durch rechtliche Eingriffe, sondern auch durch die
industriellen Beziehungen entscheidend mitbestimmt. Löhne werden häu-
fig in Tarifverträgen oder betrieblichen Vereinbarungen verhandelt und
schließlich vereinbart. Dabei müssen Kriterien angelegt werden, wie die
einzelnen Tätigkeiten bewertet und bezahlt werden. Wenn in diesem Zuge
vor allem als typisch männlich geltende Fertigkeiten (wie bspw. körperli-
che Kraft) berücksichtigt, aber die als typisch weiblich geltenden Fähigkei-
ten (wie bspw. Sozialkompetenz) nicht berücksichtigt werden, ergibt sich
schon allein durch die Arbeitsbewertungsverfahren eine Schieflage, die sta-
tistisch nicht gesehen oder sogar zusätzlich noch „herausgerechnet“ wird
(Schmitz 2018, S. 3). Um das tatsächliche Ausmaß der Lohnungleichheit
exakter zu beziffern ist es daher notwendig, auch einen Blick auf die Ar-
beitsbewertungsverfahren zu werfen (vgl. Lillemeier 2016, S. 23). Der Gen-
der Pay Gap im Allgemeinen und die bereinigte Variante im Besonderen
sind daher mit Vorsicht zu interpretieren.

Die Auswirkungen der geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede auf
die spätere Rentenhöhe ist gravierend. Auch bei grundsätzlich gleichen Er-
werbsumfang, wohlmöglich sogar im gleichen Beruf, fallen die Beiträge
der Frauen zur gesetzlichen Rente und damit auch die zu erwartende Leis-
tungshöhe der Rente deutlich niedriger aus, als bei den männlichen Kolle-
gen. Darüber hinaus ist auch zu unterstellen, dass niedrigere Löhne – ganz
allgemein gesprochen – die Sparbereitschaft und Sparfähigkeit in der zwei-
ten und dritten Säule negativ beeinflussen.

Diskussion: Ursachen und Perspektiven

Ein Blick auf die Alterseinkünfte von Frauen wie auch auf ihre Arbeits-
marktbilanz zeigt, dass Frauen nach wie vor deutlich schlechter gestellt
sind als Männer. Denn auch wenn die Frauenerwerbsbeteiligung im Zeit-
verlauf gestiegen ist, reicht der Umfang des weiblichen Arbeitsvolumens in
Verbindung mit Segregation und Lohnunterschieden unter den gegebe-
nen rentenrechtlichen Rahmenbedingungen häufig nicht aus, um eigen-
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ständig eine ausreichende Altersvorsorge betreiben zu können. Das liegt
vor allem daran, dass das deutsche Alterssicherungssystem in einem so en-
gen Zusammenhang mit dem Erwerbseinkommen steht.

Die dahinterliegende Idealvorstellung eines Vollzeitbeschäftigungsver-
hältnisses über das ganze Arbeitsleben hinweg ist aber in der Regel nur auf
der Grundlage einer Arbeitsteilung möglich, in der die im Privatbereich
anfallende Arbeit ausgelagert wird. Im Zeitverlauf hat sich eine ge-
schlechtsspezifische Trennung entwickelt und verfestigt, nach der Männer
den Erwerb des Lebensunterhalts gewährleisten und Frauen die Reproduk-
tionsarbeit im privaten Haushalt übernehmen (vgl. Bäcker et al. 2010a, S.
391). Für eine industrialisierte Arbeitswelt galt diese Form der Arbeitstei-
lung über lange Zeit als hochgradig funktional. Sie führte aber auch dazu,
dass die vor allem für die Haus- und Familienarbeit zuständigen Frauen
einen deutlich weniger starken faktischen und normativen Bezug zum Er-
werbssystem hatten bzw. haben. Die geschlechtsspezifischen Differenzen
sind äußerst robust: Selbst wenn Frauen im gleichen Umfang erwerbstätig
sind, übernehmen sie häufig dennoch deutlich mehr Sorge- und Hausar-
beit als ihre männlichen Partner (vgl. Hobler et al 2017, S. 6ff). Das gilt
auch dann, wenn Frauen mehr verdienen (vgl. Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend 2017, S. 99). Von einer Aufhebung der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung kann also nach wie vor nicht die
Rede sein.

Allerdings sind es nicht nur normative Vorstellungen, die das Verhalten
der Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt prägen. Denn die unterschiedli-
chen Lebenslauf- und Erwerbsmuster von Frauen und Männern werden
auch stark durch handfeste institutionellen Rahmenbedingungen beein-
flusst. Die ungleiche Arbeitsmarktintegration der Geschlechter ist auch ein
Ergebnis der geschlechtsspezifisch kontrastierenden Anreizstrukturen und
institutionell verankerten Wirkungsmechanismen. Im Steuer- und Sozial-
recht findet sich dafür eine Fülle von Beispielen: Neben dem Ehegatten-
splitting, der Steuerklassenkombination III/V oder der kostenfreien Mit-
versicherung der nicht oder nur marginal erwerbstätigen Frau in der Kran-
kenversicherung ist auch die Hinterbliebenenversorgung in der gesetzli-
chen Rente zu nennen.

Um die materielle Situation von Frauen im Rentenalter nachhaltig zu
verbessern, sind vor diesem Hintergrund zwei Einflussbereiche zu nennen,
auf denen staatliche Eingriffe und rechtliche Reformen notwendig erschei-
nen: Im Bereich des Arbeitsmarkts sind erstens Regelungen von Nöten, die
sowohl die Erwerbsintegration als auch die Stellung von Frauen in der Ar-
beitswelt grundlegend verbessern. Hierzu müssen die zuvor genannten Ne-
gativanreize, die der Erwerbsbeteiligung von Frauen entgegenstehen, zu-
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nächst behoben werden. Zu nennen sind insbesondere die Abschaffung
der steuerfreien Mini-Jobs sowie die kostenfreie Mitversicherung in der
Krankenversicherung. Auch der flächendeckende Ausbau einer Kinderbe-
treuungsinfrastruktur dürfte das Erwerbsverhalten der Frauen nachhaltig
stärken. Darüber hinaus ist es unabdingbar, das berufliche Fortkommen
von Frauen zu fördern und die Lohnunterschiede abzubauen. Neben einer
echten Frauenquote für betriebliche Führungspositionen ist es auch denk-
bar, die Betriebe auf die Analyse ihrer eigenen Arbeitsbewertungsverfahren
zu verpflichten und darüber regelmäßig öffentlich zu berichten. Allein die-
se Transparenz dürfte den Druck erhöhen, alle Aufgaben und Belastungen
bei der Lohnfindung zu berücksichtigen. Hilft das nichts so könnte die
gleiche Bezahlung von Männern und Frauen auch nach isländischem Vor-
bild gesetzlich vorgeschrieben und Verstöße mit Bußgeldern geahndet
werden.

Als zweiter Einflussbereich sind die rentenrechtlichen Rahmenbedin-
gungen zu nennen.7 Um die Situation von Frauen zu verbessern, wird häu-
fig eine Aufwertung von Niedriglöhnen oder eine bessere Anrechnung
von Zeiten, in denen Care-Tätigkeiten (Pflege und Kindererziehung) ver-
richtet wurden, gefordert. Das ist gut und richtig. Allerdings würden diese
Maßnahme das grundsätzliche Dilemma von unterstelltem Vollzeitstan-
dard und geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung zwar entschärfen, aber
nicht lösen. Nachhaltiger wäre es daher, hier zumindest für sozialrechtli-
che Konsequenz zu sorgen. Solange es staatliche Anreize gibt, die es attrak-
tiv machen, dass (Ehe-)Paare ihren Lebensunterhalt im aktiven Erwerbsal-
ter phasenweise nur oder vor allem durch ein (in der Regel männliches)

7 All diese Regelungen beziehen sich allein auf die Gesetzliche Rentenversicherung.
Das liegt daran, dass die Rentenvorsorge von Frauen nur in diesem Bereich gezielt
und nachhaltig verbessert werden kann. In der zweiten und dritten Säule ist es we-
sentlich schwieriger, die Situation von Frauen zu stärken. Das größte Problem für
die Versicherten im Allgemeinen und Frauen im Besonderen besteht in der lü-
ckenhaften Verbreitung von betrieblichen und privaten Anwartschaften, die sich
auf die Freiwilligkeit der beiden Systeme zurückführen lässt. Die Einführung einer
Vorsorgepflicht auch im betrieblichen und mehr noch privaten System ist aber mit
Problemen behaftet. Denn das würde die Frage aufwerfen, ob man die Beschäftig-
ten zur Vorsorge auf dem privaten, in der Regel auf Gewinn ausgerichteten Versi-
cherungsmarkt, zwingen kann. Um dieses Problem zu umgehen, wird in diesem
Zusammenhang häufig die Einführung eines staatlich organisierten Standard- oder
Basisproduktes gefordert, das einfach, transparent und kostengünstig ist. Dazu
muss die Durchführung bei einer staatlichen Institution liegen – aber wie ließe
sich dann noch die Leistungsabsenkung in der gesetzlichen Rentenversicherung
rechtfertigen?.
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Erwerbseinkommen bestreiten, kann es nur folgerichtig sein, dass dieses
Einkommen pflichtmäßig auch zur Altersvorsorge für beide Lebenspartner
herangezogen wird und in zwei eigenständigen Renten mündet. Dazu
müsste die Verbeitragung von Einkommen vom Erwerbsstatus abgekop-
pelt und eine allgemeine Beitragspflicht eingeführt werden. Als Varianten
sind eine Mindestversicherungspflicht unabhängig vom Erwerbsstatus
oder ein dauerhaftes Rentenanwartschaftssplitting denkbar, bei dem die in
der Familienphase erworbenen Ansprüche direkt auf die Rentenkonten
der Männer und Frauen aufgeteilt werden. Auf diese Weise würde sich zu-
mindest der Charakter der durch die Partner erwirtschafteten Rentenan-
wartschaften verändern. Die Schieflage zwischen weiblicher Lebensleis-
tung und realisiertem Alterseinkommen ließe sich so zumindest in Teilen
begradigen.
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Die Absicherung familialer Sorgearbeit in der Rente.
Entwicklungen und Konzepte im internationalen Vergleich

Patricia Frericks

Einleitung

Die Alterssicherung ist ein ganz wesentlicher Teil der sozialen Sicherung.
So geht in den meisten Staaten, die Sozialsysteme etabliert haben, der
größte Teil der Sozialausgaben in die Alterssicherung, sie betrifft eine recht
große Bevölkerungsgruppe, deren Mitglieder, zumindest traditionell, nicht
als Erwerbspersonen gelten, und sie stellt dabei als einzige soziale Siche-
rung eine gesellschaftliche Generalabrechnung des Lebens dar.

In den Diskursen zur Alterssicherung, sowohl den politischen als auch
den wissenschaftlichen, steht zumeist die sozialrechtliche Relevanz von Ar-
beit im Mittelpunkt, das heißt sie fokussieren auf die Absicherung von Er-
werbsarbeit in der Rente. In europäischen Wohlfahrtsstaaten variiert aller-
dings die Interpretation dessen, was bei einer solchen Generalabrechnung
des Lebens gesellschaftlich als relevant angesehen wird. Und tatsächlich
war Arbeitsmarktpartizipation traditionell in fast keinem Land der alleini-
ge, in vielen nicht einmal der wichtigste Referenzpunkt: Andere bedeutsa-
me Referenzpunkte waren die Familie als Ort der Sorgearbeit und in eini-
gen Wohlfahrtsstaaten der Wohnsitz im Land als Voraussetzung für gesell-
schaftliche Partizipation.

Auch die Veränderungen der Rente durch zum Teil umfassende Refor-
men, die in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten in allen europäischen
Staaten vorgenommen wurden, können mit dem einseitigen Fokus auf der
Absicherung von Erwerbsarbeit nicht angemessen erfasst werden. Denn in
vielen Wohlfahrtsstaaten wurde die rentenrechtliche Anerkennung von Fa-
milie dahingehend geändert, dass nun individuelle Arbeitsmarktpartizipati-
on unterstellt und von Rentenanwartschaften für familiale Sorgearbeit er-
gänzt wird.

Im deutschen öffentlichen Diskurs werden diese gesellschaftlichen und
wohlfahrtsstaatlichen Grundlagen und Entwicklungen oft ignoriert und
die Absicherung familialer Sorgearbeit in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung als „versicherungsfremde Leistung“ diffamiert. Diese Interpretation
ist gerade für einen als konservativ beschriebenen, familienorientierten
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Wohlfahrtsstaat besonders verwunderlich. Schließlich war hier der (männ-
liche) Arbeitnehmer als Familien(haupt)ernäher, also nicht als Individu-
um, sondern als ein Familienmitglied, sozial- und rentenversichert. Die
insbesondere dem Mann und der Frau zugewiesenen Rollen in der Familie
wurden über das (Familien-)Einkommen finanziert, und auch für die sozi-
alrechtliche Absicherung war die Familie die wohlfahrtsstaatlich festge-
schriebene Einheit. Familie als Ort der Sorgearbeit war also immer Teil der
deutschen Sozialversicherungen. Diesen Bezug für Deutschland als versi-
cherungsfremd zu bezeichnen, ist empirisch wie theoretisch falsch.

Dieser Beitrag soll den deutschen Diskurs ein wenig auf die Füße stel-
len, indem er danach fragt, inwieweit europäische Wohlfahrtsstaaten fami-
liale Sorgearbeit rentenrechtlich absichern, wie sich dieses Ausmaß in den
letzten Dekaden verändert hat und welche Konzepte in der Absicherung
familialer Sorgearbeit unterschieden werden können. Dabei umfasst fami-
liale Sorgearbeit die von Familienmitgliedern übernommene Erziehung
von Kindern und die Pflege bedürftiger Angehöriger. Sie kann, je nach
Land und Zeitpunkt, unentgeltlich oder (teil-)vergütet durchgeführt wer-
den.

Zunächst diskutiere ich hierzu den Forschungsstand zum Thema und
skizziere das methodische Vorgehen. Anschließend arbeite ich die Diffe-
renzen und Entwicklungen der rentenrechtlichen Bedeutung familialer
Sorgearbeit im internationalen Vergleich heraus. Bevor der Text mit einem
Fazit schließt, kategorisiere ich die in Bezug auf die Absicherung von Sor-
gearbeit identifizierten Konzepte.

Forschungsstand

Der Einbezug familialer Sorgearbeit bei der Berechnung sozialer Rechte
im Allgemeinen und Renten im Besonderen wurde bislang wenig er-
forscht. Dabei wissen wir spätestens seit Esping-Andersens breit adaptierter
Studie von 1990 (Esping-Andersen 1990), dass etablierte Wohlfahrtsstaaten
Sorgearbeit über die Absicherung der Familie und zum Teil über die Absi-
cherung aller im Land wohnenden Personen als zentrale Verteilungskrite-
rien breit abgesichert haben und dass es dabei international und historisch
bedeutende Differenzen gibt. In den theoretischen Arbeiten zu Sozialrech-
ten, wie sie vor allem von Marshall (1992) vorgelegt wurden, ist Sorgear-
beit selbstverständlicher, dabei aber kaum reflektierter Bestandteil etablier-
ter Sozialrechtskonzepte. Die Familie war für Marshall wie für viele seiner
Zeitgenossen selbstverständlich. Auch Adenauer soll im Rahmen der Ren-
tenreform von 1957 gesagt haben „Kinder kriegen die Leute immer!“ Sie
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war einfach da, die Familie, und mit ihr die geleistete Sorgearbeit, geleistet
zumeist von der Ehefrau und abgesichert über die Erwerbstätigkeit des
Ehemanns. Niemand der männlichen Wortführer des damaligen Renten-
diskurses ahnte, dass diese Selbstverständlichkeit keine war.

In der feministischen Wohlfahrtsstaatsforschung wurde die Problema-
tik, dass Frauen über das Familienoberhaupt und über abgeleitete Rechte
sozial abgesichert waren, breit diskutiert. Eins der herausragenden Konzep-
te, das in diesem Kontext entwickelt wurde, ist das der (De-)Familialisie-
rung. Es wurde dazu genutzt, die geschlechtsspezifische Wirkung sozialer
Rechte international zu vergleichen. Dieser Vergleich umfasste zum einen
das Ausmaß, in dem Wohlfahrtsstaaten Frauen eine finanzielle Unabhän-
gigkeit vom (männlichen) Partner ermöglichen, und zum anderen das
Ausmaß, in dem Wohlfahrtsstaaten Familien, insbesondere die weiblichen
Familienmitglieder, von familialen Pflege- und Betreuungsarbeiten entlas-
ten (Lister 1994; Leitner 2003). Die Absicherung von Sorgearbeit geht je-
doch zum einen über partnerschaftliche Beziehungen weit hinaus und um-
fasst auch andere Familienmitglieder auf sehr verschiedene Art und Weise
(Frericks et al. 2018b). Zudem ist sie komplexer als es der Entlastungsan-
satz nahelegt, da Sozialrechtsansprüche nicht entlang einer „defamilialisie-
renden“ Logik zugeteilt werden, sondern meist Wahlmöglichkeiten eröff-
nen, die jeweils zu Sozialrechtsansprüchen führen (Eggers et al. 2019). Da-
her ist das Konzept der Defamilialisierung für diese Analyse ungeeignet.

Trotz der Aufmerksamkeit, die Sorgearbeit insbesondere bei feministi-
schen Forscherinnen erhält, fehlen in der Forschung bis heute systemati-
sche Analysen dazu, inwiefern sie bei der Berechnung von Renten in ver-
schiedenen Ländern einbezogen wurde und wird. Dies liegt wohl auch da-
ran, dass die Methoden und die Datenlage für derlei Fragestellung als
schwierig bezeichnet werden müssen. Gemeinhin gilt für Daten, dass
nicht, oder nicht systematisch, erfasst wird, was nicht im Fokus steht.
Auch fehlt es nach starken kulturellen, sozialen, politischen und wirt-
schaftlichen Veränderungen an aktualisierten Konzepten zur sozialrechtli-
chen Relevanz von Sorgearbeit, schließlich wird sie nicht mehr selbstver-
ständlich über einen männlichen Hauptverdiener abgesichert (Frericks et
al. 2006 und 2008). Es gibt bislang also keine ausreichende Erforschung
der Differenzen und Entwicklungen von sozialpolitischen Ordnungen und
Konzepten in Bezug auf die Absicherung familialer Sorgearbeit in der Ren-
te. Ich selber habe in den letzten Jahren zahlreiche empirische, konzeptuel-
le und methodische Arbeiten vorgelegt, die dazu beitragen können, diese
Lücke zu schließen. Und so analysiere ich in diesem Beitrag auf der Basis
dieser Vorarbeiten die Absicherung familialer Sorgearbeit in der Rente.
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Dabei arbeite ich die Differenzen und Entwicklungen im internationalen
Vergleich heraus und systematisiere die in dieser Analyse identifizierten
Konzepte vor dem Hintergrund des deutschen Diskurses.

Theoretische Annahmen zum Zusammenhang zwischen der Absicherung
familialer Sorgearbeit und verschiedenen Typen von Wohlfahrtsstaaten

Welche theoretischen Annahmen liegen nahe, wenn uns die Differenzen
in der Absicherung familialer Sorgearbeit im internationalen Vergleich in-
teressieren? Zunächst einmal legt die vergleichende Wohlfahrtsstaatslitera-
tur nahe, dass sich Wohlfahrtsstaaten in Bezug auf die Absicherung von
Sorgearbeit ähnlich unterscheiden wie in Einteilungen von Studien mit
anderem Fokus. Grundlegend für diese verschiedenen Studien ist die
Wohlfahrtsregimetypologie von Esping-Andersen (1990). Er unterscheidet
anhand des Konzepts der Dekommodifikation, das den Fokus auf die Absi-
cherung der Sozialbürger als Arbeiter (sic) legt, drei Regimetypen. Diese
unterscheiden sich in ihren Regelungsprinzipien und ihren Umvertei-
lungsmechanismen. So wirkt der egalitär ausgerichtete „sozialdemokrati-
sche“ Typ skandinavischer Länder tatsächlich egalisierend, der auf den
Markt ausgerichtete „liberale“ Typ anglo-amerikanischer Länder sozial-
strukturell dualisierend und der auf traditionelle Kollektive (Familie, Beru-
fe) ausgerichtete „konservativ-korporatistische“ Typ westeuropäischer Län-
der tatsächlich konservierend. Diese Typologie, die die Ziele wohlfahrts-
staatlicher Ordnung mit ihren Wirkungsweisen verknüpft, wurde um wei-
tere Typen wie dem mediterranen und verschiedenen asiatischen und ost-
europäischen ergänzt (eine Übersicht geben Ferragina und Seeleib-Kaiser
2011).

Die Argumente, die angelehnt an diese Regimetypologie in Bezug auf
die hier angestrebte Analyse vorgebracht werden können, sind dabei
durchaus nachvollziehbar und führen zu Annahmen hinsichtlich der Dif-
ferenzen in der Altersabsicherung familialer Sorgearbeit, die im empiri-
schen Teil überprüft werden sollen. So würde man für Länder, die dem so-
zialdemokratischen Wohlfahrtsstaatstypus zugeordnet werden, erwarten,
dass sie aufgrund ihrer egalitären Gesellschaftsordnung, die sich in Renten
als Wohnsitz-basierte Volksrenten darstellt, keine explizite Absicherung
von Sorgearbeit kennen. Tatsächlich sichert ein solches Volksrentensystem
weder Erwerbsarbeit noch Sorgearbeit ab oder, anders interpretiert, beide.
Zudem hilft der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat bei der Sorgearbeit
mit zahlreichen Dienstleistungen, denn Sorgearbeit gilt eher als staatliche
denn als familiale Aufgabe. Auch liberale Länder gelten als egalisierend, al-
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lerdings über Marktmechanismen. Staatliche Eingriffe in die Absicherung
„familiärer Angelegenheiten“ gelten dieser Interpretation nach als system-
fremd. Sozialdemokratische und liberale Wohlfahrtsstaaten dürften folg-
lich keine expliziten Anwartschaften für Sorgearbeit in der Rente vorwei-
sen.

Anders stellen sich die Annahmen für konservative Länder dar, die da-
für bekannt sind, Familie als den wichtigsten Ort für Sorgearbeit anzuse-
hen. Entsprechend sichern sie Sorgearbeit traditionell über den Familien-
ernährer und die Familienmitgliedschaft ab. Auch mediterrane Länder
werden wie die konservativen Wohlfahrtsstaaten zu den familialistischen
Wohlfahrtsstaaten gezählt (Naldini 2003). Daher kann auch für sie ange-
nommen werden, dass Sorgearbeit über den Familienernährer und die Fa-
milienmitgliedschaft abgesichert ist.

Die wohlfahrtsstaatliche Typisierung der postsozialistischen Länder Ost-
und Mitteleuropas ist umstritten (Fenger 2007). Während einige Autoren
sozialdemokratisch „gemäßigte“ liberale Regime in Mittelosteuropa identi-
fizieren (Szalai 2005), plädieren andere für einen besonderen Bismarck-Ty-
pus, der speziell den hybriden Charakter der Visegrád-Staaten betont
(Tschechien, Polen, Slowakei, Ungarn) (Kovac 2003). Kollmorgen (2009)
zufolge repräsentieren die postsozialistischen Länder mehrere von der ur-
sprünglichen Regimetypologie abweichende Typen. Diesen verschiedenen
Studien zufolge kann angenommen werden, dass Länder, die eher als libe-
ral eingestuft werden, wie Estland und Tschechien, Sorgearbeit kaum in
der Rente berücksichtigen, während andere, als konservativ geltende Län-
der, wie Ungarn oder Polen, Sorgearbeit stark über den Familienernährer
und die Familienmitgliedschaft absichern.

Diese auf den gängigen Regimetypen basierenden Annahmen wurden
bislang jedoch nicht überprüft. Wir wissen also nicht, ob sie der Realität
entsprechen. Tatsächlich zeigen einzelne Studien, dass ein von der Dekom-
modifikation abweichender analytischer Fokus andere als die regimetypen-
konformen Ländereinteilungen hervorbringt (Saraceno/Keck 2010,
Frericks et al. 2018b). Und da auch die hier angestrebte Analyse der renten-
rechtlichen Bedeutung von Sorgearbeit eines anderen Konzeptes als das
der Dekommodifizierung oder auch der Defamilialisierung bedarf, wür-
den Ergebnisse mit einer von den Regimetypen abweichenden Länderein-
teilung kaum überraschen.

In Bezug auf die Entwicklungen sozialrechtlicher Ordnungen legt die Li-
teratur verschiedene, zum Teil widersprüchliche Annahmen nahe. So wird
zum einen davon ausgegangen, dass die zunehmende Bedeutung des adult
worker model in europäischen Wohlfahrtsstaaten dazu führt, dass die Rele-
vanz von Sorgearbeit für Sozialrechtsansprüche abnimmt (Lewis/Giullari
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2005, Kvist et al. 2008). Die entsprechende Annahme für die folgende Ana-
lyse lautet, dass in Ländern, in denen Sorgearbeit in der Rente abgesichert
ist, das Ausmaß dieser Absicherung in den letzten Jahrzehnten abgenom-
men hat, und in Ländern, in denen Sorgearbeit keine Rolle spielte, sie an
Bedeutung nicht gewonnen haben dürfte. Eine andere Lesart geht davon
aus, dass der finanzielle Druck, unter dem Wohlfahrtsstaaten stehen, zu
einer Abnahme wohlfahrtsstaatlicher „Geschenke“ führe (einen Überblick
über die so genannte retrenchment Debatte gibt Starke 2006). Die daraus
folgenden Annahmen entsprächen denen der ersten Lesart. Eine weitere
Interpretation sieht eher Pfadabhängigkeiten vorherrschen und geht davon
aus, dass die Differenzen und damit die Ländereinteilungen mehr oder we-
niger bestehen bleiben (Esping-Andersen prägte hierfür schon 1990 den
Begriff der frozen landscapes). Die entsprechende Annahme wäre, dass sich
keine relevanten Entwicklungen erkennen lassen.

Aber auch in Bezug auf die Veränderungen muss man feststellen, dass
die sozialrechtliche Bedeutung von Sorgearbeit bislang kaum, und sicher
nicht systematisch vergleichend untersucht wurde. Einzelne Studien zur
sozialrechtlichen Bedeutung von Sorgearbeit legen nahe, dass sich Wohl-
fahrtsstaaten in Bezug auf Sorgearbeit und deren Absicherung stark verän-
dert und Sozialrechte für Sorgearbeit ausgebaut haben (Knijn/Kremer
1997, Pfau-Effinger 2004, Frericks et al. 2008). Dies gilt nach ersten Er-
kenntnissen jedoch nicht für alle Länder oder Regimetypen. Mediterrane
Länder beispielsweise gelten insbesondere in Bezug auf Familie als wenig
wandlungsfähig, während für Spanien gezeigt wurde, dass es sich in der
wohlfahrtsstaatlichen Rahmung von Familie stark modernisiert (Naldini/
Jurado 2013). Für Länder gleichen Regimetyps liegt somit die Annahme
nahe, dass sie sich in Bezug auf die Absicherung familialer Sorgearbeit un-
terschiedlich entwickeln.

Die verschiedenen Annahmen können anhand der folgenden Analyse
hervorragend überprüft werden. Der Beitrag wird in einem nächsten
Schritt aufzeigen, welche Differenzen und welche Entwicklungen es in der
rentenrechtlichen Bedeutung von Sorgearbeit im internationalen Ver-
gleich gibt. Dazu skizziere ich zunächst das methodische Vorgehen für
eine solche Analyse.

Methodisches Vorgehen

In verschiedenen Vorarbeiten habe ich gezeigt, dass man Institutionen in
Bezug auf ein bestimmtes Phänomen, wie hier den Einbezug von Sorgear-
beit in die Berechnung von Sozialrechten, systematisch analysieren und
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vergleichen kann. Hierzu habe ich mit meinem Forschungsteam die Me-
thode Comparative Messurement of Institutions (CMI) entwickelt, die ich
hier nur skizzieren möchte (detailliert in Frericks et al. 2018a). Die Metho-
de arbeitet mit Weber’schen Idealtypen und spannt einen Merkmalsraum
auf, in dem die empirische Ausprägung institutioneller Regelungen darge-
stellt werden kann. Hierzu werden die relevanten Indikatoren, die in der
Wohlfahrtsstaatsanalyse zumeist qualitativen Charakters sind, systematisch
quantifiziert. Die Methode wurde explizit entwickelt, um Institutionen zu
analysieren. Faktisch gewährte Leistungen, die mit anderen Methoden er-
fasst werden, sind mit dieser wohlfahrtsstaatlichen Gestaltung nicht iden-
tisch, da sie von zahlreichen zusätzlichen individuellen und strukturellen
Faktoren abhängen.

Um die empirische Ausprägung institutioneller Regelungen zu erfassen,
werden die für die Fragestellung relevanten Eigenschaften der Institutio-
nen quantifiziert. Es werden also alle wohlfahrtsstaatlichen Regelungen als
Indikatoren identifiziert, die Sorgearbeit bei der Leistungsberechnung ein-
beziehen. Bei der Rente sind das zusätzliche Ansprüche, die dazu beitragen
können, dass man das wohlfahrtsstaatliche Zielsicherungsniveau erreicht,
das in Deutschland durch den Eckrentner markiert wird. Hierbei ist zu be-
achten, dass nur die Daten in Werte umgerechnet werden, die gesichert
sind. Da aufgrund des empirisch ungewöhnlichen Fokus die Datenlage
zum Teil unsicher ist, weisen die herausgearbeiteten Ausprägungen somit
die Mindestausprägung aus.

Die konzeptuelle Unterscheidung zweier wohlfahrtsstaatlich regulierter
Sicherungsniveaus, dem Armutsvermeidungsniveau und dem Zielsiche-
rungsniveau, ist empirisch und konzeptuell notwendig: empirisch, weil
beide Niveaus verschiedenartig reguliert sind, konzeptuell, weil sie andere
Konzepte von Sozialbürgerschaft rahmen. Nur das Zielsicherungsniveau
bildet die volle, das heißt nicht die geschlechtsdifferenzierte partielle Sozi-
albürgerschaft ab (Daly 2011, Lister 1994). Entsprechend kann nur die
Analyse der Absicherung von Sorgearbeit auf Zielsicherungsniveau eine
geschlechtsspezifische Perspektive auf Sozialrechte vermeiden, wie sie die
Unterscheidung in armutsvermeidende Renten für Frauen und angemesse-
ne, lebensstandardsichernde Renten für Männer gern vornimmt (s.
Frericks 2011). Um die entsprechenden Regelungen auf dem Zielsiche-
rungsniveau zu erfassen, werden die öffentlichen Renten der Länder analy-
siert sowie in manchen Ländern zusätzlich die obligatorischen Zusatzversi-
cherungen, die sehr verschiedener Art sein können. Solch obligatorische
Zusatzversicherungen finden wir in sechs der zehn analysierten Länder:
Tschechien, Dänemark, Estland, Schweden, Frankreich und Großbritanni-
en.
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Die Analyse der Differenzen und der Veränderungen wird also für zehn
europäische Länder vorgenommen. Die Auswahl soll eine gewisse Varianz
garantieren und sowohl die verschiedenen europäischen Wohlfahrtsstaats-
typen erfassen als auch Differenzen innerhalb der Typen. Sie umfasst zwei
konservativ-korporatistische Länder (Deutschland, Frankreich), zwei sozi-
aldemokratische (Dänemark, Schweden), ein liberales (Großbritannien),
zwei mediterrane (Italien, Spanien) und drei postsozialistische (Tschechi-
en, Estland und Ungarn).

Zwei Zeitpunkte werden analysiert: 2018 als für verfügbare Daten aktu-
ellster Moment und 1993 als wohlfahrtsregimetypischer Ausgangspunkt,
zu dem noch keine großen Rentenreformen durchgeführt worden waren
und die ehemaligen Ostblockstaaten schon mit analysiert werden können.

Zudem werden Ansprüche auf Leistungen für familiale Sorgearbeit
nach drei Familiendimensionen unterschieden, um die Empirie sauber
und detailliert erfassen zu können: Sorgearbeit für die/den Partner/in, für
das/die Kind/er und für weitere Familienangehörige. Relativierungen fami-
lialer Sorgearbeit wie in Regelungen, die nur für verheiratete Partner oder
nur für im eigenen Haushalt lebende Kinder oder Verwandte gelten, wer-
den systematisch gewichtet. Einbezogen werden die expliziten Regelungen
zur Absicherung von Sorgearbeit (Pflege) sowie auf der Kinderdimension
auch die Absicherung über den Status als Eltern (indirekte Adressierung
von Sorgearbeit). Andere Leistungen, die auf einem Familienstatus wie
dem der Ehe beruhen, werden nicht mit aufgenommen, um explizit nur
die Absicherung von Sorgearbeit zu erfassen. Regelungen für die Pflege be-
hinderter Kinder werden hier nicht mit einbezogen, da diese besonderen
Pflegebedarfe im internationalen Vergleich über sehr verschiedenartige fa-
milienpolitische und sozialpolitische Institutionen geregelt und finanziert
werden. Aus diesem Grund ergibt sich für die Sorgearbeit für Kinder ein
oft niedrigerer Wert als der für die anderen beiden analysierten Familien-
dimensionen. Dieser niedrigere Wert erklärt sich also aus den hier nicht
systematisch einbeziehbaren Sonderregelungen für pflegebedürftige Kin-
der, die von den generellen Regelungen zur Absicherung familialer Pflege
in vielen Ländern deutlich abweichen. Als Datengrundlage dienen interna-
tionale Datenbanken zu sozialrechtlichen Regelungen wie MISSOC und
ISSA, nationale Regelungsdaten und, wo hilfreich, einschlägige Studien.

Die Werte, die mittels CMI ermittelt werden, können bei jeder Famili-
endimension idealtypisch zwischen 0 (keinerlei Absicherung von Sorgear-
beit) und 1 (volle Rente aufgrund von Sorgearbeit) liegen und addieren
sich zu einem Gesamtwert von maximal 3 (alle drei analysierten Familien-
dimensionen zusammengenommen). Um den Rahmen nicht zu sprengen,
werden nur diese Gesamtwerte diskutiert. Die Absicherung familialer Sor-
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gearbeit ist in keinem Land das zentrale Kriterium des Rentenaufbaus.
Dieses zentrale Kriterium ist zum einen die Arbeitsmarktpartizipation und
in einigen Ländern der Wohnsitz. Die hier ermittelten Werte sind also vor
dem Hintergrund des im Land dominierenden Kriteriums zur Rentenbe-
rechnung zu sehen.

Ergebnisse zu den Differenzen und Entwicklungen der sozialrechtlichen
Bedeutung familialer Sorgearbeit im internationalen Vergleich

Hinsichtlich der Differenzen der sozialrechtlichen Bedeutung familialer
Sorgearbeit im internationalen Vergleich zeigt sich für das Jahr 2018, dass
alle zehn analysierten Länder Sorgearbeit in die Berechnung der Alterssi-
cherung einbeziehen. Dabei gibt es zum Teil deutliche Differenzen zwi-
schen den Ländern und den Familiendimensionen (eine Übersicht aller
Werte bietet Tabelle 1). Der Ländervergleich zeigt, dass Sorgearbeit zu
einem unterschiedlichen Grad Teil der gegenwärtigen Rentenberechnun-
gen ist. 2018 weisen Tschechien und Großbritannien die höchste Absiche-
rung familialer Sorgearbeit in der Rente auf (zwischen 0,7 und 0,8). Eine
zweite Ländergruppe folgt mit Gesamtwerten zwischen 0,4 und 0,5 und
umfasst Deutschland, Frankreich und Estland. Mit Dänemark und Ungarn
zeigt eine dritte Gruppe Werte zwischen 0,2 und 0,3. Schweden und Spa-
nien weisen Werte zwischen 0,1 und 0,2 auf, und Italien den niedrigsten
Wert von 0,05.

Diese Gruppen zeigen, dass sich die Länder in der Absicherung familia-
ler Sorgearbeit in der Rente anders gruppieren als in gängigen Regimety-
pologien. Zudem entsprechen sie den auf diesen Typologien basierenden
Annahmen nicht, denn sowohl (postsozialistisch) liberale als auch sozial-
demokratische Länder sichern familiale Sorgearbeit zu einem zum Teil
sehr hohen Grad explizit ab. Dabei ist dieser Grad bei den als liberal klassi-
fizierten Ländern deutlich höher als bei den konservativ-korporatistischen
und postsozialistisch-konservativen Ländern. Mediterrane Länder wiede-
rum sichern familiale Sorgearbeit am wenigsten ab.

Die Veränderungen, die in der Absicherung von Sorgearbeit in den
Analyseländern seit Anfang der 1990er Jahre vorgenommen wurden, las-
sen sich wie folgt zusammenfassen. Die Gruppen, die sich für das Jahr
1993 herausbilden, stimmen mit denen, die für das Jahr 2018 identifiziert
wurden, in keiner Weise überein. So gibt es 1993 nur ein Land mit Werten
zwischen 0,7 und 0,8: Tschechien. Zu der Gruppe der Länder mit Werten
zwischen 0,4 und 0,5 gehörten Großbritannien und Ungarn, das heißt nur
Länder, die 2018 nicht mehr zu dieser Gruppe gehören werden und kei-
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nes, dass 2018 dazugehören wird. Und zu der Gruppe der Länder mit Wer-
ten zwischen 0,1 und 0,2 gehörten Deutschland, Frankreich, Estland und
Schweden. Auch hier werden 2018 drei der vier Länder nicht mehr zu die-
ser Gruppe gehören. Gruppen, die an Einteilungen der Regimetypen den-
ken lassen, gibt es auch 1993 nicht. Und die Entwicklungen unterscheiden
sich. Sie variieren zwischen deutlich gestiegenen Gesamtwerten in
Deutschland, Estland, Frankreich und Großbritannien, einer eher margi-
nalen Steigerung in Dänemark, Italien und Tschechien, und einem deut-
lich reduzierten Gesamtwert in Ungarn. Dabei zeigt sich keine Korrelation
zwischen dem Wert von 1993 und dem Grad der Veränderung. Deutlich
ist, dass alle Untersuchungsländer außer Ungarn die Absicherung der Sor-
gearbeit in der Rente erhöht haben.

Die Absicherung von Sorgearbeit in Europa 1993 und 2018
1993 2018 Differenz

 Partner Kinder Weitere Gesamt Partner Kinder Weitere Gesamt Gesamt

CZ 0,3 0,16 0,3 0,76 0,3 0,19 0,3 0,79 +0,03
D 0,01 0,1 0,01 0,12 0,16 0,18 0,16 0,50 +0,38
DK 0,11 0,01 0,11 0,23 0,11 0,02 0,11 0,24 +0,01
I 0 0 0 0 0 0,05 0 0,05 +0,05
HU 0,22 0,1 0,22 0,45 0,06 0,09 0,06 0,21 -0,24
E 0 0,03 0 0,03 0,02 0,09 0,02 0,13 +0,1
F 0 0,17 0 0,17 0,14 0,17 0,14 0,45 +0,28
EE 0 0,14 0 0,14 0,18 0,12 0,18 0,48 +0,34
UK 0,17 0,12 0,17 0,46 0,3 0,17 0,3 0,77 +0,31
S 0 0,1 0 0,1 0 0,18 0 0,18 +0,08

Die dargestellten Veränderungen zeigen deutlich, dass die sozialrechtliche
Relevanz von Sorgearbeit mit dem adult worker model nicht abnimmt, son-
dern in den meisten Ländern Sorgearbeit stärker abgesichert wurde. Der fi-
nanzielle Druck, unter dem Wohlfahrtsstaaten stehen, wirkt sich auf die
Absicherung von Sorgearbeit folglich nicht abnehmend aus. Dabei unter-
scheidet sich der Grad der Veränderung nicht systematisch nach Ländern
des gleichen Regimetyps. Und auch eine Pfadabhängigkeit lässt sich für
die meisten Länder nicht erkennen: Die Hälfte der analysieren Länder
nimmt sehr deutliche Änderungen in der Absicherung von Sorgearbeit in
der Rente vor.

Diskussion der Ergebnisse

Die hier analysierten Länder unterscheiden sich in ihren Rentensystemen
zum Teil stark voneinander. Ihre Differenzen und Entwicklungen folgen

Tabelle 1:
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unterschiedlichen Konzepten von Renten. In steuerfinanzierten Renten
(„Volksrenten“), wie es sie in Dänemark und Schweden gibt, ist die Absi-
cherung von Sorgearbeit selbstverständlicher und impliziter Bestandteil
der Renten, die ehedem das Zielsicherungsniveau sicherten. Durch die
Rentenreformen auf Zielsicherungsniveau, die zusätzliche Institutionen
begründeten, also die Zusatzrente ATP in Dänemark und Schweden, kam
zu dem zentralen Kriterium des Wohnsitzes (Volksrente) das der Arbeits-
marktpartizipation (ATP) hinzu (Frericks et al. 2006). Sorgearbeit war da-
mit nur noch zum Teil, aber nicht mehr auf Zielsicherungsniveau abgesi-
chert, da in der nun notwendigen ATP die Absicherung von Sorgearbeit
fehlt. Zum Teil passten diese Länder ihre in der Logik des Rentenaufbaus
grundsätzlich veränderten Systeme mittels gesonderter Regelungen für
Sorgearbeit an. So wurde in Dänemark die Möglichkeit eingeführt, dass
Pflegende eines Familienmitglieds hierfür als Arbeitnehmer/in der Ge-
meinde eingestellt werden und so die volle soziale Sicherung auch in den
notwendigen Zusatzsystemen aufbauen (Frericks et al. 2014). Eine ver-
gleichbare Regelung zur Absicherung von Sorgearbeit in Bezug auf Kinder
gibt es in den genannten Ländern jedoch weiterhin nicht.

Das Rentensystem in Großbritannien mit seinen zwei Grundstöcken,
der Basic State Pension (BSP) und der Additional State Pension (Anfang
der 1990er Jahre SERPS; später State Second Pension (S2P)), folgt einer an-
deren Logik. Anders als regimetypologische Annahmen erwarten lassen,
umfassen Renten hier starke Familienkomponenten. Dies gilt auch für die
postsozialistischen Länder, die gemeinhin als liberal klassifiziert werden.
Dass die starken Familienkomponenten auf dem Zielsicherungsniveau zu
finden sind und nicht nur, wie für liberale Länder eventuell erwartet, auf
dem Armutsvermeidungsniveau oder eher versteckt in steuerlichen Rege-
lungen, ist ein besonders interessantes Ergebnis dieser Arbeit.

In beitragsfinanzierten Sozialversicherungsrenten wie dem in Deutsch-
land wiederum werden Ansprüche über Beiträge erworben. Arbeitnehmer/
innen und Arbeitgeber/innen führen im Normalfall paritätisch die Beiträ-
ge entsprechend der Einkommenshöhe ab, zumindest bei mittleren Ein-
kommen. In verschiedenen Diskursen, und gerade auch im aktuellen deut-
schen Diskurs, wird dabei suggeriert, dass die Rente ein aufgeschobenes
Gehalt sei (deferred wage), das beitragsäquivalent ausgezahlt werde (Friot
2004). Die Ressourcen des Rentensystems gehören nach dieser Lesart also
den Arbeitnehmern, und wenn aus dem Rentensystem etwas für Sorgear-
beit gezahlt wird, werde diese „versicherungsfremde Leistung“ aus dem Ei-
gentum der Arbeitnehmer (sic) gezahlt. Diese sehr vereinfachte Rechnung
ist aus zwei Gründen falsch. Zum einen werden alle Äquivalenzsysteme in
größerem Umfang mit Steuermitteln ko-finanziert. Zum zweiten sind die
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betroffenen Sozialversicherungssysteme traditionell auf Familie als Versi-
cherungseinheit ausgerichtet und umfassen damit immer auch die familia-
le Sorgearbeit. Für konservative Wohlfahrtsstaaten heißt das, dass die Absi-
cherung von Sorgearbeit immer wesentlicher Bestandteil des Rentensys-
tems und des Sozialversicherungskonzeptes war. Sie wird jetzt nur anders
in die Rentenberechnung einbezogen (Frericks 2014), denn die Familie als
Sozialrechtseinheit mit der impliziten Absicherung familialer Sorgearbeit
weicht zum Teil der expliziten Absicherung familialer Sorgearbeit als eige-
ne Sozialrechtsbegründung.

Kategorisierung der Konzepte

In diesem Teil möchte ich eine Übersicht über die in der Analyse identifi-
zierten Instrumente bzw. Konzepte der expliziten Absicherung familialer
Sorgearbeit aufführen (siehe Tabelle 2). Die Aufbereitung aller Indikato-
ren hat ergeben, dass grundsätzlich drei verschiedene Ansätze zur Absiche-
rung der Sorgearbeit unterschieden werden können. Dabei folgen sie, wie
ich andernorts gezeigt habe (Frericks 2015), jeweils anderen Begründun-
gen. Die drei Ansätze umfassen zum einen additive Ansprüche, die zu den
Ansprüchen aus Arbeitsmarktpartizipation hinzukommen, zum zweiten
Ansprüche, die Beiträge aus der ausfallenden Arbeitsmarktpartizipation er-
setzen, und zum dritten keine Ansprüche auf die Absicherung familialer
Sorgearbeit.

Es zeigt sich, dass der dritte Ansatz, also keine Rentenansprüche auf-
grund von Sorgearbeit, empirisch in keinem Wohlfahrtsstaat zu finden ist.
Alle analysierten Wohlfahrtsstaaten haben Ansprüche für familiale Sorge-
arbeit in ihren Rentensystemen verankert. Zudem ist deutlich, dass der ers-
te, additive Ansatz vornehmlich auf Kindererziehung ausgerichtet ist und
sich in den verschiedenen Ländern vom zweiten, ersetzenden Ansatz hier-
hin verschoben hat und zudem erweitert wurde. Der zweite Ansatz, der
Sorgearbeit und deren Absicherung unter dem Gesichtspunkt der (teil-)un-
terbrochenen Arbeitsmarktpartizipation konzipiert, wurde insbesondere
zur Absicherung familialer Pflegetätigkeiten eingeführt oder gestärkt.
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Absicherung von Sorgearbeit in beitragsfinanzierten Rentensystemen
(auf Zielsicherungsniveau)

Instrument / Konzept Begründung Empirische Beispie-
le

Zusätzliche Ansprüche, die
zu denen aus gleichzeiti-
ger Arbeitsmarktpartizi-
pation hinzukommen

Pflege und Kindererzie-
hung als gesellschaftli-
cher Beitrag zur Erfül-
lung des Generationen-
vertrages

Tschechien,
Deutschland, Frank-
reich für Kinder

Ansprüche, die ausfallende
Beiträge aus der Arbeits-
marktpartizipation erset-
zen

Reduktion der sozial-
rechtlichen Nachteile der
aufgrund familialer Sor-
gearbeit unterbrochenen
oder reduzierten Arbeits-
marktpartizipation

Estland, Frankreich
für Kindererzie-
hung bis 2004
(später additiv),
Deutschland für
Pflege

Keine Ansprüche aufgrund
von Sorgearbeit

„versicherungsfremd“,
Privatversicherungslogik

nirgends

Die Differenzen zwischen dem ersten, additiven Ansatz und dem zweiten,
ersetzenden konnten in der Analyse durch systematische Gewichtungen
einbezogen werden und spiegeln sich in den Werten wider. Der dritte An-
satz wurde empirisch nirgends gefunden; tatsächlich widerspricht er der
Konzeption und Logik aller Sozialversicherungen (Barr 2004, Hyde et al.
2003). Und nicht nur das, nicht einmal in neu eingeführten marktbasierten
Ausgleichsrenten wie der Riesterrente in Deutschland wurde diese Privat-
versicherungslogik angewandt (vgl. Frericks 2015, Frericks/Höppner
2019).

Abschließend sei gesagt, dass der deutsche Vorstoß, ein neues wohl-
fahrtsstaatliches Sicherungsniveau, das der so genannten „Lebensleistung“,
zu etablieren, letztlich nur eine zweite Form armutsvermeidender Renten
darstellt. Die Einführung der Grundrente, also einer auf Armutsvermei-
dung ausgerichteten Rente für die, die in ihrem Leben gearbeitet und zu-
gleich für Familienmitglieder gesorgt haben, würde die Alterssicherung
auf Armutsvermeidungsniveau lediglich aufgespalten in Renten für die,
die das Wohlwollen der Gemeinschaft etwas mehr verdienen und die, die
es nicht verdienen (zum Diskurs der „deservingness“, siehe Van Oorschot
2006). Sie würde die bisherige Aufteilung der Renten in angemessene Ren-
ten für Männer und armutsvermeidende Renten für Frauen weiter zemen-
tieren.

Tabelle 2:
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Fazit

Die Analyse der Absicherung familialer Sorgearbeit in der Rente hat ge-
zeigt, dass Sorgearbeit in Europa ein wichtiges Kriterium in der Berech-
nung der Renten war und ist. Dabei wurden nur Regelungen zur explizi-
ten Absicherung von Sorgearbeit analysiert und die impliziten, wie sie
über ein Volksrentensystem in sozialdemokratischen Ländern oder einen
Ehestatus in konservativen Ländern vorherrschen, außen vor gelassen. Alle
analysierten Wohlfahrtsstaaten weisen explizite Rentenleistungen für fami-
liale Sorgearbeit auf. Dabei unterscheiden sie sich im Ausmaß der Leistun-
gen, und sie sichern Sorgearbeit für verschiedene Familienmitglieder un-
terschiedlich ab.

Die auf der Regimetypologie basierenden forschungsleitenden Annah-
men wurden ganz oder teilweise widerlegt. Für das Jahr 2018 zeigen die
Ergebnisse, dass Sorgearbeit in den sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaa-
ten Dänemark und Schweden stärker (explizit) abgesichert und anerkannt
ist, als das gängige Verständnis ihrer Sozialsysteme es nahegelegt. Die
Wohlfahrtsstaaten Großbritannien und Tschechien wiederum sind nicht
so individual-liberalisiert wie aus der Wohlfahrtsstaatliteratur geschlossen
werden könnte, im Gegenteil weisen sie die am stärksten ausgeprägte Absi-
cherung familialer Sorgearbeit auf. Konservative Länder hingegen liegen
in der Absicherung von Sorgearbeit eher im Mittelfeld, und mediterrane
Wohlfahrtsstaaten sichern Sorgearbeit kaum ab. Die fehlende Absicherung
von Sorgearbeit in der italienischen Rente bestätigt die früheren Analysen
von Saraceno (z.B. Saraceno/Keck 2010), denen zufolge Italiens Wohl-
fahrtsstaat familialisierend wirkt, indem er nichts regelt (familialisation by
default). Es wurde auch die Annahme bestätigt, dass ein andersgearteter
Fokus eine Ländereinteilung erwarten lässt, die von den Regimetypen zum
Teil abweicht. Denn tatsächlich ist der gegenwärtige Grad der Absiche-
rung familialer Sorgearbeit in Deutschland, Frankreich, aber auch Estland
vergleichbar, und so unterschiedliche Wohlfahrtsstaaten wie Schweden,
Spanien und Ungarn weisen vergleichbare Werte auf.

Auch die Entwicklung der Absicherung familialer Sorgearbeit in den
letzten 35 Jahren unterscheidet sich und variiert zwischen kleinen Zunah-
men in Ländern mit zuvor niedrigem wie Ländern mit zuvor hohem Absi-
cherungsniveau der Sorgearbeit und großen Zunahmen in Ländern mit
zum Teil sehr verschiedenen Ausgangswerten. Nur in Ungarn nahm die
Absicherung von Sorgearbeit (stark) ab, eine Entwicklung, die als Refami-
lialisierung in traditioneller Hinsicht interpretiert werden kann. Kaum
Veränderungen in dem Ausmaß zu der Sorgearbeit abgesichert ist, sehen
wir in sehr verschiedenen Ländern wie Tschechien, das einen hohen Wert
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aufweist, Dänemark, das einen mittleren Wert aufweist und Italien, das
Sorgearbeit kaum absichert. Auch Spanien änderte sich weniger stark als
neuere Studien nahelegen. Eine starke Zunahme der Absicherung von Sor-
gearbeit hingegen zeigt sich in Deutschland, Estland, Frankreich und
Großbritannien. Eine regimetypische Systematik in der Entwicklung der
Absicherung familialer Sorgearbeit lässt sich somit nicht erkennen.

Auch andere Annahmen zur Entwicklung der Absicherung von Sorgear-
beit wurden weitgehend widerlegt: So nimmt die sozialrechtliche Rele-
vanz von Sorgearbeit mit dem adult worker model nicht ab, sondern in den
meisten Ländern zu. Ebenso wenig bewirkt der finanzielle Druck, unter
dem Wohlfahrtsstaaten stehen, einen Rückbau dieser Elemente. Und auch
eine Pfadabhängigkeit ist für die meisten Länder nicht auszumachen: Die
Hälfte der analysierten Länder nimmt sehr deutliche Änderungen in der
Absicherung von Sorgearbeit in der Rente vor.

Diese Ergebnisse sind sowohl für die Wohlfahrtsstaats- und Rentenfor-
schung als auch für den öffentlichen Diskurs von großer Bedeutung. So
sollten bei Analysen, die nicht ausschließlich oder vornehmlich die Absi-
cherung von Erwerbsarbeit untersuchen, regimeuntypische Ergebnisse
durchaus erwartet werden. Und tatsächlich ist die Absicherung von Sor-
gearbeit sehr komplex und kann mit den gängigen Konzepten nicht erfasst
werden. Dies gilt auch für die Entwicklung wohlfahrtsstaatlicher Absiche-
rungslogiken. Abgesichert wird in gegenwärtigen europäischen Wohl-
fahrtsstaaten verstärkt die Tätigkeit, weniger der Status (vgl. Frericks 2013).
Sorgearbeit wird also neben Erwerbsarbeit zunehmend als gesellschaftlich
explizit wertgeschätzte Tätigkeit abgesichert.

Zudem konnte gezeigt werden, dass der öffentliche Diskurs, der mit
„Versicherungsfremde“ argumentiert, den empirischen und konzeptuellen
Grundlagen europäischer Wohlfahrtsstaaten widerspricht. Wenn also
Wohlfahrtsstaaten und soziale Sicherungssysteme „modernisiert“ werden,
um sich den gegenwärtigen Gesellschaften neu anzupassen, sollten „alte“
Einsichten, die weiterhin Gültigkeit haben, angemessen berücksichtigt
werden. Familiale Sorgearbeit als gesellschaftliche Größe ist dabei in wohl-
fahrtsstaatlichen Reformen in ganz Europa präsent. Der Diskurs hingegen,
insbesondere der deutsche, ist stark geprägt von einem gesellschaftstheore-
tisch wie empirisch verfälschend vereinfachten Blick auf wohlfahrtsstaatli-
che Ordnungen (ausführlich hierzu: Frericks/Maier 2012). Es wäre nur
schwerlich nachvollziehbar, wenn in einer Zeit, in der sehr verschiedene
gesellschaftliche Akteure laut darüber nachdenken, wie Wohlstand und
Wertschöpfung neu und sinnvoll erfasst werden können, der theoretisch
und empirisch etablierte Stellenwert von Sorgearbeit vernachlässigt würde.
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Altersarmut – (k)ein Problem?
Aktuelle und zukünftige Entwicklungen in Deutschland

Anita Tiefensee

Einleitung

„Die Rente ist sicher“ versprach der damalige Bundesminister für Arbeit
und Sozialordnung Dr. Norbert Blüm (CDU) am 10. Oktober 1997 bei
einer Rentenreformdebatte im Deutschen Bundestag. Er hat bis heute
Recht behalten. Allerdings nützt einem ein monatlich pünktlich auf dem
Konto eingehender Betrag nur bedingt, wenn dieser nicht reicht, um die
anfallenden Ausgaben zu decken oder Teilhabe an der Gesellschaft zu er-
möglichen.

Die Zahlungen der Deutschen Rentenversicherung, die Blüm damals
explizit meinte, stellen für die meisten Menschen im Rentenalter in
Deutschland den größten Teil ihres Haushaltseinkommens dar (Grabka et
al. 2018). Weitere Einkommensarten sind u. a. Betriebsrenten, private Ren-
ten bzw. Transfers oder anderweitig angespartes Vermögen, das Kapitaler-
träge liefert oder aufgebraucht wird. Ein Teil der Menschen bezieht zudem
bzw. äquivalent Beamtenpensionen oder Zahlungen von beruflichen Ver-
sorgungswerken. Manchen erzielen auch noch Erwerbseinkommen, da sie
neben einem Rentenbezug (in Teilzeit) arbeiten. Menschen, die über diese
Einnahmen nicht oder nur in sehr geringem Umfang verfügen, können
staatliche Grundsicherung im Alter oder Wohngeld beantragen.

Die Inanspruchnahme der Grundsicherung im Alter gilt in Deutschland
häufig als Richtwert dafür, wer von Altersarmut betroffen ist. Daneben
steht das europäische Konzept der relativen (Einkommens-) Armut: Wer
weniger als 60 Prozent des Medians der äquivalenzgewichteten Nettohaus-
haltseinkommen besitzt, gilt als von Armut bedroht (vgl. Atkinson et al.
2002). Beide Konzepte berücksichtigen nicht nur die individuelle materiel-
le Situation, sondern die gesamte aller im Haushalt lebender Personen.
Neben dem Einkommen ist Vermögen, vor allem in Form einer selbstge-
nutzten Immobilie, ein relevanter Faktor der finanziellen Freiheit oder
Einschränkung im Alter.

In diesem Beitrag wird zunächst der Frage nachgegangen, wer aktuell
von Altersarmut betroffen ist. Es erfolgt eine Aufschlüsselung nach den

1.
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beiden Konzepten von Altersarmut, zudem wird neben dem Einkommen
auch das Vermögen betrachtet. Anschließend wird ein Ausblick auf die ak-
tuell prognostizierte Entwicklung der nächsten Jahre gegeben. Des Weite-
ren wird auf wesentliche Stellschrauben im Altersvorsorgesystem im Zu-
sammenhang mit Altersarmut eingegangen. Abschließend werden Vor-
schläge gemacht, was gegen aktuelle und zukünftige Altersarmut unter-
nommen werden kann.1

Aktuelle Situation: Wer ist von Altersarmut betroffen?

Grundsicherung im Alter nach dem 4. Kapitel des SGB XII (Sozialhilfe) er-
halten im Jahr 2017 3,2 Prozent der Menschen in Deutschland, die über
der Altersgrenze liegen (siehe Abbildung 1). Im Dezember 2017 sind das
316 425 Personen (Statistisches Bundesamt 2018a). Im Jahr 2006 lag die
Quote noch bei 2,3 Prozent bzw. 370 543 Personen.2 Quote und Anzahl
der Betroffenen ist bei Frauen höher als bei Männern sowie im Westen hö-
her als im Osten von Deutschland (WSI 2017). Es ist von einer Nichtinan-
spruchnahmequote, ausgelöst zum Beispiel durch Scham, Angst oder auch
Nichtwissen (Friedrichsen/Schmacker 2019), von 60–70 Prozent auszuge-
hen (Buslei et al. 2019b, Becker 2012). Das bedeutet, dass bei 10 An-
spruchsberechtigten vermutlich nur drei bis vier Personen Grundsiche-
rung im Alter beantragen.

Der Regelbedarf der Grundsicherung im Alter beträgt im Jahr 2019 424
Euro im Monat, plus die Kosten der Unterkunft und Heizung.3 Um
Grundsicherung im Alter zu erhalten, muss Bedürftigkeit vorliegen. Das
bedeutet, es findet eine Einkommens- und Vermögensprüfung statt – auch

2.

1 Die Autorin war bis zum 29.02.2020 Projektleiterin und Referentin für Sozial- und
Teilhabeforschung in der Forschungsstelle des Paritätischen Gesamtverbands. Der
Text entstand in dieser Zeit. Meinungen und Wertungen sind der Autorin zuzu-
schreiben und geben nicht die Position des Paritätischen Gesamtverbandes wieder.
Die Autorin dankt Dr. Florian Blank (WSI), Dr. Markus Grabka (DIW), Dr. Joa-
chim Rock (Paritätischer Gesamtverband) und Carolin Linckh (Paritätischer Ge-
samtverband) für wertvolle Hinweise.

2 Die Altersgrenze lag 2017 bei 65 Jahren und 6 Monate, 2006 bei 65 Jahren.
3 Im September 2019 betrug der durchschnittliche Bruttobedarf in der Grundsiche-

rung im Alter oberhalb der Altersgrenze 811 Euro (Personen in und außerhalb von
Einrichtungen; Statistisches Bundesamt 2020). Der Bruttobedarf setzt sich im We-
sentlichen zusammen aus Regelbedarf, ggf. Mehrbedarfe sowie Kosten der Unter-
kunft und Heizung, zudem können Beiträge zur Krankenversicherung, Pflegeversi-
cherung und Alterssicherung übernommen werden (Statistische Ämter 2019).
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für den*die im Haushalt lebenden Partner*in. Einkommen wird voll ange-
rechnet, es besteht ein Freibetrag für zusätzliche, freiwillige Altersvorsorge.
Beim Vermögen dürfen 5.000 Euro vorhanden sein, sowie angemessenes
selbstgenutztes Wohneigentum (BMAS 2018b).

Von relativer Einkommensarmut im Alter sind im Jahr 2016 laut Daten
des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) 12,5 Prozent der Menschen ab 65
Jahren betroffen (siehe Abbildung 1). In der Gesamtbevölkerung sind 16,6
Prozent der Menschen von Armut bedroht. Als arm gilt eine alleinstehen-
de Person, wenn sie weniger als 60 Prozent des Medians der äquivalenzge-
wichteten Nettohaushaltseinkommen4 zur Verfügung hat; im Jahr 2016
lag diese Grenze bei 1.120 Euro (Grabka et al. 2019). Insbesondere allein-
stehende Personen (vor allem Frauen), Personen mit niedriger Qualifikati-
on, Langzeitarbeitslose sowie Menschen mit Migrationshintergrund haben
aktuell ein hohes Armutsrisiko im Alter (Geyer et al. 2019, Haan et al.
2017).5 Seit 2003 hat sich die relative Einkommensarmut laut SOEP für
Menschen über 65 Jahren nicht signifikant verändert.6

Betrachtet man die Bevölkerung unterhalb der Armutsschwelle insge-
samt und schlüsselt diese nach Altersgruppen auf, entfällt auf die Personen
ab 65 Jahren ein Anteil von 16,9 Prozent (Aust et al. 2018).7 Betrachtet
man die dauerhaft einkommensarmen Personen im Zeitraum von 2011
bis 20158, stellen die Menschen ab 65 Jahren mit 43 Prozent die mit Ab-
stand größte Gruppe (Spannagel 2018). Dieser Befund ist nicht wirklich
überraschend, da das (Renten-)Einkommen im Alter relativ konstant ist
(Romeu Gordo et al. 2019) und wenn sich etwas ändert, sinkt das Einkom-
men eher, da beispielsweise eine Erwerbsarbeit nicht mehr ausgeführt wer-
den kann oder der*die Partner*in verstirbt.

4 Die Jahreseinkommen wurden jeweils im darauffolgenden Jahr erhoben. Sie sind
bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala. Zudem beinhal-
ten sie fiktive Einkommensbestanteile aus selbstgenutztem Wohneigentum.

5 Ein gegen Null tendierendes Armutsrisiko haben laut Mikrozensus hingegen Pen-
sionär*innen (Birkwald/Bosbach 2019).

6 Unterschiede zu anderen Datengrundlagen, z. B. die in diesem Sammelband eben-
falls berichteten Quoten basierend auf dem EU-Silc, haben verschiedene Ursachen.
Eine Hauptkomponente ist das dem Einkommen im SOEP auch fiktive (Net-
to-)Einkommensbestandteile aus selbst genutztem Wohneigentum („Imputed
Rent“) zugerechnet werden (vgl. Frick et al. 2007).

7 Der Anteil der der Personen ab 65 Jahren an der Gesamtbevölkerung beträgt im
Jahr 2017 21,4 Prozent (Statistisches Bundesamt 2018b).

8 Als dauerhaft arm gilt, wer zwischen 2011 und 2015 in jedem Jahr unter der Ar-
mutsschwelle lag.
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Quote der Bezieher*innen von Grundsicherung im Alter und Ar-
mutsquote von Menschen 65+, 2003–2017
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Grundsicherung im Alter Armutsquote

Quellen: BMAS (2019), SOEPv34, eigene Berechnungen. Die grau gestrichelten Li-
nien markieren die 95-Prozent-Konfidenzbänder der Armutsquote.

Vermögensarmut wird analog zur Einkommensarmut definiert: Wer über
weniger als 60 Prozent des Pro-Kopf-Haushaltsnettovermögens verfügt,
zählt zu den von Vermögensarmut bedrohten Personen. Im Jahr 2012 lag
diese Schwelle bei ca. 15.000 Euro (Grabka/Westermeier 2014). Betrachtet
man Einkommens- und Vermögensarmut in Kombination, ergibt sich für
das Jahr 2012 folgendes Bild (Abbildung 2): Einkommens- und/oder ver-
mögensarm sind ungefähr ein Drittel der 66 bis 75-Jährigen. Über 20 Pro-
zent sind vermögens- aber nicht einkommensarm. Einkommens- und ver-
mögensarm sind sechs Prozent. Einkommens- aber nicht vermögensarm
sind fünf Prozent der 66 bis 75-Jährigen. Der Anteil der Nicht-Vermögens-
armen sinkt mit steigendem Alter, da ein Teil des Vermögens gegen Ende
des Lebens bereits als Schenkung an die nächste Generation übertragen
wird oder für Pflegeleistungen aufgebraucht wird.

Abbildung 1:
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Einkommens- und Vermögensarmut von Menschen 65+, 2012
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Quellen: Basierend auf Grabka/Westermeier (2014).

Die Bedeutung des Vermögens lässt sich durch ein Gedankenexperiment
veranschaulichen: Wie lange könnten ältere Personen theoretisch ihr aktu-
elles Konsumniveau halten, sollte jegliches Einkommen wegfallen? 10 Pro-
zent der über 65-Jährigen verfügen über private Rücklagen für nur einen
Monat und weitere 10 Prozent besitzen nicht einmal das (Tiefensee 2017).
Diese Personen sind somit auf ihr laufendes Einkommen permanent ange-
wiesen.

Zukünftige Situation: Wer wird von Altersarmut betroffen sein?

Wirft man einen Blick in die (nahe) Zukunft, gibt es einen klaren Trend:
steigende Altersarmut. Dies gilt sowohl für die Grundsicherungs- als auch
für die Armutsrisikoquoten. Geyer et al. (2019) haben basierend auf dem
SOEP und weiteren Datenquellen9 eine Prognose bis ins Jahr 2050 erstellt
und quantifizieren einen Anstieg der Grundsicherungsquote bis 2039 auf
11,9 Prozent bzw. der Armutsrisikoquote auf 21,6 Prozent.10 Im Jahr 2050

Abbildung 2:

3.

9 Das SOEP wird ergänzt um administrative Daten der Rentenversicherung und
des Statistischen Bundesamtes sowie Daten der Human Mortality Database (Gey-
er et al. 2019).

10 Kaltenborn (2019) prognostiziert die Grundsicherungsquote im Alter bis 2030
und findet einen Anstieg auf zwischen 4,4 und 5,3 Prozent. Die Quoten von Gey-
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liegen die Quoten laut Prognose dann bei 8,5 bzw. 20,4 Prozent. In beson-
derem Maße werden weiterhin vor allem alleinstehende Personen, Perso-
nen mit niedriger Qualifikation, Langzeitarbeitslose und Menschen mit
Migrationshintergrund von relativer Armut bedroht sein und das Risiko
nimmt für alle Gruppen im Zeitverlauf auch weiter zu. Zudem steigt das
Risiko verstärkt für Menschen in Ostdeutschland, da hier in vielen Fällen
längere Erwerbsunterbrechungen vorliegen. Schaut man sich die Rent-
ner*innen in Ost und West im Vergleich an, liegt die Armutsbetroffenheit
im Osten fast doppelt so hoch wie im Westen.

Ein weiterer Unterschied zwischen Ost und West ist der viel geringere
Umfang von privatem Vermögen in den neuen Bundesländern. Im Osten
wurde bis 1990 kaum Vermögen akkumuliert. Durchschnittlich liegt das
individuelle Nettovermögen dort bei den Personen über 65 Jahren bei
nicht einmal 60.000 Euro (im Jahr 2012) – im Westen hingegen liegt es
durchschnittlich bei ungefähr dem Doppelten (Grabka/Westermeier
2014).11

Als Zwischenfazit lässt sich somit festhalten, dass aktuell viele, aber bei
weitem nicht alle ältere Menschen materiell gut abgesichert sind, und sich
die Situation in Zukunft, laut aktueller Prognosen, verschlechtern wird.
Altersarmut ist somit für einen Teil der älteren Menschen ein Problem
und wird es bleiben.

Stellschrauben im Altersvorsorgesystem: Was führt zu Altersarmut?

Eine zu geringe Akkumulation innerhalb des Haushalts von Vermögen
oder Ansprüchen auf Einkommen wie Renten während des Erwerbslebens
führt zu Armut im Alter. Einige zentrale Gründe innerhalb des Systems
der Altersvorsoge werden zunächst zusammenfassend genannt und an-
schließend ausführlicher erörtert: (1) Die erste Säule der Altersvorsorge be-
steht aus Pflichtsystemen in Form von gesetzlicher Rentenversicherung
bzw. Versorgungswerken, deckt aber nicht alle Erwerbstätigen ab. Die bei-
den ergänzenden Säulen umfassen die geförderte Vorsorge über Betriebs-

4.

er et al. (2019) liegen für denselben Zeitpunkt darüber, da ein Take-up von 100
Prozent angenommen wird. Es wird somit auch die „verdeckte“ Altersarmut be-
rücksichtigt.

11 Dieser Unterschied spiegelt sich auch in der Studie von Grabka et al. (2018) wie-
der: Zur Sicherung des Lebensstandards in der Rente wird die Einbeziehung des
privaten Vermögens simuliert. Der Rückgang der Rentenlücke ist dabei für den
Osten kleiner als für den Westen.
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renten sowie private Alterssicherung, diese erreichen aber nicht alle Be-
schäftigten. Damit bestehen Lücken in der Reichweite der Alterssicherung. (2)
In der gesetzlichen Rentenversicherung gab es in den letzten Jahren einige
Reformen, die Leistungsverschlechterungen für viele Versicherte und gera-
de auch für Geringverdiener*innen bedeuten, z. B. die Absenkung des Ren-
tenniveaus, die Bewertung von Zeiten längerer Arbeitslosigkeit oder die
schrittweise Anhebung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre. (3) Das Äqui-
valenzprinzip dominiert die gesetzliche Rente und es gibt nur einen
schwachen sozialen Ausgleich innerhalb des Systems. Zudem gibt es keine
Mindestsicherung innerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung. Das Leis-
tungsniveau der Grundsicherung im Alter wiederum befindet sich nur auf
einem sehr niedrigen Niveau.12

(1) Die Altersvorsorge basiert auf einem „Drei-Säulen-System“. In der
ersten Säule befindet sich die gesetzliche Rentenversicherung als Pflicht-
system für alle abhängig Beschäftigten. Es gibt daneben Sondersysteme
z. B. für Beamt*innen, Landwirt*innen bzw. Versorgungswerke für freibe-
ruflich tätige Personen. Selbständige außerhalb der letztgenannten Grup-
pen sind angehalten, privat vorzusorgen.13 Altersarmut ist für Beamt*in-
nen kein nennenswertes Thema (Birkwald/Bosbach 2019) und die Absiche-
rung in den Versorgungswerken liegt im Vergleich zur gesetzlichen Rente
tendenziell höher (BMAS 2016). Bei den Selbständigen ist die Situation
hingegen sehr unterschiedlich. Selbständige mit Mitarbeiter*innen kön-
nen im Durchschnitt auf ein ausreichendes Vermögen zugreifen, um im
Alter nicht in Armut leben zu müssen (Grabka et al. 2018, Grabka/Wester-
meier 2014). Bei Soloselbständigen bzw. bei gescheiterten Selbständigen
ist die Situation nicht einheitlich und u. a. davon abhängig, ob noch ande-
re Einkommensquellen beispielsweise aus der gesetzlichen Rente vorlie-
gen. Aktuell sind gut 19 Prozent aller Selbständigen von Altersarmut be-
droht, wobei bis 2050 von einem Anstieg von zwei Prozentpunkten ausge-
gangen wird (Geyer et al. 2019).

Neben der ersten Säule der Altersvorsorge sollen die zweite und dritte
Säule, also über Betriebsrenten sowie die geförderte private Vorsorge dazu

12 Zur Diskussion um die Erwerbsminderungsrente siehe Welti (2019) und The-
menschwerpunkt der Zeitschrift Soziale Sicherheit 4/2018: Zu krank für die Ar-
beit – zu gesund für die Rente.

13 Ausnahme: Handwerker*innen, Künstler*innen, Publizist*innen, Hebammen/
Geburtshelfer und freiberufliche Lehrer*innen sind gesetzlich pflichtversichert
(DRV 2020).
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beitragen, den Lebensstandard im Alter zu sichern.14 Beide Säulen sind
nicht verpflichtend. Betriebsrenten werden vielmehr auf freiwilliger Basis
bzw. basierend auf Tarifverträgen vom Arbeitgeber umgesetzt. In Bran-
chen mit unterdurchschnittlichen Löhnen, beispielsweise dem Gastgewer-
be oder dem Dienstleistungsbereich, sind Betriebsrenten wenig verbreitet.
Es sind aktuell in erster Linie die oberen Einkommensdezile, die stark von
Betriebsrenten profitieren (Grabka et al. 2018).

Mit der „Riesterrente“ gibt es seit 2001 ein privates, kapitalgedecktes
Element der Altersvorsorge, das der Staat direkt bezuschusst – allerdings
auch wieder „nur“ auf freiwilliger Basis. Vier Prozent des Bruttolohns sol-
len monatlich privat gespart werden. Erneut profitieren von diesem Ele-
ment der Altersvorsoge vor allem diejenigen mit einem hohen Einkom-
men (Corneo et al. 2018). Gründe hierfür können z. B. sein, dass es Perso-
nen mit niedrigen Haushaltseinkommen im Alltag nicht möglich ist, mo-
natlich für eine Rente zu sparen und auch die Fülle an Riesterverträgen
kann Anleger*innen vor Entscheidungsprobleme stellen. Ein analoges
Muster zeigt sich für die sonstige private Vorsorge: Die oberen Einkom-
mensdezile verfügen über ein höheres Vermögen (Deutsche Bundesbank
2019, Grabka et al. 2018).

(2) In der gesetzlichen Rentenversicherung wurden seit den 2000er Jah-
ren Veränderungen umgesetzt, die vielfach eine Absenkung der Leistun-
gen zur Folge hatten (vgl. u. a. Köhler-Rama 2018b).15 Ein prominenteste
Beispiel ist die Absenkung des gesetzlichen Rentenniveaus16 – was ein stei-
gendes Armutsrisiko zur Folge hat. Die Absenkung des Rentenniveaus um
ein Prozent lässt die Armutsquote um mehr als ein Prozent steigen (Buslei
et al. 2019a). Ein weiterer relevanter Faktor sind die Rentenbeiträge im
Falle von Arbeitslosigkeit – diese werden (angelehnt an das frühere Ge-
halt) nur noch für die Anspruchsdauer von ALG I gezahlt. Für erwerbsfä-
hige Bezieher*innen von ALG II werden seit 2011 keine Beiträge mehr ein-

14 Beamt*innen, Landwirt*innen und die berufsständige Versorgung wird ab hier
nicht weiter betrachtet.

15 Verbesserungen gab es z. B. für Mütter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden.
16 Das gesetzliche Rentenniveau (Sicherungsniveau vor Steuern) ist das Verhältnis

zwischen Durchschnittsentgelt aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
zur Standardrente (Rente, die eine Person bekommt, wenn sie 45 Jahre ein Lohn-
einkommen in Höhe des Durchschnittseinkommens bezogen hat), nach Abzug
von Sozialausgaben und Altersvorsorgeaufwendungen.
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gezahlt.17 Auch das Renteneintrittsalter wurde von 65 auf 67 Jahre angeho-
ben. Eine weitere Anhebung des Renteneintrittsalters klingt zunächst
schlüssig: Wenn die Lebenserwartung steigt, sollten die Menschen auch
länger arbeiten. Allerdings schaffen es schon heute nicht alle Personen bis
zum gesetzlichen Renteneintrittsalter zu arbeiten, z. B. aufgrund von
Krankheit oder Arbeitslosigkeit (Kaboth/Brussig 2019, Brussig 2015), was
geringere Ansprüche und darüber hinaus Abschläge für die Rente bei vor-
zeitigem Rentenbezug bedeutet. Zudem leben auch schlicht nicht alle län-
ger; Geringverdiener*innen sterben früher (Haan et al. 2019).

(3) In der gesetzlichen Rentenversicherung dominiert das Äquivalenz-
prinzip. Das bedeutet, dass, wer viel und lange einzahlt und somit Renten-
punkte sammelt, eine hohe Rente erhält und umgekehrt. Ein Ausgleich
zwischen den Einkommensgruppen findet kaum statt (OECD 2017). Ein
Rentenpunkt bekommt man für das jährliche Durchschnittsentgelt in An-
lehnung an die Beitragsbemessungsgrenze – gut zwei Punkte sind jährlich
möglich. Im Jahr 2017 verdienten allerdings über 60 Prozent der renten-
versicherungspflichtigen Beschäftigten weniger als das damalige jährliche
Durchschnittsentgelt von 37.077 Euro in Westdeutschland und 32.598 Eu-
ro in Ostdeutschland – dies betraf vor allem Frauen (Sell 2019). Ein Knack-
punkt ist hier die Arbeitszeit. Gerade Frauen arbeiten aus unterschiedlichs-
ten Gründen nicht immer Vollzeit. Allerdings erhielten im Jahr 2016 17,7
Prozent der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten trotz Vollzeit un-
ter 2.000 Euro brutto im Monat. In Westdeutschland waren es 14,7 Pro-
zent und in Ostdeutschland 31,2 Prozent (BMAS 2018a).

Hinzu kommt, dass es aktuell keine Mindestsicherung innerhalb der ge-
setzlichen Rentenversicherung gibt. Dies hat zum Beispiel zur Folge, dass
eine arbeitslebenslange Einzahlung in die gesetzliche Rente nicht automa-
tisch zu einer armutsfreien Rente führt. Wer 45 Jahre lang Vollzeit zum
Mindestlohn gearbeitet hat, erhält trotzdem nur eine Rente auf dem Ni-
veau der Grundsicherung im Alter (Blank 2017). Die Grundsicherung im
Alter wiederum findet nur auf einem sehr niedrigen Niveau statt und be-
darf einer Offenlegung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse –
auch die des*der Partner*in, wenn in einer Bedarfsgemeinschaft gelebt
wird. Eine Veränderung der Einkommensposition im Alter findet in der
Regel nicht satt (Romeu Gordo et al. 2019) und ändert sich meist eher

17 Steffen (2019) zeigt jedoch auf, dass auch mit der Regelung bis 2011 keine nen-
nenswerten Anwartschaften zu erwerben waren und darüber hinaus niedrige voll-
wertige Beitragszeiten zur Senkung des rentenrechtlichen Gesamtleistungswerts
führen können und damit zu einer schlechteren Bewertung beispielsweise der
Zurechnungszeit.
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nach unten beispielsweise bei Tod des/der Partners*in. Es gibt somit für
auf die auf Grundsicherung im Alter angewiesenen Personen auch keine
Möglichkeiten mehr zu Veränderung ihrer (finanziellen) Situation.

Reformvorschläge: Was kann gegen Altersarmut getan werden?

Vor diesem Hintergrund wird deutlich: In der Rentenpolitik muss sich et-
was ändern. Wer ein Arbeitsleben lang gearbeitet, Kinder großgezogen,
Menschen gepflegt hat oder aber z. B. aufgrund der Arbeitsmarktlage oder
Krankheit bzw. Behinderung nicht in der Lage war (Vollzeit) zu arbeiten,
soll in Würde und nicht in Armut seinen*ihren Ruhestand verbringen
können. Zum einen benötigt es hierfür Reformen, die sofort wirken, es
müssen zum anderen aber auch Anpassungen für die Zukunft getroffen
werden. Stellschrauben hierfür gibt es vielfältige, einige werden nachfol-
gend skizziert.

Die mittelfristige Einbeziehung weiterer Selbständigen in das System
der gesetzlichen Rentenversicherung ist ein erster Schritt gegen Altersar-
mut in dieser Gruppe (vgl. Geyer et al. 2019). Betriebliche und private Vor-
sorge helfen nur strukturell gegen Altersarmut, wenn sie verpflichtend für
alle Erwerbstätigen sind. Das Betriebsrentenstärkungsgesetz schafft zwar
positive Anreize für Arbeitgeber*innen, aber trotzdem haben dadurch
nicht alle Arbeitnehmer*innen eine zusätzliche betriebliche Vorsorge. Die
private (geförderte) Vorsorge sollte entweder abgeschafft oder verpflich-
tend ausgestaltet werden. Ein Beispiel hierfür liefert Schweden, wo in
Form eines Staatsfonds ergänzende Vorsorge betrieben wird (vgl. Köhler-
Rama 2018a).

Die Stabilisierung bzw. Anhebung des Rentenniveaus würde die gesetz-
liche Rente insgesamt stärken und so auch zur Vermeidung von Altersar-
mut beitragen (vgl. Buslei et al. 2019a). Zur Finanzierung müsste entweder
der Beitragssatz angehoben, die Bemessungsgrundlage ausgeweitet oder
die Steuerfinanzierung erhöht werden. Des Weiteren bedarf es einer erneu-
ten Diskussion in welchem Umfang Versicherungszeiten aufgrund von
Ausbildung, Erziehung, Pflege oder Erwerbslosigkeit angerechnet werden.
Damit einhergehend ist natürlich auch hier die Finanzierungsfrage zu klä-
ren. Eine pauschale Anhebung des Renteneintrittsalters läuft auf Renten-
kürzungen für diejenigen hinaus, die wegen belastender und häufig
schlecht bezahlter Tätigkeiten vorzeitig in Rente gehen müssen und ist so-
mit nicht zielführend. SGB-II Bezieher*innen können aktuell gegen ihren
Willen verrentet werden, sofern dadurch keine Bedürftigkeit in Form von

5.
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Grundsicherung im Alter droht. Dieses Vorgehen kann jedoch zu Renten-
abschlägen führen und relative Armut wird dadurch nicht automatisch
ausgeschlossen.

Um Geringverdiener*innen besser zu stellen, wäre eine Variante das
Äquivalenzprinzip in der gesetzlichen Rentenversicherung aufzuweichen
und mit einer Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze zu verbinden. So
würden bei hohen Einkommen ein Teil der Beiträge nicht mehr zu höhe-
ren Rentenzahlungen führen, sondern kann an Geringverdiener*innen
umverteilt werden, was für mehr sozialen Ausgleich innerhalb des Systems
sorgen und zugleich Altersarmut vorbeugen würde (vgl. u. a. Paritätischer
2018). Für Menschen, die auf Grundsicherung im Alter als letztes Auffang-
netz angewiesen sind, sollte diese dauerhaft bedarfsdeckend ausgestaltet
sein, also z. B. auch dann, wenn zusätzliche Kosten für Medikamente ent-
stehen. Zudem würde beispielsweise ein Freibetrag für Einkommen aus
der gesetzlichen Rentenversicherung bei der Grundsicherung im Alter zur
Reduzierung der relativen Armut beitragen (vgl. Geyer et al. 2019).

Es existiert also eine Reihe von Stellschrauben im Alterssicherungssys-
tem, an denen gedreht werden kann, um für möglichst viele Menschen ein
Alterseinkommen frei von Armut zu sichern – den politischen Willen vor-
ausgesetzt.
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Demografischer Wandel und gesetzliche Rente:
Die Rolle des Arbeitsmarktes

Camille Logeay, Florian Blank, Erik Türk, Josef Wöss & Rudolf Zwiener

Einleitung

Der demografische Wandel, verstanden als Alterung der deutschen Gesell-
schaft, ist eine der großen Herausforderungen der kommenden Jahrzehn-
te. Für die Sozialversicherung im Allgemeinen und für die gesetzliche Ren-
tenversicherung (GRV) im Besonderen wird er in der öffentlichen Mei-
nung als Bedrohung gesehen – die Frage nach künftigen Leistungen wird
dabei ebenso aufgeworfen wie die nach der Finanzierbarkeit. So hatte bei-
spielsweise eine Sendung des NDR am 13.11.2018 den Titel: „Wieviel Ren-
te können wir uns leisten?“. In der Sendung wurde ausgeführt, dass „im
Jahr 2060 57 Rentner auf 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter (zwi-
schen 20 und 67) kommen. […] Dann stehen jedem über 67 Jahre noch
rund zwei Beitragszahler gegenüber […].“

Die Gleichsetzung von Älteren mit Rentenbeziehenden einerseits und
Jüngeren mit Beitragszahlenden andererseits erfolgt in der öffentlichen
Diskussion sehr häufig. Auch in Rentensimulationen spielen Annahmen
zum demografischen Wandel eine dominierende Rolle. Häufig halten aber
Annahmen und Berechnungen einem kritischen Blick nicht stand oder
müssen zumindest ergänzt werden. Ziel dieses Beitrags ist es deshalb zu
zeigen, dass die Gleichsetzung demografischer und ökonomischer Eckwer-
te unzulässig ist und die Rolle des Arbeitsmarkts in Rentensimulationen
durch konservative Annahmen bzw. durch die gewählten Arbeitsmarktsta-
tistiken unterschätzt wird. Der Beitrag ist entsprechend dieser drei Ziele
gegliedert; er bezieht sich auf Ergebnisse einer Analyse von Türk et al.
(2018).

Demografische Abhängigkeitsquotienten

Der demografische Wandel wird häufig anhand sogenannter Altenquoti-
enten dargestellt (siehe z.B. Destatis/Wissenschaftszentrum 2018, S. 15
oder Destatis 2019a, S. 58). Diese Quotienten setzen eine ältere Bevölke-

1.

2.
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rungsgruppe ins Verhältnis zu einer jüngeren Bevölkerungsgruppe. Geht
man von der unrealistischen Gleichsetzung der älteren Altersgruppe mit
den Rentenbeziehenden einerseits und der jüngeren Altersgruppe mit den
Beitragszahlenden andererseits aus, dann kommt man zwangsläufig zum
gleichen Schluss wie der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung: „Eine weitere Erhöhung des Renten-
eintrittsalters über das Jahr 2029 hinaus wäre die einzige sinnvolle Anpas-
sung […] Sie ist daher aus Sicht des Sachverständigenrates unabdingbar“
(SVR 2016, Ziffer 599).

Demografische Abhängigkeitsquotienten (Anzahl Ältere pro 100
Jüngere), 1970–2060

10

20

30

40

50

60

1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055 2060

13. KBV (rev. 2017) 65+/20-64 13. KBV (rev. 2017) 67+/20-66 13. KBV (rev. 2017) 70+/20-69

14. KBV (2019) 65+/20-64 14. KBV (2019) 67+/20-66 14. KBV (2019) 70+/20-69

Mikrozensus (Ist-Zahlen) 65+/20-64 Mikrozensus (Ist-Zahlen) 67+/20-66 Mikrozensus (Ist-Zahlen) 70+/20-69

65+/20-64 

67+/20-66 

70+/20-69 

Quellen: Destatis (13. und 14. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnungen
(kBV), Mikrozensus), eigene Berechnungen.

In Abbildung 1 ist der Altenquotient nach drei Altersabgrenzungen darge-
stellt. Durch die Anhebung der Regelaltersgrenze der Rentenversicherung
von 65 auf 67 Jahre zwischen 2012 und 2030 wird – in einer stark verkürz-
ten Sichtweise – aus der Perspektive der GRV ein Übergang von den
schwarzen Linien zu den mittelgrauen Linien vollzogen (hervorgehoben
durch die zwei schwarzen Punkte und die schwarz-grauen Pfeile). In der
öffentlichen Diskussion werden bereits weitere Anhebungen vorgeschla-
gen (vgl. Bundesbank 2019 oder SVR 2016: Ziffer 599). Eine Erhöhung der

Abbildung 1:
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für die Berechnung des Altenquotienten verwendeten Altersgrenze führt
definitionsgemäß zu einer entsprechenden Dämpfung des demografisch
bedingten Anstiegs dieses Quotienten. Betrachtet man den Zeitraum 2010
bis 2030 bzw. 2050, dann steigt der Altenquotient bei unveränderter Al-
tersgrenze 65 ausgehend von 34 um 13 Punkte bis 2030 bzw. 20 Punkte
bis 2050. Mit der Heraufsetzung der Altersgrenze auf 67 Jahre beträgt der
Anstieg bis 2030 nur fünf Punkte bzw. mit der Altersgrenze 70 Jahre nur
noch vier Punkte bis 2050.

Demografie und Arbeitsmarkt in den Rentensimulationen

Die Realität zu vereinfachen, um in Berechnungen wesentliche Aspekte
für eine Reformdiskussion hervorzuheben, ist an sich nicht zu kritisieren.
Im Falle der Diskussion um die Zukunft des Rentensystems wirkt diese
vereinfachte Darstellung des demografischen Wandels aber so extrem, dass
sie die Reformdebatte um die GRV verzerrt. Für die Zukunft des Renten-
systems muss nämlich ein weiterer Faktor in die Berechnungen einbezo-
gen werden, denn das Zusammenspiel der demografischen Eckzahlen mit
den für die GRV relevanten Größen wird maßgeblich von den Entwick-
lungen am Arbeitsmarkt beeinflusst. Das wird in diesem Beitrag mit einem
Vergleich zwischen demografischen Abhängigkeitsquotienten und ökono-
mischen Abhängigkeitsquotienten gezeigt.

In den Rentenmodellen, die in der öffentlichen Diskussion benutzt wer-
den (Bundesbank 2019, Werding 2019, Börsch-Supan/Rausch 2018, Ehren-
traut et al. 2017, EU-Kommission 2018), wird der Arbeitsmarkt explizit
modelliert. Ausgehend von den demografischen Entwicklungen, die meis-
tens den koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen (kBV) des Statis-
tischen Bundesamtes entnommen werden bzw. entsprechend reproduziert
werden, wird anhand von (kohortenspezifischen) Erwerbs- und Erwerbslo-
senquoten die Bevölkerung (gruppiert nach Alter, Geschlecht und meis-
tens auch Ost/West, seltener nach Migrationsstatus) je nach Erwerbstatus
nach dem Labour-Force-Survey1 (LFS) – Erwerbstätige, Erwerbslose und
Nicht-Erwerbspersonen – unterteilt. Mit Dreisatzrechnungen, bezogen auf
ein Basisjahr, wird dann die Entwicklung feinerer und für die GRV rele-
vanterer Erwerbskategorien (pflichtversicherte und nicht pflichtversicherte
Selbständige, Beamte, sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Mini-
jober_innen, Arbeitslose nach Rechtskreisen) geschätzt. Zusammen mit

3.

1 Zum LFS s. Eurostat 2019.
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Annahmen zur Lohnentwicklung werden dann die Projektionen dieser ko-
hortenspezifischen Arbeitsmarktentwicklungen in das eigentliche Renten-
modell eingespeist, um so detailliert die Einnahmen- und Ausgabenrech-
nung der GRV zu ermitteln.

Bei unveränderter Erwerbsneigung wirken sich demografische Entwick-
lungen weitgehend proportional auf eine Reihe von Größen aus, die für
die GRV relevant sind. Dies gilt jedoch nicht für die Relation von Renten-
beziehenden und Beitragszahlenden. Diese spiegelt selbst bei konstanten
Erwerbsneigungen etc. allein schon deshalb nicht einfach die Veränderung
des Altenquotienten wider, weil ein nicht unerheblicher Teil der Renten
auf „jüngere“ Personen unter 65 Jahren entfällt (vgl. BMAS 2017, Tab. 12a
bis 13b). Auch die Modellierung der EU-Kommission, die in diesem Bei-
trag als Vergleich zu den eigenen Berechnungen genutzt wird, folgt einer
ähnlichen Strategie.2 Die simulierten Arbeitsmarktentwicklungen werden
dort als Zwischenstufe zwischen demografischen Entwicklungen und Ren-
tenoutputs eingeschaltet. Diese werden in den Worten der EU (BMAS
2017, S. 13) im Basisszenario als „ziemlich pessimistisch“ betrachtet.

Ziel der nächsten Abschnitte ist zu zeigen, dass restriktive Annahmen
zu den zukünftigen Arbeitsmarktentwicklungen, wie die des „no policy
change“-Szenarios der Ageing Reports, pessimistisch sind und aufgrund
von Eigenschaften der LFS-Statistik und der Methode der Quotientenbe-
rechnung sogar als sehr pessimistisch bewertet werden können. So gab es
in den letzten Jahren viel Bewegung auf dem Arbeitsmarkt und es könnte
noch weitere Verbesserungen in den nächsten Jahrzehnten geben, sodass
sich die Folgen des demografischen Wandels stark abmildern, ohne dass
auf drastische parametrische Reformen in der GRV zu rekurriert werden
muss, die zwangsläufig eine Leistungsabsenkung bzw. ein noch höheres
Renteneintrittsalter oder eine Anhebung der Beiträge bedeuten würden.

Von der Demografie zum Arbeitsmarkt: Arbeitsmarktdynamiken

Für die Finanzierung von Rentensystemen bzw. allgemein sozialen Trans-
fersystemen ist letztlich nicht die Relation von Altersgruppen (der Alten-
quotient) ausschlaggebend, sondern jene zwischen Erwerbstätigen (mit
ausreichender Erwerbsintegration) und Transferbeziehenden, also die öko-
nomische Abhängigkeitsquote. In diesem Abschnitt wird gezeigt, dass auf

4.

2 Vgl. insb. die Beschreibung der Modellierung in der Country Fiche 2017 für
Deutschland, BMAS 2017.
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dem Arbeitsmarkt erhebliche Potenziale vorhanden sind, deren Nutzung
einen erheblichen Einfluss auf die Folgen des demografischen Wandels
hat.

Arbeitsmarkteckdaten Deutschland nach LFS-Abgrenzung

 2005 2015
Abs.

Differenz
Bevölkerung 15–74 (Mio. Pers.) 63,915 61,544 -2,371
Bevölkerung 20–64 (Mio. Pers.) 49,896 48,930 -0,966
Frauen 24,846 24,343 -0,502
Ältere (55–64) 9,742 11,078 1,336
Ausländer_innen 5,265 5,825 0,560
Niedrigqualifizierte 8,977 6,873 -2,104
Erwerbsquote 20–64
(Erwerbspersonen in % der jew. Bevölkerung) 78,1 81,8 3,7
Frauen 70,7 76,8 6,1
Ältere (55–64) 52,1 69,4 17,3
Ausländer_innen 69,9 72,4 2,5
Niedrigqualifizierte 65,3 66,4 1,1
Erwerbstätigenquote 20–64
(Erwerbstätige in % der jew. Bevölkerung) 69,4 78,0 8,6
Frauen 63,1 73,6 10,5
Ältere (55–64) 45,5 66,2 20,7
Ausländer_innen 55,9 65,8 9,9
Niedrigqualifizierte 51,9 58,5 6,6
Erwerbslosenquote 20–64
(Erwerbslosen in % der jew. Erwerbspersonen) 11,2 4,6 -6,6
Frauen 10,8 4,2 -6,6
Ältere (55–64) 12,7 4,7 -8,0
Ausländer_innen 20,1 9,1 -11,0
Niedrigqualifizierte 20,5 11,9 -8,6

Quelle: Eurostat (Labor Force Survey, LFS), eigene Darstellung

Schon eine Analyse der vergangenen Jahre auf Basis der LFS-Abgrenzung
gibt einen ersten Eindruck über Arbeitsmarktdynamiken. Tabelle 1 zeigt
die Entwicklungen mit Blick auf den Arbeitsmarkt zwischen dem schlech-
ten Jahr 2005 und der Situation zehn Jahre danach (2015); offensichtlich
konnten vorhandene Potenziale erschlossen werden. Insbesondere vier so-
genannte Problemgruppen werden hervorgehoben: Frauen, Ältere, Aus-

Tabelle 1:
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länder_Innen und Niedrigqualifizierte.3 Diese Gruppen sind durch niedri-
gere Erwerbsquoten bzw. höhere Erwerbslosenquoten gekennzeichnet.
Nach dem XXL-Aufschwung sind zwar alle Erwerbsquoten gestiegen und
die Erwerbslosenquoten gesunken, aber sie blieben für diese Gruppen
auch im Jahr 2015 deutlich unter der Arbeitsmarktperformance des Durch-
schnitts.

Ökonomische Abhängigkeitsquotienten

Basierend auf der Abgrenzung des Labour Force Survey (LFS) unternimmt
die EU-Kommission (2018, S. 37) eine Berechnung von ökonomischen Ab-
hängigkeitsquotienten. Die konkret zugrunde liegende Definition ist aller-
dings in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend. Die Personen werden zuerst
nach ihrem Erwerbsstatus unterteilt: Erwerbstätige, Erwerbslose und Inak-
tive (Nicht-Erwerbspersonen). In einem weiteren Schritt wird die inaktive
Bevölkerung ab 65 Jahren in Relation zur erwerbstätigen Bevölkerung im
Alter von 15 bis 64 Jahren gesetzt. Es wird also nicht die Zahl aller Transfe-
rabhängigen der Zahl aller Erwerbstätigen gegenübergestellt, sondern die
Zahl der Inaktiven ab 65 Jahren der Zahl der Erwerbstätigen zwischen 15
und 64 Jahren. Erwerbstätige (nach LFS) werden damit Beitrags- und Steu-
erzahlenden, Inaktive (ab 65 Jahren) Transferbeziehenden gleichgesetzt.
Somit blendet der Quotient wichtige Personengruppen aus, wie z.B. Be-
schäftigungslose, Frührentner_innen oder erwerbstätige Ältere, die für
eine Analyse der ökonomischen Abhängigkeiten relevant sind. Das ist
auch deswegen wichtig, weil der Quotient bestimmte Arbeitsmarktent-
wicklungen nur unzureichend abbilden kann. Eine Verbesserung am Ar-
beitsmarkt kann aufgrund der verwendeten Definitionen nur positive Ef-
fekte auf die so definierte ökonomische Abhängigkeitsquote haben, wenn
sich die Zahl der „jüngeren“ Erwerbstätigen im Nenner erhöht und/oder
die Zahl der älteren Inaktiven im Zähler verringert. Diese Effekte werden
jedoch unterschätzt, wenn sich nicht Zähler und Nenner verändern. Das
ist der Fall, wenn z.B. eine als erwerbslos gezählte Personen unter 65 Jah-
ren eine Vollzeitstelle findet (nur der Nenner steigt, der Zähler – also die
Zahl der Transferabhängigen – bleibt konstant). Es gibt auch Fälle, in de-
nen sich der so definierte Abhängigkeitsquotient nicht verändert: Wenn
diese arbeitslose Person bisher einen Minijob ausgeübt hat, zählt sie bereits
während der Transferabhängigkeit wie auch nach der Beendigung dieser

5.

3 Vgl. Höhne 2016, Jansen 2017 und Wanger 2017 zu diesen Gruppen.
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durchgehend als erwerbstätig in der Statistik, somit verändern sich weder
Nenner noch Zähler. Eine so definierte „ökonomische Abhängigkeitsquo-
te“ liefert daher verzerrte Informationen über den Stand und die voraus-
sichtliche Entwicklung von ökonomischen Abhängigkeitsrelationen in
einer Gesellschaft.

Auf dieser Datengrundlage zeigt sich (Tabelle 2), dass die konservativen
Arbeitsmarktannahmen des Basisszenarios des Ageing Reports 2018 (eine
insgesamt konstante Erwerbsquote bei 78 % von 2016 bis 2060 und eine
leicht steigende Erwerbslosenquote von 4,2 % auf 4,8 %)4 den demografi-
schen Trends kaum entgegenwirken.

Abhängigkeitsquotienten Deutschland im Basisszenario des Ageing
Reports 2018, in %

2016 2020 2030 2040 2050 2060
demografischer
Abhängigkeitsquotient
(Altenquotient: 65+/15–64)

32,2 34,0 43,5 49,4 51,3 55,1

ökonomischer
Abhängigkeitsquotient
(Inaktive 65+ /
Erwerbstätige 15–64)

40,6 42,3 53,5 61,6 64,1 68,6

Erwerbsquote (15–64) 78,0 78,0 78,0 78,0 77,8 78,0
Erwerbslosenquote (15–64) 4,2 3,8 4,8 4,8 4,8 4,8

Quelle: EU-Kommission (2017: 188ff.), BMAS 2017: eigene Darstellung.

Darüber hinaus simuliert die EU-Kommission weitere Szenarien, darunter
zwei mit höheren Erwerbstätigenquoten (um zusätzlich zwei Prozent-
punkte bei den 20–64jährigen bzw. um zusätzliche zehn Prozentpunkte
bei den 55–74jährigen). Diese zwei positiven Szenarien zeigen für die

Tabelle 2:

4 Das Basisszenario des Ageing Reports 2018 nimmt durchaus steigende Erwerbs-
quoten bei einigen Bevölkerungsgruppen an. Beispielsweise nimmt die Frauener-
werbsneigung (Gruppe der 20–64jährigen) von 77,3 % auf 80,4 % zu. Die Erwerbs-
neigung der Männer (Gruppe der 20–64jährigen) nimmt zwar ab (von 86,6 % auf
84,4 %, 2016–2060), liegt aber nach wie vor höher als die der Frauen. Ähnlich ver-
hält es sich mit den Altersgruppen: die Erwerbsneigung der 55–64-Jährige steigt
stark an (+2,1 Prozentpunkte bis 2060), bleibt aber auch 2060 um fast 14 Prozent-
punkte unter der der 25–54-Jährigen, die konstant bei 87,4 % bleibt. Die Verschie-
bungen der Erwerbsquoten und Gruppenanteile ergeben eine durchschnittliche
konstante Erwerbsquote.
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Transitionsjahre (2020–2040) zum Teil sehr gute Ergebnisse bezüglich des
Anteils der Rentenausgaben in Prozent des Bruttoinlandsprodukts (EU-
Kommission 2017, S. 289).

Um die Rolle des Arbeitsmarkts und die Größe seines Einflusses verzer-
rungsfrei zu zeigen, wurden von Türk et al. (2018) demografische Abhän-
gigkeitsquotienten (d.h. Altenquotienten), anders berechneten ökonomi-
schen Abhängigkeitsquotienten auf Basis unterschiedlicher Arbeitsmarkt-
annahmen gegenübergestellt. Dabei geben die ökonomischen Abhängig-
keitsquotienten hier das zahlenmäßige Verhältnis von Transferbeziehen-
den (Rentenbeziehende und Beschäftigungslose) zu Erwerbstätigen (mit
einem Mindestmaß an Erwerbsintegration) wieder, ungeachtet der Alters-
grenze. Bevor dies erläutert wird, wird aber gezeigt, warum die LFS-Statis-
tik alle vorhandenen Potenziale nicht ausreichend abbildet und deshalb
von Türk et al. (2018) angepasst wurde. Dies erfolgt in den nächsten zwei
Abschnitten.

Arbeitsmarktpotenziale innerhalb der LFS-Statistik

In LFS-Statistiken können weitere Arbeitsmarktpotenziale identifiziert
werden. Ein Teil der Inaktiven wird zwar nach LFS-Systematik nicht als
Erwerbslose gezählt, gilt aber dennoch als arbeitsmarktnah und bei guter
Konjunktur bzw. verbesserten Rahmenbedingungen als aktivierbar. Diese
sogenannte stille Reserve ist in Tabelle 3 quantifiziert (nur für die breitere
Altersgruppe 15–74, weil für die engere und für Deutschland relevantere
Altersgruppe 20–64 von Eurostat keine Angaben gemacht werden). Auch
im konjunkturell guten Jahr 2015 gab es neben den 4,6 % erwerbslosen Er-
werbspersonen weitere 2,4 % potenzielle Erwerbspersonen ohne Arbeit
(stille Reserve) und weitere 3,7 % erwerbstätige Erwerbspersonen, die ihre
Arbeitszeit gerne erhöht hätten (Unterbeschäftigung mit Teilzeit).

5.1
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Stille Reserve nach LFS-Abgrenzung in Deutschland

Deutschland 2005 2015 Differenz
Erwerbslosenquote 15–74
(Erwerbslosen in % der Erwerbspersonen) 11,2 4,6 -6,6

Frauen 10,9 4,2 -6,7
Ältere (55–74) 11,7 4,3 -7,4
Ausländer_innen 20,3 9,1 -11,2
Niedrigqualifizierte 19,2 11,2 -8,0
Stille Reserve
(in LFS-Abgrenzung und in % der Erwerbsper-
sonen, 15–74)

4,1 2,4 -1,7

Frauen 5,2 2,7 -2,5
Ältere (55–74) 7,4 2,9 -4,5
Ausländer_innen - 4,7 -
Niedrigqualifizierte 9,0 6,5 -2,5
Unterbeschäftigte mit Teilzeit
(in LFS-Abgrenzung und in % der Erwerbsper-
sonen, 15–74)

- 3,7 -

Frauen - 5,7 -
Ältere (55–74) - - -
Ausländer_innen - 6,1 -
Niedrigqualifizierte - 5,4 -

Quelle: Eurostat (LFS), eigene Darstellung.

Eine deutliche Erhöhung der Erwerbstätigenquoten würde vor allem eine
Politik voraussetzen, die die Rahmenbedingungen für diese Problemgrup-
pen strukturell verbessert. Von einer guten Konjunktur profitieren auch
diese Gruppen tatsächlich, aber um eine Verringerung des Abstands zum
Durchschnitt zu erreichen, braucht es offensichtlich strukturelle Verbesse-
rungen der Rahmenbedingungen (Vereinbarkeitspolitiken, Bildung, ge-
sundheits- und altersgerechte Arbeitsbedingungen, Diskriminierungsab-
bau, …).

Auch bei einer schon hohen Erwerbstätigenquote können selbst inner-
halb der Gruppe der Erwerbstätigen noch weitere erhebliche Potenziale
vorhanden sein (s. Unterbeschäftigung durch Teilzeit in Tabelle 3). In Ab-
bildung 2 werden die Erwerbstätigenquoten der Männer und Frauen dar-
gestellt sowie als Kontrast die gleichen Quoten mit der Arbeitszeit gewich-
tet. Je höher die Teilzeitquote bzw. je niedriger die Arbeitszeit der Teilzeit-

Tabelle 3:
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beschäftigten im Vergleich zur Vollzeit5, umso weiter liegen die zwei Quo-
ten auseinander. Die Erwerbstätigenquote der Frauen war 1983 um 35 Pro-
zentpunkte niedriger als die der Männer. Seitdem hat sich dieser Abstand
um den Faktor 4 verringert. In den Rentenmodellen wird oft angenom-
men und simuliert, dass die Erwerbstätigenquote der Frauen zu der der
Männer konvergiert. Dabei stützen sich die Konvergenzraten auf die
Trends der Vergangenheit. Diese aber verbergen, dass die Konvergenz vor
allem in den Pro-Kopf-Rechnungen stattfindet, und weniger ausgeprägt
ist, wenn das Arbeitsvolumen – in Vollzeitäquivalenten gemessen – heran-
gezogen wird: 2018 hatte sich der Abstand zwischen den Erwerbstätigen-
quoten der Frauen und der Männer um die Arbeitszeiteffekte korrigiert im
Vergleich zu 1983 nur halbiert.

Erwerbstätigenquoten der Männer und Frauen, Deutschland, in
%
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korrigiert um die Arbeitszeit 

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.

Abbildung 2:

5 Es sei an dieser Stelle angemerkt, dass hier keine normative Aussage darüber ge-
troffen wird, durch wie viele Stunden eine Vollzeitstelle definiert sein soll, insbe-
sondere wenn beide Geschlechter die gleiche Erwerbsintensität aufweisen sollten.
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Weitere Arbeitsmarktpotenziale in der BA-Statistik

Es gibt zwei weitere Argumente, warum die LFS-Statistik die Potenziale
am Arbeitsmarkt unzureichend abbildet. Erstens überzeichnet die LFS-Sta-
tistik aus ökonomischer Perspektive die Erwerbstätigkeit und unterzeich-
net damit die Beschäftigungslosigkeit. Denn entsprechend der im LFS ver-
wendeten Definition reicht es aus, wenn eine Person eine Stunde in der
Referenzwoche gearbeitet hat, um als erwerbstätig und entsprechend nicht
als erwerbslos zu gelten. Im Sinne der Diskussion um die Zukunft der
Rentenversicherung angesichts des demografischen Wandels ist eine weni-
ger großzügige Unterscheidung zwischen Erwerbstätigen (Beitrags- und
Steuerzahlende) und Erwerbslosen (Transferbeziehenden) notwendig.

Die Problematik der Minijobs ist hier von besonderer Bedeutung: Seit
2013 unterliegen diese Jobs zwar der Rentenversicherungspflicht, aller-
dings mit einer Opt-Out-Klausel. Nach Zahlen der Rentenversicherung
(DRV 2018, S. 40) lässt sich die überwiegende Mehrheit der ausschließlich
geringfügig entlohnt Beschäftigten tatsächlich von der Rentenversiche-
rungspflicht befreien und zahlt somit nur den Arbeitgeberanteil der Beiträ-
ge und erwirbt entsprechend fast keine Ansprüche.6

Auch weitere Kategorien von Erwerbstätigen wie Ein-Euro-Jobber_in-
nen und Selbständige mit ALG-II-Bezug ließen sich nach den Analysen der
Bundesagentur für Arbeit (BA 2017, BA 2018, Hartmann/Bergdolt 2010)
aus der Perspektive der Rentenversicherung eher als Transferbeziehende
einstufen. Während für die Minijobs ausreichend öffentliche Daten vor-
handen sind, ist dies für diese zwei weiteren Kategorien nicht der Fall. Da
sie zudem im Vergleich zu den Minijobs (2016: über fünf Millionen) eine
viel geringere Zahl an Personen umfassen (2016: 80 Tsd. Ein-Euro-Jobs
und 105 Tsd. Selbständige mit ALG-II-Bezug), wurden sie auch in den Be-
rechnungen von Türk et al. (2018) nicht weiter berücksichtigt. Aus Mangel
an detaillierten Daten und wegen der Schwierigkeit, einen Schwellenwert
zu definieren, wurde davon abgesehen, weitere Erwerbstätige mit sehr
niedriger Erwerbsintensität und/oder Transfereinkommen zu betrachten
(wie bestimmte Gruppen an Selbständigen sowie sozialversicherungs-
pflichtig Teilzeitbeschäftigten, die transferabhängig bleiben). Somit kann
die Anpassung von Türk et al. (2018) als vorsichtig bewertet werden.

Die Unterschätzung der Unterbeschäftigung in der LFS-Statistik ist das
Pendant zur Überschätzung der Erwerbstätigkeit. In Tabelle 3 wurden

5.2

6 Vgl. auch Bäcker/Neuffler (2012) und Körner/Meineken/Puch (2013) für soziode-
mografische Analysen der Minijobber_innen.
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schon ergänzende Zahlen zur Unterbeschäftigung nach LFS-Abgrenzung
ausgewiesen. Im Jahr 2015 würde sich somit die Erwerbslosenquote von
4,6 % um weitere 2,4 Prozentpunkte erhöhen, und wenn die in Teilzeit
Unterbeschäftigten auch noch berücksichtigt werden, um weitere 3,7 Pro-
zentpunkte. Um der Perspektive der Rentenversicherung am nächsten zu
sein, wurde in Türk et al. (2018) die Unterbeschäftigung in der Abgren-
zung der Bundesagentur für Arbeit (BA) herangezogen (Unterbeschäfti-
gung im engeren Sinne, i.e.S.). Neben den registrierten Arbeitslosen (in
den Rechtskreisen SGB II und III)7 wurden dem Arbeitslosenstatus nahe
Personen zusätzlich berücksichtigt: Teilnehmende an arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen (Weiterbildung und Förderung abhängiger Beschäfti-
gung) sowie Personen unter Sonderregelungen für Ältere und Personen,
die kurzfristig arbeitsunfähig sind, jedoch nicht die geförderte Selbständig-
keit und Kurzarbeit. Im Jahr 2016 betrug die Zahl der Erwerbslosen nach
LFS-Abgrenzung 1,8 Mio. Personen und die der registrierten Arbeitslosen
nach SGB III-Definition 2,7 Mio. Personen. Nach LFS Abgrenzung waren
unterbeschäftigt 2,8 Mio. Personen (Erwerbslose + Stille Reserve), nach
BA-Abgrenzung waren 3,6 Mio. Personen unterbeschäftigt i.e.S. Die zeitli-
che Entwicklung aller vier Abgrenzungen ist in Abbildung 3 zu sehen.

Die meisten Rentensimulationen berücksichtigen diese Über- bzw. Un-
terzeichnungen, indem sie von der LFS-Statistik den Übergang auf die na-
tionalen Statistiken (insb. BA-Statistik), die für die Einnahmeperspektive
der GRV relevanter sind, mit der oben genannten Dreisatzrechnung – be-
zogen auf ein Basisjahr – schaffen.

7 Für Arbeitslose des Rechtskreises SGB III zahlt die Bundesagentur für Arbeit die
Sozialbeiträge zur Rentenversicherung. 2018 wurden 2,3 Mio. Person als arbeitslos
registriert, davon 0,6 mit ALG I, 1,5 mit ALG II und 0,06 mit beiden. Demnach ist
die Versicherungsquote ca. 26 %. (BA 2019, S. 23).
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Beschäftigungslosigkeit in Deutschland (1.000 Pers.)
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Ein zweites Argument, warum die LFS-Statistik Potenziale am Arbeits-
markt unzureichend abbildet, bezieht sich auf die Strukturentwicklung in-
nerhalb der steuer- und beitragszahlenden Erwerbstätigen. So ist z.B. das
Basisjahr in Rentensimulationen meistens das letzte verfügbare Jahr. Dass
dies an sich einen sog. Basiseffekt haben kann, lässt sich in Abbildung 4
gut zeigen. Während im Jahr 2005 die sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten (SVB) knapp 67 % der Erwerbstätigkeit ausmachten, waren es
zehn Jahre später gut 71 %. Mit anderen Worten: Die gleichen Arbeits-
marktannahmen bezüglich der Erwerbsquoten und Erwerbslosenquoten
können in Rentenmodellen bei unterschiedlichen Strukturen innerhalb
der Erwerbstätigkeit zu negativeren (Basisjahr 2005) oder positiveren (letz-
te Jahre) Simulationsergebnissen in der auf die sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung bezogenen Rentenversicherung führen. Diesen verzer-
renden Basiseffekt heben Türk et al. (2018) in der positiven – an Schweden
orientierten – Arbeitsmarktvariante teilweise auf, in der die Minijobs deut-
lich zurückgehen, während die sozialversicherungspflichtige Erwerbstätig-
keit relativ zunimmt.

Abbildung 3:
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Struktur der Erwerbstätigkeit in Deutschland, Index (1992 = 100;
für Minijobs 200 = 100)

70

80

90

100

110

120

130

1992 1998 2004 2010 2016

Selbständige 

Erwerbstätige 

Minijobs 

Sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte 

Beamte 

Quellen: Bundesagentur für Arbeit und Destatis (VGR); eigene Darstellung und
Berechnungen.

Vergleich Türk et al. (2018) und Ageing Reports

Die Berechnungen in Türk et al. (2018) wurden vor Veröffentlichung des
Ageing Reports 2018 durchgeführt und setzen daher noch auf dem voran-
gegangenen Ageing Report 2015 mit dem Basisjahr 2013 auf, das auf den
älteren Bevölkerungsprojektion von Eurostat (EU-Kommission 2015) be-
ruhte. Ergänzend wurden auch Szenarien auf Basis der aktualisierten Be-
völkerungsprojektion von Eurostat (Eurostat 2017), die auch dem Ageing
Report 2018 zugrunde lagen, gerechnet. Diese werden im Folgenden prä-
sentiert.

Der Altenquotient (Tabelle 4, Spalte 1) steigt um 71 % von 32 % im Jahr
2016 auf 55 % im Jahr 2060. Der „ökonomische Abhängigkeitsquotient“
gemäß der im Ageing Report verwendeten Definition (Spalte 2) folgt weit-
gehend der Veränderung des Altenquotienten (+69 %). Zum einen liegt er
höher als der demografische Quotient (41 % im Jahr 2016 gegenüber
32 %), weil in den Nenner alle Erwerbstätigen unter 65 eingehen, eine
zwangsläufig kleinere Gruppe als die entsprechende gesamte Altersgruppe

Abbildung 4:

5.3
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der 15–64-Jährigen. Zum anderen dominieren die angenommenen demo-
grafischen Entwicklungen, weil die pessimistischen Annahmen zur Ar-
beitsmarktentwicklung, die nur geringe Verbesserungen bei den Er-
werbs(tätigen)quoten unterstellen, wenig Ausgleich schaffen und Transfe-
rabhängige unter 65 Jahren ausgeblendet bleiben.

Vergleich ökonomischer Abhängigkeitsquotienten
EU-Kommission (2018);

Altenquotient 15–64
und LFS-Erwerbsstatus

Türk et al. (2018);
angepasster Erwerbsstatus

dAQ
öAQ

Basisszenario  
öAQ

LFS-Anpassung
Basisszenario

öAQ
LFS-Anpassung

Schweden-Szenario
Jahr (1) (2) Jahr (3) (4)

2016 32,2 40,6 2013 68,1 68,1
2040 49,4 61,6 2040 87,9 73,6
2060 55,1 68,6 2060 96,1 75,1
2016–
2060 71,1 % 68,7 % 2013–

2060 41,2 % 10,3 %

Quelle: EU-Kommission (2017), Türk et al. (2018)
Anmerkung: dAQ = Altenquotient; öAQ = ökonomischer Abhängigkeitsquotient.

Die in Türk et al. (2018) errechneten ökonomischen Abhängigkeitsquoti-
enten unterscheiden sich von jenen des Ageing Reports bereits hinsicht-
lich der Ausgangsniveaus erheblich. Der ökonomische Abhängigkeitsquo-
tient liegt hier im Basisjahr 2013 bei 68 % und damit deutlich über dem im
Ageing Report ausgewiesenen Wert von knapp 41 % (2016). Das resultiert
aus zwei wesentlichen Unterschieden bei der Berechnung der ökonomi-
schen Abhängigkeitsrelationen. Wie oben bereits ausgeführt, liegen dem
Wert des Ageing Reports zum einem die LFS-Daten zugrunde, während
Türk et al. von angepassten Arbeitsmarktdaten ausgehen. Hier reicht nicht
bereits Erwerbstätigkeit von einer Stunde während der Referenzwoche für
die Berücksichtigung als erwerbstätige Person aus, sondern es wird ein ent-
sprechendes Mindestmaß an Erwerbsintegration vorausgesetzt. Somit ist
der Nenner in Türk et al. (2018) gegenüber der Berechnung der EU-Kom-
mission (2018) für die Altersgruppe 15–64 kleiner (um die Minijobs korri-
giert) und für die älteren höher (Erwerbstätige ohne Minijobs über 65).
Insgesamt überwiegt der negative Effekt allerdings. Zweitens werden in
Türk et al. (2018) Beschäftigungslose und Rentner_innen als Transferab-

Tabelle 4:
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hängige erfasst, während die im Ageing Report verwendete Abgrenzung
diesbezüglich lediglich auf Inaktive ab 65 Jahren abstellt. Der Zähler ist so-
mit in Türk et al. (2018) größer als im Ageing Report.

Während der im Ageing Report ausgewiesene Anstieg (Spalte 2: +69 %)
nahezu jenem des Altenquotienten (Spalte 1: +71 %) entspricht, fällt bei
Türk et al. (2018) der Anstieg der ökonomischen Abhängigkeitsquote
selbst auf Basis des pessimistischen Arbeitsmarktszenarios8 (Spalte 3) mit
41 % merklich geringer aus als jener des korrespondierenden Altenquoti-
enten (Spalte 1). Eine wesentliche Ursache dieses Unterschiedes liegt in der
rückläufigen Entwicklung der „jüngeren“ Transferabhängigen, die sich ei-
nerseits bereits aus der demografischen Entwicklung, andererseits aus der
angenommenen höheren Frauenerwerbsbeteiligung insbesondere in den
höheren Altersgruppen ergibt. Diese Entwicklung wird in der Definition
der ökonomischen Abhängigkeitsquote im Ageing Report unterschätzt
bzw. ausgeblendet.

Welches Potenzial in einer deutlich besseren Erwerbsintegration für
eine darüber hinausgehende Dämpfung des demografisch bedingten An-
stiegs der ökonomischen Abhängigkeitsquote liegt, wird im High Employ-
ment Szenario (Spalte 4) verdeutlicht. Hier wird eine schrittweise Anglei-
chung an aktuelle schwedische Erwerbsquoten bei gleichzeitiger nachhalti-
ger Verminderung der Beschäftigungslosigkeit (vgl. Türk et al. 2018) ange-
nommen. Dabei geht der Anteil der Minijobs zurück. Somit wird eine po-
sitive strukturelle Veränderung der Komposition der Erwerbstätigkeit si-
muliert. Bei einem Anstieg des Altenquotienten um 71 % bis 2060 steigt
der ökonomische Abhängigkeitsquotient über den gesamten Zeitraum be-
trachtet um lediglich 10 %. In Zwiener (2018) und Zwiener et al. (2020)
wurden makroökonometrische Simulationen einer Wachstums- und Be-
schäftigungspolitik durchgeführt, die zeigen, wie die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung in Richtung eines High Employment Szenario innerhalb von
eineinhalb Jahrzehnten aussehen kann.

8 Das Standard-Szenario in Türk et al. (2018) basiert auf den Arbeitsmarkttrendan-
nahmen des Ageing Report 2015. Die entsprechenden Annahmen im Ageing Re-
port 2018 stellen sich noch etwas pessimistischer dar, weil ausgehend von höheren
Ausgangswerten die für das Jahr 2060 angenommen Erwerbsquoten durchweg
noch etwas nach unten korrigiert wurden.
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Zusammenfassung

In diesem Beitrag wurden die Ergebnisse von Türk et al. (2018) genauer er-
läutert und in den Kontext neuerer Zahlen und Diskussionen gestellt. Zu-
nächst wurden die demografischen Abhängigkeitsquotienten im Kontext
der Veröffentlichung der 14. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung und der Anhebung der Regelaltersgrenze von 65 auf 67 bis 2030 prä-
sentiert. Es zeigt sich, dass die größten Herausforderungen unmittelbar an-
stehen. Diesen kann nicht durch erhöhte Fertilität oder allein durch höhe-
re Nettomigration entgegengesteuert werden.

In allen Rentensimulationen spielt der Arbeitsmarkt eine zentrale Rolle
– von den demografischen Eckzahlen bis hin zu den rentenpolitischen
Eckwerten. Dies spiegelt sich in den sogenannten ökonomischen Abhän-
gigkeitsquotienten wider, die neben der Altersstruktur den Erwerbsstatus
berücksichtigen. Die Methode der EU-Kommission im Ageing Report
wurde erläutert. Dabei wurde festgestellt, dass die Beschränkung der
Transfersabhängigen auf Inaktive über 65 Jahre und die LFS-Abgrenzung
der Erwerbstätigkeit unter 65 Jahre den Berechnungen der ökonomischen
Abhängigkeitsquotienten zugrunde liegen und so die Arbeitsmarktent-
wicklungen unterschätzen bzw. z.T. ausblenden.

Beide Abgrenzungen – Altersgrenze und LFS-Systematik – werden hin-
gegen bei den eigenen Berechnungen der ökonomischen Abhängigkeits-
quotienten korrigiert. Die Diskussion der LFS-Statistik wird aus der Per-
spektive der gesetzlichen Rentenversicherung geführt. Daraus ergibt sich
eine Anpassung für den LFS-Erwerbsstatus. Ausschließlich geringfügig ent-
lohnte Beschäftigung (Minijobs) werden aus der Erwerbstätigkeit (Nen-
ner) herausgerechnet, die Unterbeschäftigung im engeren Sinne nach BA-
Abgrenzung wird den Rentenbeziehenden (Zähler) hinzugerechnet. Eine
Diskussion von Arbeitsmarktpotenzialen innerhalb der LFS-Abgrenzung
des Erwerbsstatus und an Hand von nationalen Statistiken zeigt, dass diese
trotz enormer nomineller Verbesserungen der Erwerbstätigenquoten bzw.
Erwerbslosenquoten durchaus weiterhin in nennenswertem Umfang vor-
handen sind.

Im Vergleich der Varianten zeigt sich, dass die Ausschöpfung der Ar-
beitsmarktpotenziale, die in der angepassten Arbeitsmarktstatistik sichtbar
und durch eine Variante mit positiven Annahmen der Beschäftigungsent-
wicklung simuliert werden, die Auswirkungen des demografischen Wan-
dels sehr wohl schon im Jahr 2040 in nennenswertem Umfang mildern
kann. Die wirtschaftspolitischen Empfehlungen, die sich daraus herleiten,
sind umfangreiche gesamtwirtschaftliche Anstrengungen, um die vorhan-
denen ungenutzten Arbeitsmarktpotenziale zu erschließen.

6.
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In die Zukunft ohne Gesamtkonzept:
Vorausberechnungen und ihre Probleme

Johannes Geyer

Einleitung

Mit Ende des 20. Jahrhunderts wurde mit einer Reihe von Reformen ein
einschneidender Reformprozess in der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) in Gang gesetzt. Angesichts steigender Beitragssätze und einer rela-
tiv hohen Arbeitslosigkeit zielte man auf eine Stabilisierung des Beitrags-
satzes zur GRV und auf die Dämpfung seines mittelfristigen Anstiegs. Mit
der Einführung des Riester-Faktors ab 2002 wurden in der Folge mehrere
Rentenanpassungen gedämpft und das Rentenniveau gesenkt (Steffen
2013). Mit dem RV-Nachhaltigkeitsgesetz wurde ab 2005 zudem der soge-
nannte Nachhaltigkeitsfaktor in die Rentenanpassungsformel eingeführt.
Dieser Faktor modifiziert die jährliche Rentenanpassung – vereinfacht aus-
gedrückt – entsprechend der Veränderung des Verhältnisses von Beitrags-
und Rentensumme. Dadurch wird in der Formel ein „selbststabilisierender
Mechanismus“ wirksam, der die Anpassungskosten (gegebenenfalls auch
Gewinne) bei einer Veränderung von Beitrags- und Rentensumme zwi-
schen den Rentnerinnen und Rentnern (Rentenanpassung) auf der einen
und den Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern auf der anderen Seite
verteilt (Börsch-Supan 2007).1 Dieser Reformprozess gilt als „Paradigmen-
wechsel“, weil im Zuge dieses Prozesses das Ziel der Beitragssatzstabilität
das bisher gültige Leistungsziel ersetzte (Schmähl 2011). Die parallel um-
gesetzte und staatlich geförderte Teilprivatisierung der Alterssicherung im
sogenannten Drei-Säulen-Modell sollte die Altersvorsorge nicht nur nach-
haltiger gestalten, sondern auf ein besseres Fundament stellen: Durch die

1.

1 Der Nachhaltigkeitsfaktor führt beispielsweise dazu, dass bei Leistungsausweitun-
gen in der GRV zukünftige Rentenanpassungen geringer ausfallen, also auch die
Rentnerinnen und Rentner auf diese Weise einen relevanten Teil der Kosten finan-
zieren (z.B. bei der Mütterente 2014, siehe dazu Bach et al. 2018).
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Mischung aus Umlage und Kapitaldeckung sollten im Drei-Säulen-Modell
die Risiken gestreut und den Versicherten die „Chancen“ des Kapital-
markts erschlossen werden.2

Die Einführung der Riester-Rente liegt bereits 18 Jahre zurück und es
konnten einige Erfahrungen mit dem Drei-Säulen-Modell in Deutschland
gesammelt werden. Zugleich findet eine lebhafte Debatte um die Zukunft
und die Rolle der gesetzlichen Rentenversicherung statt und auch um die
Zukunft des Drei-Säulen-Modells. Insbesondere mit Blick auf die GRV
wird in dieser Debatte auf Vorausberechnungen zurückgegriffen, die die
Entwicklung von Beitragssatz und Rentenniveau für die kommenden Jahr-
zehnte abzuschätzen versuchen. Unterschiedliche Schätzmodelle kommen
dabei zwar zu leicht unterschiedlichen Ergebnissen, aber im Grundsatz un-
terscheiden sich die vorausgeschätzten Verläufe von Beitragssatz und Ren-
tenniveau unter geltendem Recht nicht. Problematisch ist allerdings, dass
in der Regel keine umfassende und systematische Betrachtung der Ent-
wicklung aller Komponenten des 3-Säulenmodells geschieht. So geraten
wichtige Fragen aus dem Blick, u.a.: Versichert die private Rente dieselben
Risiken wie die GRV? Welche Gesamtbeitragsleistung haben die Versicher-
ten zu tragen? Wie hoch sind die durchschnittliche Bruttoverzinsung und
ihre Varianz? Welches Nettorentenniveau wird erreicht? Wie entwickeln
sich die ausgezahlten Renten, die aus unterschiedlichen Quellen stammen,
über die gesamte Rentenbezugszeit?

Der Stand der Entwicklung der Alterssicherung

In den Jahren seit der Reform hat sich gezeigt, dass das Drei-Säulen-Modell
in Deutschland erhebliche Schwächen aufweist. Diese Schwächen resultie-
ren nicht zuletzt aus dem politisch defensiven Reformansatz zum Einstieg
in dieses Modell, der im Nachhinein als konzeptioneller Fehler zu bewer-
ten ist: obwohl die private Vorsorge zur Aufrechterhaltung des Lebensstan-
dards im Alter notwendig wurde, vermied man, sie als obligatorische Vor-

2.

2 Exemplarisch für das Bild eines verbesserten Gesamtversorgungsniveaus, das Ein-
kommen aus der GRV und private Renten kombiniert, stehen regelmäßig die Mo-
dellrechnungen im Alterssicherungsbericht der Bundesregierung (Bundesregie-
rung 2016). Unter relativ günstigen Annahmen zu Zinsen, Sparvolumen und Län-
ge der Erwerbsbiografie wird dort ein Netto-Gesamtversorgungsniveau für typisier-
te Modellbiografien ausgewiesen, das für alle Fälle einen Anstieg des zukünftigen
Versorgungsniveaus vorhersagt (eine kritische Diskussion der Annahmen findet
sich z.B. bei Schäfer 2015).
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sorge einzuführen (z.B. Wagner 2012). Dies hatte nicht nur eine unzurei-
chende Verbreitung und voraussehbare Selektionseffekte zur Folge, son-
dern auch, dass bis heute keine zuverlässigen Aussagen über das zusätzli-
che private Sparvolumen (vgl. z.B. Corneo u. a. 2009) getroffen werden
können.3 Die Verbreitung der betrieblichen Altersvorsorge stagniert seit ei-
nigen Jahren bei rund 56 % aller sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten, im Jahr 2001 lag ihre Verbreitung bei knapp 49 % (Riedmann et al.
2019). Zudem ist das Bild des Drei-Säulen-Modells insofern irreführend,
als die Säulen in unterschiedlicher Weise zur Risikoabsicherung beitragen.
Die GRV versichert im Wesentlichen das Risiko der Langlebigkeit, der Er-
werbsminderung und des Todes (Hinterbliebenenrente). Darüber hinaus
garantiert sie als „dynamische Rente“ eine Partizipation am Produktivitäts-
fortschritt. Die GRV stellt damit die umfassendste der drei Säulen dar. Da-
gegen decken die privaten Versicherungen häufig nur das Risiko der Lang-
lebigkeit ab und sind in der Regel nicht oder schwächer indexiert als die
GRV.4

In den kommenden Jahren werden die geburtenstarken Jahrgänge („Ba-
by-Boomer“) in Rente gehen und zu einer merklichen Verschiebung im
Verhältnis von Personen, die Beiträge zahlen, zu Personen, die Renten be-
ziehen, beitragen. Der 14. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
des Statistischen Bundesamtes zufolge wird der Altersquotient – definiert
als das Verhältnis von Personen im Alter zwischen 20 und 66 Jahren zu al-
len Personen, die 67 oder älter sind – in der mittleren Fortschreibungsvari-
ante (G2-L2-W2) von 0,31 (2019) bis Ende der 2030er Jahre auf knapp 0,47
ansteigen. Auch danach wird der Quotient nicht weiter absinken, sondern
sich auf diesem hohen Niveau stabilisieren und ab 2050 langsam weiter an-

3 Es herrscht sogar eine gewisse Unklarheit darüber wer zum förderfähigen Perso-
nenkreis zählt und auf welche Grundgesamt Verbreitungsquoten der Riester-Rente
bezogen werden sollten (vgl. Fasshauer und Toutaoui 2009 und Geyer 2012).

4 Fachinger und Künemund (2014) diskutieren die unterschiedlichen Anpassungs-
mechanismen der Produkte der staatlich geförderten privaten Altersvorsorge und
der betrieblichen Altersvorsorge kritisch. Bei der Riester-Rente existiert eine Nomi-
nalwertgarantie, aber keine Pflicht zur Anpassung der Leistungen im Rentenver-
lauf. Bei privaten Lebensversicherungen gibt es in der Regel eine Überschussbetei-
ligung – ob Überschüsse anfallen und wie hoch diese ausfallen bleibt dabei unsi-
cher. Bei der betrieblichen Altersvorsorge gelten die Vorschriften des Betriebsren-
tengesetzes (BetrAVG). Hier sind die Anpassungsregeln relativ stark ausdifferen-
ziert und könne sich je nach Durchführungsweg, konkreter Zusage und Unterneh-
men unterscheiden, eine systematische Teilhabe an der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung wird durch diese Regelungen nicht sichergestellt (vgl. dazu auch die
Ausführungen in Fachinger et al. 2014).
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steigen (Destatis 2020). Die rein demografischen Kennzahlen zeigen un-
mittelbar zwar noch nicht, wie sich das tatsächliche Verhältnis von Bei-
tragszahlenden und Rentenbeziehenden verändern wird, sie geben aber
eine Orientierung für den zu erwartenden finanziellen Druck auf die
GRV. Entsprechend zeigen die Vorausschätzungen der Bundesregierung
im jährlich erscheinenden Rentenversicherungsbericht und unabhängige
Studien (z.B. Börsch-Supan et al. 2016; BMAS 2016; Ehrentraut/Moog
2017; Werding, 2016, 2018; Geyer et al. 2019; Deutsche Bundesbank 2019)
gleichermaßen einen starken Anstieg des Beitragssatzes in den kommen-
den Jahren auf. Viele Beiträge in dieser Debatte folgern daraus die Not-
wendigkeit einer weiteren Absenkung der Leistungen der GRV, vor allem
durch eine weitere Absenkung des Rentenniveaus und eine Erhöhung des
Rentenzugangsalters (z.B. Sachverständigenrat 2016; Deutsche Bundes-
bank 2019). Damit verbunden ist die Forderung, die private und betriebli-
che Altersvorsorge weiter zu stärken.

Zugleich ist die jüngere Debatte über die GRV auch davon gekenn-
zeichnet, dass wieder über Niveausicherungsziele diskutiert wird (Blank
2017). Das Sicherungsniveau vor Steuern ist zwischen 2000 und 2018 von
52,9 % auf 48,3 % zurückgegangen und es wird nach geltendem Recht ein
weiterer starker Rückgang erwartet. Wichtige Faktoren, die diese negative
Entwicklung bedingen, sind der sogenannte Riester-Faktor und der Nach-
haltigkeitsfaktor in der Rentenanpassungsformel. Der § 154 Abs. 3 SGB VI
hatte zwar eine Untergrenze des Rentenniveaus von 43 % bis 2030 vorgese-
hen, ohne aber festzulegen was passieren sollte, wenn diese Grenze unter-
schritten würde. Inzwischen werden sogar wieder höhere Niveausiche-
rungsgrenzen diskutiert. Mit dem „Gesamtkonzept zur Alterssicherung“
wurde 2016 von der damaligen Bundesministerin für Arbeit und Soziales
Andrea Nahles ein eigenes Konzept zur Stabilisierung der GRV vorgelegt.
Dieses sah eine mindestens anzustrebende langfristige Haltelinie von 46 %,
wenn möglich sogar 48 % vor. Zwar wurde dieses Konzept nicht umge-
setzt; im Koalitionsvertrag von 2018 wurde dann aber eine Haltelinie von
48 % bis 2025 vereinbart (CDU, CSU und SPD 2018) und mit dem RV-
Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz auch verabschiedet.5
Offen ist bisher, wie sich eine derartige Sicherung der Untergrenze des
Rentenniveaus im Rahmen des Drei-Säulen-Modells gewährleisten lässt.

5 Es bleibt dabei ungewiss, ob die Haltelinie beim Rentenniveau überhaupt greifen
wird. Nach dem Rentenversicherungsbericht 2019 wird weder die Haltelinie beim
Rentenniveau noch die des Beitragssatzes bis 2025 erreicht. Stattdessen greift die
untere Haltelinie beim Beitragssatz, d.h. dieser hätte ohne Haltelinie nach gelten-
dem Recht gesenkt werden müssen.
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Langfristig erfordert diese politische Zielsetzung eine stärkere Anhebung
des Beitragssatzes zur GRV. Soll der Gesamtbeitrag zur Altersvorsorge ein-
schließlich privater und betrieblicher Vorsorge nicht unverhältnismäßig
ansteigen, ist damit eine Schwächung der beiden anderen Säulen impli-
ziert. Schon bei dieser vereinfachten Betrachtung wird deutlich, dass eine
isolierte Betrachtung der GRV im Drei-Säulen-Modell nicht sinnvoll ist.

Zwei aktuelle Entwicklungen haben noch einen äußerst günstigen Ein-
fluss auf die Finanzlage und die Leistungen der GRV: die mit dem aktuell
stabilen Altersquotienten verbundene sogenannte „demografische Pause“
und insbesondere die anhaltend günstige Beschäftigungsentwicklung bzw.
der starke und lang anhaltende Anstieg der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung. Dies führte zu einer überraschend günstigen Entwicklung
des Beitragssatzes der GRV (Abbildung 1) und zu einem höheren Siche-
rungsniveau vor Steuern als erwartet (Abbildung 2). Noch im Jahr 2008
ging die Bundesregierung im Rentenversicherungsbericht für das Jahr
2019 von einem Beitragssatz von 20 % aus, das erwartete Rentenniveau lag
zugleich deutlich unter 47 %. Tatsächlich konnte der Beitragssatz gesenkt
werden und liegt seit 2018 bei 18,6 %, und das Rentenniveau bewegt sich
seit 2014 nur wenig und liegt aktuell bei 48,2 %. Bemerkenswert ist diese
Entwicklung auch deswegen, weil mit den verschiedenen Rentenpaketen
erstmals seit langer Zeit wieder Leistungsausweitungen in der GRV vorge-
nommen worden sind. Dazu zählen die Leistungsverbesserungen für Müt-
ter von Kindern, die vor 1992 geboren wurden („Mütterrente“), die tempo-
räre Absenkung der Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente beson-
ders langjährig Versicherter und Verbesserungen bei der Erwerbsminde-
rungsrente. Ohne diese Leistungsausweitungen, hätte der Beitragssatz stär-
ker gesenkt werden können. Gleichzeitig wären dann auch die Rentenan-
passungen etwas höher ausgefallen und der Bundeszuschuss wäre geringer
ausgefallen.
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Beitragssatz zur GRV – Vorausschätzungen im Rentenversiche-
rungsbericht zwischen 2008 und 2018
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Sicherungsniveau vor Steuern – Vorausschätzungen im Rentenver-
sicherungsbericht zwischen 2008 und 2018
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Da die geburtenstarken Jahrgänge nun in das Rentenalter vorrücken, wird
sich diese Entwicklung absehbar nicht länger fortsetzen. Die Bundesregie-
rung geht von einer relativen Stabilität der Rente noch bis zum Jahr 2025
aus. Die im Jahr 2018 formierte Kommission „Verlässlicher Generationen-
vertrag“ wird im Frühjahr 2020 Vorschläge für die Weiterentwicklung des
Rentensystems nach 2025 vorlegen.

Welche Entwicklung unter den aktuellen Regelungen der GRV und mit
den Annahmen der gängigen Fortschreibungsmodelle über die Arbeits-
markt- und die demografische Entwicklung zu erwarten ist, wird im Fol-
genden kurz umrissen. Daran anschließend werden die wichtigsten renten-
politischen Stellschrauben diskutiert, mit denen den Herausforderungen
des demografischen Wandels nachhaltig begegnet werden könnte. Dabei
wird auch herausgearbeitet, welche Probleme mit aktuellen Vorausberech-
nungen verbunden sind.

Vorausschätzungen und Handlungsoptionen

Eine wichtige Grundlage der Arbeit an tragfähigen Zukunftskonzepten ist
die Vielzahl der Vorausschätzungen über die Finanzlage der GRV und das
zu erwartende Sicherungsniveau, die in den letzten Jahren erschienen sind.
So liefert der jährlich veröffentlichte Rentenversicherungsbericht der Bun-
desregierung eine mittelfristige Vorausschätzung der Entwicklung über
die nächsten 15 Jahre. Daneben werden regelmäßig Vorausberechnungen
mit einem längeren Fortschreibungshorizont, teilweise bis zum Jahr 2080,
veröffentlicht (z.B. Deutsche Bundesbank 2016, 2019; Geyer et al. 2019;
Ehrentraut/Moog 2017; Werding 2016, 2018; Börsch-Supan/Rausch 2018).
Zwar unterscheiden sich die Studien im Detail, was die zugrunde liegen-
den Simulationsmodelle, ihre Datenbasis, den konkret simulierten Rechts-
stand und einige weitere Annahmen betrifft; im Ergebnis schätzen sie aber
einen relativ einheitlichen Trend.

Danach ist zu erwarten, dass der Beitragssatz bei Fortschreibung des gel-
tenden Rechtsstandes zur GRV im Jahr 2030 zwischen 1,9 und 3,7 Pro-
zentpunkten über dem heutigen Niveau liegen wird, im Mittel wird ein
Anstieg von knapp drei Punkten vorausgeschätzt (Tabelle 1). Den Schät-
zungen zufolge wird das Rentenniveau im Schnitt ebenfalls knapp drei
Punkte unter dem Niveau von 48,3 % des Jahres 2019 liegen. Und diese ne-

3.
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gative Entwicklung wird sich fortsetzen, so dass für das Jahr 2045 ein Bei-
tragssatz von mehr als 23 % erwartet wird und – in den meisten Studien –
ein weiteres Absinken des Sicherungsniveaus auf unter 43 %.6

Entwicklung von Beitragssatz und Sicherungsniveau vor Steuern der
gesetzlichen Rentenversicherung in verschiedenen Vorausberechnun-
gen

Jahr
BMAS
(2016)

Börsch-Su-
pan und
Rausch
(2018)

Werding
(2016)

Werding
(2018)

Deutsche
Bundes-

bank
(2016)

Buslei et al.
(2019)

Burret und
Moog
(2019)

BS SN BS SN BS SN BS SN BS SN BS SN BS SN
2030 21,8 44,5 21,6 45 20,5 47,1 20,7 46,3 21,8 44,1 21,5 46,2 22,3 46
2040 23,3 42   22,0 44,8 22,5 43,8  41,8   24,3 42,8
2045 23,6 41,7 23,2 42,3 22,5 44,2 23,2 43,2  41,7 23,6 43,2   
2050    42 23,1 43,4 23,9 42,3  41,4   25 41,7
2060   24 41,1 24,0 42,0 25,4 40,5 >24 40,4   25,7 40,9
2070     24,2 41,6       25,9 40,9
2080     24,3 41,3 26,8 38,8       

Anmerkungen: BS – Beitragssatz. SN – Sicherungsniveau vor Steuern. In den jewei-
ligen Simulationen werden neben Unterschieden in den Modellen, der Daten-
grundlage und den demografischen Annahmen unterschiedliche Rechtszustände
unterstellt. Quelle: Eigene Zusammenstellung aus den oben zitierten Quellen und
Kaltenborn (2019).

So einheitlich die Ergebnisse der Studien sind, so unterschiedlich sind die
daraus abgeleiteten Empfehlungen, wie den Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels am besten zu begegnen wäre. Wie in vorangegangenen
Abschnitt kurz illustriert, wird auf der einen Seite die Stabilisierung der
Leistungen der GRV als zentrales Ziel hervorgehoben, und auf der ande-
ren Seite wird an der Stoßrichtung der Reformen, die Beitragsstabilität zu
sichern, festgehalten und auf den Ausbau der privaten Vorsorge gedrun-
gen.

Die Schwierigkeit für die rentenpolitische Debatte liegt darin, dass diese
Vorschläge und ihre künftigen Wirkungen oft nur schwer vergleichbar
sind, weil eine systematische vergleichende Betrachtung der Belastungen

Tabelle 1:

6 Ein ausführlicher Vergleich verschiedener aktueller Studien, die die langfristigen
Auswirkungen des demografischen Wandels untersuchen, findet sich in Kalten-
born 2019.
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bzw. Kosten und Leistungen fehlt, und der Fokus teils auf die GRV be-
schränkt bleibt. Dies soll kurz anhand der typischen Handlungsstrategien
erläutert werden.

Die zentralen Handlungsoptionen bei dem umlagefinanzierten deut-
schen Rentensystem, das der Beitragsäquivalenz einen großen Stellenwert
einräumt, sind bekannt.7 Entscheidend für die präferierte Politik ist dabei,
ob versucht werden soll, die GRV als tragende Säule der Alterssicherung
zu stärken oder ob die Richtung der Beitragssatzstabilisierung bei sinken-
dem Niveau weiter verfolgt wird. Wenn man letztere Alternative präfe-
riert, sollte man auch die Ausgestaltung der privaten Vorsorge thematisie-
ren, da die dort gewährten Leistungen und die entsprechenden Belastun-
gen dann als integraler Bestandteil des Alterssicherungssystems interpre-
tiert werden müssen. Im Folgenden sollen kurz zwei Aspekte der GRV dis-
kutiert werden, die dabei immer wieder Gegenstand von Kontroversen
sind: (1) die Höhe der Beiträge und der Steuerzuschüsse und (2) das Ren-
tenniveau.

Parameter und Stellschrauben der Rentenpolitik: Beitragssatz &
Steuerzuschuss

Der Beitragssatz ist eine naheliegende Stellschraube, um die Einnahmen
zu erhöhen und Leistungen zu finanzieren. Wie oben erläutert, steigt der
Beitragssatz zur GRV in der mittleren Frist bereits nach heutigem Recht
mittelfristig relativ stark an. Modelle, in denen das Leistungsniveau entge-
gen dem geltenden Recht über 2025 hinaus stabilisieren wird, schätzen
einen nochmal höheren Finanzbedarf, also höhere Beitragssätze (Ehren-
traut/Moog 2017; Werding 2018; Börsch-Supan/Rausch 2018). Neben den
Beiträgen steigen auch die Steuermittel. Die GRV erhält Steuermittel vor
allem in der Form der Bundeszuschüsse und als Beiträge für Kindererzie-
hungszeiten. Theoretisch sollen die Bundesmittel zur Finanzierung soge-
nannter versicherungsfremder Leistungen genutzt werden, allerdings ist
das genaue Volumen der nicht beitragsgedeckten Leistungen nicht be-
kannt (Deutsche Rentenversicherung 2019).8 Faktisch ist die Zweckbin-
dung nicht relevant für die Ausgestaltung und Fortschreibung der Bundes-

3.1

7 Es handelt sich hier im Wesentlichen um das Leistungsniveau, die Höhe des Bei-
tragssatzes, das Regelrenteneintrittsalters und die Rolle des Bundeszuschusses.

8 Die Wissenschaftlichen Dienste schreiben in einem Gutachten von 2016: „Die Ein-
schätzung von Wissenschaft und Politik ist uneinheitlich, je nachdem, welches
Ziel durch die Beitragszahlung verfolgt werden soll.“ (Wissenschaftliche Dienste
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zuschüsse (Wissenschaftliche Dienste 2018). Beispielhaft kann man in die-
sem Zusammenhang auch die Mütterrente I und II9 nennen, die nur zu
einem Teil aus Steuermitteln finanziert wird, obwohl es sich um Beiträge
für Kindererziehungszeiten handelt. Die gesamten Bundesmittel lagen im
Jahr 2018 bei fast 95 Milliarden Euro, rund 30 % der Einnahmen der GRV
(Deutsche Rentenversicherung Bund 2019). Würde man diesen Steuerzu-
schuss zusätzlich ausweiten, um das Leistungsniveau der GRV zu erhalten
und den Beitragssatz zu stabilisieren10, würden sich systematische Fragen
stellen, da nicht versicherte Gruppen wie die Beamten oder Teile der Selb-
ständigen über Steuern stärker belastet würden. Börsch-Supan und Rausch
(2018) schätzen beispielsweise, dass der zusätzliche Finanzbedarf einer
doppelten Haltelinie (Beitragssatz und Rentenniveau) über 2025 hinaus
bis 2030 eine Erhöhung der Mehrwertsteuer um drei Prozentpunkte erfor-
dern würde. Langfristig wären es sogar sechs oder mehr Punkte.

In den GRV-Modellen ist es naheliegend, diese Belastungen in Form
von höheren Beiträgen und Steuerzuschüssen bei einer Variation der Poli-
tik explizit auszuweisen.11 Theoretisch wäre es konsequent, hier auch den
privaten Finanzierungsbedarf als Teil der Beitragsbelastung auszuweisen,
der als notwendig für die Lebensstandardsicherung sowie zur Absicherung
anderer Risiken (Erwerbsminderung, Hinterbliebenenschutz) angesehen
wird. Das wird aber in der Regel nicht gemacht, so dass die Gesamtbelas-
tung unterschätzt wird und im Vergleich zum Drei-Säulen-Modell die Be-
lastungen durch steigende Beitragssätze in der GRV erheblich überzeich-
net werden (z.B. Börsch-Supan/Rausch 2018; Werding 2018).12 So werden
dann zwar diese Kosten quantifiziert, aber nicht gegengerechnet, dass die

2016). Auch Meinhardt (2018) weist auf die unterschiedlichen Definitionen hin, er
schätzt ein Volumen je nach Abgrenzung der Leistungen zwischen 26 und gut 48
Milliarden Euro für 2016.

9 Nach dem RV-Leistungsverbesserungsgesetz (2014) und dem Leistungsverbesse-
rungs- und -Stabilisierungsgesetz (2018). Siehe dazu Bach et. al 2014 und Bach
u. a. 2018.

10 So ein Vorschlag war Teil des „Gesamtkonzeptes zur Alterssicherung“ (BMAS
2016). Der Vorschlag sah die Einführung eines „Demografiezuschusses“ vor. In
dieser Perspektive wird die Stabilisierung der GRV als gesamtgesellschaftliche
Aufgabe verstanden.

11 Den zusätzlichen Finanzbedarf der GRV in Form von Mehrwertsteuerpunkten
auszuweisen wie bei Börsch-Supan und Rausch (2018) ist willkürlich gewählt und
dient den Autoren nur zu Illustration des zusätzlichen Finanzvolumens. Man hät-
te das auch an der Einkommensteuer oder am BIP ausdrücken können oder in
Form von Beitragsentlastungen bei der privaten Vorsorge.

12 Umgekehrt sollte bei der GRV-Beitragsbelastung auch der gesamte Beitragssatz
als Belastung definiert werden. Es stimmt zwar, dass der Beitragssatz paritätisch
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Menschen bei einer Leistungsstabilisierung oder sogar Ausweitung der
Leistungen in der GRV dann weniger in die private Altersvorsorge inves-
tieren müssten. Konsequent wäre es zudem darauf hinzuweisen, dass der
Verbreitungsgrad privater Versicherung deutlich hinter der Verbreitung
der GRV zurückbleibt. Aufgrund der Notwendigkeit einen Kapitalstock
erst bilden zu müssen, würde man zudem selbst bei einem staatlich verord-
neten Obligatorium erst langfristig ein vergleichbares substanzielles Siche-
rungsniveaus erreichen. Außerdem wäre es hier zentral zu erklären, dass
das Risiko der Erwerbsminderung und vermutlich auch Hinterbliebenen-
leistungen im Beitragssatz zur privaten Versicherung nicht abgedeckt wer-
den.

Parameter und Stellschrauben der Rentenpolitik: Rentenniveau &
Altersgrenzen

Auch beim Leistungsniveau stellen sich beim Vergleich unterschiedlich ge-
mischter Systeme einige grundlegende Fragen. Das gängige Rentenniveau
ist ein abstraktes Konzept, das das Verhältnis der Standardrente (45 Ent-
geltpunkte) und des Durchschnittsentgelts der Versicherten misst. Es ist
eine wichtige Kenngröße oder Maßzahl der Leistungsfähigkeit der umlage-
finanzierten lohnorientierten GRV und erlaubt einen Vergleich ihrer Leis-
tungen über die Zeit. In der rentenpolitischen Debatte ist es dabei üblich,
über das sogenannte Sicherungsniveau vor Steuern zu sprechen, da ein ein-
heitliches Nettorentenniveau aufgrund des Übergangs zur nachgelagerten
Besteuerung nicht berechnet werden kann. Das Sicherungsniveau vor
Steuern berücksichtigt nur die Belastungen durch die Sozialbeiträge und
private Vorsorge.13

In der rentenpolitischen Diskussion erhält die zukünftige Entwicklung
des Rentenniveaus eine hohe Bedeutung. Seine Senkung steht stellvertre-
tend entweder für eine finanziell nachhaltige Rentenpolitik oder für eine
zunehmend prekäre Einkommenssituation für eine zunehmende Zahl von
Rentenbeziehenden. Wie oben erläutert, wird inzwischen eine Untergren-
ze beim Rentenniveau von vielen Seiten in der Rentendebatte unterstützt.
Hier zeigen sich ähnlich Schwierigkeiten beim Vergleich eines Rentenni-

3.2

von Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden finanziert wird, aber im Ergebnis
handelt es sich dabei um Lohnkosten. Kurzfristig kann die Inzidenz davon abwei-
chen, da eine Anpassung des Beitragssatzes unmittelbar Löhne erhöht bzw. senkt.

13 Zur Diskussion der verschiedenen Niveaugrößen und der jüngsten Neudefinition
des Sicherungsniveaus vor Steuern, siehe Steffen (2019).
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veaus, das sich ausschließlich auf die GRV bezieht, und eines Sicherungsni-
veaus, das auch andere Quellen berücksichtigt. Es gelten hier zudem die
Argumente wie beim Beitragssatz bezüglich der versicherten Risiken: weil
die unterschiedlichen Altersvorsorgevarianten unterschiedliche Risiken
versichern, ist ein Gesamtversorgungsniveau, das sich aus GRV, Riester-
Rente und sonstiger privater Altersvorsorge zusammensetzt, nicht so aussa-
gekräftig wie es scheint. Die privaten Versicherungen decken häufig nur
das Risiko der Langlebigkeit ab und versichern nicht gegen Erwerbsmin-
derung oder den Tod. Zudem stellt sich die Frage wie sich das aus unter-
schiedlichen Quellen zusammengesetzte Leistungsniveau über die Zeit
entwickelt, also ob und nach welchen Kriterien private Rentenleistungen
in der Auszahlungsphase dynamisiert werden (vgl. dazu Fußnote 4).

In jüngeren Veröffentlichungen wird ein weiterer Vorschlag zur Stabili-
sierung des Rentenniveaus formuliert, der ohne zusätzliche Ausgaben in
der GRV auskommt. Dabei wird die Erwerbsbiografie zur Berechnung der
Standardrente mit der Anhebung der Altersgrenzen verlängert (z.B. Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
2016; Werding 2018; Deutsche Bundesbank 2019). Wenn sich die Biografie
der Standardrente (45 Jahre Durchschnittsentgelt) entsprechend um zwei
Jahre erhöht, würde das Rentenniveau mechanisch steigen. Allerdings tritt
dieser Effekt ein, weil sich die Basis des Vergleichs verändert, obwohl sich
an den objektiven Verhältnissen nichts verändert hat.14 Man kann das tun,
aber es hat eher einen normativen Charakter und wenig Erkenntniswert.
Werding (2018) simuliert diesen Effekt und lässt die Altersgrenze auch
über das Alter 67 hinaus – gekoppelt an die steigende Lebenserwartung –
steigen. Die Altersgrenze wächst dabei zwischen 1,2 und 1,5 Monaten pro
Jahr. Er zeigt, dass unter diesen Annahmen einer ansteigenden Standard-
biografie und mit privater Vorsorge das kombinierte Sicherungsniveau
langfristig stabil gehalten werden kann. Spiegelbildlich wird der Anstieg
des Beitragssatzes zur GRV gedämpft. Wie hoch die kombinierten Belas-
tungen aus öffentlicher Vorsorge und privater Absicherung sind, wird
nicht gezeigt. Zudem wird das kombinierte Rentenniveau nur für die je-
weilige Zugangskohrte ausgewiesen – für die ist es stabil. Da sich aber die
Definition der Standardbiografie mit der Zeit ändert, sinkt das Rentenni-
veau für den Rentenbestand kontinuierlich ab.

14 Das ist übrigens ein Grund für das relativ hohe Gesamtversorgungsniveau im Al-
terssicherungsbericht. Die jüngeren Biografien arbeiten und sparen über einen
längeren Zeitraum, weil angenommen wird, dass sie später in Rente gehen
(Schäfer 2015).
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Diskussion

Die aktuelle rentenpolitische Debatte ist unübersichtlich. Bis 2025 gelten
doppelte Haltelinien für Niveau und Beitragssatz, danach bleibt viel zu
entscheiden. Das deutsche Alterssicherungssystem ist geprägt vom unvoll-
endeten Übergang zum Drei-Säulen-Modell. So wurde das Leistungsniveau
der GRV gesenkt, ohne adäquaten Ersatz in der zweiten und dritten Säule
sicherzustellen. Das betrifft neben der unzureichenden Verbreitung der
privaten Vorsorge auch die bleibenden Lücken bei der Versicherung des
Risikos der Erwerbsminderung und bei der Hinterbliebenenversorgung.
Die gleichsam entstehende Beitragsbelastung in der zweiten und dritten
Säule wird systematisch ausgeblendet. Gleichzeitig ist in naher Zukunft
mit steigenden GRV-Beitragssätzen und einem weiteren Absenken des
Rentenniveaus zu rechnen. Eine Stabilisierung oder auch eine weitere Ab-
senkung des Rentenniveaus sollte im Kontext des anzustrebenden Alterssi-
cherungssystems diskutiert werden.

Das gilt auch für die vielen verschiedenen Modellrechnungen, die Lang-
fristprognosen zur GRV erstellen. Hier liegt der Fokus ausschließlich auf
der GRV. Die Modellierung der privaten ergänzenden Vorsorge ist in der
Regel einfach gehalten und überzeichnet ihren positiven Beitrag zur Al-
terssicherung systematisch. Bei der Modellierung unterschiedlicher renten-
politischer Szenarien in der GRV ist es naheliegend die Belastungen in
Form von höheren Beiträgen und Steuerzuschüssen explizit auszuweisen.
Allerdings fehlt in der Regel bei diesen Berechnungen eine explizite Mo-
dellierung der Belastungen in der zweiten und dritten Säule. Das führt in
der Konsequenz zu einer Überschätzung der finanziellen Belastungen
durch steigende GRV-Beitragssätze und Steuern. Und auf der Leistungssei-
te werden die privaten Versicherungen eher zu günstig dargestellt. Es wäre
wichtig zu erklären, dass das Risiko der Erwerbsminderung und in der Re-
gel auch Hinterbliebenenleistungen im Beitragssatz zur privaten Versiche-
rung nicht abgedeckt wird und die Niveaulücke deswegen auch nur teil-
weise geschlossen werden kann. Zudem wird dabei systematisch ignoriert,
dass der Verbreitungsgrad privater Versicherung deutlich hinter der Ver-
breitung der GRV zurückbleibt und ein Kapitalstock für einen großen Teil
der Bevölkerung erst aufgebaut werden muss.

Gerade weil ein Gesamtkonzept zur Alterssicherung über 2025 hinaus
fehlt, wäre es wünschenswert bei der zukünftigen Modellierung der lang-
fristigen Entwicklung der Alterssicherung die unterschiedlichen Säulen
auch entsprechend zu berücksichtigen.

4.
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Lebensstandardsicherung durch betriebliche Altersvorsorge?
Deutschland im Vergleich

Tobias Wiß

Einleitung

Das 2018 in Kraft getretene Betriebsrentenstärkungsgesetz sowie die Ver-
einbarung der Großen Koalition Ende 2019 zur Einführung einer Grund-
rente haben den Diskussionen um die Ausgestaltung und künftige Ent-
wicklung des deutschen Alterssicherungssystems Aufschwung gegeben.
Überlegungen, innerhalb des staatlichen Systems eine Art nicht bedürftig-
keitsgeprüfte Mindestrente einzuführen, weisen bereits darauf hin, dass es
die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) alleine nicht (mehr) schafft, vie-
len Personen selbst nach mehr als 30 Jahren mit Beitragszahlungen eine
Rente oberhalb der Grundsicherungsschwelle zu gewährleisten, geschwei-
ge denn den Lebensstandard im Alter zu sichern.1 Diese Entwicklung
kommt allerdings keineswegs überraschend, schließlich war das erklärte
politische Ziel der Rentenreformen in den 2000er Jahren das Leistungsni-
veau der gesetzlichen Rentenversicherung zu reduzieren und gleichzeitig
die Rolle der betrieblichen und privaten Altersvorsorge zu stärken.

Der internationale Vergleich zeigt, dass innerhalb eines Mehrsäulenmo-
dells das staatliche Rentensystem die Funktion der Verhinderung von Al-
tersarmut übernimmt, während die Lebensstandardsicherung entweder
über eine staatliche Rentenversicherung und/oder über die betriebliche Al-
tersvorsorge organisiert werden kann. Der vorliegende Beitrag analysiert
die aktuelle Rolle der betrieblichen Altersvorsorge (bAV) in Deutschland
und beschäftigt sich daher mit der Lebensstandardsicherung und nicht mit
der Vermeidung von Altersarmut, da Letzteres in der Regel nicht in den
Aufgabenbereich der bAV fällt.

Im unmittelbaren Anschluss an die Rentenreform des Jahres 2001 hat
die bAV eine starke Dynamik erfahren, was Ausdruck fand in einer stei-
genden Zahl an bAV-Verträgen und dem Abschluss von zahlreichen Tarif-
verträgen insbesondere zu Details der Entgeltumwandlung. Diese Dyna-

1.

1 Zur Privatisierung der Altersvorsorge und steigender Altersarmut vgl. Ebbinghaus
2018.
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mik ergibt sich aus der Logik, dass ein künftig geringeres Rentenniveau
kompensiert werden muss, wobei der bAV neben der Riester-Rente eine
zentrale Rolle eingeräumt wurde (Blank 2015). Allerdings hat diese an-
fängliche Dynamik inzwischen ihren Zenit überschritten und wir haben es
seit mehreren Jahren mit einer Stagnation der bAV zu tun. Die ursprüngli-
chen Erwartungen in Bezug auf die Zahl der Abschlüsse und die Höhe von
Beiträgen wurden bisher nicht erfüllt. Dies hängt auch mit dem Irrglauben
zusammen, dass ein auf Freiwilligkeit beruhendes System der betriebli-
chen und privaten Altersvorsorge einen ehemaligen Teil des verpflichten-
den GRV-Systems kompensieren kann.2

Neben der Analyse der aktuellen Rolle der bAV möchte das vorliegende
Kapitel auch einen Beitrag zur aktuellen Reformdiskussion und möglichen
künftigen Entwicklungen leisten. Hierzu erfolgt ein Blick auf andere euro-
päische Länder. Es wird dargelegt, wie in anderen Ländern die Lebensstan-
dardsicherung gewährleistet wird und welche Rolle die bAV hierbei im ge-
samten Alterssicherungssystem spielt.

Der folgende Abschnitt 2 beschäftigt sich zunächst mit dem Zusam-
menspiel von staatlicher Alterssicherung und betrieblicher Altersversor-
gung in Deutschland und der Einbettung der bAV in das gesamte Alterssi-
cherungssystem. Im Anschluss an jüngste Entwicklungen der GRV (Ab-
schnitt 3) analysiert der vierte Abschnitt die Entwicklung der bAV seit
2001, wobei der Schwerpunkt auf der aktuellen Situation entlang einiger
Dimensionen wie Branchenunterschieden liegt. Abschnitt 5 versucht, den
deutschen Weg im Vergleich mit anderen Ländern einzuordnen und mög-
liche Reformoptionen abzustecken.

Das Zusammenspiel von staatlicher und betrieblicher Altersversorgung

Zur analytischen Erfassung des gesamten Alterssicherungssystems und zur
Ermöglichung von Vergleichen ist es hilfreich zu unterscheiden, welche
Institutionen und Akteure für welchen Teil der Alterssicherung verant-
wortlich sind, und welche Funktionen diese Teile für das individuelle Ein-
kommen im Alter haben. Die Forschung zu Alterssicherungssystemen ori-
entiert sich hierbei an einem Modell aus verschiedenen Säulen und Schich-
ten (Ebbinghaus 2011; Immergut/Anderson 2007).

2.

2 Zum Problem der freiwilligen Vorsorge siehe Meyer 2015; zur gescheiterten Ries-
ter-Rente vgl. Nullmeier 2015.
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Die erste Säule umfasst den staatlichen Teil des Alterssicherungssystems,
in Deutschland also die GRV (siehe Tabelle 1). In der zweiten Säule wird
die bAV entweder von beiden Sozialpartnern (Gewerkschaften und Arbeit-
gebern) oder vom Arbeitgeber alleine, gegebenenfalls unter Einbezug der
betrieblichen Interessenvertretung, organisiert. In der dritten Säule
schließlich finden wir Rentenprodukte wie zum Beispiel private Renten-
sparpläne oder Lebensversicherungen, die von einzelnen Personen direkt
mit Finanzdienstleistern abgeschlossen werden. Das Konzept der ‚Schicht‘
bezieht sich auf die jeweilige Funktion eines Teils der gesamten Alterssi-
cherung für das Einkommen im Alter. In der ersten Schicht geht es um die
Vermeidung von Armut, was in Deutschland über die bedarfsgeprüfte
Grundsicherung im Alter erfolgt. In der zweiten Schicht finden wir dieje-
nigen Teile des Alterssicherungssystems, die für die Lebensstandardsiche-
rung zuständig sind, also dafür sorgen, dass der erreichte Lebensstandard
während der Phase der Erwerbstätigkeit auch im Alter gehalten werden
kann. Hierfür ist hauptsächlich (noch) die gesetzliche Rentenversicherung
zuständig. Aufgrund von Leistungskürzungen kann sie dies aber nicht
mehr alleine erfüllen, daher wird zusätzlich eine betriebliche oder auch
private Altersvorsorge benötigt. Die privaten Riester- und Rürup-Produkte
können sowohl Teil der zweiten als auch der dritten Schicht sein. In Letz-
terer geht es um eine Absicherung über den Lebensstandard hinaus. Das
vorliegende Kapitel behandelt im Folgenden den grau schattierten Bereich
der zweiten Schicht in der zweiten Säule, also die bAV. Prinzipiell muss
hier zwischen dem öffentlichen und privaten Sektor unterschieden wer-
den. Angestellte im öffentlichen Dienst sind verpflichtend branchenweit
abgesichert, wohingegen das System der bAV im privaten Sektor auf Frei-
willigkeit beruht. Beamte werden im Folgenden nicht weiter berücksich-
tigt, da diese über eine privilegierte steuerfinanzierte Beamtenversorgung
verfügen, welche die erste und zweite Schicht innerhalb der ersten Säule
umfasst.

Das Zusammenspiel von staatlicher und nicht-staatlicher Alterssiche-
rung ist durch die beiden Mechanismen des crowding out und crowding in
gekennzeichnet. Dies bedeutet, dass hohe staatliche Renten betriebliche
und private Renten überflüssig machen und diese daher verdrängen (crow-
ding out). Wenn die staatlichen Renten dagegen niedrig sind oder gekürzt
werden, dann gibt es einen höheren Bedarf an zusätzlicher Altersvorsorge
(crowding in). Deutschland war bis Ende der 1990er Jahre stärker durch
den crowding out-Mechanismus gekennzeichnet, Leistungskürzungen in
der GRV haben jedoch zu einem stärkeren, politisch gewollten und geför-
derten „Eindringen“ der zusätzlichen Altersvorsorge in das Gesamtsystem
der Alterssicherung geführt.
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Säulen und Schichten im deutschen Alterssicherungssystem
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Jahre stärker durch den crowding out‐Mechanismus gekennzeichnet, Leistungskürzungen in der GRV 

haben jedoch zu einem stärkeren, politisch gewollten und geförderten „Eindringen“ der zusätzlichen 

Altersvorsorge in das Gesamtsystem der Alterssicherung geführt. 

 

Tabelle 1: Säulen und Schichten im deutschen Alterssicherungssystem 

   1. Säule  2. Säule  3. Säule 

 
staatliche Altersvorsorge  betriebliche Altersvorsorge  individuelle Altersvorsorge 

  Sozialpartner  Arbeitgeber   

3. Schicht 
(top‐up) 

     
  

private Rentenpläne, 
Lebensversicherungen 
 
Riester‐Rente, 
Rürup‐Rente 2. Schicht 

(einkommensbezogene 
Lebensstandardsicherung) 

gesetzliche 
Rentenversicherung 

öffentlicher Dienst:  
‐ verpflichtende VBL 

Privatwirtschaft:  
‐ fünf freiwillige 
Durchführungswege 

‐ Tarifverträge 
‐ Kollektive 
Versorgungswerke 

1. Schicht 
(Armutsvermeidung) 

bedarfsgeprüfte 
Grundsicherung im Alter 

  
  

  

Quelle: Eigene Darstellung nach Ebbinghaus et al. (2011) und Schulze/Jochem (2007). 

 

3 Hintergrund: Die Entwicklung der gesetzlichen Rente 

Quelle: Eigene Darstellung nach Ebbinghaus et al. (2011) und Schulze/Jochem
(2007).

Hintergrund: Die Entwicklung der gesetzlichen Rente

Wenn es darum geht, die Leistungshöhe der GRV abzuschätzen, wird in
deutschen Debatten sehr häufig auf das Netto-Sicherungsniveau vor Steu-
ern, umgangssprachlich auch Rentenniveau genannt, verwiesen. Gemeint
ist hiermit die staatliche Rente, die ein/e Versicherte/r bei 45 Versiche-
rungsjahren mit Durchschnittsentgelt im Verhältnis zum aktuellen durch-
schnittlichen Arbeitnehmerentgelt erhält. Der Bruttorentenbetrag und der
Durchschnittsverdienst werden hierbei um die jeweiligen Sozialversiche-
rungsabgaben sowie der Durchschnittsverdienst zusätzlich um den durch-
schnittlichen Aufwand für die zusätzliche Altersvorsorge reduziert, die
Steuerbelastung wird dagegen nicht berücksichtigt. Aus Abbildung 1 lässt
sich ablesen, dass das Rentenniveau im Jahr 2019 48,2 % beträgt und seit
1990 um fast 7 Prozentpunkte gesunken ist. Für das Jahr 2033 wird aktuell
ein Wert von nur noch 44,6 % vorausberechnet. Das sinkende Rentenni-
veau geht dabei mit einem steigenden Beitragssatz einher. Der Beitragssatz
liegt 2019 zwar bei 18,6 %, also in etwa dem Wert des Jahres 1990 (18,7 %),
zwischenzeitlich aber erfolgte ein Anstieg auf 20,3 % (1997). Für 2033 geht
der aktuelle Rentenversicherungsbericht von einem wesentlich höheren
Beitrag (22,0 %) aus.

Tabelle 1:

3.
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Entwicklung des Rentenniveaus (%) und des Beitragssatzes (%)
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Quellen: Eigene Darstellung nach Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(2019a) und Deutsche Rentenversicherung Bund (2018).

Es muss jedoch beachtet werden, dass das Sicherungsniveau vor Steuern
keine Aussagen über die Höhe des individuellen Rentenniveaus zulässt. Es
handelt sich beim Netto-Sicherungsniveau vor Steuern um eine modellhaf-
te Berechnung einer fiktiven Rentnerin bzw. eines fiktiven Rentners basie-
rend auf 45 Entgeltpunkten, die dann nicht dem individuellen Einkom-
men vor Rente, sondern dem aktuellen Durchschnittsverdienst aller Ar-
beitnehmerInnen gegenübergestellt wird. Das bedeutet, dass das Rentenni-
veau ohne Veränderungen im Bereich der gesetzlichen Rentenversiche-
rung sowohl sinken als auch steigen kann, also nicht zwangsläufig mit hö-
heren oder niedrigeren individuellen Renten einhergeht. Dies ist beispiels-
weise der Fall, wenn es zu Änderungen bei den Sozialversicherungsbeiträ-
gen und dem durchschnittlichen Arbeitnehmerentgelt kommt. Vor die-
sem Hintergrund kann hinterfragt werden, ob die aktuellen Haltelinien3

des Rentenversicherungs-Leistungsverbesserungs- und Stabilisierungsgeset-
zes aus dem Jahr 2018 auf einem geeigneten Messkonzept beruhen, wenn
Veränderungen des Rentenniveaus sich nicht zwangsläufig auch auf indivi-
duelle Rentenhöhen auswirken.

Abbildung 1:

3 Unter anderem darf die untere Haltelinie zwischen 2019 und 2025 48 % und
bis 2030 43 % nicht unterschreiten.
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Nettoersatzraten aus dem öffentlichen System für Deutschland
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Quellen: OECD (2005, 2009, 2017).
Anmerkungen: Zwischen 2013 und 2015 kam es zu leichten Veränderungen der
Modellannahmen.

Demgegenüber bezieht sich die sogenannte Ersatzrate auf das Verhältnis
von individueller Rentenleistung zu individuellem Einkommen vor Ren-
teneintritt und misst damit explizit individuelle Rentenhöhen. Dies ist ins-
besondere für die Messung der Lebensstandardsicherung von Bedeutung.
Im Hinblick auf den Vergleich Deutschlands mit anderen Ländern in Ab-
schnitt 5 wird hier Bezug genommen zur Kalkulation der OECD.4 Abbil-
dung 2 zeigt die Entwicklung von simulierten Nettoersatzraten, definiert
als individuelle Rentenleistung im Verhältnis zum letzten individuellen
Einkommen, nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen.
Der Eintritt ins Erwerbsleben erfolgt im jeweiligen Jahr im Alter von 20
Jahren und der Renteneintritt zum jeweiligen gesetzlichen Renteneintritts-
alter, bzw. zum abschlagsfreien Renteneintritt für Deutschland. Auch hier
wird der Rückgang seit 2002 deutlich. Kam ein Durchschnittsverdiener im
Jahr 2002 noch auf eine Nettoersatzrate von 71,8 % und konnte damit
nach gängiger Definition den Lebensstandard im Alter halten, so reduzier-

Abbildung 2:

4 Auch die Simulationen von Bridgen/Meyer (2014) verdeutlichen das abgesunkene
Rentenniveau seit 2001.
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te sich dieser Wert auf 61,3 % im Jahr 2009 und nur noch 50,5 % im Jahr
2017 (OECD 2005, 2009, 2017). Die ursprünglich über dem Durchschnitt
liegende Ersatzrate für Personen mit dem 1,5fachen des Durchschnittsver-
dienstes (dunkelgraue Linie) ging bis 2017 wesentlich stärker zurück
(-29,4 %) als die Ersatzrate von Personen mit dem 0,5fachen des Durch-
schnittsverdienstes (hellgraue Linie; -7 %). Die Unterschiede zwischen den
Jahren können größtenteils mit Rentenreformen erklärt werden.

Wenn nun im Alter die GRV nur noch 51 % des vorherigen Gehalts er-
setzt, dann kann alleine mit staatlichen Leistungen der Lebensstandard
nicht mehr gewährleistet werden, wobei die OECD auf das durchschnittli-
che Einkommen über die gesamte Erwerbskarriere abstellt und keine Ver-
änderungen der Einkommensposition berücksichtigt. Diese Entwicklung
zeigt recht deutlich, welche Lücke die Rentenreformen seit Beginn der
2000er Jahren im staatlichen Teil des Alterssicherungssystems produziert
haben. Eine zusätzliche Altersvorsorge ist somit für die Lebensstandardsi-
cherung im Alter notwendig.

Die Entwicklung der betrieblichen Altersvorsorge

Welche Entwicklung hat nun die bAV seit den Reformen Anfang der
2000er Jahre genommen und wie sieht die aktuelle Situation aus? Im Fol-
genden wird auf Daten und Veröffentlichungen im Rahmen der Trägerbe-
fragung zur betrieblichen Altersversorgung im Auftrag des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales (BMAS) sowie die Arbeitskostenerhebung
des Statistischen Bundesamtes zurückgegriffen.

Beschäftigte mit bAV

In Abbildung 3 ist die Entwicklung der Anzahl von bAV-Anwartschaften
als Anteil an allen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in der Pri-
vatwirtschaft und im öffentlichen Dienst abgebildet. Jährliche Daten sind
nur für Mehrfachanwartschaften verfügbar, die für das vorliegende Kapitel
wichtigeren Zahlen zum Anteil von Beschäftigten mit bAV sind zum Teil
lückenhaft. Der Trend scheint aber sehr ähnlich zu sein. Im Anschluss an
die Rentenreform von 2001 und der Einführung des Rechtsanspruchs auf
Entgeltumwandlung inklusive Steuer- und Sozialabgabenfreiheit der bAV-

4.

4.1
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Beiträge bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze kam es, wie von den
meisten politischen Akteuren gewollt, zu einem starken Anstieg der bAV-
Anwartschaften von 52,1 % im Jahr 2001 auf 69,4 % im Jahr 2005.

Bei Betrachtung des gesamten Zeitraums 2001 bis 2017 (dem letzten
Jahr mit verfügbaren Daten) erhöhte sich die absolute Anzahl an Beschäf-
tigten mit bAV um 33,1 %, der Anteil der Beschäftigten mit bAV an allen
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten dagegen nur um 14,2 %. Dies
hängt mit einem stärkeren Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten gegenüber den bAV-Anwartschaften zusammen. Für die Er-
mittlung der Abdeckung von Beschäftigten mit einer bAV-Anwartschaft ist
deren Anteil an allen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten der aus-
sagekräftigere Wert. Man könnte durchaus erwarten, dass die bAV-Anwart-
schaften mit dem Anstieg von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten
mithalten sollte, wenn der künftige Lebensstandard im Alter nur noch in
Kombination von gesetzlicher Rente und bAV erreicht werden kann. Dies
ist offensichtlich nicht der Fall. Im Gegenteil, seit 2005 stagniert der Anteil
der Beschäftigten mit einer bAV und ist in jüngster Zeit sogar rückläufig.
Bei Herausrechnung von Mehrfachanwartschaften ist der Anteil von Be-
schäftigten mit einer bAV von 58,9 % im Jahr 2013 auf 55,6 % im Jahr
2017 gesunken. Dies ist von weitreichender sozialpolitischer Bedeutung.5
Nur noch etwas weniger mehr als die Hälfte aller sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten kann den Lebensstandard im Alter halten, wenn al-
lein die bAV berücksichtigt wird. Die eigentliche Zahl ist wahrscheinlich
niedriger, da wir a) keine Informationen über die Höher der Beiträge ha-
ben, also nicht wissen, ob ausreichend Beiträge eingezahlt werden und b)
die Zahl der Beschäftigten mit bAV durch die Studien im Auftrag des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) laut Statistischem Bun-
desamt leicht überhöht sind (Statistisches Bundesamt 2015a). Die im Jahr
2001 in sie gesetzten Erwartungen konnte die bAV (und im Übrigen auch
die Riester-Rente) in Deutschland somit nicht erfüllen und bleibt hinter
den Erwartungen zurück (Wiß 2011). Da dies jedoch nur den Durch-
schnitt für alle Beschäftigten darstellt, nimmt der folgende Abschnitt eine
Differenzierung der Abdeckung und Beitragshöhe vor.

5 Bei den Riester-Verträgen ist in jüngster Zeit sogar ein leichter Rückgang der abso-
luten Zahlen zu verzeichnen; s. BMAS 2019c.
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Entwicklung von bAV-Anwartschaften (in % der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten)6
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Quellen: Eigene Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit (2019) und Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (2019b).

Beiträge

Selbst wenn Beschäftigte über eine bAV-Anwartschaft verfügen, bedeutet
dies nicht automatisch, dass diese im Zusammenspiel mit der staatlichen
Rente den Lebensstandard im Alter sichert. Ein großer Unsicherheitsfaktor
ist die Höhe der Beiträge sowie die Entwicklung der Finanzprodukte, in
die die Beiträge investiert werden.7 Der aktuelle Bericht der BMAS-Erhe-
bung (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2019b) weist einen
durchschnittlichen monatlichen Betrag von ca. €90-€110 für die Durchfüh-
rungswege Pensionskassen, Pensionsfonds und Direktversicherungen aus.8
Dieser Betrag ist recht konstant über die letzten Jahre hinweg. Das heißt,
es erfolgte keine signifikante Anpassung an Preis- und Lohnerhöhungen,
was real mit einem Rückgang des Betrages einhergeht. Entsprechend den

Abbildung 3:

4.2

6 Trotz der modellhaften Herausrechnung von Mehrfachanwartschaften können die
Zahlen ohne Mehrfachanwartschaften die Gesamtzahl von Beschäftigten mit bAV
überschätzen (Statistisches Bundesamt 2015a).

7 Die Höhe der Verwaltungskosten, die bei privaten Vorsorgeprodukten in der Re-
gel höher sind als bei der gesetzlichen Rentenversicherung, sind ein weiterer Fak-
tor bei der Ermittlung der späteren Leistung aus der bAV.

8 Für Direktzusagen und Unterstützungskassen konnten keine Beiträge ermittelt
werden.
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Werten für das Jahr 2017 wird somit bei Vorliegen einer bAV durch-
schnittlich nur mit 1,4 %-1,7 % der Beitragsbemessungsgrenze (West) für
die bAV vorgesorgt, was deutlich unter der maximalen sozialbeitragsfreien
Fördersumme von 4 % liegt.9 Mit letzterem Wert, also 4 % Beitragshöhe,
wird zudem kalkuliert, damit die Beschäftigten, zusammen mit der GRV,
den Lebensstandard im Alter halten können. Knapp doppelt so hoch sind
dagegen die Beiträge für Beschäftigte im öffentlichen Dienst. Zudem stei-
gen diese auch kontinuierlich an, was damit zusammenhängt, dass Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerbeiträge hier anteilig zum Verdienst und nicht
als absoluter Betrag, wie dies in der Regel in der Privatwirtschaft festgelegt
ist, in die bAV eingezahlt werden. Vorläufig kann damit festgehalten wer-
den, dass a) nur unwesentlich mehr als die Hälfte aller sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten über eine bAV verfügen und b) diese (bzw. deren
Arbeitgeber) nur knapp die Hälfte des für die Lebensstandardsicherung er-
forderlichen Beitrages in eine bAV-Anwartschaft einzahlen.

Im Gegensatz zu den Erhebungen im Auftrag des BMAS erlauben die
Daten der Arbeitskostenerhebung des Statistischen Bundesamtes genauere
Analysen, vor allem auch für die Höhe der Beiträge. Bei der Interpretation
der Daten und der Abbildungen muss berücksichtigt werden, dass die Er-
gebnisse der BMAS-Erhebung von den Ergebnissen des Statistischen Bun-
desamtes abweichen.

Die Zahlen des Statistischen Bundesamtes, basierend auf einer Befra-
gung von Unternehmen, unterschätzen die Anzahl der Beschäftigten mit
einer bAV gegenüber den Zahlen des BMAS, da nur Unternehmen mit
mehr als zehn Beschäftigten berücksichtigt werden. Die Untersuchungen
im Auftrag des BMAS basieren zudem auf einer Befragung der bAV-Träger
sowie Statistiken des Pensions-Sicherungs-Vereins auf Gegenseitigkeit
(PSVaG), der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und
des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV), wo-
bei aufgrund von Mehrfachanwartschaften die Zahl der Beschäftigten mit
bAV leicht überschätzt wird. Daraus ergibt sich, dass die durchschnittliche
Höhe von Aufwendungen sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitneh-
merInnen durch das Statistische Bundesamt eher überschätzt wird, da die
Höhe der bAV-Aufwendungen mit der Unternehmensgröße ansteigen. Zu-
dem berücksichtigen die Zahlen des Statistischen Bundesamtes auch Di-
rektzusagen und Unterstützungskassen – wobei die Beiträge hier in der Re-
gel wesentlich höher als in den anderen Durchführungswegen sind –, zu
denen keine Beitragshöhen in den BMAS-Berichten vorliegen. Trotz dieser

9 Zur Förderstruktur siehe BMAS 2020.
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Schwächen in Bezug auf die Gesamtanzahl von Anwartschaften und Be-
schäftigten mit bAV erlauben die Daten des Statistischen Bundesamtes Un-
terschiede zwischen West- und Ostdeutschland, Branchen und Unterneh-
mensgrößen darzustellen.

Arbeitgeber- und Arbeitnehmeraufwendungen für die bAV 2016
je Vollzeiteinheit (% Bruttoverdienstsumme aller Unternehmen)
in West- und Ostdeutschland10
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2018).

Abbildung 4:

10 AG: Arbeitgeber, AN: ArbeitnehmerInnen. Unternehmen mit mehr als 10 Be-
schäftigten. Arbeitgeberaufwendungen (ohne Entgeltumwandlung) umfassen ar-
beitgeberfinanzierte Aufwendungen für betriebliche Ruhegeldzusagen, Zuwen-
dungen an Pensions- und Unterstützungskassen (auch Zusatzversorgungskassen
sowie Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes), Beiträge zu Di-
rektversicherungen, Beiträge an Pensionsfonds sowie Beiträge an den Pensions-Si-
cherungs-Verein. Aufwendungen der Beschäftigten durch Entgeltumwandlung,
Eigenbeiträge, Eigenbeteiligungen und Arbeitnehmerzulagen in allen Durchfüh-
rungswegen der bAV.
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Abbildung 4 zeigt die bAV-Aufwendungen von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmerInnen je Vollzeiteinheit11 für das Jahr 2016. Anteilig für die Brutto-
verdienstsumme aller Unternehmen und Beschäftigten (getrennt berech-
net für West- und Ostdeutschland) wandten Arbeitgeber in Westdeutsch-
land 3,6 % und ArbeitnehmerInnen 0,96 % für die bAV auf. Der Gesamt-
aufwand in Westdeutschland ist wesentlich höher als in Ostdeutschland,
was vor allem auf die geringeren Arbeitgeberbeiträge in Ostdeutschland
zurückgeführt werden kann. Die ArbeitnehmerInnen hingegen wenden in
Ostdeutschland mehr für die bAV auf (1,37 %) als ArbeitnehmerInnen in
Westdeutschland (0,96 %). Die Ursache hierfür kann nicht abschließend
geklärt werden, die Vermutung, dass die ArbeitnehmerInnen in Ost-
deutschland eher fehlende bzw. geringe Arbeitgeberbeiträge ausgleichen,
liegt jedoch nahe.

Anteil von privatwirtschaftlichen Unternehmen mit bAV nach Fi-
nanzierungsform (%), Anteil an Unternehmen mit bAV
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Quellen: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2008, 2016).

Die Daten der BMAS-Erhebung zeigen, dass sich die Arbeitgeber teilweise
aus der Finanzierung der bAV zurückziehen (Abbildung 5). Dies bedeutet
nicht, dass Arbeitgeber insgesamt weniger für die bAV aufwenden, son-
dern kann damit zusammenhängen, dass sich deren Beiträge nun (gleich-
mäßiger) auf mehr Beschäftigte mit bAV-Anwartschaft verteilen bzw. neue
Beschäftigte in die Mischfinanzierung einsteigen. Gegenüber 2001 haben

Abbildung 5:

11 Hierbei handelt es sich um „Vollzeitbeschäftigte sowie entsprechend ihrer tat-
sächlich geleisteten Arbeitsstunden in Vollzeitarbeitsplätze umgerechnete Teil-
zeitbeschäftigte.“ (Statistisches Bundesamt 2018).
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sich die Arbeitgeber aus der alleinigen bAV-Finanzierung zurückgezogen,
so dass diese Finanzierungsform im Jahr 2015 nur noch bei 28 % aller pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen mit bAV anzutreffen war (gegenüber
54 % im Jahr 2001). Dagegen war im Jahr 2015 die gemeinsame Finanzie-
rung durch Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen die am häufigsten anzu-
treffenden Finanzierungsform der bAV (60 % aller Unternehmen mit
bAV).

In Bezug auf die Unternehmensgröße kann festgestellt werden, dass die
Beiträge zur bAV, vor allem durch die Arbeitgeber, sehr stark mit der Grö-
ße des Unternehmens ansteigen. Während Arbeitgeber in Unternehmen
mit 10 bis 49 Beschäftigten 1,3 % der Bruttoverdienstsumme je Vollzeitein-
heit für die bAV im Jahr 2016 aufgewendet haben, steigt dieser Wert konti-
nuierlich auf 5,1 % in Unternehmen mit 1000 Beschäftigten und mehr
(siehe Abbildung 6).

Arbeitgeber- und Arbeitnehmeraufwendungen für die bAV 2016
je Vollzeiteinheit (% Bruttoverdienstsumme) nach Unternehmens-
größe
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2018).
Anmerkungen: siehe Fußnote 10.

Branchenunterschiede

Die Betrachtung nur des Landesdurchschnitts verdeckt erhebliche inner-
staatliche Unterschiede, beispielsweise zwischen Branchen. Da die bAV
oftmals Gegenstand von Verhandlungen zwischen Arbeitgebern oder de-

Abbildung 6:

4.3
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ren Verbänden auf der einen Seite und Betriebsräten oder Gewerkschaften
auf der anderen Seite ist, rücken Branchenunterschiede in den Fokus (für
Details zu einzelnen Branchen, vgl. Wiß 2011). Unterschiede in der Struk-
tur der Beschäftigten und deren Tätigkeiten, in der wirtschaftlichen Situa-
tion und der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung, der Lohnhöhe, den Ver-
teilungsspielräumen, und der Stärke von Gewerkschaften sowie der Tradi-
tion der Sozialpartnerschaft finden sich vor allem entlang von Branchen
und bilden unterschiedliche Möglichkeiten und Bedingungen für die bAV
(Blank 2015). Unterschiedliche Entwicklungen von bestimmten Teilsyste-
men unterhalb der nationalstaatlichen Ebene, wie zum Beispiel Branchen,
können zudem potenziell wichtige Antreiber von institutionellem Wandel
auf nationaler Ebene sein bzw. diesen signalisieren.

Aufwendungen für die bAV 2016 je Vollzeiteinheit (% Bruttover-
dienstsumme) nach Branche
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2018).
Anmerkungen: siehe Fußnote 10. Die Werte für Energieversorgung beziehen sich
auf das Jahr 2012.

Für die Betrachtung von Branchenunterschieden eignet sich insbesondere
die Arbeitskostenerhebung des Statistischen Bundesamtes. Die aktuellste
Erhebung für das Jahr 2016 zeigt, dass die bAV-Aufwendungen je Vollzeit-
einheit bezogen auf die Bruttoverdienstsumme aller Beschäftigten in den
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (0,9 %), dem Hotel- und Gast-
stättengewerbe (1,1 %) sowie im Handel (2,1 %) am geringsten sind (siehe

Abbildung 7:
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Abbildung 7). Dagegen liegen die Beiträge zur bAV vor allem in der Ener-
gieversorgung (9,3 %), den Finanz- und Versicherungsdienstleistungen
(8,2 %) sowie im Bergbau (7,8 %) klar über dem Durchschnitt von 4,4 %.
Leider beinhalten die Daten der Arbeitskostenerhebung des Jahres 2016
keine Informationen zur Verbreitung der bAV. Für genauere Analysen,
auch zum Zusammenhang von Verbreitung und Beitragshöhe der bAV,
müssen wir uns daher auf die Daten aus dem Jahr 2012 beschränken.

Im Gegensatz zur BMAS-Erhebung und zur Arbeitskostenerhebung
2016 beinhalten die Arbeitskostenerhebungen der Jahre 2012 und 2008 In-
formationen zur Anzahl der Beschäftigten mit bAV sowie den Aufwen-
dungen hierfür von ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern, jeweils geglie-
dert nach Branchen. Auf dieser Basis kann nun entsprechend dem Anteil
von Beschäftigten mit einer bAV die Bruttolohnsumme von Beschäftigten
mit bAV ermittelt werden, unter der Annahme, dass alle Beschäftigten den
gleichen Lohn erhalten. Die durchschnittlichen bAV-Aufwendungen
durch Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen entsprechen ebenfalls dem
Anteil der Beschäftigten mit bAV bzw. deren Bruttoverdienstsumme. Als
Ergebnis erhalten wir eine Schätzung von bAV-Beiträgen pro Arbeitneh-
merIn mit bAV. Dies ist daher nur eine grobe Annäherung auf Branchen-
ebene, da keine genauen Informationen über einzelne Beschäftigte sowie
Varianz und Verteilung in Bezug auf Löhne und Beiträge vorliegen. Selbst
wenn somit die absoluten Werte nicht exakt der Realität entsprechen, er-
laubt dieses Vorgehen die detaillierte Abbildung von Branchenunterschie-
de, die ansonsten nicht ermittelbar sind.

In Abbildung 8 sehen wir das Zusammenspiel von Arbeitgeberbeiträ-
gen und Verbreitung der bAV. Im oberen rechten Quadranten befinden
sich die Branchen, die sowohl bei der Höhe der Arbeitgeberbeiträge als
auch bei der Anzahl der Beschäftigten mit bAV über dem Durchschnitt al-
ler Branchen liegen. Die Branchen im unteren linken Quadranten dagegen
weisen unterdurchschnittliche Werte bei beiden Dimensionen auf. Gegen-
über vorherigen Berechnungen und den Abbildungen 6 und 7 muss bei
der Höhe der Beiträge berücksichtigt werden, dass hier nun die bAV-Auf-
wendungen in Relation zur anteiligen Bruttoverdienstsumme der Beschäf-
tigten mit bAV gesetzt werden und nicht zur Bruttoverdienstsumme aller
Beschäftigten (Beschäftigte ohne bAV fließen also nicht in die Analyse
ein).

Es besteht ein mittelstarker positiver Zusammenhang zwischen Höhe
des Arbeitgeberbeitrages und der Verbreitung der bAV (r=0,538). Dies be-
deutet, dass die Anzahl der ArbeitnehmerInnen mit bAV mit der Höhe des
Arbeitgeberbeitrages ansteigt. Demzufolge weisen vor allem die Finanz-
dienstleistungen und die Energieversorgung stark ausgebaute bAV-Syste-
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me auf. Im öffentlichen Dienst verfügen zudem dank eines Obligatoriums
alle Beschäftigten über eine bAV und die Höhe der Arbeitgeberbeiträge
entspricht dem Durchschnitt aller Branchen. Dagegen sind die bAV-Syste-
me im Gastgewerbe, im Handel und in den sonstigen wirtschaftlichen
Dienstleistungen sehr lückenhaft und wenn vorhanden zahlen die Arbeit-
geber nur geringe Beiträge.12

ArbeitnehmerInnen mit bAV und Arbeitgeberbeiträge nach Bran-
che 2012
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2015b)
Anmerkungen: Siehe Fußnote 10. Die schwarzen Linien markieren den Durch-
schnitt aller Branchen.

Die bAV ist insgesamt in denjenigen Branchen recht weit verbreitet und
mit zum Teil sehr generösen Arbeitgeberbeiträgen ausgestattet, in denen
die Gewerkschaften stark sind und sich in Verhandlungen mit Arbeitge-
bern durchsetzen konnten (kollektive politische Machtressourcen) oder in

Abbildung 8:

12 Die Verbreitung der bAV im Baugewerbe wird durch die Daten vermutlich unter-
schätzt, da es im Baugewerbe bis 2016 eine umlagefinanzierte Rentenbeihilfe gab,
die seitdem schrittweise durch die kapitalfundierte Tarifrente Bau ersetzt wird.
Bis zum Jahr 2016 war diese jedoch nur in Westdeutschland allgemeinverbind-
lich. Unklar ist, ob sich die Zahlen des Statistischen Bundesamtes lediglich auf
die freiwillige BauRente ZukunftPlus beziehen. Unabhängig davon sind die Ar-
beitgeberbeiträge jedoch unter dem Durchschnitt aller Branchen.
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denen es überdurchschnittlich viele Beschäftigte mit hohen Qualifikatio-
nen gibt, so dass diese dank ihrer individuellen ökonomischen Machtres-
sourcen über bAV-Anwartschaften verfügen (Wiß 2015).

Im Vergleich mit den Arbeitnehmerbeiträgen weisen Arbeitgeberbeiträ-
ge eine wesentliche höhere Varianz bzw. Standardabweichung bei insge-
samt wesentlich höheren Beiträgen auf. Der Zusammenhang zwischen Hö-
he der Arbeitnehmerbeiträge und Verbreitung der bAV ist zudem negativ
(r = -0,579) (siehe Abbildung 9). Dies bedeutet, dass der Anteil von Be-
schäftigten mit bAV mit der Höhe das Arbeitnehmerbeitrages sinkt, wobei
hier eher nicht von einem kausalen Zusammenhang ausgegangen werden
kann. Vielmehr liegt die Vermutung nahe, dass dies an geringen oder feh-
lenden Arbeitgeberbeiträgen liegt. In Branchen mit geringer bAV-Abde-
ckung wie den sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen, Kunst und
Unterhaltung sowie im Handel leisten die (wenigen) Beschäftigten mit
bAV überdurchschnittlich hohe eigene Beiträge zur bAV. Dies sind ver-
mutlich vor allem diejenigen Beschäftigten, die auch über höhere Löhne
verfügen. Die Arbeitnehmerbeiträge zur bAV sind dagegen unterdurch-
schnittlich im öffentlichen Dienst und der Energieversorgung, wo auf-
grund von hohen Arbeitgeberbeiträgen eine geringere Notwendigkeit von
hohen eigenen Beiträgen besteht. Die Situation im Gastgewerbe ist beson-
ders prekär, hier verfügen nur sehr wenige Beschäftigte über eine bAV und
die Beiträge sowohl von Arbeitgebern als auch von ArbeitnehmerInnen
sind unterdurchschnittlich.

ArbeitnehmerInnen mit bAV und Arbeitnehmerbeiträge nach
Branche 2012

Verarbeitendes 
Gewerbe 

Energieversorgung 

Baugewerbe 

Handel

Verkehr
Gastgewerbe 

Information/ 
Kommunikation Finanz-DL

Wohnungswesen 

Sonstige wirt. DL

Öfftl. Verwaltung

Erziehung

Gesundheits-
/Sozialwesen 

Kunst/ 
Unterhaltung 

Sonstige DL

0

1

2

3

0 20 40 60 80 100

A
N

-B
e

it
rä

g
e

 (
%

 B
V

S
 A

N
 m

it
 b

A
V

)

AN mit bAV /%)

Quelle: Statistisches Bundesamt (2015b).
Anmerkungen: Siehe Abbildung 8.

Abbildung 9:

Lebensstandardsicherung durch betriebliche Altersvorsorge? Deutschland im Vergleich

223



Damit lässt sich als Zwischenfazit festhalten, dass auf nationaler Ebene nur
etwas mehr als die Hälfte aller Beschäftigten über eine bAV-Anwartschaft
verfügen und die durchschnittliche Höhe der Beiträge kaum dazu beiträgt
den Lebensstandard zusammen mit staatlichen Rentenleistungen zu si-
chern, wenn Direktzusagen und Unterstützungskassen, die sich eher an
Beschäftigte mit höheren Einkommen richten, außen vorgelassen werden.
Unterhalb der nationalen Ebene sind zudem signifikante Unterschiede
zwischen einzelnen Branchen ersichtlich. Beide Ergebnisse sind darauf zu-
rückzuführen, dass sowohl der Abschluss eines bAV-Vertrages und auch
der Zuschuss von Arbeitgebern weitestgehend freiwillig erfolgt. Die poli-
tisch angedachte Kompensation eines Teiles der Lebensstandardsicherung
durch die bAV Anfang der 2000er Jahre scheint damit in weiter Ferne und
birgt zudem die Gefahr von Dualisierungsprozessen und verstärkten Un-
gleichheiten (Pavolini/Seeleib‐Kaiser 2018). Der anschließende Abschnitt
gibt daher einen kurzen Überblick, wie und vor allem wo, also in welchem
System, andere europäische Länder die Lebensstandardsicherung im Alter
organisieren.

Erfahrungen anderer Länder als Reformoptionen?

Die vorangegangen Analysen haben gezeigt, dass die Lebensstandardsiche-
rung im Zusammenspiel aus staatlicher und betrieblicher Rente für die
kommenden Generationen in Deutschland nicht (mehr) gewährleistet ist,
was auf gekürzte staatliche Rentenleistungen und die lückenhafte Verbrei-
tung der auf Freiwilligkeit basierenden bAV zurückzuführen ist.13 Wie
aber sieht die Situation in anderen Ländern aus, was kann Deutschland
hier möglicherweise von den anderen Ländern lernen?14

Umlagefinanzierte Lebensstandardsicherung

Eine erste Gruppe von Ländern hält nach wie vor an der Sicherung des Le-
bensstandards im Alter basierend alleinig auf der umlagefinanzierten staat-
lichen Rente fest. Dies trifft vor allem auf Italien und Österreich zu. Die
aktuellen Zahlen der OECD, welche als eine von wenigen Quellen einen

5.

5.1

13 Zur internationalen Außenseiter-Rolle Deutschlands vgl. Meyer 2015.
14 Für Details zu einzelnen Ländern vgl. Anderson 2017; Ebbinghaus 2011b; Immer-

gut et al. 2007; Meyer et al. 2007; Natali 2017.
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internationalen Vergleich ermöglichen, weisen eine Nettoersatzrate von
51,9 % für Deutschland, 91,8 % für Österreich und 93,2 % für Italien auf
(OECD 2019).15 Selbst inklusive der freiwilligen bAV bzw. Riester-Vorsor-
ge kommt Deutschland lediglich auf einen Wert von 68 %. Die Lebens-
standardsicherung alleine durch das öffentliche System ist nur mit höhe-
ren Beiträgen finanzierbar, nämlich 22,8 % in Österreich und 33 % in Itali-
en gegenüber 18,6 % in Deutschland (2018). In beiden Ländern zahlt der
Arbeitgeber mehr als die ArbeitnehmerInnen. Ohne hier in Details gehen
zu wollen16, gibt es also durchaus (noch) Länder, die an hohen staatlichen
Rentenleistungen festhalten (in Abbildung 10 sind die grau markierten Be-
reiche für die Lebensstandardsicherung zuständig). Auch die Armutsver-
meidung ist in diesen Ländern gegenüber Deutschland stärker in der ers-
ten staatlichen Rentensäule verankert. Während Deutschland in der
Grundsicherung im Alter ein Leistungsniveau in Höhe von 20 % des
Durchschnittslohns erreicht, kommt die Ausgleichszulage in Österreich
auf einen Wert von 30 % und die soziale Rentenzulage in Italien auf
21,1 % (OECD 2019).17 Zusätzlich zur staatlichen Rentenversicherung ver-
fügen Beschäftigte in Österreich und Italien, im Gegensatz zu Deutsch-
land, über obligatorische Abschlagszahlungen, die für die bAV genutzt
werden können. In Österreich zahlt der Arbeitgeber 1,53 % des Gehalts für
jede/n Beschäftigte/n in eine Mitarbeitervorsorgekasse ein (Abfertigung
Neu), welche die Beiträge an den Kapitalmärkten anlegt. Wenn die Be-
schäftigten ihr Unternehmen verlassen, kann das akkumulierte Kapital un-
ter anderem in einen bAV-Vertrag eingezahlt werden.18 In ähnlicher Weise
fungiert die Abschlagszahlung TFR in Italien als Einfallstor für die bAV,
wobei der Arbeitgeberbeitrag mit 6,91 % wesentlich höher ist.

15 Abweichend von den OECD-Berechnungen vor 2019 wie in Abbildung 2 wird für
den Bericht 2019 ein/e ArbeitnehmerIn, der mit 22 Jahren (und nicht wie vorher
mit 20 Jahren) in das Erwerbsleben eintritt und entsprechend den Regeln im Jahr
2018 Rentenleistungen erwirbt als Berechnungsgrundlage genommen (OECD
2019).

16 Für den Vergleich von Deutschland mit Österreich vgl. Blank et al. 2016.
17 In Österreich gibt es zudem noch die bedarfsorientierte Mindestsicherung.
18 Die freiwillige bAV in Österreich dient dagegen weniger als Vorbild (vgl. Wiß

2018).
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Länder mit umlagefinanzierter Lebensstandardsicherung
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Italien 
Soziale Rentenzulage (21,1%) 

Umlagefinanzierte Rente 

Verpflichtendes TFR  
+ freiwillige AG/AN-Beiträge 

Deutschland 
Grundsicherung im Alter 
(20%) 
Umlagefinanzierte GRV 

Freiwillige bAV mit 
Rechtsanspruch 
(+ Riester-Rente) 

Österreich 
Ausgleichszulage (30%) 

Umlagefinanzierte 
Pensionsversicherung 

Verpflichtende Abfertigung  
(+ freiwillige bAV) 

Re
nt

en
ni

ve
au

 

Quelle: eigene Darstellung

Staatliche Armutsvermeidung und automatischer bAV-Einbezug

Im Gegensatz zu Österreich und Italien besteht das vorrangige Ziel des
staatlichen Alterssicherungssystems in Großbritannien in der Vermeidung
von Altersarmut. Daher kommt der Basisrente in der ersten staatlichen
Säule die größte Bedeutung zu. Jedoch ist das britische Leistungsniveau
der Basisrente nach 35 Versicherungsjahren19 im Verhältnis zum Durch-
schnittslohn mit knapp 22 % (OECD 2019) nur unwesentlich höher als die
deutsche Leistung der Grundsicherung im Alter. Auch bei der Nettoersatz-
rate steht Großbritannien trotz jüngster Reformanstrengungen nicht bes-
ser da als Deutschland. Das staatliche System allein kann 28,4 % des vorhe-
rigen Einkommens substituieren, bei Berücksichtigung der bAV steigt die-
ser Wert auf 61 % (gegenüber 68 % in Deutschland inkl. freiwilliger priva-
ter Vorsorge; OECD 2019). Aufgrund der höheren Verpflichtung der bAV
in Großbritannien (automatischer Einbezug mit Widerspruchsrecht) wer-
den aber wohl wesentlich mehr Personen auch diese 61 % erreichen, als
Personen die in Deutschland auf 68 % kommen. Die Beitragszahlungen
zur britischen bAV setzen sich aus 3 % Arbeitergeber-, 4 % Arbeitnehme-
rIn- und 1 % staatlichem Beitrag zusammen. Es ist fraglich, inwiefern
Deutschland etwas vom britischen Alterssicherungssystem lernen kann.
Der automatische Einbezug aller Beschäftigten in die bAV mit Wider-

Abbildung 10:

5.2

19 In Großbritannien werden Zeiten ohne Erwerbstätigkeit sehr großzügig ange-
rechnet, so zum Beispiel 11 Jahre pro Kind.
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spruchsrecht wäre sicherlich ein gangbarer Weg für mehr Verpflichtung
auch in der deutschen bAV und ist auch bereits regelmäßig Bestandteil
von Reformüberlegungen.

Staatliche Armutsvermeidung und automatischer bAV-Einbezug
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Quelle: eigene Darstellung

Staatliche Armutsvermeidung und kapitalfundierte
Lebensstandardsicherung

Einen anderen Weg in Bezug auf Lebensstandardsicherung und bAV-Obli-
gatorium sind die Niederlande, Dänemark und Schweden gegangen.20 Vor
allem das niederländische und dänische System beinhalten Elemente, die
für deutsche Reformdiskussion interessant sein könnten, da angesichts
einer immer stärker werdenden Abhängigkeit künftiger Renteneinkom-
men von Finanzmärkten (Finanzialisierung) in Deutschland (Wiß 2019)
höhere staatliche Renten in absehbarer Zeit politisch nicht umsetzbar er-
scheinen.21 Dank ihrer universalen Grundrentensysteme, deren einzige
Voraussetzung der Wohnsitz im jeweiligen Land ist, leistet die staatliche

Abbildung 11:

5.3

20 Für Details vgl. Anderson 2017.
21 Einen guten Überblick über den Forschungsstand und die Ausgestaltung der bAV

aus internationaler Perspektive bieten Grødem et al. (2018) sowie Pavolini/
Seeleib-Kaiser (2018).
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erste Säule mit einem Leistungsniveau von 29 % des Durchschnittslohns in
den Niederlanden und sogar 37 % in Dänemark einen starken Beitrag zur
Eindämmung von Altersarmut (OECD 2019).22 Die schwedische Mindest-
rente, die in Zukunft auslaufen wird, bietet ähnlich der deutschen Grund-
sicherung im Alter ein Niveau von 22,3 %.

Länder mit kapitalfundierter Lebensstandardsicherung

Niederlande
Grundrente für alle 
Einwohner (29 %)

Quasi-obligatorische bAV
(Pensionsfonds) durch 
allgemeinverbindliche 
Tarifverträge

Dänemark
Grundrente für alle 
Einwohner (37%)

Kapitalfundiertes staatliches 
ATP-System 
(Pausschalbeiträge)
Quasi-obligatorische bAV
(Versicherungen) durch 
branchenweite Tarifverträge

Schweden
Garantierente (21,4%)

Umlagefinanzierte 
einkommensbezogene Rente
Verpflichtende individuelle 
kapitalfundierte Rente
Quasi-obligatorische bAV
(Versicherungen) durch 
Tarifverträge

Re
nt

en
ni

ve
au

Deutschland
Grundsicherung im Alter 
(20%)
Umlagefinanzierte GRV

Freiwillige bAV mit 
Rechtsanspruch
(+ Riester-Rente)

Quelle: eigene Darstellung

Beim Blick auf die Nettoersatzraten wird deutlich, dass Schweden, oftmals
von politischen Akteuren in Deutschland als Vorbild propagiert, mit
53,4 % Deutschland mit 51,9 % nur unwesentlich übertrifft. Wesentlich
besser stehen dagegen die Niederlande (80,2 %) und Dänemark (70,9 %) da
(OECD 2019), wobei die OECD gegenüber 2017 nun zu wesentlich gerin-
geren Werten kommt.23 Die zentrale Rolle der bAV in diesen Ländern für
die Lebensstandardsicherung wird deutlich, wenn man die Nettoersatzra-
ten nur für die bAV berechnet. Diese beträgt 40 % in den Niederlanden
(also in etwa so viel wie die staatliche Säule), 50 % in Dänemark und ca.
10–15 % in Schweden (OECD 2019). Kennzeichen aller drei Länder ist die
sozialpartnerschaftliche Organisation der bAV (Anderson 2019). In Schwe-
den tragen zusätzlich die umlagefinanzierte staatliche Rente und die ver-
pflichtende individuelle kapitalfundierte Prämiepension zum Lebensstan-
dard im Alter bei. In allen drei Ländern wenden die Arbeitgeber wesent-
lich höhere Beiträge auf als die ArbeitnehmerInnen. In den Niederlanden
bewegt sich der Gesamtbeitragssatz zur bAV zwischen 15 % und 25 % und

Abbildung 12:

22 Hier muss berücksichtigt werden, dass diese Zahlen keine Ersatzraten sind, son-
dern ähnlich dem deutschen Sicherungsniveau die Rentenhöhe ins Verhältnis
zum Durchschnittslohn der jeweils aktuellen Beschäftigten setzt.

23 2017 errechnete die OECD eine Nettoersatzrate für die Niederlande in Höhe von
100,6 % und für Dänemark 80,2 % (OECD 2017).
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in Dänemark zwischen 10 % bis 17 %, wobei in beiden Ländern die Arbeit-
geber ca. zwei Drittel und die ArbeitnehmerInnen ein Drittel übernehmen
(Anderson 2017).24 In Schweden wird die bAV dagegen alleine durch den
Arbeitgeber finanziert (4,5 %). Insgesamt zeigt sich, dass alle Länder, die
eine wesentlich höhere Rentenersatzrate als Deutschland aufweisen, hier-
für auch mehr finanzielle Beiträge aufwenden (vor allem die Arbeitgeber),
unabhängig davon ob die Lebensstandardsicherung über Steuern und Um-
lagefinanzierung oder über die Kapitalfundierung erfolgt.

Fazit

Ziel dieses Kapitels war es, die Rolle der bAV im deutschen Alterssiche-
rungssystem zu analysieren, vor allem im Hinblick auf deren Entwicklung
seit der Rentenreform von 2001. In Relation zu allen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten konnte die bAV Anfang der 2000er Jahre starke Zu-
gewinne verbuchen, seit 2005 allerdings stagniert die bAV und ist in den
letzten Jahren sogar rückläufig. Dies hat enorme negative Folgen für die
Lebensstandardsicherung der heutigen und künftigen Beschäftigten, da die
Rentenreformen der letzten 20 Jahre das Leistungsniveau der gesetzlichen
Rentenversicherung gesenkt haben. Dies ist das Ergebnis der Fehleinschät-
zung deutscher Politik, dass eine auf Freiwilligkeit basierende bAV die ent-
standene Lücke für den Lebensstandard füllen kann. Die Freiwilligkeit der
bAV hat zugleich neuen Ungleichheiten Vorschub geleistet, z.B. zwischen
Männern und Frauen, West- und Ostdeutschland und entlang von Bran-
chen. Aktuell kann das deutsche Alterssicherungssystem, entgegen dem ur-
sprünglichen Ziel, keine Lebensstandardsicherung im Alter mehr gewähr-
leisten. Ein Blick auf andere Länder zeigt, dass wesentlich mehr finanzielle
Mittel hierfür aufgewendet werden müssten. Dabei erscheinen zwei Wege
als zielführend. Entweder geht man den Weg von Österreich und Italien
(und den früheren Weg von Deutschland) und stärkt massiv die gesetzli-
che Rentenversicherung um den Lebensstandard über den staatlichen Teil
des Alterssicherungssystems zu sichern. Oder man orientiert sich konse-
quent an den Niederlanden und Dänemark, wo die steuerfinanzierte Basis-
rente für alle Einwohner Altersarmut verringert und die Lebensstandardsi-
cherung in der quasi-obligatorischen bAV, basierend auf Tarifverträgen

6.

24 Der aktuelle OECD Bericht weist folgende Beitragssätze zur bAV aus: NL: 14,8 %
Arbeitgeber (AG), 7,7 % ArbeitnehmerIn (AN); DK: 8 % AG, 4 % AN; SE: AG:
4,5 % (OECD 2019).
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und gemeinsam verwalteten Versorgungsystemen, erfolgt. Beide Wege
bringen ihre jeweils eigenen Nachteile mit sich, zum Beispiel bezüglich
ungünstiger demografischer Entwicklungen, finanzieller Nachhaltigkeit
und unvorhersehbaren Finanzmarktentwicklungen.

Die deutsche Politik hat versucht, mit dem Betriebsrentenstärkungsge-
setz des Jahres 2017 auf die fehlende Dynamik in der bAV zu reagieren.
Um die bAV in Deutschland zu stärken, setzte die Große Koalition auf
eine stärkere Verbreitung über Tarifverträge. Das seit Januar 2018 mögli-
che Sozialpartnermodell, bei dem Gewerkschaften und Arbeitgeber ge-
meinsam betriebliche Versorgungsysteme einrichten und verwalten kön-
nen, kommt jedoch nicht in Gang. Auch die nun rechtssichere Option, per
Tarifvertrag den automatischen Einbezug von Beschäftigten in die bAV
mit Widerspruchsrecht zu regeln, konnte sich bisher nicht durchsetzen.
Lediglich ein Unternehmen plant demnächst einen Haustarifvertrag unter
dem Dach des Sozialpartnermodells abzuschließen. Das Versicherungsun-
ternehmen Talanx hat in Kooperation mit der Gewerkschaft ver.di das So-
zialpartnermodell „Die deutsche Betriebsrente“ vereinbart, das den Be-
schäftigten voraussichtlich im Jahr 2020 zur Verfügung stehen wird
(Talanx 2019).

Mitverantwortlich für das zurückhaltende Engagement der Gewerk-
schaften ist sicherlich auch die im Sozialpartnermodell vorgesehene reine
Beitragszusage, die im Gegensatz zu bisherigen bAV-Verträgen keine Leis-
tungsgarantie mehr vorsieht. Im Falle negativer Finanzmarktentwicklun-
gen wären die Gewerkschaften letztendlich mitverantwortlich für geringer
als geplante Rentenleistungen und womöglich Kürzungen in der Auszah-
lungsphase. Eine weitere Hürde für das Sozialpartnermodell stellt die Ta-
rifbindung dar. Diese ist in den letzten Jahren kontinuierlich zurückgegan-
gen, so dass aktuell fast jeder zweite Beschäftigte in einem Betrieb ohne Ta-
rifbindung arbeitet.

Hier kommt der fehlende Mut der deutschen Alterssicherungspolitik
zum Vorschein. Erneut wird davor zurückgescheut, mehr Verbindlichkeit
in die bAV einzubauen. Stattdessen setzt man den bisher wenig erfolgrei-
chen Weg der freiwilligen bAV fort, in der (eher fehlgeleiteten) Hoffnung,
die Anzahl von Beschäftigten mit bAV über finanzielle Anreize und Förde-
rungen unter Einbezug der Sozialpartner zu erhöhen. Die bislang fehlende
Verpflichtung in der bAV bewahrt aber zugleich auch die Chance, die Le-
bensstandardsicherung künftiger Generationen doch wieder stärker über
die staatliche Rente zu gewähren. Hierfür wäre allerdings ein breiter polit-
scher Wille, dafür auch höhere Beiträge zu erheben, notwendig. Höhere
staatliche Renten scheinen aber in Deutschland in absehbarer Zeit poli-
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tisch eher nicht durchsetzbar zu sein. Die Leidtragenden dieser fehlenden
Klarheit deutscher Rentenpolitik sind künftige Rentnerinnen und Rent-
ner.
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Das östereichische Pensionssystem

Josef Wöss

Einleitung

„Ein starkes öffentliches Rentensystem ist möglich. Das Beispiel Öster-
reich“ – unter diesem Titel wurden in einer Publikation der Friedrich
Ebert Stiftung die Ergebnisse einer 2016 erstellten Vergleichsstudie zu den
Rentensystemen in Deutschland und Österreich zusammengefasst (Blank
et al. 2016a, 2016b). Die Studie hatte enorme Unterschiede ans Licht ge-
bracht.

Aufmerksamkeit erregte vor allem, dass die gesetzlichen Renten in
Österreich viel höher sind als in Deutschland. Politiker, Experten und Me-
dien interessieren sich seither für den österreichischen Weg. So waren z.B.
der Sozialbeirat der Bundesregierung und Mitglieder des Bundestagsaus-
schusses für Arbeit und Soziales auf Erkundungstour zur Rentenpolitik in
Wien. Das politische wie auch das wissenschaftliche Interesse am österrei-
chischen Modell ist auch auf die die sehr ähnliche Grundstruktur der Sys-
teme zurückzuführen. Unterschiede bei Leistungshöhen, Versicherten-
kreis, Finanzierung, Mindestsicherung im Alter, etc. sind damit relativ ein-
fach festzumachen.

In den wesentlich höheren Rentenzahlungen in Österreich kommt zum
Ausdruck, dass dort – anders als in Deutschland – das Ziel der weitgehen-
den Lebensstandardsicherung im Alter durch die gesetzliche Rente nach
wie vor Bestand hat, auch für die heute Jüngeren. Zentrale Schwachstelle
des österreichischen Systems ist der hohe „gender pension gap“. Ebenso
wie in Deutschland sind die Frauenrenten viel niedriger als die Renten der
Männer, wenngleich auf deutlich höherem Niveau. Zur Gegensteuerung
wurde bisher vor allem auf die Anrechnung von Kindererziehungszeiten
und – vorgelagert zur Rente – auf eine Verbesserung der Erwerbschancen
der Frauen gesetzt.

Im vorliegenden Beitrag wird im ersten Abschnitt ein Überblick über
die zentralen Elemente des österreichischen Rentensystems gegeben, ver-
bunden mit empirischen Daten und einem Ausblick in die Zukunft. Im
zweiten Abschnitt geht es um den Vergleich zwischen Österreich und
Deutschland. Anschließend wird die hohe Bedeutung einer positiven Ar-
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beitsmarktentwicklung für die Zukunft der Renten erörtert. Zuletzt wird
in groben Zügen vorgestellt, welche Rentenpolitik von der Anfang 2020
angelobten neuen österreichischen Bundesregierung (Koalition ÖVP/
Grüne) zu erwarten ist.

Alterssicherung in Österreich

Eines der zentralen Charakteristika der Alterssicherung in Österreich ist
die klare Schwerpunktsetzung bei den gesetzlichen Pensionen.1 90 % aller
Pensionszahlungen stammen aus gesetzlichen Systemen, lediglich 4 % aus
betrieblicher und 6 % aus privater Altersvorsorge.2 Auch für die heute Jün-
geren setzt Österreich in hohem Maß auf gesetzliche Pensionen. Die Fi-
nanzierung der gesetzlichen Systeme erfolgt im Umlageverfahren. Die Al-
terssicherung ist damit in jeder Generation eng mit der wirtschaftlichen Si-
tuation des Landes und insbesondere mit dem Arbeitsmarkt – der Zahl der
Beitragszahler und der Höhe der Beitragsgrundlagen – verknüpft.

Zentrales Ziel des gesetzlichen Systems ist „die Erhaltung eines ange-
messenen Lebensstandards und der damit verbundenen Möglichkeiten so-
zialer, wirtschaftlicher, politischer und kultureller Teilhabe.“3

Reformen

Seit den 1980er-Jahren sind die Pensionen eines der zentralen sozialpoliti-
schen Reformthemen. Sowohl in der gesetzlichen Pensionsversicherung
als auch in den Beamtenversorgungssystemen wurde das Leistungsrecht in
mehreren Etappen umfassend umgestaltet. Primäre Ziele waren die Ein-
dämmung des tendenziellen Kostenanstiegs und – damit verbunden – die
Anpassung an den demografischen Wandel. Ein wesentliches Element war
dabei immer wieder die Anhebung des lange Zeit sehr niedrigen, effekti-
ven Pensionsantrittsalters. In Teilbereichen gab es auch Leistungsverbesse-

2.

2.1

1 In Österreich werden Rentenzahlungen aus öffentlichen Systemen generell als
Pensionen bezeichnet. Das Gegenstück zur deutschen Rentenversicherung heißt in
Österreich Pensionsversicherung.

2 Url (2012).
3 Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz

(2018), S. 168.
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rungen, insbesondere bei der Anrechnung von Kindererziehungszeiten
und zuletzt auch bei der Mindestsicherung und bei den Regelungen für
Langzeitversicherte.

Besonders umstritten war die Pensionsreform 2003, die von der damali-
gen Koalition von Österreichischer Volkspartei (ÖVP) und Freiheitlicher
Partei Österreichs (FPÖ) unmittelbar nach Neubildung der Regierung4

mit der Vorlage eines Gesetzesentwurfes eingeleitet wurde. Vorgesehen
war eine massive Kürzung der Leistungen aus der gesetzlichen Pensions-
versicherung, inklusive Abschaffung aller vorzeitigen Alterspensionen. Im
Gegenzug wurden – ähnlich wie in den deutschen Rentenreformen zu Be-
ginn der 2000er-Jahre – ein Ausbau der Betriebspensionen und eine ver-
stärkte öffentliche Förderung der privaten Altersvorsorge in Aussicht ge-
stellt.

Die geplanten radikalen Änderungen scheiterten an einer breiten Ab-
lehnungsfront, die u.a. in landesweiten Warnstreiks der Gewerkschaften
Ausdruck fand. Der Protest richtete sich in erster Linie gegen die geplan-
ten massiven Verschlechterungen im gesetzlichen System, damit verbun-
den aber auch gegen die angekündigte Umstellung auf ein „Drei-Säulen-
Modell“ im Sinne der Weltbankvorschläge aus den 1990er Jahren. Dem
Regierungsvorhaben wurde entgegengehalten, dass der massive Ausbau ka-
pitalbasierter Zusatzpensionen keine Kosteneinsparung, sondern besten-
falls eine Kostenverschiebung – und in der Aufbauphase sogar massive
Mehrkosten – mit sich bringen würde. Verwiesen wurde auch auf die Ge-
fahr einer Fragmentierung der Alterssicherung je nach Finanzkraft der Un-
ternehmen bzw. der Individuen und auf die Risiken einer Anbindung an
die internationalen Finanzmärkte.

Die Regierung musste letztlich – unter Druck auch aus den eigenen Rei-
hen – massive Abstriche gegenüber ihrem ursprünglichen Konzept ma-
chen, insbesondere bei der Ausgestaltung des ein Jahr später beschlossenen
neuen „Pensionskonto-Rechts“ für ab 2005 neu erworbene Pensionsan-
wartschaften. In mehreren zentralen Punkten wurde den Forderungen des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) Rechnung getragen, wie

4 Die erste ÖVP-FPÖ Koalitionsregierung wurde im Jahr 2000 gebildet. Im Herbst
2002 kam es wegen internen Zerwürfnissen in der FPÖ zum Rücktritt mehrerer
FPÖ-Minister. Kanzler Schüssel (ÖVP) entschied sich für vorgezogene Neuwahlen.
Großer Gewinner der Wahl war die ÖVP, großer Verlierer die FPÖ. Anders als von
vielen erwartet kam es in Folge zu einer Fortsetzung der Regierungszusammenar-
beit der beiden Parteien.
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z.B. bei der Beibehaltung eines leistungsdefinierten Systems5 auch für die
Jüngeren und bei der – im Vergleich zur früheren Rechtslage – viel besse-
ren Aufwertung zurückliegender Entgelte bzw. bereits erworbener Pensi-
onsanwartschaften. Damit wurden die leistungseinschränkenden Effekte
der aus dem ursprünglichen ÖVP-FPÖ-Konzept übernommenen langfristi-
gen Umstellung der Pensionsberechnung von der früheren Bezugnahme
auf „die besten 15 Jahre“ auf „Lebensdurchrechnung“ erheblich abge-
schwächt.

Ein weiterer – vor allem für die Transparenz des Systems – sehr wichti-
ger Reformschritt erfolgte 2013 mit dem Beschluss, alle vor dem 1.1.2014
erworbenen Pensionsanwartschaften zu diesem Stichtag in einen Leis-
tungsanspruch umzurechnen und diesen in Form einer „Erstgutschrift“
auf den bereits 2005 geschaffenen individuellen Pensionskonten auszuwei-
sen.

In den letzten Jahren waren die gesetzlichen Änderungen auf die Zu-
gangsregeln zu den gesundheitsbedingten Frühpensionen fokussiert, vor
allem durch die Streichung der Zuerkennung befristeter Invaliditätspen-
sionen und deren Ersatz durch Rehabilitationsgeld und -maßnahmen. Er-
schwert wurde auch der Zugang zu „vorzeitigen“ Alterspensionen, z.B.
wurde bei der „Korridorpension“ die Zahl der erforderlichen Versiche-
rungsjahre von 37,5 auf 40 Jahre angehoben.

Die letzte wesentliche Rechtsänderung wurde im Herbst 2019 beschlos-
sen. Anknüpfend an eine früher geltende Regelung, werden bei Langzeit-
versicherten auch bei Pensionsantritt vor dem Regelpensionsalter keine
Abschläge mehr verrechnet (siehe unten, Fußnote 14).

Kreis der Versicherten

Anders als in der deutschen Rentenversicherung sind in Österreich alle Er-
werbstätigen einschließlich der Selbständigen pflichtversichert, wobei die
Pensionen der Selbständigen in einem eigenen Versicherungsträger ver-
waltet werden. Gesetzliche Versorgungssysteme außerhalb der Pensions-

2.2

5 Die Regierung wollte eine Umstellung auf ein beitragsdefiniertes System. Die Pen-
sionshöhe sollte nach diesem Konzept durch Umrechnung der bis zum Pensionie-
rungszeitpunkt eingezahlten Beiträge in einen Pensionsanspruch – unter Berück-
sichtigung der durchschnittlichen Restlebenserwartung – ermittelt werden. Im
Hintergrund stand die Absicht, langfristig auf die Zuzahlung eines „Bundesbei-
trags“ (siehe 1.6.) verzichten zu können. Das Leistungsniveau der gesetzlichen Pen-
sionen wäre damit ganz erheblich nach unten gegangen.
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versicherung gibt es im Wesentlichen nur für die Beamten. Allerdings er-
folgt auch dort in mittel- bis langfristiger Perspektive eine Angleichung
des Beitrags- und Leistungsrechts an die Regelungen in der gesetzlichen
Pensionsversicherung.6 Nur geringfügig Beschäftigte7 und von den freien
Berufen die Rechtsanwälte sind nicht obligatorisch in gesetzliche Systeme
eingebunden.

Aktuell (2018) sind – bei einer Gesamtbevölkerung von 8,8 Mio. –
3,47 Mio. Unselbständige und 589.000 Selbständige in der gesetzlichen
Pensionsversicherung versichert. In den letzten 10 Jahren ist die Zahl der
Versicherungsverhältnisse bei den Unselbständigen um 16 % und bei den
Selbständigen um 15 % gestiegen (Hauptverband 2019a).

Das Leistungsspektrum der gesetzlichen Pensionsversicherung umfasst
neben den Alterspensionen auch Invaliditäts- und Hinterbliebenenpensio-
nen. Darüber hinaus werden z.B. auch Präventions- und Rehabilitations-
leistungen geboten.

Pensionsalter / Pensionsarten

Das gesetzliche Regelpensionsalter ist 65. Für Frauen gilt aktuell noch ein
Übergangsrecht mit der Regelaltersgrenze 60.8 Anders als in vielen ande-
ren Ländern wurde bisher keine Anhebung des Regelpensionsalters über
das 65. Lebensjahr hinaus beschlossen. Forderungen in diese Richtung –
z.B. von der EU-Kommission und von den österreichischen Arbeitgeber-
verbänden – sind am Widerstand vor allem des ÖGB gescheitert. Auch die
von 2017 bis 2019 amtierende ÖVP-FPÖ-Regierung hat sich gegenüber der
EU-Kommission klar gegen eine Anhebung des Regelpensionsalters posi-
tioniert: „Eine Koppelung des Pensionsantrittsalters an die Lebenserwar-
tung oder eine Erhöhung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters, wie von
der Europäischen Kommission im Länderbericht bzw. in den länderspezi-

2.3.

6 Auf Bundesebene gilt volle Angleichung bei Verbeamtung ab 2005, bei früherem
Eintritt in den Beamtenstatus kommt ein Übergangsrecht zum Tragen.

7 Geringfügig Beschäftigte haben die Möglichkeit zu einer begünstigten Selbstversi-
cherung in der Gesetzlichen Pensions- und Krankenversicherung. Zu beachten ist,
dass bei mehreren parallelen Arbeitseinkommen immer auf das Gesamteinkom-
men abgestellt wird – liegt dieses über der Geringfügigkeitsgrenze von € 460,66
(2020), kommt die Pflichtversicherung zum Tragen.

8 Geburtsjahrgänge vor 6/1964 können bereits mit 60 abschlagsfrei in Pension ge-
hen, bei späterem Pensionsantritt erhalten sie Zuschläge. Für Geburtsjahrgänge ab
6/1968 ist das Regelpensionsalter wie bei den Männern 65. Für die Geburtsjahrgän-
ge dazwischen erfolgt eine schrittweise Anhebung.
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fischen Empfehlungen nahegelegt, wird von der Bundesregierung nicht in
Erwägung gezogen“ (Nationales Reformprogramm; Bundeskanzleramt
2019).

Als Alternative zur Anhebung der gesetzlichen Altersgrenzen wird auf
eine nähere Heranführung des im internationalen Vergleich niedrigen ef-
fektiven Pensionsantrittsalters an das Regelpensionsalter 65 gesetzt. 2018
lag das effektive Pensionsantrittsalter bei den Männern im Durchschnitt
bei 61,3 und bei den Frauen bei 59,3 Jahren (Alters- und Invaliditätspen-
sionen). Die Tatsache, dass hier erhebliche Änderungen im Gange sind,
zeigt der Blick auf die Entwicklung der letzten Jahre: Seit 2010 wurde bei
den Männern ein Anstieg um 2,4 und bei den Frauen ein Anstieg um 2,3
Jahre verzeichnet (Hauptverband 2011, 2019b).9
Es gibt drei Formen der Alterspension:10

• Regelalterspension (ab 65; Voraussetzung: 15 Versicherungsjahre11)
• Korridorpension (ab 62; Voraussetzung: 40 Versicherungsjahre)
• Schwerarbeitspension (ab 60; Voraussetzung: 45 Versicherungsjahre

und 10 Jahre anerkannte Schwerarbeit innerhalb der letzten 20 Jahre
vor Pensionsantritt)

Pensionshöhe

Als Leistungsziel der gesetzlichen Pensionsversicherung gilt die Formel
80/45/65, d.h.

• 80 % (Brutto-)Ersatzrate bezogen auf das Lebensdurchschnittseinkom-
men bei

• Vorliegen von 45 Versicherungsjahren und
• Pensionsantritt zum Regelpensionsalter 65.
Grundlage ist eine jährliche Pensionsgutschrift in Höhe von 1,78 % des
versicherten Jahreseinkommens (1,78 x 45 = 80,1). Rentengutschriften gibt
es z.B. auch für Zeiten der Arbeitslosigkeit und für Zeiten der Kindererzie-

2.4

9 Näheres zur Entwicklung des effektiven Pensionsantrittsalters siehe Türk (2019).
10 Als weitere Form der Alterspension könnte die Langzeitversichertenregelung be-

trachtet werden (siehe unten, Fußnote 14). Auf die gesundheitsbedingten Invali-
ditätspensionen und auf Hinterbliebenenpensionen kann im Rahmen dieses Bei-
trags nicht eingegangen werden.

11 Von diesen 15 Versicherungsjahren müssen mindestens sieben Jahre auf Grund
einer Erwerbstätigkeit erworben sein.
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hung. Als Kindererziehungszeit werden pro Kind vier Jahre12 angerechnet,
auf Basis einer jährlich valorisierten Beitragsgrundlage in Höhe von
€ 1.922,59 (2020).13 Die daraus resultierenden monatlichen Pensionsgut-
schriften erfolgen additiv zu Gutschriften aus einem versicherten Erwerbs-
einkommen, das innerhalb dieser vier Jahre erzielt wird. Die Summe der
bereits erworbenen Anwartschaften und die jährliche Gutschrift werden
auf dem individuellen Pensionskonto ausgewiesen. Bis zum Pensionsan-
tritt erfolgt eine jährliche Anpassung des Pensionsguthabens entsprechend
der durchschnittlichen Entwicklung der Löhne bzw. der Beitragsgrundla-
gen. Tabelle 1 zeigt die durchschnittliche Höhe der 2018 neu zu erkannten
Alterspensionen.

Bei Inanspruchnahme einer Korridorrente vor Erreichung des 65.Le-
bensjahres gibt es pro Jahr einen Abschlag in Höhe von 5,1 %. Liegen 45
Pflichtversicherungsjahre vor, wird seit 1.1.2020 kein Abschlag mehr ver-
rechnet.14 Erfolgt der Rentenantritt nach 65, so gibt es pro Jahr (für maxi-
mal 3 Jahre) einen Zuschlag von 4,2 %. Bei der Schwerarbeitspension
kommt ein begünstigter Abschlag von 1,8 % pro Jahr zum Tragen, liegen
45 Pflichtversicherungsjahre vor, fällt der Abschlag weg.15

Die Pensionszahlungen sind voll (lohn-)steuerpflichtig. Vorgelagert
wird von der Bruttopension der Beitrag zur Krankenversicherung (5,1 %)
abgezogen.

12 Ist der Altersabstand zwischen Kindern weniger als 4 Jahre, werden überschnei-
dende Zeiten nur einmal berücksichtigt.

13 Der Betrag orientiert sich am Medianeinkommen der Frauen (ohne Berücksichti-
gung von Sonderzahlungen).

14 Im September 2019 wurde – mit Wirkung für Pensionsantritte ab 1.1.2020 – ein
Gesetz beschlossen, das bei Langzeitversicherten mit zumindest 45 Pflichtversi-
cherungsjahren aus Erwerbstätigkeit (anrechenbar sind lediglich Kindererzie-
hungszeiten im Ausmaß von maximal 5 Jahren) den Wegfall aller Abschläge vor-
sieht. Der Gesetzesbeschluss knüpft – in modifizierter Form – an eine 2014 abge-
schaffte Sonderregelung für Langzeitversicherte an. Unklar ist, ob bzw. wie lange
das neue Recht Bestand haben wird. Die Anfang 2020 neu gebildete Regierung
(Koalition ÖVP-Grüne) hat eine Änderung angekündigt.

15 Siehe Fußnote 14.
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Durchschnittliche Höhe der 2018 neu zuerkannten Alterspensionen*

(Unselbständige / Jahreszwölftel**)

 Männer Frauen
 brutto netto brutto netto
Angestellte € 3.094 € 2.414 € 1.772 € 1.573
Arbeiter € 2.224 € 1.857 € 1.091 € 1.035
Quelle: Hauptverband (2019c); Netto-Beträge: eigene Berechnungen (Finanzminis-
terium Brutto-Netto-Rechner)
Anmerkungen:
* arithmetisches Mittel; ohne zwischenstaatliche Teilleistungen;
** In Österreich gibt es sowohl bei den Löhnen als auch bei den Pensionen 14 Mo-
natszahlungen pro Jahr. Zur leichteren Vergleichbarkeit mit Deutschland werden
in der Tabelle die Jahreszwölftel ausgewiesen (bei den Nettowerten ist die begüns-
tigte Besteuerung der 13. und 14. Monatspension aliquot berücksichtigt).

Für die laufenden Pensionen sieht das Pensionsrecht eine jährliche Anpas-
sung nur mit der Inflationsrate vor (die Regelung gilt auch für die Beam-
tenpensionen). Häufig wird die konkrete Anpassung allerdings in Sonder-
gesetzen geregelt, in denen z.B. festgelegt wird, dass niedrige Pensionen
mit einem höheren Wert angepasst werden. So wurde z.B. für die Anpas-
sung zu Jahresbeginn 2018 – ausgehend von einer Inflationsrate von 1,6 %
– mittels Sondergesetz folgende Regelung getroffen: Pensionen bis € 1.500
wurden mit 2,2 % angepasst. Für höhere Pensionen im Bereich bis € 3.355
wurde der Anpassungssatz schrittweise auf 1,6 % und darüber hinaus – bis
€ 4.980 – bis auf null reduziert.16

Die grundsätzliche Anpassung nur mit der Inflationsrate trägt – neben
Struktureffekten – mit dazu bei, dass die Bestandspensionen aus der Pensi-
onsversicherung im Durchschnitt um etwa 10 % niedriger sind als die
Neuzugangspensionen. Bei männlichen Angestellten liegt dieser Wert bei
€ 2.406 brutto, bei weiblichen Angestellten bei € 1.394. Bei Arbeitern ist
die durchschnittliche Höhe der Bestandspensionen € 1.690 bei Männern
bzw. € 856 bei Frauen (Werte 2018 / Hauptverband 2019d).

Tabelle 1:

16 Die Anpassungen unterhalb der Inflationsrate betrafen de facto nur hohe Beam-
tenpensionen.
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Die ausgewiesenen Werte machen deutlich:

a) Bei höheren Pensionen gibt es durch das Wirksamwerden der Steuer-
progression eine erhebliche Differenz zwischen Brutto- und Nettopen-
sion (siehe Tab 1).

b) Die Pensionen der Frauen sind im Durchschnitt wesentlich niedriger
als die Männerpensionen.

Die hohen geschlechtsspezifischen Unterschiede liegen in den sehr unter-
schiedlichen Erwerbsverläufen begründet. Viele Frauen haben lange Er-
werbsunterbrechungen oder lange Teilzeitphasen und/oder arbeiten in
schlecht entlohnten Branchen bzw. generell in schlechterer Entlohnung.

Mindestsicherung im Alter

Pensionen, die unter einem bestimmten Richtsatz liegen, werden – wenn
kein entsprechendes Eigen- oder Partnereinkommen vorliegt – mit der so-
genannten „Ausgleichszulage“ auf diesen Richtsatz aufgestockt. In mehre-
ren Reformschritten der letzten Jahre wurde das vorher einheitliche Sys-
tem der Richtsätze auf ein abgestuftes System umgestellt: Bei Vorliegen
einer bestimmten Zahl an Erwerbsjahren wird nun durch Bonuszahlun-
gen auf höhere Werte aufgestockt.

Ausgleichszulagen-Richtsätze / brutto (2020)

Alleinstehende € 966,65
Aufstockung („Bonus“) für Personen mit
30 Erwerbsjahren auf € 1.080,00
Aufstockung („Bonus“) für Personen mit
40 Erwerbsjahren auf € 1.315,00

  
Ehepaare € 1.524,99

Aufstockung („Bonus“) für Personen mit
40 Erwerbsjahren auf € 1.782,00

Eigene Darstellung.

Ebenso wie die Pensionen werden die Ausgleichszulagen 14mal pro Jahr
ausbezahlt. Finanziert werden die Ausgleichszulagen zu 100 % aus Bundes-
mitteln. Die Administration erfolgt durch die gesetzliche Pensionsversi-
cherung.

2.5

Tabelle 2:
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Voraussetzung für den Bezug einer Ausgleichszulage ist das Vorliegen
eines Pensionsanspruchs. Wer die dafür erforderlichen Versicherungsjahre
nicht erreicht, ist bei Armut im Alter auf Leistungen aus der von den Sozi-
alämtern administrierten Sozialhilfe angewiesen (mit niedrigeren Leistun-
gen, Vermögensprüfung, etc.).

Finanzierung

Die Finanzierung der Leistungen der gesetzlichen Pensionsversicherung
erfolgt in erster Linie durch die laufenden Beitragszahlungen, ergänzend
gibt es den „Bundesbeitrag“. Der Beitragssatz liegt bei den Unselbständi-
gen seit 1988 unverändert bei 22,8 %. Davon entfallen 12,55 % auf den Ar-
beitgeber und 10,25 % auf den Arbeitnehmer. Die Beitragsbemessungs-
grenze („Höchstbeitragsgrundlage“) liegt bei € 5.370 pro Monat bzw.
€ 75.180 pro Jahr (5.370 x 14; Werte 2020).17 Der von den Selbständigen
(Gewerbetreibende) zu entrichtende Eigenbeitrag beträgt 18,5 %. Die Dif-
ferenz zum Gesamtbeitrag von 22,8 % wird aus Bundesmitteln beglichen.

Entwicklung des Bundesbeitrags zur gesetzlichen Pensions-
versicherung 2005–2018 (Unselbständige + Selbständige)

 Bundesbeitrag
in % des Pensionsaufwands

Bundesbeitrag
in % des BIP

2005 18,7 % 1,8 %
2010 22,8 % 2,2 %
2015 21,6 % 2,2 %
2018 17,9 % 1,8 %

Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Handbuch
der österreichischen Sozialversicherung, diverse Jahrgänge

Ein weiteres zentrales Finanzierungsstandbein neben den Beitragseinnah-
men ist der als Ausfallshaftung konzipierte „Bundesbeitrag“. In den gesetz-
lichen Regelungen zur Pensionsversicherung ist festgelegt, dass die Diffe-
renz zwischen den Beitragseinnahmen und den Ausgaben aus Bundesmit-

2.6

Tabelle 3:

17 In Österreich wird der Jahreslohn in aller Regel in 14 Monatsbeträgen ausbezahlt.
Der 13. und der 14. Bezug (Urlaubs- und Weihnachtsgeld) sind ebenfalls beitrags-
pflichtig.
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teln zu begleichen ist. Über die Ausfallshaftung des Bundes werden aktuell
etwa 18 % des Pensionsaufwands in der gesetzlichen Pensionsversicherung
finanziert. Der Anteil schwankt von Jahr zu Jahr, abhängig von der Ent-
wicklung einerseits der Beitragseinnahmen und andrerseits der Pensions-
kosten.

Wie die ausgewiesenen Werte zeigen, liegt der Bundesbeitrag derzeit auf
einem vergleichsweise niedrigen Niveau, gemessen sowohl in Prozent der
Pensionsausgaben als auch als BIP-Anteil. Hier spiegeln sich einerseits die
gute Entwicklung der Wirtschaft und der Beschäftigtenzahlen in den letz-
ten Jahren und andrerseits die Effekte der durchgeführten Pensionsrefor-
men.

Zu beachten ist, dass sich die in Tabelle 3 ausgewiesenen Werte auf die
gesamte gesetzliche Pensionsversicherung beziehen. Bei getrennter Be-
trachtung der Versicherungsträger für Unselbständige und Selbständige
zeigen sich erhebliche Unterschiede: 2018 deckte die Ausfallshaftung des
Bundes bei den Unselbständigen 12 % und bei den Selbständigen hinge-
gen 52 % des Pensionsaufwands18 – ein Ungleichgewicht, das von Gewerk-
schaftsseite immer wieder kritisiert wird.

Betriebspensionen

Betriebspensionen haben in Österreich traditionell eine relativ geringe Be-
deutung. Nur in ganz wenigen Ausnahmefällen (z.B. Universitäten) gibt es
branchenweite Regelungen. Nach Berechnungen des Österreichischen In-
stituts für Wirtschaftsforschung haben gut 30 % der Arbeitnehmer eine
Anwartschaft auf eine Betriebspension (Url 2012). In vielen Fällen werden
allerdings nur sehr niedrige Beiträge bezahlt, wie z.B. 0,75 % Arbeitgeber-
beitrag im 2008 gestarteten Betriebspensionssystem für Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst.

Ähnlich wie in Deutschland gibt es verschiedene Durchführungswege.
Am weitesten verbreitet sind Zusagen über „Pensionskassen“, die ähnlich
gestaltet sind wie die deutschen Pensionsfonds. Eigentümer dieser Kassen
sind im Regelfall Versicherungen und/oder Banken. Mitbestimmungsrege-
lungen sehen vor, dass die Anwartschafts- und Leistungsberechtigten Ver-
treter in den Aufsichtsrat entsenden können, die Mehrheit liegt allerdings
bei den Kapitalvertretern.

2.7

18 Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger (2019e).
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Im Betriebspensionsgesetz ist u.a. normiert, dass mindestens 50 % der
Beitragsleistung zu einem Betriebspensionssystem vom Arbeitgeber be-
zahlt werden müssen. Für Betriebe mit Betriebsrat ist vorgeschrieben, dass
der Beitritt zu einem ausgelagerten Versorgungssystem – wie z.B. zu einer
Pensionskasse – nur zulässig ist, wenn dazu vorgelagert eine Betriebsver-
einbarung abgeschlossen wurde.19

Ausblick

Modellrechnungen der OECD zeigen, dass die österreichische Pensionsver-
sicherung auch den heute Jüngeren einen relativ guten Einkommensersatz
bietet. So zeigt z.B. die Standardberechnung 78 % Brutto- bzw. 92 % Netto-
Einkommensersatz. Angenommen werden dabei ein Berufseinstieg zum
Alter 20 und durchgehende Erwerbstätigkeit mit Durchschnittseinkom-
men bis zum Regelpensionsalter (OECD 2017, S. 103). Wenngleich zu be-
denken ist, dass die real erzielbaren Einkommensersatzraten in aller Regel
um einiges niedriger liegen werden (kürzere Versicherungsdauer, Berufs-
unterbrechungen, Niedrigverdienst-/Teilzeitphasen, etc.) signalisieren die-
se Werte ein Versorgungsniveau im Alter, das nur sehr wenige Pensionssys-
teme anderer Länder erreichen.

Wie in jedem Pensionssystem, in dem Dauer und Höhe der Beitragszah-
lung bzw. des versicherten Einkommens zentrale Determinanten der Leis-
tungsbemessung sind, ist die konkrete Leistungshöhe in hohem Maß vom
vorgelagerten Erwerbsverlauf abhängig. Die Sicherstellung guter Pensio-
nen auch für die heute Jüngeren erfordert damit fürs erste, dass ihnen die
Möglichkeit einer guten Erwerbsintegration mit entsprechender Entloh-
nung geboten wird – ein Aspekt, der in der Diskussion über die Perspekti-
ven der Alterssicherung oft zu kurz kommt und nicht selten sogar zur
Gänze ausgeblendet wird. Absehbar ist, dass soziale Ausgleichsmechanis-
men, wie die Anrechnung von Kindererziehungszeiten oder Zeiten der Ar-
beitslosigkeit auch in Zukunft nicht ausreichen werden, um negative Ef-
fekte langer Unterbrechungen, prekärer Arbeitsformen, etc. in der Pension
auszugleichen.

In der öffentlichen Debatte über die Zukunft der Pensionen steht in al-
ler Regel die Entwicklung der Ausgaben im Mittelpunkt. Unter Verweis
auf den stark steigenden Anteil der Älteren an der Gesamtbevölkerung
wird von wirtschaftsnahen Experten – ähnlich wie in anderen Ländern –

2.8

19 Näheres zu den Betriebspensionen in Österreich siehe Wöss (2018).
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immer wieder die Gefahr „explodierender“ Pensionskosten in den Raum
gestellt. In den vorliegenden Langzeit-Rechnungen finden diese Befürch-
tungen keine Deckung.

Vorausberechnung der öffentlichen Pensionskosten und des Anteils
älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung 2020–2070

 Öffentliche Pensions-
ausgaben in % des BIP

Anteil der Altersgruppe 65+
an der Gesamtbevölkerung

2020 13,9 % 19,0 %
2030 14,4 % 22,6 %
2040 14,9 % 25,5 %
2050 14,6 % 27,0 %
2060 14,7 % 29,2 %
2070 14,3 % 30,4 %

Quelle: EU Ageing Report 2018, Annex Part IV (Austria)

Trotz massiver Alterung der Bevölkerung wird nur ein relativ geringer An-
stieg bei den öffentlichen Pensionsausgaben erwartet. Dahinter steht u.a.
die Einschätzung, dass die durchgeführten Pensionsreformen vor allem in
mittel- bis längerfristiger Perspektive zu beträchtlichen Einsparungen füh-
ren werden (höheres durchschnittliches Pensionseintrittsalter, etwas nied-
rigere Einkommensersatzraten, etc.). Dazu kommt, dass bei den Ausgaben
für Beamtenpensionen und für Hinterbliebenenpensionen mit einem be-
trächtlichen Rückgang der Kosten gerechnet wird.

Vergleich Österreich – Deutschland

Wie die deutsche Gesetzliche Rentenversicherung folgt auch die österrei-
chische Pensionsversicherung dem Bismarck’schen Modell. Im Zentrum
steht in beiden Ländern ein im Umlageverfahren finanziertes gesetzliches
Versicherungssystem mit einer engen Verbindung zwischen Beiträgen und
Leistungen. Bei genauerem Hinsehen zeigen sich allerdings ganz erhebli-
che Unterschiede, insbesondere:
• Die österreichische Pensionsversicherung bietet ein wesentlich höheres

Leistungsniveau – bei den heute Jüngeren fällt Deutschland noch wei-
ter zurück.

Tabelle 4:

3.
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• In Österreich sind (fast) alle Erwerbstätigen in die gesetzlichen Pensi-
onssysteme eingebunden, der Versichertenkreis ist damit wesentlich
breiter als in Deutschland.

• Die Mindestsicherung im Alter ist in Österreich in die gesetzliche Pen-
sionsversicherung integriert, die Leistungen sind höher und es erfolgt
keine Vermögensprüfung.

• Österreich wendet einen wesentlich höheren BIP-Anteil für die Finan-
zierung der gesetzlichen Pensionen auf.

Teils haben diese Unterschiede eine lange Vorgeschichte, teils sind sie Er-
gebnis der sehr unterschiedlichen Reformen zu Beginn der 2000er Jahre,
die im Ergebnis zu einer sehr unterschiedlichen Ausrichtung der Systeme
geführt haben. In Deutschland wurde damals das Ziel der Lebensstandard-
sicherung durch die gesetzliche Rente aufgegeben und ein erheblicher Teil
der Verantwortung für die Alterssicherung auf Betriebs- und Privatrenten
verlagert. In Österreich gab es sehr ähnliche Reformbestrebungen, aller-
dings scheiterten diese am breitflächigen Widerstand. Das Ziel der weitge-
henden Lebensstandardsicherung durch eine Pension aus dem gesetzli-
chen System blieb trotz umfassender Änderungen aufrecht.

Die Ausweitung des Versichertenkreises über die unselbständig Er-
werbstätigen hinaus begann bereits in den 1950er Jahren.20 Der letzte we-
sentliche Schritt erfolgte 1996/1997 mit der Pflichtversicherung auch von
neuen Erwerbsformen im Grenzbereich zwischen Unselbständigkeit und
Selbständigkeit.

Ein weiterer wesentlicher Unterschied besteht darin, dass in Österreich
auch die Beamtenversorgung in den Reformprozess eingebunden wurde.
Langfristig werden dort sowohl das Beitrags- als auch das Leistungsrecht
an die Regelungen der gesetzlichen Pensionsversicherung angeglichen.

Der Beitragssatz zur gesetzlichen Pensionsversicherung beträgt in Öster-
reich 22,8 % und liegt damit deutlich höher als der entsprechende Wert in
Deutschland mit derzeit 18,6 %. Wird allerdings der in Deutschland vorge-
sehene 4-%-Beitrag zur privaten Riester-Rente mit ins Kalkül genommen,
gleicht sich dieser Unterschied weitgehend aus. Der Arbeitnehmer- bzw.
Eigenbeitrag liegt bei Gesamtbetrachtung in Deutschland sogar um einiges
höher als in Österreich.

Die Gegenüberstellung der jeweiligen Rentenzahlbeträge macht die
massiven Unterschiede beim Leistungsniveau der gesetzlichen Renten
deutlich (Tabelle 5):

20 1958 wurden die Gewerbetreibenden in die Pflichtversicherung der gesetzlichen
Pensionsversicherung eingebunden.
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Durchschnittliche Brutto-Rentenzahlbeträge bei neu zuerkannten
Altersrenten/Alterspensionen 2016 (Unselbständige/inkl. zwischen-
staatliche Teilleistungen)

 Deutschland Österreich
Männer € 1.120 € 2.001*

Frauen € 757 € 1.253*

Quelle: Blank et al. (2018)
*Jahreszwölftel (zum einfacheren Vergleich mit Deutschland)

Zu beachten ist, dass die konkreten Rentenzahlbeträge nicht nur durch die
jeweiligen Berechnungsformeln bestimmt werden, sondern auch durch an-
dere Faktoren: So sind in Österreich 15, in Deutschland hingegen nur 5
Versicherungsjahre für die Zuerkennung einer Alterspension bzw. -rente
erforderlich. Ein ganz wesentlicher Faktor ist darüber hinaus in beiden
Ländern der vorgelagerte Erwerbsverlauf. Am besten vergleichbar sind aus
diesen Gründen die Rentenzahlbeträge bei den Männern. Hier spielt die
Vorgabe von 15 bzw. fünf Versicherungsjahren praktisch nur eine sehr ge-
ringe Rolle und auch die Karriereverläufe sind ähnlich.

Jährliche Rentengutschrift in % des versicherten Erwerbseinkommens

Deutschland Österreich
Rentenantritt 2016 Berufseinstieg 2016 Pensionskonto-Recht

0,99 % 0,83 % 1,74 %21

Quelle: Türk E./Blank F. (2017)
Anmerkung: Die für Deutschland ausgewiesenen Werte ergeben sich durch Gegen-
überstellung des aktuellen bzw. vorausberechneten Werts eines Entgeltpunkts in
Relation zur Höhe des versicherten Durchschnittseinkommens. Der für Österreich
angegebene Wert gilt für Pensionsanwartschaften, die ab 2005 erworben wurden.
Ältere Anwartschaften wurden im Regelfall höher bewertet.

Tabelle 5:

Tabelle 6:

21 Die durchschnittliche effektive Pensionsgutschrift liegt mit 1,74 % etwas niedri-
ger als der Pensionskonto-Prozentsatz (1,78 %), weil im Jahr des Pensionsantritts
keine Aufwertung des Kontoguthabens mehr erfolgt.
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Eine vergleichende Betrachtung unter Ausblendung von Faktoren wie An-
spruchsvoraussetzungen, Erwerbskarrieren, Pensionseintrittsalter, etc. er-
laubt die Gegenüberstellung der jeweiligen Renten- bzw. Pensionsgut-
schriften pro Versicherungsjahr.

Tabelle 6 bestätigt, was bereits in der Gegenüberstellung der Renten-
zahlbeträge deutlich wurde: Die österreichische Pensionsversicherung bie-
tet ein wesentlich höheres Leistungsniveau als die deutsche Rentenversi-
cherung. Für heutige Berufseinsteiger ist die jährliche Rentengutschrift in
Österreich sogar mehr als doppelt so hoch wie in Deutschland! Sehr au-
genscheinlich wird das sehr unterschiedliche Leistungsniveau auch beim
Vergleich der erforderlichen Versicherungsjahre zur Erreichung eines be-
stimmten Renten- bzw. Pensionsniveaus. Türk und Blank (2017) haben
untersucht, wie viele Beitragsjahre im jeweiligen System erforderlich sind,
um eine Rente/Pension in Höhe der Armutsgefährdungsgrenze zu errei-
chen. Auch in dieser Betrachtungsweise zeigen sich gravierende Unter-
schiede.

Für eine Regelaltersrente in Höhe der Armutsgefährdungsgrenze sind
….. Beitragsjahre erforderlich

Verdienst
Deutschland Österreich

Rentenantritt
2016

Berufseinstieg
2016

Pensionskonto-
recht

100 % des Durch-
schnittseinkommens 40,6 Jahre 48,0 Jahre 26,0 Jahre

75 % des Durch-
schnittseinkommens 54,1 Jahre 64,1 Jahre 34,7 Jahre

Wie diese Werte zeigen, muss in Deutschland damit gerechnet werden,
dass in Zukunft selbst Durchschnittsverdiener nur mehr in Ausnahmefäl-
len eine gesetzliche Rente in Höhe der Armutsgefährdungsgrenze errei-
chen werden. Liegt das Erwerbseinkommen z.B. nur bei 75 % des Durch-
schnitts, ist das in aller Regel bereits heute unmöglich! In Österreich sind
demgegenüber bei Durchschnittsverdienst 26 und bei einem Verdienst in
Höhe von 75 % des Durchschnitts 34,7 Versicherungsjahre für eine Pensi-
on in Höhe der Armutsgefährdungsgrenze erforderlich. Wenig überra-
schend ist in Anbetracht derartiger Werte, dass die Armutsgefährdungs-
quoten im Alter tendenziell in Deutschland nach oben und in Österreich
nach unten weisen (Abbildung 1).

Tabelle 7:
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Armutsgefährdungsquoten in der Altersgruppe 65+
Deutschland – Österreich im Vergleich 2007–2017, Prozent
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Quelle: Türk/Blank (2017), aktualisiert; Datenbasis Eurostat 2020

Die Schlüsselrolle des Arbeitsmarktes in der Alterssicherung

Im Zentrum der Diskussion über die Zukunft der Alterssicherungssysteme
steht seit mehreren Jahrzehnten der demografische Wandel bzw. die er-
wartete kräftige Alterung der Bevölkerung. Sorgen bereitet dabei vor allem
die künftige Entwicklung der Zahl der Rentner/Pensionisten in Relation
zur Zahl der Beitragszahler. Das gilt für Österreich wie für Deutschland.

Blicken wir zuerst auf die Vorhersagen der Demografen bzw. auf die er-
wartete Entwicklung der Altenquote, wie sie den Langzeitrechnungen im
EU Ageing Report 2018 zugrunde gelegt ist. Demnach wird die „old-age
dependency ratio“, definiert als Zahl der Menschen in der Altersgruppe ab
65 relativ zur Altersgruppe 15 bis 64, zwischen 2016 und 2070 in Deutsch-
land von 32,2 % auf 55,9 % und in Österreich von 27,6 % auf 54,4 % stei-
gen. Für die EU insgesamt (einschließlich Großbritannien) wird ein An-
stieg von 29,6 % auf 51,2 % erwartet.22

Abbildung 1:

4.

22 EU-Kommission (2018, Table III.1.60).
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Evident ist, dass demografische Verschiebungen in diesem Ausmaß
enorme Herausforderungen für unsere Gesellschaften als Ganzes und ins-
besondere für die Alterssicherungssysteme mit sich bringen. Umso bedau-
erlicher ist es, dass der Blick auf zentrale Handlungsoptionen immer wie-
der verstellt wird durch grobe Fehldarstellungen, in denen die Zahl der
Beitragszahler mit der Zahl der Menschen im Erwerbsalter und die Zahl
der Rentner mit der Zahl der Menschen über einer bestimmten Alters-
grenze gleichgesetzt wird. So verlautbarte z.B. die EU-Kommission bei der
Vorstellung des Grünbuchs zu den Renten im Jahr 2010: „Erwartet wird,
dass sich die Zahl der Rentner in Europa bis 2060 relativ zur Zahl der Bei-
tragszahler verdoppeln wird – diese Situation ist unhaltbar“. Ähnlich die
EU-Kommission bei der Vorstellung des EU Ageing Reports 2015, wo in
einer europaweit verbreiteten Grafik eine bevorstehende Verschiebung der
Relation zwischen Erwerbstätigen und Rentnern von heute 4:1 auf 2:1 sug-
geriert wurde.

Allerdings gibt es keine einzige seriöse Datenquelle, die solche Behaup-
tungen belegen könnte. Sowohl der Ausgangswert als auch die behauptete
Verschlechterung der Relation zwischen Rentnern und Beitragszahlern
sind evident falsch. Die EU-Kommission selbst hat in ihrem Ageing Report
2015 für den EU-Raum die Zahl der Erwerbstätigen mit 214 Mio. und die
Zahl der Rentner bzw. Pensionisten mit 124 Mio. ausgewiesen (EU-Kom-
mission 2015), d.h. dass die tatsächliche Relation zwischen Erwerbstätigen
und Rentnern war nicht 4:1 ist, sondern gerade mal 1,7:1.

Wie kommt es zu den zitierten Fehlbehauptungen? Die Erklärung ist
verblüffend einfach: Die Relation zwischen verschiedenen Altersgruppen
wird ohne Umschweife in die Relation zwischen Erwerbstätigen und Rent-
nern umgedeutet! Problematisch ist das nicht nur, weil es fernab der Reali-
tät ist und ein völlig falsches Bild vermittelt. Mindestens ebenso problema-
tisch ist, dass mit der unrichtigen Gleichsetzung der Zahl der Menschen
im Erwerbsalter mit der Zahl der Erwerbstätigen der Blick auf eine zentra-
le Handlungsoption im Umgang mit der demografischen Alterung ver-
stellt wird, der besseren Erwerbsintegration der Menschen im Erwerbsalter
quer durch alle Altersgruppen.

Der enorme Unterschied zwischen demografischer „Altenquote“ und
wirtschaftlicher „Abhängigkeitsquote“ hat vor allem zwei Gründe: Erstens
ist etwa ein Drittel der Menschen im Erwerbsalter nicht erwerbstätig – teils
weil sie in Ausbildung sind (Schüler, Studierende) sind, mehr noch aber
wegen Arbeitslosigkeit, schlechter Vereinbarkeit Beruf/Familie, Invalidisie-
rung, Frühpension, etc. Zweitens sind etwa ein Viertel der Rentner jünger
als 65 (EU-Raum / EU- Kommission 2015).
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Ökonomisch betrachtet macht vor diesem Hintergrund die Gegenüber-
stellung der Zahl der Menschen im Erwerbsalter mit der Zahl der Men-
schen im höheren Alter wenig Sinn. Klar zum Ausdruck gebracht wird das
im EU Weißbuch zu den Pensionen: „Die Alterungsproblematik wird häu-
fig anhand der Verdoppelung der Alterslastquote (Verhältnis der Bevölke-
rung 65+ zur Bevölkerung 15–64) von 26 % im Jahr 2010 auf 50 % im Jahr
2050 aufgezeigt. Der springende Punkt ist jedoch die wirtschaftliche Ab-
hängigkeitsrate, die wie folgt definiert ist: Arbeitslose und Personen im
Ruhestand als Prozentsatz der Erwerbstätigen.“23 Unverständlich ist, war-
um eine so definierte „wirtschaftliche Abhängigkeitsrate“ in den Arbeiten
der EU-Kommission, z.B. in den Szenarien-Rechnungen im Ageing Re-
port, bisher keine Berücksichtigung gefunden hat.

Wie hoch das Potential einer Strategie der „besseren Erwerbsintegration
in allen Altersgruppen“ ist, um den demografisch bedingten Anstieg der
wirtschaftlichen Abhängigkeitsrate einzudämmen, wurde zuletzt in Szena-
rien-Rechnungen zu Deutschland aufgezeigt (Türk et al. 2018). Berechnet
wurde, wie sich die Entwicklung der Relation zwischen Arbeitslosen und
Rentnern auf der einen und Erwerbstätigen auf der anderen Seite entwi-
ckeln würde, wenn Deutschland bis zum Jahr 2050 Erwerbsquoten errei-
chen würde, wie sie derzeit in Schweden gegeben sind.

23 EU-Kommission (2012), Abschnitt 2.3.
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Altenquote/ökonomische Abhängigkeitsquote – Deutschland
2013–2060. Änderung in Prozent (Ausgangswert 2013 = 100)
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Die der Abbildung 2 zugrundeliegenden Berechnungen zeigen:

a) Der erwartete Anstieg der ökonomischen Abhängigkeitsquote wird al-
ler Voraussicht nach wesentlich weniger stark ausfallen als der Anstieg
der Altenquote mit +73 %.

b) Würde es bis 2060 gelingen, die derzeit in Schweden gegebenen Er-
werbsquoten und eine deutliche Reduktion der Arbeitslosigkeit zu er-
reichen, würde die Zahl der Arbeitslosen und Rentner in Relation zur
Zahl der Erwerbstätigen nur um 10 % steigen – und nicht wie aktuell
angenommen um 41 %.

Deutlich gemacht wird mit dieser Szenarien-Rechnung, dass die Relation
zwischen Leistungsbeziehern und Beitragszahlern (bzw. Erwerbstätigen)
bei weitem nicht nur – wie oft behauptet – von der Entwicklung der Al-
tenquote und vom gesetzlichen Renten- bzw. Pensionsalter abhängt. Eine
ganz zentrale Rolle spielt dabei auch der Arbeitsmarkt bzw. wie gut/

Abbildung 2:
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schlecht die Menschen im Erwerbsalter in das Erwerbsleben eingebunden
sind. Klar ist, dass von einer guten Einbindung in das Erwerbsleben nur
bei guter Qualität der Arbeit und der Arbeitseinkommen gesprochen wer-
den kann.

Programm der neuen Regierung (Koalition ÖVP/Grüne)

Zu Jahresbeginn 2020 wurde in Österreich eine neue Regierung angelobt.
Für viele überraschend verständigten sich die konservative ÖVP und die –
eher als politisch linksstehend eingeschätzten – Grünen auf eine Regie-
rungskoalition. Was ist im Bereich der Alterssicherungspolitik von dieser
Regierung zu erwarten? Im Regierungsprogramm wird der Abschnitt Pen-
sionen mit folgenden Sätzen eingeleitet: „Das österreichische Pensionssys-
tem zeichnet sich durch Sicherheit und Klarheit aus. Es gibt zwar immer
wieder Adaptionsbedarfe, aber wir brauchen keine grundsätzliche Neuaus-
richtung. Was es braucht, sind Bemühungen, Lücken und Ungerechtigkei-
ten zu schließen und Nachhaltigkeit sicherzustellen.“ Die konkret ange-
führten Reformvorhaben zur Beseitigung von „Lücken und Ungerechtig-
keiten“24 und zur Sicherstellung von „Nachhaltigkeit“ sind überwiegend
auf den Arbeitsmarkt ausgerichtet. Angesprochen ist in diesem Zusam-
menhang auch das Ziel, das „effektive Pensionsantrittsalter deutlich zu er-
höhen“.

Das Programm lässt erwarten, dass es in den kommenden Jahren zu kei-
nen großen Änderungen im Pensionsrecht kommen wird. Von einer wei-
teren „großen Pensionsreform“, wie das wirtschaftsnahe Pensionsexperten
immer wieder mal öffentlichkeitswirksam einfordern, ist keine Rede. Die
Fokussierung auf den Arbeitsmarkt (bessere Vereinbarkeit Beruf/Familie,
Gesundheitsschutz, altersgerechte Arbeitsgestaltung, Rehab-Maßnahmen,
etc.) als Instrument auch der Pensionspolitik könnte sogar als Schulter-
schluss mit den Gewerkschaften gedeutet werden. Auch die Zielsetzung
„das effektive Pensionsantrittsalter deutlich zu erhöhen“ entspricht im
Grundsatz – bei Sicherstellung entsprechender Erwerbschancen – der Posi-
tionierung der Gewerkschaften.

Konfliktstoff mit den Gewerkschaften bietet allerdings ein Punkt, der
im Regierungsprogramm nicht angesprochen ist: die im Herbst 2019 ohne
Vorbegutachtung im Parlament beschlossene Streichung der Pensionsab-

5.

24 Konkret angesprochen sind die vielen niedrigen Frauenpensionen und die Alters-
armut.
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schläge bei Vorliegen von 45 Pflichtversicherungs- bzw. Erwerbsjahren
(siehe oben, Fußnote 14). Die Regierungsspitze hat wenige Tage nach Vor-
lage ihres Programms eine Überarbeitung dieser von den Gewerkschaften
begrüßten Regelung angekündigt. Allerdings wurde weder zum Inhalt der
geplanten Änderung noch zum Zeitplan Genaueres verlautbart.

Mit Interesse erwartet wird auch, welche konkreten Maßnahmen der
von den Grünen gestellte Sozialminister zur angekündigten Verbesserung
der niedrigen Frauenpensionen und – damit verbunden – zur Reduktion
der Altersarmut vorschlagen wird. Konkret angekündigt wurde bisher nur
die Einführung eines automatischen Splittings der Pensionsanwartschaften
von Eltern bis zum 10. Lebensjahr der Kinder, verbunden mit der Mög-
lichkeit zu einem Opting-out.

Ziemlich sicher ist jedenfalls, dass auch die Regierungskoalition ÖVP-
Grüne an den – im Vergleich zu Deutschland – sehr starken gesetzlichen
Renten festhalten wird. Österreich wird damit auch in Zukunft als Refe-
renzland dienen können für alle, die aus guten Gründen in Deutschland
eine Stärkung der gesetzlichen Rente fordern. Gelingt es dem grünen Sozi-
alminister, wirksame Maßnahmen zur Verbesserung der Frauenpensionen
auf den Weg zu bringen, könnte das Interesse am „österreichische Modell“
sogar weiter steigen.
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